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Vorwort. 

Nachdem der Begründer und langjährige Herausgeber dieſes 
Werkes, der Gymnaſial-⸗Profeſſor Wilhelm Müller in Ravensburg, 
im Januar v. J. geſtorben iſt, hat die Verlagsbuchhandlung die Fort⸗ 
führung des Werks mir übertragen und habe ich bereits im vorigen 
Jahre das von Müller unvollendet hinterlaſſene Jahrbuch für 1891 
durch den das Ausland betreffenden Teil vervollſtändigt. 

Ich ſehe es als meine Aufgabe an, die Vorgänge im weſent⸗ 
lichen in der Art und Weiſe vorzuführen, wie ſie bisher ſo lange Zeit 
vielen Anklang gefunden hat, insbeſondere die Darſtellung von einer 
politiſchen Parteirichtung fernzuhalten. Infolge einer Anregung in der 
Preſſe ift diesmal dem Auslande ein etwas größerer Umfang einge⸗ 
räumt worden, als bisher; ich hoffe zu erfahren, ob dieſe Anderung 
allgemeinen Anklang findet. 


Das Jahr 1892 nahm einen durchaus ruhigen Verlauf. Der 
Friede wurde nirgends geſtört, aber in einer Reihe von Staaten 
wurden in Hinblick auf die Möglichkeit eines europäiſchen Kriegs die 
militäriſchen Sicherheitsmäßregeln fortgeſetzt. Staaten zweiten Ranges, 
wie Holland, Dänemark, Schweden und Norwegen, entwickelten hierin 
großen Eifer; die größte Sicherheit für Erhaltung des allgemeinen 
Friedens erſtrebten jedoch die deutſchen Bundesregierungen durch eine 
im November dem Reichstage gemachte, die Bevölkerung aber ſchon 
ſeit dem Sommer lebhaft bewegende Heeres⸗Vorlage, vermöge deren 
wir ſogar einem gleichzeitigen Angriffe von Weſten und Oſten ge 
wachſen fein ſollen. Ebenſo allgemein wie die Sorge um die Wehr⸗ 
fähigkeit war die um die Arbeiterfrage, von der namentlich Belgien 
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und Spanien bewegt wurden. Die inneren Verhältuiſſe des deutſchen 
Reichs wurden, außer der Militärvorlage, vor allem durch den Ent: 
wurf eines preußiſchen Volksſchulgeſetzes kirchlich-konfeſſionellen Cha⸗ 
rakters beherrſcht. Nachdem er gegen die gemäßigten Parteien nicht 
hatte durchgeſetzt werden können, brachten dieſe in Mittel- und Süd⸗ 
deutſchland dem Fürſten Bismarck gelegentlich ſeiner Reiſen begeiſterte 
Huldigungen, während die Parteien, die unterlegen waren, große 
Nührigkeit entfalteten, um bei einer Wiederkehr ſolcher Kämpfe ſich 
ſtärker zu erweiſen. In Oſterreich führten die Juugezechen dermaßen 
das große Wort, daß der böhmiſche Ausgleich abermals auf die lange 
Bank geſchoben wurde und das gute Einvernehmen der Regierung mit 
der deutſch⸗liberalen Partei wieder in die Brüche ging. Die Ungarn 
brachten es fertig, nicht bloß den 25jährigen Gedenktag der Krönung 
Franz Joſephs, ſondern auch deſſen unverſöhnlichſten Gegner Koſſuth 
zu feiern. Italien, Spanien und Amerika begingen das Feſt der vierten 
Jahrhundertfeier der Entdeckung der neuen Welt, Frankreich das Jahr— 
hundertfeſt ſeiner erſten Revolution. Die franzöſiſche Republik wurde 
zwar vom Papſte zu kräftigen geſucht, aber gegen Ende ihrer Rüſtungen 
und mitten in der Freude über die Eroberung Dahomehs erſchien ſie in 
der Panamaſache vor aller Welt in ſehr üblem Lichte. Rußlaud war 
von ſozialen Nöten heimgeſucht, Italien vollauf mit Regelung feiner 
Finanzen beſchäftigt, Portugal bekannte ſich zum Staatsbankerott, 
Griechenland kam dieſem ſehr nahe. In Großbritannien kam Gladſtone 
wieder and Ruder, um einen neuen Verſuch mit Honie-Rule zu 
machen, in Spanien Sagaſta behufs Errichtung einer liberalen Ne 
gierung. Die Zuſtände in Rumänien und Bulgarien gewannen an 
Feſtigkeit, die Serbiens wurden ſchwankend. 


Groß-Lichterfelde, im März 1893. 


Dr. Karl Wippermann. 
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Deutſches Reich. 


Die Neujahrsfeier am Kaiſerlichen Hofe nahm in der 
üblichen Weiſe ihren Verlauf. Um 10 Uhr vormittags fand in der 
Kapelle des königlichen Schloſſes zu Berlin ein Gottesdienſt ſtatt, 
an welchem, außer dem Kaiſerpaare, die Kaiſerin Friedrich, alle 
Prinzen und Prinzeſſinnen des königlichen Hauſes, eine Reihe anderer 
dentſcher Prinzen, der Hof, die Generalität, die Miniſter, die Mit⸗ 
glieder des Bundesrats, die Präſidien des Reichstags wie des 
Landtags und hohe Staatswürdenträger teilnahmen. Den Gottes⸗ 
dienſt leitete Hofprediger Dryander, der in ſeiner Predigt darauf 
hinwies, daß wir nicht wüßten, was die neue Zeit bringen werde, 
welche Stürme uns bevorſtänden und was uns vielleicht genommen 
würde, das jetzt noch unſer Schmuck ſei. Es ſchloß ſich daran ein 
großer Empfang im Weißen Saale des königlichen Schloſſes, wo dem 
Throne gegenüber die Schloßgarde⸗Kompanie mit der Fahne Auf⸗ 
ſtellung genommen hatte. Den Vorübergang eröffnete der Reichs⸗ 
kanzler Graf v. Caprivi, dem der Kaiſer huldvoll die Hand reichte. 
Auch der ſächſiſche Geſandte Graf von Hohenthal und der Staats⸗ 
jefretäv v. Boetticher wurden durch Handreichung ausgezeichnet. 
Zur Paroleausgabe erſchien der Kaiſer in der Ruhmeshalle, wo 
er eine Anſprache nur militäriſchen Charakters hielt. Bei dieſem 
Beſuche wies der Kaiſer auch den Platz an, wo die dem verewigten 
Feldmarſchall Grafen Moltke verliehenen Ordensauszeichnungen auf⸗ 
bewahrt werden ſollen. Es iſt der Raum, der bereits die Orden, 
Uniformen und Waffen der beiden erſten Kaiſer birgt. Ferner be⸗ 
ſichtigte der Kaiſer hier die von der Familie Freeſe überlaſſene 

1802. 1 


2 Empfaug des poſener Erzbiſchofs v. Stablewski beim Kaiſer. 


däniſche Fahne, welche am 5. April 1849 bei Apenrade vom 
Infanteriſten Freeſe unter dem heftigſten Feuer däniſcher Schaluppen 
von dem Maſte an der Landungsbrücke entfernt worden war. Schon 
in den erſten Tagen des Jahres trat wieder die bekannte Pietät des 
Kaiſers für patriotiſche Gedenktage hervor: In einer Zuſchrift an 
H. v. Korn in Breslau, den Verleger der „Schleſiſchen Zeitung“, 
gedachte er mit großer Anerkennung des nunmehr 150jährigen Be⸗ 
ſtehens dieſes umnittelbar nach der Beſitzergreifung Schleſiens durch 
Friedrich den Großen gegründeten Blattes. Zu Friedrichs erſten 
Regierungshandlungen dort hatte nämlich die Erteilung dieſes Privilegs 
gehört, und die königlichen Aufrufe, aus welchen die große vater⸗ 
ländiſche Bewegung von 1813 hervorging, waren in dieſem Blatte 
veröffentlicht. Ein anderer Gedenktag, der 11. Januar, der „Ent⸗ 
ſcheidungstag von Le Maus“ im Kriege von 1871, veranlaßte den 
Kaiſer, dem General der Infanterie v. Alvensleben den Schwarzen 
Adlerorden zu verleihen zur Auszeichnung des von ihm damals 
geführten braven 3. Armeekorps. Am Todestage der Kaiſerin 
Auguſta, den 7. Januar, begaben ſich der Kaiſer, ſeine Gemahlin 
und feine Mutter in das Mauſoleum des Charlottenburger Schloß— 
parks, wo ſie Kränze am Sarge niederlegten. Am 12. Januar 
empfing der Kaiſer den bis dahin ſeinem Namen nach unbekannten 
„Wohlthäter der Eifel“, den Geh. Kommerzienrat Gruſon aus 
Buckau⸗Magdeburg, und den in gleicher Weiſe verdienſtreichen 
Oberſt z. D. v. Gieſe, um für die Hilfe zu danken, welche ſie den 
armen Bewohnern des Hohen Venn und der ganzen Eifel gebracht 
hatten. An demſelben Tage empfing der Kaiſer den neu ernannten 
Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, Florian v. Stablewski. Sein 
Vorgänger Dinder war ſchon am 30. Mai 1890 geſtorben. Auf 
dieſen war bekanntlich im Mai 1886 die Wahl gefallen, weil er ein 
Deutſcher war und man mit dem Polen Ledochowski fo üble Er- 
fahrungen gemacht hatte. Lange hatte ſich keine geeignete Perſönlich⸗ 
keit finden laſſen. Endlich hatte mau ſich am 30. Dezember 1891 
doch wieder für einen Polen, für jenen Propſt zu Wreſchen ent⸗ 
ſchieden, weil er am vorhergehenden 27. September auf dem polniſchen 
Katholikentage zu Thorn eine auffallend ſtaatstreue Rede gehalten 
hatte. Er hatte dort insbeſondere betont, die Katholiken leiſteten der 
über ſie geſtellten Regierung aus innerſter Überzeugung Gehorſam 
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und die Polen wollten wegen der Zurückſetzungen, die ſie erfahren zu 
haben glaubten, nicht aufwiegeln, ſondern Rat ſchaffen, denn Ver: 
geben ſei in der Politik oft geboten. Die Beſtätigung Stablewskis 
war erfolgt trotz mancher in der Preſſe laut gewordener Warnungen 
und der Hinweiſe, daß er zur Zeit des Kulturkampfes als Abgeord- 
neter in der vorderſten Reihe der Streiter gegen den Staat geſtanden 
habe. Da nahm nun der Kaiſer den Akt der Eidesleiſtung des Erz⸗ 
biſchofs zum Anlaß, ihm, in Erinnerung an ſeine in Thorn ausge⸗ 
ſprochenen Grundſätze, den Standpunkt, von dem die Regierung aus⸗ 
gegangen, nochmals recht deutlich vorzuführen. Er ließ ſich in Perſon 
den Eid ſchwören, und zwar unter Entfaltung eines ſeit 1866 bei 
ſolchen Fällen nicht mehr üblich geweſenen Pomps. Die Anſprache 
Stablewskis atmete den Geiſt ſeiner Thorner Rede. Durch 
ſeinen Eid, ſagte er, ſolle Gott „Ehre werden auf Erden“ und der 
König habe „das Recht, nicht bloß äußern Gehorſam, ſondern ehr— 
furchtsvolle Liebe und Hingebung zu fordern.“ Der Kaiſer begann 
ſeine Erwiderung damit, er habe es für „angezeigt gehalten“, das 
Gelöbnis ſelbſt entgegenzunehmen. Vorſchlag und landesherrliche 
Anerkennung ſeien in dem Vertrauen erfolgt, daß der Erzbiſchof in 
ſeinem Amte allezeit die Grundſätze bethätigen werde, die er als 
Chriſt und Unterthan dem Könige und dem Staate ſchulde. „Ich 
erwarte,“ fuhr der Kaiſer fort, „daß es Ihnen gelingen wird, foweit 
dies Ihres Amtes iſt, die Gegenſätze zu verſöhnen, welche bei Kindern 
eines Landes keine Berechtigung haben, und daß Sie in den Ihrer 
biſchöflichen Obhut anvertrauten Diözeſanen den Geiſt der Ehrfurcht 
und Treue gegen Mich und Mein Haus, des Gehorſams gegen die 
von Gott geordnete Obrigkeit, der Achtung vor den Geſetzen des 
Landes ſowie der Eintracht unter den Bewohnern desſelben pflegen 
und nähren werden. Ich hege dieſe Erwartung mit um ſo größerer 
Zuverſicht, da Sie dieſe Grundſätze ſelbſt als die Ihrigen ohne Scheu 
verkündet und Mir dadurch die Gewähr geboten haben, daß der 
Hirtenſtab der Erzdiözeſe fortan in einer feſten, treuen und gerechten 
Hand ruhen wird.“ Bisher iſt die auf den neuen Erzbiſchof geſetzte 
Erwartung nicht getäuſcht worden; feine Ernennung iſt aber, nament- 
lich vom Fürſten Bismarck, von einem Geſichtspunkte der äußern 
Politik mehrfach mißbilligt worden: es ſoll hierdurch wie durch andere 
Akte einer polenfreundlicheren Politik die ruſſiſche Regierung verſtimmt 
1* 
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Hund mißtrauiſch geworden ſein, zumal Stablewski grade in ſeiner 
Thorner Rede Rußland als den „erbittertſten Feind“ der Polen und 
der katholiſchen Kirche bezeichnet hatte. 

Erholung von den Regierungsgeſchäften ſuchte der Kaiſer in 
dieſem Jahre zuerſt im Bückeburger Ländchen. Am 13. Januar 
wurde er in Bückeburg von ſeinem Schwager, dem Prinzen Adolf 
von Schaumburg⸗Lippe, und deſſen Gemahlin, der Prinzeſſin Viktoria 
von Preußen empfangen und durch die erleuchtete Stadt zwiſchen 
Spaliere der Bürger und Vereine nach dem altertümlichen Schloſſe 
geleitet. Am folgenden Morgen wurde er bei der Ausfahrt von den 
auf dem Schloßplatz und dem Schloßwall verſammelten Landleuten 
in Nationaltracht lebhaft begrüßt. Die Fahrt ging nach dem waldigen 
Bückeberge, in deſſen Gründen der Kaiſer mit ſeinem Schwager Jagd 
auf Hirſche hielt. Nach der Heimkehr wohnte der Kaiſer am 16. Ja⸗ 
nuar einer Sitzung des Komitees für den Bau der Kaifer Wilhelm— 
Gedächtniskirche in Berlin bei und ergriff, nach dem Vortrage 
des leitenden Architekten, das Wort, um auszuſprechen, daß es nimmer⸗ 
mehr an den erforderlichen Mitteln fehlen könne und werde, um, wie 
es unbedingt notwendig ſei, das geplante Werk im Außern und 
Innern zu einem herrlichen, ſolchen Kaiſers überaus würdigen zu 
geſtalten. Am 17. Januar wurde das Krönungs- und Ordensfeſt, 
am 18. das Kapitel des hohen Ordens vom Schwarzen Adler 
im königlichen Schloſſe zu Berlin in üblicher Weiſe gehalten. Am 
19. Januar morgens früh um 8 Uhr traf der Kaiſer in Kiel ein, 
begab ſich alsbald an Bord des Panzerſchiffs „Friedrich der Große“ 
und wohnte ſodann der Vereidigung der jungen Marine-Mannſchaften 
bei. Dieſe wurden, nach einer kirchlichen Feier in der Marienkirche, 
unter Vorantritt der Kapelle der 1. Matroſendiviſion, zum Exerzier⸗ 
ſchuppen im Hofe der Matroſenkaſerne geführt, und hier hielt der 
Kaiſer an die Neueingeſtellten, nachdem fie ihm den Fahneneid ges 
leiſtet, eine Anſprache. Er ermahnte ſie, wo ſie auch ſein möchten, 
„im Inland oder Ausland, ob zu Kolonialzwecken oder zu wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Expeditionen entſendet,“ ſich ſtets eingedenk ihrer Pflichten 
als deutſche Matroſen zu benehmen, treu zu Kaiſer und Reich zu 
ſtehen, wo es auch immer ſei, und Religion und Gottesfurcht nicht 
zu vergeſſen. Es folgte eine Anzahl Ordensverleihungen an die 
Marine und zum Schluß teilte der Kaiſer mit, daß Prinz Heinrich 
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von ſeinen Dienſtleiſtungen als Kommandeur der 1. Matroſendiviſion 
enthoben und zum Reichsmarineamt nach Berlin abkommandiert ſei. 
Der Prinz hatte einige Tage vorher die auf der „Germania“-Werft 
in Kiel erbaute Kreuzerkorvette H bei ihrem Stapellaufe auf den 
Namen „Kaiſerin Auguſta“ getauft. Nun verabſchiedete er ſich 
von Kiel, während der Kaiſer an Bord des neuen Avifos „Pelikan“, 
gefolgt von drei Panzerſchiffen ſowie der Torpedoboot⸗Diviſion, unter 
den Klängen des Präſentiermarſches nach der Außenföhrde abdampfte. 
Nach einem dort abgehaltenen gefechtsmäßigen Manöver kehrte er 
nach Kiel zurück, wo er in der Kaſerne des Seebataillons lebhaftes 
Intereſſe am Kriegsſpiel nahm. 

Nunmehr wurde der preußiſche Hof durch den Beſuch des würt— 
tembergiſchen Königspaares in Anſpruch genommen. Es war 
dies die erſte Reiſe, welche der neue König von Württemberg unter⸗ 
nahm und das erſte Mal ſeit Beſtehen des Deutſchen Reiches, daß 
ein ſüddeutſcher König die Reichshauptſtadt beſuchte. König Wil⸗ 
helm II. und Königin Charlotte wurden hier mit beſonderen Ehren 
empfangen. In der Halle des Anhalter Bahnhofes war die Leib⸗ 
eskadron des Garde-Huſaren-Regiments mit Standarte aufgeſtellt. 
Der Kaiſer und die Prinzen begrüßten die ankommenden Gäſte, 
welche am Abend des 24. Januar auf dem Wege zum Schloß, von 
Garde-Küraſſieren begleitet, durch die ſpalierbildenden Truppen 
fuhren und von der Bevölkerung lebhaft begrüßt wurden. Die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ feierte die in dem Beſuche ver— 
körperte Zuſammengehörigkeit der deutſchen Nation und ihrer Fürſten⸗ 
häuſer, ſowie die ſtete Reichstreue des ſchwäbiſchen Volksſtamms, aus 
deſſen Mitte der Hohenzollernaar ſeinen Flug genommen. Folgenden 
Tags fand zu Ehren der Gäſte ein Galadiner im königlichen Schloſſe 
ſtatt. In dem Trinkſpruch, mit welchem der Kaiſer die hohen 
Gäſte hier beehrte, rief er ihnen ein herzliches Willkommen zu und 
fuhr dann alſo fort: „Eure Majeſtät kommen hieher nicht in eine 
fremde Stadt und nicht in fremde Räume. Die Truppen, die Sie 
begrüßen, die Waffen, die ſich Ihnen entgegenſtrecken, ſind alte Be⸗ 
kannte. So alt bekannt ſind auch die Verbindungen zwiſchen Unſeren 
Häuſern und ſo alt bekannt und feſt die Freundſchaft, die Unſere 
Altvordern miteinander verband und Uns innig jetzt umſchlingt! Im 
Bewußtſein, daß dieſe Freundſchaft für Unſer ganzes Leben zum Heile 
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Unſerer beiden Länder und Unſeres geſamten Vaterlands ausſchlagen 
werde, erhebe ich Mein Glas und trinke auf das Wohl Ihrer beiden 
Majeſtäten des Königs und der Königin von Württemberg.“ Der 
König von Württemberg erwiderte: „Eure Majeſtät geſtatten 
Mir, daß ich namens der Königin und in Meinem Namen den 
herzlichſten Dank zum Ausdruck bringe für den herrlichen, ſchönen, 
warmen Empfang, den Wir in der Reſidenz Eurer Majeſtät ge⸗ 
funden haben. Richtig haben Eure Majeſtät erwähnt und betont, 
daß Ich nicht in einem fremden Lande und an einem fremden Orte 
hier bin. Sind es doch die ſchönſten Jahre Meines Lebens, die Ich 
in der glorreichen Armee Eurer Majeſtät zubringen durfte. Dieſe 
Jahre der Erinnerung ſind ein dauernder Kitt, der Mich mit der 
Armee und mit Eurer Majeſtät verbindet, und ſind zugleich ein 
Band, das feſt umfchlingen ſoll die Beziehungen Meines Landes zu 
dem deutſchen Reiche und zu Eurer Majeſtät. Geſtatten Eure 
Majeſtät, daß ich die Verſammelten auffordere, auf das Wohl Eurer 
Majeſtät und Ihrer Majeſtät der Kaiſerin zu trinken!“ Am 26. Ja⸗ 
nuar fand zu Ehren der königlichen Gäſte eine Frühſtückstafel bei 
der Kaiſerin Friedrich ſtatt und nachmittags begab ſich der Kaiſer 
mit dem König nach Potsdam, wo fie eine Parade des Leib-Garde⸗ 
Huſaren⸗Regiments abnahmen, das 1. Garde-Regiment zu Fuß be⸗ 
ſichtigten, einem Schulreiten der Huſaren-Offiziere bewohnten und in 
der Offizier⸗Speiſeanſtalt jenes Huſaren-Regiments ein Diner ein⸗ 
nahmen. 

Der 33. Geburtstag des Kaiſers wurde am Hofe und in 
allen Teilen des Reichs feſtlich gefeiert. In Berlin ward er in 
aller Frühe eingeleitet durch die erhebenden Klänge von „Lobe den 
Herrn,“ ausgeführt vom Trompeterkorps des Garde-Küraſſier-Re⸗ 
giments auf dem Rundgang um die Kuppel der Schloßkapelle. Dann 
erklang aus dem innern Schloßhofe die Reveille; in feierlichem 
Schritte zogen die Spielleute der Berliner Garniſon heraus bis zum 
Pariſer Platz. Von ihren ſechs Söhnen umgeben, brachte die Kaiſerin 
dem Gatten die Glückwünſche. Vor Beginn des Gottesdienſtes in 
der Schloßkapelle verſaunmelten ſich die Fürſtlichkeiten, um ihre Glück⸗ 
wünſche abzuſtatten. Es war eine ungewöhnlich große Zahl erlauchter 
Häupter, die ſich zuſammenfanden; man mußte bis zum 90. Geburts⸗ 
tag des alten Kaiſers zurückgehen, um aus einem freudigen Anlaſſe 
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ſo viele hohe Herrſchaften in Berlin vereinigt zu ſehen. Von re⸗ 
gierenden Fürſten waren die Könige von Sachſen und Württemberg 
die Großherzöge von Baden und Heſſen, der Herzog von Auhalt, 
die Fürſten von Waldeck und Reuß j. L. anweſend. Bei der an 
den Gottesdienſt ſich anſchließenden Defilierkour im Weißen Saale 
entfaltete ſich ein großes, farbenprächtiges Geſellſchaftsbild. Dabei 
zeichnete der Kaiſer beſonders den Reichskanzler und die Botſchafter 
aus. Beim Feſtmahl der Reichstagsmitglieder brachte Präſident 
v. Levetzow den Trinkſpruch aus. Der Deutſche, ſagte er, habe 
immer zu gegenſeitiger Fehde ſubjektive Neigung empfunden. Als 
erſtes wirkſames Mittel zur Bekämpfung der Fehde habe die alte 
Reichsgeſetzgebung angeordnet, daß die Fehde an beſtimmten Tagen 
verboten ſein ſolle und der Gottesfrieden hergeſtellt werde. Auf dieſe 
Weiſe ſei ein höherer Geſichtspunkt gewonnen worden. Einen ſolchen 
höheren Geſichtspunkt biete auch dieſer Tag, der im Deutſchen Reiche 
unter dem Frieden Gottes ſtehe und den Kampf der politiſchen 
Meinungen verſtummen laſſe. Heute wehe ein Friedenshauch, der 
Lebensodem, für des Vaterlandes Wohl und Treue zu ſorgen. Gott 
wolle den Kaiſer erhalten, ſo klinge es in jedem Herzen! Gott er— 
halte den Kaiſer, Gott ſegne und ſchütze ihn! „Er, deſſen Geburtstag, 
trotzdem er ſelbſt ein Friedensfürſt iſt, von dem Ernſt der Lage 
zeugt, ein Mann von hohem Mut, energiſcher Thatkraft, ein tapferer 
Hohenzollernfürſt, dem das Schwert in der Hand ruht. Auf alle 
erdenkliche Weiſe bemüht ſich unſer Kaiſer, den Frieden zu wahren, 
pflegt Bündniſſe mit Fürſten und Regierungen, verſucht die Intereſſen 
der Völker einander nahe zu bringen, verſöhnt und hilft den 
Schwachen, wo er kann, mindert die unvermeidlichen Gegenſätze der 
Welt. Wer ihn dafür nicht dankte, würde ihn ſchlecht verſtehen, 
was er für des Volkes Wohl thut.“ Bei der Feier der Berliner 
Univerſität verlas Prof. Erich Schmidt die vom erkrankten 
Prof. Curtius verfaßte Feſtrede. Dieſe knüpfte an den in voller 
Pracht aufſteigenden Bau des Reichstagsgebäudes an, in welchem alle 
Parteien die endlich errungene Einheit des Vaterlandes auf die 
würdigſte Weiſe zu monumentalem Ausdruck gebracht zu ſehen 
wünſchten. Was die Feſtlichkeiten im Reiche betrifft, ſo verdient her⸗ 
vorgehoben zu werden, daß ſich in Poſen die polniſche Bevölkerung 
diesmal weiter ſtärker beteiligte und daß im Elſaß die Zahl der 
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Gemeinden ſich erheblich vermehrt hatte, die eine beſondere Feier 
veranſtalteten. Beim Feſtmahl der deutſchen Kolonie in Paris hob 
der Botſchafter Graf Münſter hervor, daß alle Beſtrebungen des 
Kaiſers auf Erhaltung des Friedens gerichtet ſeien. Der Sultan 
in Konſtantinopel ließ unter 21 Salutſchüſſen dem deutſchen Bot⸗ 
ſchafter gratulieren. Durch Erlaß an den Reichskanzler ſagte der 
Kaiſer am 1. Februar Dank für die vielen „aus allen Gauen des 
engeren und weiteren Vaterlandes, ſowie von außerhalb lebenden 
Deutſchen“ ihm zugegangenen Glückwünſche. „Ich bin,“ ſagte er, 
„durch dieſe Aufmerkſamkeiten zu Meinem Geburtstage aufs freudigſte 
bewegt; kann Ich doch in ihnen den erneuten Ausdruck treuer Ge- 
ſinnung und zuverſichtlichen Vertrauens ſeitens Meines Volkes er- 
blicken, auf deſſen Wohlergehen unausgeſetzt bedacht zu fein, die vor⸗ 
nehmſte Pflicht Meines fürſtlichen Berufs iſt.“ Im Stadtſchloſſe zu 
Potsdam fand am 31. Januar die Taufe des am 17. Dezember 
geborenen Sohnes des Prinzen Friedrich Leopold in Gegenwart des 
Kaiſerpaares durch den Konſiſtorialrat Dryander ſtatt. Der Prinz 
erhielt die Namen Joachim Wilhelm Viktor Leopold Friedrich 
Sigismund. 

Die politiſche Lage im Innern des Reichs war bei Be— 
ginn des Jahres noch vollſtändig beherrſcht von der Verſtimmung, 
die ſeit Herbſt 1891 über Vorgänge in der inneren, der Kolonial- 
und der äußern Politik einige reichstreue Parteien beherrſcht 
hatte. Ungeachtet der Entſchiedenheit, mit welcher der Reichskanzler 
Graf von Caprivi in ſeiner Reichstagsrede vom 27. November dem 
„Beunruhigungs-Bazillus“ entgegengetreten war, hatte dieſe Ver⸗ 
ſtimmung nicht abgenommen. Die Preſſe der gemäßigten Parteien 
hatte des Kanzlers gänzliche Leugnung einer Berechtigung des „Peſſi⸗ 
mismus“ als allzu harmlos, feine Erläuterungen bezüglich des Ver- 
hältniſſes zu Rußland und England als ungenügend, ſeine Bemer⸗ 
kungen über die Kriegsfrage für zu allgemein und unklar bezeichnet, 
das Aufgeben der mühſamen Unterſtützung des Deutſchtums gegen 
Einengung durch die Polen tief bedauert, die Neigung der Regierung, 
ſich auf die Zentrumspartei zu ſtützen, höchſt bedenklich gefunden, vor 
allem aber beſtritten, daß die Preſſe die Beunruhigung hervorge⸗ 
rufen, da ſie derſelben vielmehr nur Ausdruck verliehen habe. Im 
Grunde waren die wochenlaugen, offenherzigen und loyalen Dar- 
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legungen in der geſamten Preſſe jener Parteien darauf hinausgelaufen, 
daß Mißtrauen in die Feſtigkeit der Regierung gegenüber mächtigen 
Strömungen die eigentliche Triebkraft der Beunruhigung bilde. Dabei 
wurde für die inneren Verhältniſſe als die ſtärkſte dieſer Mächte die 
parlamentariſche Zentrumspartei bezeichnet. Und wie am Ende des 
vorigen, ſo erklangen mit Beginn dieſes Jahres die lebhafteſten 
Bedenken gegen die im Reichstage ſtattgehabte Übereinſtimmung 
dieſer Partei mit der Regierung. Die alſo bewirkte Sicherung der 
Handelsverträge und die gegen früher auffallend regierungsfreundliche 
Haltung der Zentrumsblätter könne nur in Erwartung von bedenk⸗ 
lichen Gegenleiſtungen erfolgt ſein. Unterſtützung dieſer Auffaſſung 
glaubte man im Auftreten der Berliner „Germania“ finden zu 
müſſen, die am 6. Januar in ſehr beſtimmtem Tone die Aufhebung 
des Reichsgeſetzes gegen die Jeſuiten forderte. Zunächſt freilich 
fürchtete man, eine ſolche Gegenleiſtung in dem neuen Entwurfe eines 
Volksſchulgeſetzes erwarten zu müſſen, mit dem man das Kultus⸗ 
miniſterium beſchäftigt wußte, ſeit der Miniſter Graf von Zedlitz⸗ 
Trützſchler den Goßlerſchen Entwurf am 4. Mai zurückgezogen hatte. 
So wurde denn den Verhandlungen der großen Parlamente mit er— 
höhter Spannung entgegengeſehen. 

Zunächſt nahm der Reichstag feine am 18. Dezember aus- 
geſetzten Sitzungen wieder auf. Er hatte ſich am 12. Januar bei 
Fortſetzung der Etatsberatungen mal wieder mit einem Verſuche der 
Freiſinnigen nach Einführung von Tagegeldern für die Abgeord— 
neten zu beſchäftigen. Man ſchien in dieſer Partei zu glauben, die 
Entfernung des Hauptgegners dieſer Diäten, des Fürſten Bismarck, 
jet der Sache vielleicht günſtig. Der Abg. Baumbach hob hervor, 
die Diätenloſigkeit habe ſichtlich weder konſervative Elemente verſtärkt, 
noch die Oppoſition unmöglich gemacht, vielmehr eine immer größere 
Wahl von Berufsparlamentariern und Zeitungsſchreibern zur Folge 
gehabt. v. Bennigſen war für den Antrag, weil dann die Aus⸗ 
wahl der Kandidaten leichter ſei, Lieber, weil erſt dann das allge— 
meine Wahlrecht zur Wahrheit werde, Bebel, weil er in dieſem die 
beſte politiſche Erziehung der Maſſen erblickte, Werner, weil dann 
Bauern und Handwerker mehr vertreten ſeien, Stöcker, weil dann 
mehr Vertreter des Mittelſtandes vorhanden ſein würden. Der An⸗ 
trag fand, wie in früheren Fällen, Annahme, jedoch ohne ein Anzeichen, 
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daß die Ausſicht auf Zuſtimmung der Regierungen geſtiegen ſei. Aus 
den Etats-Verhandlungen am 13. Januar erfuhr man, daß die 
ſchwierige Bearbeitung eines Reichsverſicherungsgeſetzes fortgeſetzt 
werde. Auch wurde die Thätigkeit der Fabrikinſpektoren eingehend 
erörtert. Der Abg. Frohme fand deren Zahl ungenügend und 
wünſchte ſtärkeren Schutz für die Arbeiter gegen Ausbeutung durch 
die Arbeitgeber. Dagegen zeigte der Staatsſekretär v. Boetticher, 
daß in Preußen allein die Zahl dieſer Inſpektoren bald größer als in ganz 
England ſein würde, und er bedauerte nur, daß die Arbeiter ſich noch nicht 
überall an die Inſpektoren mit vollem Vertrauen wendeten. Am 14. Ja⸗ 
nuar wurde ſodann von Bamberger der geringe Erfolg der vom 
Reiche unterſtützten Dampferlinien nach Oſtaſien, Auſtralien und 
Oſtafrika zur Sprache gebracht. Hiergegen wies der Staatsſekretär 
des Innern darauf hin, daß die Ausfuhr deutſcher Waren ſich er— 
heblich geſteigert habe und daß die allerdings ungünſtigen Ver⸗ 
hältniſſe des vorigen Jahres noch nicht ein allgemein abfälliges 
Urteil geſtatteten; man möge erſt mal 15 Jahre warten. Weiter 
ward die baldige Vorlegung eines Auswanderungsgeſetzes zugeſagt 
und ſeitens des Reichstags ein Geſetz zur Regelung der Vorbe— 
dingungen für die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienſt 
verlangt. 

An demſelben 14. Januar wurde jedoch der Blick von den 
ferneren Verhandlungen des Reichstags vorerſt abgelenkt durch die 
Eröffnung des preußiſchen Landtags. Die Fragen, welche ihn 
zu beſchäftigen hatten, waren es vor allem, die Entſcheidung bringen 
zu müſſen ſchienen bezüglich der bei allen Liberalen und manchen 
Konſervativen immer lebhafter gewordenen Beſorgniſſe vor einer 
durch die Mitwirkung der Zentrumspartei beſtimmten Richtung in 
den inneren Fragen. Die vom Miniſterpräſidenten Grafen v. Caprivi 
verleſene Thronrede war ziemlich trockener Natur. Sie hob hervor, 
daß die Finanzlage ſich weniger günſtig geſtaltet habe, beſonders infolge 
der Steigerung der Ausgaben bei den Staatseiſenbahnen. Daher 
muüſſe auf allen Gebieten der Verwaltung beſondere Sparſamkeit 
geübt und es könne mit Aufbeſſerung der Beſoldungen der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten noch nicht erheblich fortgefahren werden. Dann 
folgte die Ankündigung der Vorlagen. Die Anſprache wurde mit 
Schweigen aufgenommen bis zu dem Hoch auf den Kaiſer. Das 
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Herrenhaus wählte am 14. Januar den Herzog von Ratibor 
zum Präſidenten, den Freiherrn von Manteuffel-Kroſſen und den 
Oberbürgermeiſter Bötticher zu Vizepräſidenten; das Abgeord— 
netenhaus wählte am 15. Januar Herrn von Köller zum Präſi⸗ 
denten, von Heeremann und von Benda zu Vizepräſidenten. 
Die Präſidien beider Häuſer, mit Ausnahme des erkrankten v. Köller, 
wurden am 18. Januar vom Kaiſer empfangen, der ihnen das Ver⸗ 
trauen ausſprach, daß auch diesmal die parlamentariſchen Arbeiten 
eifrig gefördert würden. 

Die allgemeine Aufmerkſamkeit richtete ſich alsbald vorwiegend 
auf den Entwurf des Volksſchulgeſetzes, der in der erſten Sitzung 
des Abgeordnetenhauſes zur Vorlegung kam. Er zählte 194 Para⸗ 
graphen und war von Motiven begleitet, die 86 Folioſeiten um⸗ 
faßten. Zu deren Einleitung war darauf hingewieſen, daß nach den 
bisherigen ſchrittweiſen Vorbereitungen die Zeit zur Herbeiführung 
einer umfaſſenden Anderung des Volksſchulweſens gekommen ſei. Der 
Entwurf wich in einer Reihe weſentlicher Punkte vom vorjährigen ab. 
Hinſichtlich der Aufgabe und Einrichtung der öffentlichen Volksſchule 
war beſtimmt: Der Regel nach ſolle ein Kind den Unterricht durch 
einen Lehrer feines Bekenntniſſes empfangen; ſoweit nicht an einem 
Ort bereits eine anderweite Schulverfaſſung beſteht, ſollten neue 
Volksſchulen nur auf konfeſſioneller Grundlage eingerichtet werden. 
Während im früheren Entwurfe eine beſondere konfeſſionelle Schule 
erſt für eine Minderheit von 60 Kindern eingerichtet werden konnte, 
war dieſe Einrichtung im neuen Entwurfe obligatoriſch und außerdem 
fakultativ beim Vorhandenſein einer Minderheit ſchon von 30 Kindern. 
Neu war ferner die Beſtimmung, daß Kinder, die nicht einer vom 
Staate anerkannten Religionsgeſellſchaft angehören, an dem Religions⸗ 
unterricht der Schule teilnehmen müßten, falls der Regierungs- 
präſident nicht die Befreiung verfügt. Dieſe ſollte nur in dem Falle 
erfolgen, wenn ſeitens der zuſtändigen Organe der betreffenden 
Religionsgeſellſchaft ein bezüglicher Antrag geſtellt und nachgewieſen 
werde, daß den Kindern in der ihrem Bekenntnisſtande entſprechenden 
Form und durch einen nach der Lehre ihres Bekenntniſſes vorge- 
bildeten, auch im übrigen befähigten Lehrer Religionsunterricht er⸗ 
teilt wird. Neu war ſodann die Vorſchrift, daß an konfeſſionell 
eingerichteten Schulen nur Lehrer der betreffenden Konfeſſion beſchäftigt 
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werden dürften. Im Abſchnitt über die Träger der Rechtsverhältniſſe 
der öffentlichen Volksſchulen war neu, daß zwar die bürgerlichen Ge⸗ 
meinden die Koſten der Schulen übernehmen ſollten, das Vermögen 
der einzelnen Schulſocietäten und Schulen aber den betreffenden 
einzelnen Schulen als beſondere Schulſtiftung verbleiben ſolle. Die 
beſonderen konfeſſionellen Schulvorſtände ſollten fortan auch in allen 
Städten gebildet werden. Zur Erteilung von Privatunterricht, der 
die Ziele der Volksſchule verfolgt, ſowie zur Begründung und Leitung 
von Unterrichtsanſtalten ſollte jeder Preuße zugelaſſen werden, der 
ſeine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung der betreffenden 
Staatsbehörde nachgewieſen hat. Bei der Gründung von Unterrichts- 
anſtalten ſolle ein Lehrplan eingereicht werden, den der Regierungs⸗ 
präſident feſtzuſetzen hat. Der Geiſtliche ſollte eine bevorzugte 
Stellung im Schulvorſtande haben, indem er als Lofalauffichts- 
beamter meiſt den Vorſitz zu führen habe; er ſollte ferner dem 
Uuterrichte beiwohnen, die Kinder prüfen, den Lehrer mit Weiſungen 
verſehen können und es ſollte die kirchliche Oberbehörde befugt ſein, 
im Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten den Geiſtlichen mit 
der Erteilung des Religiousunterrichts zu betrauen. Im Lehrer⸗ 
ſeminar ſollte bei der Schlußprüfung der kirchliche Kommiſſar über 
die Amtsfähigkeit des Schulamtskandidaten entſcheiden. Dieſer ſollte, 
wenn der Kommiſſar fein Veto einlegt, nur ein Zeugnis „ohne Be— 
fähigung für den Religionsunterricht“ erhalten können. Und dieſer 
Kommiſſar ſollte nicht vom Staate ernannt oder zugezogen, ſondern 
von der Kirchenbehörde aus eigenem Rechte entſendet werden. Die Staats⸗ 
zuſchüſſe regelte der neue Entwurf ſo wie der vorjährige und es 
ſollten hierzu 9 Millionen der Mehrerträge ans der neuen Einkommen⸗ 
ſteuer verwendet werden. 

Gegen dieſe neuen Beſtimmungen des Entwurfs wurden ſofort 
die ſtärkſten Bedenken laut, zunächſt in der Preſſe. In erſter 
Reihe ſtand hier die der nationalliberalen Partei. Die 
„Nationalzeitung“ bezeichnete die Vorlage als unannehmbar 
für jeden Liberalen, wenn nicht die charakteriſtiſchſten Beſtinnnungen 
daraus entfernt würden; ſie werde in den weiteſten Kreiſen den 
übelſten Eindruck machen, vor allem im Beamtentum; mit derartigen 
Vorlagen bekämpfe man nicht den Peſſimismus, über den Graf 
Caprivi ſich beklagt habe, vielmehr rufe man ihn da, wo er noch 
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nicht beſtand, dadurch hervor. Die Beſtimmungen über die Privat⸗ 
ſchule bezeichnete der „Hannoverſche Courier“ als „lediglich dazu 
angethan, im großen Stile vom Ultramontanismus ausgebeutet zu 
werden“. In der „Nationalliberalen Korreſpondenz“ hieß es: 
Die konfeſſionelle Ausgeſtaltung der Volksſchule ſei hier auf die 
äußerſte Spitze getrieben und dem geiſtlichen Einfluſſe ſei ein weit 
über das bisherige Maß hinausgehender Raum angewieſen. Das 
den kirchlichen Behörden angewieſene Mitwirkungsrecht laufe gradezu 
auf ein Recht der Beſtätigung der Lehreranſtellung hinaus. Nie ſei 
ein ſchwererer Schlag geführt gegen den altpreußiſchen Grundſatz, daß 
die Schule eine Veranſtaltung des Staates ſei. In manchen Be— 
ſtimmungen über die äußern Verhältniſſe der Lehrer und der Schule 
enthalte der Entwurf Gutes; aber in den großen grundſätzlichen 
Fragen, die ihm ſeine hohe politiſche Bedeutung verliehen, ſei er ein 
bedauerliches Zugeſtändnis an eine Richtung, die ſchwerlich von der 
Mehrheit der Volksvertretung werde gebilligt werden. 

Die „Kölniſche Zeitung“ äußerte, die Zentrumspartei ſei 
zum beherrſchenden Faktor im Reiche emporgeſtiegen, denn die von ihr 
gegen den Goßlerſchen Entwurf geltend gemachten Bedenken ſeien in 
ſorgſamſter Weiſe in der Vorlage berückſichtigt. Breche die Schul: 
verwaltung wirklich mit dem Grundſatze, daß die Bildung der Kinder 
in den ſtaatlichen Volksſchulen zu erfolgen habe, ſo ſei die Bahn für 
eine Rückbildung freigegeben, die in einer Verkümmerung der Staats⸗ 
ſchule, einem üppigen Emporwuchern der Kloſterſchule, mithin in 
einer vollſtändigen Zerreißung der Nation auslaufe. Dagegen werde 
„eine allgemeine Volkserhebung alle freien Köpfe zum Kampfe gegen 
dieſen unerhörten Terrorismus auf die Schanzen rufen.“ Die 
„Hamburger Nachrichten“ ſetzten das Vertrauen in das Würde— 
und Selbſtbewußtſein des preußiſchen und deutſchen Volks, „daß es 
ſeine Mitwirkung verſage, wenn von ihm verlangt wird, ſeine ſtaat⸗ 
liche, nationale und kulturelle Entwickelung am Ende des 
19. Jahrhunderts dem römischen Papſte und feinem Anhange in den 
Parlamenten zum Opfer zu bringen, nur damit das Centrum als 
Stütze des neuen Kurſes nicht verſagt.“ Faſt mit derſelben Ent⸗ 
ſchiedenheit ließ ſich die freikonſervative Preſſe vernehmen. 
Die Berliner „Poſt“ ſprach von einer „Reihe von Verſchlechterungen 
ſchwerwiegender Art, auch vom Standpunkte derer, die die Kon⸗ 
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feſſionsſchule wollen“, und die „Schleſiſche Zeitung“ ſtimmte 
der Meinung bei, daß den klerikalen Wünſchen in hohem Maße 
entgegengekommen werde. Die Preſſe der deutſch-freiſinnigen und 
der demokratiſchen Partei äußerte ſich mit Heftigkeit gegen den 
Entwurf. Die „Freiſinnige Zeitung“ in Berlin glaubte ihr 
Urteil dahin zuſaunnenfaſſen zu ſollen, „daß in dem Grafen Zedlitz 
der ſelige Mühler wieder erſtanden iſt.“ Ahnlich die „Voſſiſche 
Zeitung“. Die „Frankfurter Zeitung“ ſtellte Kämpfe in Aus⸗ 
ſicht, die ſogar zu ernſten Kriſen führen könnten. Auf der anderen 
Seite ſtand die Preſſe der konſervativen und der Centrums⸗ 
partei. Die „Kreuzzeitung“ insbeſondere zeigte ſich in der 
Hauptſache mit dem Entwurfe einverftanden, weil er ſich mehr als 
der frühere der „einzig gangbaren Mittellinie, der chriſtlich-konſer⸗ 
vativen Anſchauung“, nähere. Ebenſo befriedigt ſprach ſich der 
„Reichs bote“ aus, der ſich zu dem Grundſatz bekannte, daß der 
Kirche und ihren Organen ein entſchiedener Einfluß auf den Neligions- 
unterricht zuſtehen müſſe, und die Oppoſition der Liberalen damit 
kennzeichnen zu dürfen glaubte, daß ſie Freiheit für alles, für Wucherer, 
Börſenſpieler u. ſ. w., nur nicht für die Kirche wollten und mit dieſer 
Praxis unſer Volksleben ruiniert hätten. Der „Germania“ ge— 
nügten die Zugeſtändniſſe des Entwurfs ſo wenig, daß ſie meinte, 
er werde in katholiſchen Kreiſen das Gefühl der Enttäuſchung hervor⸗ 
rufen. Die katholiſche „Kölniſche Volkszeitung“ wollte nicht 
glauben, daß die Regierung liberale Anderungen des Entwurfs an⸗ 
nehmen werde, „denen das Centrum namens der Katholiken die Zu— 
ſtimmung verſagen müßte.“ In derſelben Weiſe zeigte ſich die Preſſe 
Süddeutſchlands bewegt, nur mit dem Unterſchied, daß hier ein noch 
weit größerer Teil als im Norden gegen den Entwurf auftrat. 
Ein Mannheimer Blatt äußerte: „Was die preußiſche Regierung 
beabſichtigt, iſt längſt in feiner Nichtigkeit und vollkommenen Wert⸗ 
loſigkeit durch die Geſchichte gerichtet; nur die bleiche Angſt vor den 
Forderungen des vierten Standes läßt ſie in jenen grandioſen und 
erwieſenen Fehler zurückfallen und dem Volke ein Joch aufhalſen 
wollen, das nicht mehr zu tragen bisher der Stolz Deutſchlands vor 
allen Völkern geweſen iſt.“ 

Die Bewegung gegen den Volks ſchul-Geſetzentwurf 
zog weitere Kreiſe, vertiefte ſich mehr und geſtaltete ſich ungleich leb 
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hafter als die für ihn. Aus 43 der größeren Städte und zahlreichen 
kleineren Orten kamen, nach ſtattgehabten erregten Verſammlungen 
von politiſchen Vereinen, Gemeindebehörden und Lehrern, die ent⸗ 
ſchiedenſten Verwahrungen an das Abgeordnetenhaus und an andere 
maßgebende Stellen. Der Ausſchuß des deutſchen Proteſtanten— 
vereins und der des Evangeliſchen Bundes erließen Aufrufe 
derſelben Richtung. Vor allen fühlte die nationalliberale Partei ſich 
berufen, gegen eine Tendenz ſich zu wenden, die von ihr ſchon zu 
den Zeiten des Ringens um die deutſche Einheit als einer der 
größten Feinde derſelben ſtets bekämpft worden war. Auf allen 
Seiten wurde zugegeben, daß die Führer dieſer Partei mit ihrer 
ganzen Vergangenheit aufs grellſte brechen würden, wenn ſie jetzt 
jener Richtung zuſtimmen würden. Daher bat der Miniſter Miquel, 
einſt ein Führer im Nationalverein, um Entlaſſung. Freilich hatte 
er die Einbringung des Entwurfs, nachdem er im Staatsminiſterium 
gegen weſentliche Punkte Bedenken erhoben, mit unterzeichnet, jedoch 
in der Hoffnung, daß dieſe im Landtage geändert würden und wohl 
auch mit einer gewiſſen Rückſicht auf feine Weiterführung der be- 
gonnenen Steuerreform; angeſichts der allgemeinen Verurteilung aber, 
die der Entwurf ſchon jetzt bei allen gemäßigten Parteien erfuhr, 
glaubte er jenen Schritt nicht mehr aufſchieben zu dürfen. Auch 
Herr von Bennigſen benutzte die erſte Gelegenheit und rief am 
22. Januar im Reichstage das geſamte liberale Bürgertum zum 
Kampfe auf. Es war bei Beratung des Handelsvertrags mit der 
Schweiz, daß er erklärte, „es könnten Verhältniſſe in unſerer inneren 
Entwickelung eintreten, die es wünſchenswert, ja vielleicht notwendig 
machten, daß ſich jetzt bekämpfende liberale Gruppen und Männer ein⸗ 
ander wieder näher treten aus Gründen gemeinſamer Kämpfe, welche 
nicht auf materiellem Boden liegen, ſondern auf anderen Gebieten, 
wo es ſich um ideale Güter, nicht um materielle Intereſſen handelt.“ 
Freudig bewegt, eilten Richter und andere Vertreter extrem liberaler 
Richtungen auf den die Tribüne verlaſſenden Redner zu und drückten 
ihm zur Bekräftigung feines Ausſpruchs die Hand. 

Im Abgeordnetenhauſe ſelbſt kam es ſchon bei der erſten 
Beratung des Etats am 22. Januar zu einer vorläufigen Erörterung 
des Volksſchulgeſetzes. Rickert (freiſ.) bezeichnete deſſen Vorlegung 
als den traurigſten Schritt des Miniſteriums Caprivi und verwunderte 
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ſich, daß dasſelbe Miniſterium ihn habe beſchließen können, das den 
vorjährigen Entwurf eingebracht. Der jetzige enthalte eine Aus⸗ 
lieferung der Schule an die Kirche. Andererſeits wunderte ſich 
v. Huene (Zentr.), daß überhaupt Gegner dieſer Vorlage vorhanden 
ſeien, da die Einwirkung der Kirche anf die Schule bereits von der 
Verfaſſung beſtimmt worden. Wollten die Gegner das Chriſtentum 
aus der Schule heraushaben, ſo werde in wenigen Jahrzehnten die 
Sozialdemokratie über die heutige Geſellſchaftsordnung zur Tagesordnung 
übergehen. Der Miniſterpräſident Graf Caprivi erwiderte Herrn 
Rickert, in einem weſentlich monarchiſchen Staate könne die Regierung 
ſich nicht verpflichten, immer mit beſtimmten Parteien zuſammenzu⸗ 
gehen, die Regierung nehme daher das Gute, wo ſie es finde. Der 
Kultusminiſter Graf Zedlitz wies darauf hin, daß die Schulaufſicht 
nach dem Entwurfe unangetaftet bleibe; Zugeſtändniſſe an Parteien 
oder Konfeſſionen hätten nicht ſtattgefunden; der Entwurf lege nur 
feſt, was ſeit hundert Jahren in Preußen Praxis geweſen. Hier⸗ 
gegen trat Hobrecht (nat. lib.) auf: Die Verfaſſung gehe davon 
aus, daß Staat und Kirche in Bezug auf die religiöſe und ſittliche 
Erziehung der Kinder einig ſeien; das wäre aber durchaus nicht der 
Fall und die Entſcheidung des Streits werde nun in die Hände des 
Lehrers gelegt, der jedoch nicht den zweien Herren dienen könne, von 
denen die Vorlage rede. Die weitere Behauptung dieſes Redners, 
daß der Entwurf eine Ausführung der Windthorſtſchen Schulanträge 
bedeute, wurde vom Miniſter Grafen Zedlitz in Abrede geſtellt, der 
fernerhin behauptete, es würde eine Konfliktsperiode verewigt werden, 
wenn der geiſtliche Einfluß nur ſoweit gehen ſolle, als die ſtaatliche 
Inſtanz es zulaſſe. 

Auch Graf Caprivi ergriff nochmals das Wort: Im vorigen 
Jahre ſeien die in Bezug auf die Volksſchule in Preußen beſtehenden 
verworrenen Zuſtände und die Notwendigkeit ihrer geſetzlichen Regelung 
ausführlich nachgewieſen. Daneben ſei die Regierung von dem 
Wunſche geleitet, mit ihren katholiſchen Unterthanen zum Frieden zu 
gelangen und deshalb einen Zuſtand zu ſchaffen, mit dem die 
katholiſche Kirche zufrieden ſein könne, denn wir ſtänden einer Ent⸗ 
wickelung von Kräften im Innern des Staats gegenüber, wider die 
alle Mittel unternommen werden müßten, und hierzu gehöre die 
Schule. Dieſe brauche die Neligion, mithin das Chriſtentum, dieſes 
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aber könne nicht aufgefaßt werden ohne Konfeſſion, mit der alſo der 
Staat des Zuſammenhangs bedürfe. Die Angriffe gegen den Ent⸗ 
wurf ſeien nur zu verſtehen, wenn man die Schule religionslos 
machen wolle. Dieſer Behauptung trat Sattler (nat. lib.) entgegen: 
Wer die Willkür in dieſen Schulſachen beſeitigen wolle, brauche 
darum noch nicht jedes Unterrichtsgeſetz anzunehmen. Die Be⸗ 
ſtimmungen der Verfaſſung, auf welche der Kultusminiſter ſich berufen 
habe, ſeien nicht beſtehendes Recht, ſondern ſollten nur die Direktive 
für ein Unterrichtsgeſetz abgeben. Die Vorlage enthalte nicht eine 
Ausführung der Verfaſſung, ſondern eine Auslegung derſelben im 
klerikalen Sinne. Den Wünſchen der Kirchen ſei, nach früherer Er⸗ 
klärung des Grafen Caprivi, ſchon beim Goßlerſchen Entwurfe ſoweit 
entgegengekommen, als das Staatsintereſſe es geſtatte. Der Miniſter 
Graf Zedlitz verwahrte ſich dagegen, daß er mit der Zentrumspartei 
über die Ausarbeitung des Entwurfs verhandelt oder gar ein Handels— 
geſchäft getrieben habe, ſuchte dann aber in gewiſſer Weiſe einzulenken; 
er halte nicht eigenſinnig beſtimmte Punkte der Vorlage für unüber- 
ſchreitbare Schranken; man möge von der Idee der gänzlichen Un- 
möglichkeit dieſes Geſetzes abgehen und in der Kommiſſion Anderungen 
vorſchlagen. Zum Schluß deutete Rickert (d.⸗-freiſ.) an, daß die 
Behauptung, die Gegner wollten die Religion aus der Schule ent— 
fernen, wieder auf den Vorwurf der Staatsfeindſchaft hinauslaufe 
und daß die Staatsordnung nicht durch eine Konfeſſion, ſondern durch 
die allgemeinen Sittengeſetze geſchützt werde. Seit v. Goßlers Ab⸗ 
gang hätten ſich die Verhältniſſe im Kultusminiſterium gründlich 
geändert, während eine gewiſſe Stetigkeit der Anſchauungen und 
Maßregeln der Regierung die Grundlage des Vertrauens zu ihr 
bilde. Heute mit dieſer, morgen mit jener Partei zu gehen, habe 
wohl Fürſt Bismarck vermocht, das Miniſterium Caprivi aber könne 
es nicht. 

Die Heftigkeit dieſes ſchon vorzeitig im Abgeordnetenhauſe aus⸗ 
gebrochenen Streits zog begreiflich die Aufmerkſamkeit des Kaiſers 
auf ſich. Er bat am 23. Januar den Miniſter Miquel, ſeinen 
Rücktritt aufzuſchieben, bis zu überſehen ſei, zu welchem Ergebniſſe 
die Beratungen des Entwurfs in der Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes führen würden, und am Abend desſelben Tags hatte der 
Kaiſer bis nach Mitternacht in der Wohnung des Kultusminiſters 
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eine Beſprechung mit dieſem, dem Miniſter Miquel und den Ab⸗ 
geordneten von Benda, Graf Douglas, v. Helldorf, v. Man- 
teuffel und v. Tiedemann. Hier gab der Kaiſer, nachdem Miquel 
ſeinen ernſten Bedenken gegen den Entwurf nochmals Ausdruck ver⸗ 
lieben hatte, ſeine feſte Willensmeinung dahin zu erkennen, daß das 
Volksſchulgeſetz nicht ohne die Zuſtimmung der Mittelparteien zu 
ſtande gebracht werden ſolle. 

Die eigentlichen Verhandlungen über das Volksſchulgeſetz be— 
gannen im Abgeordnetenhauſe am 25. und zogen ſich bis zum 
30. Januar hin. Der Abg. Weſſel (freikonſ.) erklärte, am bedenk⸗ 
lichſten ſei die grundſätzliche Tragweite der Vorlage, die von Windt⸗ 
horſtſchem Geiſte erfüllt ſei und die Stellung des Lehrers außer⸗ 
ordentlich erſchwere. v. Buch (konſ.) ſprach ſich dagegen für die 
Konfeſſionalität der Schule und die Leitung des Religionsunterrichts 
durch Geiſtliche aus; durch Gottesleugner dürfe dieſer nicht erteilt 
werden. Enneccerus (nat.⸗lib.) bezeichnete den Entwurf als un⸗ 
annehmbar wegen Übertreibung des Grundſatzes der Konfeſſionalität, 
wegen Aufopferung wichtiger Staatsrechte zu Gunſten der Kirche und 
wegen der faſt ſchrankenloſen Geſtattung des Privatunterrichts. 
Reichenſperger (Centr.) machte dagegen beſonders geltend, Schule 
und Religion ſeien vor allen die geiſtigen Mächte, mittelſt deren die 
Sozialdemokratie überwunden werden könne. Die von der jüdiſch⸗ 
liberalen Preſſe verlangte Simultanſchule ſei im Grunde nur die reli⸗ 
gionsloſe Schule und gegen ſolche Anmaßung reiße für die chriſtlich⸗ 
germaniſche Bevölkerung endlich der Geduldsfaden. Miniſter Gr. Zed- 
litz war der Anſicht, die Bevölkerung ſei keineswegs darüber aufgeregt, 
daß das, womit ihre Mehrheit zufrieden geweſen, jetzt Geſetz werden 
ſolle. Eine Inſtanz müſſe es geben, die beſtimme, was gelehrt werden 
ſoll, und dieſe Inſtanz könne für die Religion nur die Kirche fein. 
Der Staat werde ſchon darüber wachen, daß nichts, was ſeinen In⸗ 
tereſſen widerſpreche, hinein komme. Dem Miniſter trat hauptſächlich 
Richter (d.⸗freiſ.) entgegen. Er ſuchte nachzuweiſen, daß gerade die 
am meiſten die Gemüter erregenden Beſtimmungen der Vorlage ſich 
in Widerſpruch mit der Verwaltungspraxis und dem beſtehenden Rechte 
befänden, ſowie daß der Entwurf der Verfaſſung zuwiderlaufe, weil 
er nicht, wie dieſe vorſchreibe, das ganze Unterrichtsweſen regele. 
Unerhört in Preußen ſei eine ſolche zwangsweiſe Behandlung der 
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Verfaſſung. Was für vortragende Räte, rief der Redner, müſſen 
Sie, Herr Kultusminiſter, haben! Den Konſervativen warf Richter 
vor, daß ihnen das kleinlichſte polizeiliche Mittel recht ſei, weil ſie 
glaubten, auf dieſe Art der zwangsweiſen Einimpfung des Religions- 
begriffs könne man die Macht des Umſturzes bekämpfen; dieſe Täu⸗ 
ſchung werde dahin führen, daß in jedem Falle ein Streit zwiſchen 
Elternhaus und Schule ſtattfinde, in dem dieſe unterliegen müſſe. 
Was der Miniſter hundertjährige Praxis nenne, ſei dies nur für die 
Behörden in Bekämpfung der gegenteiligen Volkswünſche geweſen. 
Ein merkwürdiges Miniſterium müſſe es ſein, wo jeder Miniſter 
Geſetzentwürfe ſo einſchneidender Bedeutung mache. Aber nicht eher 
werde Ruhe gefunden, als bis dieſer Entwurf begraben ſei. Solchen 
Vorwürfen gegenüber erklärte der Kultus miniſter, er allein ver: 
trete alles perſönlich und das Staatsminiſterium ſei, ungeachtet der 
Meinungsverſchiedenheiten ſeiner Mitglieder über einzelne Punkte, von 
dem Augenblicke an einheitlich aufgetreten, in dem alle Miniſter den 
Bericht über die Vorlegung an den König unterzeichneten. Bezüglich 
der Möglichkeit von Streit zwiſchen Schule und Haus warf der 
Miniſter die Frage auf: „Sollen wir die Kinder, welche keinen 
Religionsunterricht empfangen, aufwachſen laſſen ohne jedes Wort der 
Belehrung ethiſcher und moral⸗-theologiſcher Natur?“ Frei von der 
Abſicht, Zwang ausüben zu wollen, wünſche er nur die ihm wider- 
fahrene Wohlthat auch den Kindern zu teil werden zu laſſen, denen 
keine Mutter die Hände zum Gebet gefaltet. Wer nicht bevenfe, wie 
die Verrohung der Kinder herbeigeführt wird, wenn ihnen nicht reli⸗ 
giöſe Begriffe beigebracht werden, mit dem könne überhaupt nicht 
verhandelt werden. Stöcker (konſ.) meinte, alle Liberalen gingen 
auf Herbeiführung eines neuen Kulturkampfes aus. Graf Limburg⸗ 
Stirum (fonf.) glaubte, die Konſervativen könnten ſich wenigſtens 
mit den Freikonſervativen verſtändigen. Andererſeits hielt v. Eynern 
(nat.⸗lib.) eine Verſtändigung in der Kommiſſion für unmöglich, weil 
der Miniſter v. Zedlitz in allen ſeinen Reden ſeine Auslegung der 
Verfaſſung als unumſtößlich hingeſtellt habe. Derſelbe ſcheine über⸗ 
haupt noch keine Ahnung von der weltgeſchichtlichen Bedeutung der 
Vorlage zu haben, und es ſcheine, daß die Schlacht herannahe, die 
zwiſchen Proteſtantismus und Katholizismus auf märkiſchem Sande 
geſchlagen werden ſolle. Die Diſſidenten ſeien, wie das Wupperthal 
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lehre, keineswegs gottloſe Menſchen, denen man die Erziehung der 
Kinder nehmen müſſe. In konfeſſionellen Volksſchulen würde der 
Unterricht auf allen Gebieten, namentlich auf dem der Geſchichte, kon⸗ 
feſſionell werden und es würde dann gelehrt werden können, Luther 
ſei ein ſchuftiger Selbſtmörder geweſen und der Proteſtantismus ſei 
die Mutter der Sozialdemokratie. Nunmehr zeigte ſich der Miniſter 
Grf. Zedlitz etwas gereizt: trotz „der im Reichstag aufgeführten 
rührenden Rütliſcene“ (S. 15) könne er nicht glauben, daß dieſes 
Geſetz zum Eckſtein einer neuen Parteigruppierung werden würde. In 
Baiern ſei die Geſetzgebung viel ſchlimmer und auch im liberalen 
Muſterſtaate Baden beſtänden weit ſchärfere Beſtimmungen. Virchow 
(d.⸗freiſ.) machte geltend, noch nie ſei ein Staatsweſen auf zwei 
Konfeſſionen aufgebaut worden, die theokratiſchen Perioden hätten ſtets 
die Menſchheit zurückgebracht; ein Zuſtandekommen dieſes Geſetzes 
werde weitere Forderungen, ſchließlich gar die Herſtellung der katho⸗ 
liſchen Abteilung im Kultusminiſterium zur Folge haben; die ſtaat⸗ 
lichen Behörden würden gegen die kirchlichen nichts ausrichten können. 
Unerſchüttert durch alles Bisherige, trat nunmehr der Miniſter⸗ 
präſident Grf. Caprivi mit der Erklärung auf, die Regierung werde, 
wenn der Strom ſich gegen die Vorlage richte, wiederum zeigen, daß 
ſie, wenn nötig, auch gegen den Strom ſchwimmen könne. 
Wolle man Religion, ſo müſſe man auch die Konfeſſionsſchule wollen. 
Die Regierung wünſche mit den Parteien in Frieden zu leben, aber 
die Proklamation der neuen liberalen Partei in Verbindung mit den 
Angriffen der nationalliberalen Preſſe gegen die Regierung bedeute 
eine Kriegserklärung. Beſorgniſſe vor weiteren Zugeſtändniſſen an 
die Centrumspartei ſeien unbegründet, insbeſondere werde die preußiſche 
Regierung einer Wiederzulaſſung der Jeſuiten ſchwerlich zuſtimmen. 
Es handele ſich heute nicht um evangeliſch und katholiſch, ſondern um 
chriſtlich und atheiſtiſch. Wegen Umſichgreifens einer atheiſtiſchen 
Weltanſchauung müſſe Religion gelehrt werden, und das ſei nicht 
möglich ohne Konfeſſion. Nachdem noch Rintelen (Centr.) ſich 
dahin ausgeſprochen hatte, jetzt oder nie müſſe der Kampf gegen den 
Unglauben durchgeführt werden, da die Ausſichten der Kirche auf 
Sieg ſehr günſtig ſtänden, ergriff der Miniſter Grf. Zedlitz nochmals 
das Wort, um nun zuzugeben, daß eine Erregung über die Vorlage 
im Lande doch zu erkennen ſei; deſſen freue er ſich jedoch als eines 
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Zeichens vom Vorhaudenſein idealer Geſichtspunkte im Volke. Fried⸗ 
berg (nat.⸗lib.) nahm die Gegner der Vorlage gegen den Vorwurf 
des Atheismus in Schutz. Auch ſuchte er zu zeigen, daß nicht eine 
geheime Verſchwörung der Liberalen vorliege, ſondern daß v. Bennigſen 
mit ſeinen Auslaſſungen eben nur die politiſchen Folgen aus dem 
Entwurfe gezogen habe. Miniſter Graf Zedlitz entſchuldigte nun 
ſeine ſcharfen Außerungen: Wer gegenüber ſolchen Angriffen nicht 
erregt werde, ſei empfindungslos, und wer der Erregung nicht Aus⸗ 
druck gebe, ſei ſchlapp; Herrn v. Bennigſen habe er nicht verkleinern 
wollen. Auch Graf Caprivi ſtellte feine Außerungen richtig: er habe 
die nationalliberale Partei nicht für atheiſtiſch, ihr auch nicht den 
Krieg erklären wollen. Damit endeten die unter allgemeiner Span⸗ 
nung der Bevölkerung ftattgehabten Verhandlungen, und es ſollte nun 
in einer Kommiſſion der ſchwierige Verſuch angeſtellt werden, durch 
Anderungen die Freunde und die ſchroffen Gegner des Entwurfs zu 
vereinigen. 

Entſprechend dieſen Verhandlungen war die gleichzeitige tiefe Er⸗ 
regung in den weiteſten Kreiſen weitergeſchritten und ſie ſetzte ſich fort 
während der ganzen Zeit, in welcher die Kommiſſion ſich in 
Anderungsverſuchen abmühte. Die „Germania“ rief begeiſtert aus: 
„Das waren ſchöne und große Tage, die wir durchlebten! Kampfes⸗ 
tage zwar waren es, aber es galt, einen guten Kampf zu kämpfen.“ 
In der gegneriſchen Preſſe aber wurde betont, daß das Kartell mit 
den Konſervativen nun vollends zerriſſen, daß das freimütige Auf⸗ 
treten des Oberpräſidenten v. Bennigſen den kräftigſten Wiederhall 
gefunden, daß in der That die liberalen Parteien, die ſich ſo lange 
ſchroff gegenübergeſtanden, ſich „um die Fahne Friedrichs des Großen“ 
gegen die klerikale Richtung zuſammengeſchloſſen hätten und daß ſomit 
eine völlige Klärung in der innerpolitiſchen Lage eingetreten 
ſei. Die klerikalen Hoffnungen traten im Auslande offener hervor, 
ein klerikales Blatt in Brüſſel ſprach bereits von der Kapitulation 
der preußiſchen Regierung und der Abg. Lieber (Centr.) bekannte 
in einer Verſammlung in Freiburg i. Br., in Berlin ſei das Licht 
ſchon angeſteckt, der katholiſchen Bevölkerung müſſe Gerechtigkeit wer⸗ 
den, jeder kleinſtaatliche Miniſter werde dies bald nachpfeifen müſſen. 
Unter dieſen Umſtänden wandten ſich unwillkürlich vieler Patrioten 
Sinne und Gedanken nach dem Manne im Sachſenwalde, und aus 
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Hamburg vernahm man den warnenden Hinweis, die Politik der 
Centrumspartei ſei unausgeſetzt darauf gerichtet, die Regierung immer 
mehr in die Enge zu treiben und ſchließlich in volle Abhängigkeit von 
ſich zu verſetzen. An dergleichen wollten jedoch die Konſervativen nicht 
glauben; vielmehr verſuchte die „Kreuzzeitung“, die Bewegung gegen 
den Entwurf als „mühſame Mache“ und als Strohfeuer hinzuſtellen, 
das ſchon bald wieder erlöſchen werde. Ahnlich ſprach die „Nord- 
deutſche Allg. Ztg.“ wegwerfend von einem „Aufgebot moraliſcher 
Entrüſtungsphraſen“ und einer „Häufung von Superlativen, um die 
Koſten einer Bewegung zu beſtreiten, die man gern hervorrufen 
möchte.“ 

Dieſe fernerhin laut werdenden Kundgebungen trugen aber 
ganz im Gegenteil offenſichtlich alle Merkmale tiefer, entrüſtungsvoller 
Überzeugung. Die „Kölniſche Ztg.“ wies darauf hin, wie ſehr 
der Optimismus bezüglich der klerikalen Partei abſteche „von der 
peſſimiſtiſchen Furcht vor der Sozialdemokratie, durch die man aufs 
rechte deutſche Männer veranlaſſen möchte, in der Kutte Schutz zu 
ſuchen“, und riet dann zu einem Verſöhnungsverſuch durch Auflöſung 
des Landtags. Die Bedeutung der entſchiedenen Parteinahme der 
öffentlichen Meinung in Süddeutſchland, namentlich in Baden und 
Württemberg, trat immer ſtärker hervor. Das populärſte Blatt in 
Württemberg, der „Schwäbiſche Merkur“, rief aus: „Warum 
gegen den Strom? Warum gegen den ureignen Geiſt des Deutjch- 
tums, der unter einen ihm in tiefſter Natur fremden Einfluß ſich 
nicht beugen will? Was zwingt denn den preußiſchen Staat, den 
Ratſchlägen des Fürſtbiſchofs Kopp zu folgen? Dieſer Streit kaun 
im letzten Ende nicht nach dem Willen des Centrums und der Polen 
entſchieden werden. Die Geſchichte geht wohl einmal im Zickzack, 
aber nicht zurück. Preußen-⸗Deutſchland hat ſchon anderes glücklich 
überſtanden als einen Zedlitzſchen Schulgeſetzentwurf.“ 

Wohl den tiefſten Eindruck riefen die von Univerſitäten aus⸗ 
gehenden Verwahrungen hervor. Bei weitem die Mehrzahl der Lehrer 
an den Univerſitäten zu Berlin, Breslau, Halle, Jena, Kiel, 
Königsberg und Marburg richteten ſolche Eingaben an das Ab- 
geordnetenhaus oder an den Kultusminiſter. Den hier meiſt in ſehr 
ausführlicher Weiſe vorgetragenen ſchweren Bedenken gaben einzelne 
Profeſſoren in populären Vorträgen vor großen Verſammlungen 
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Ausdruck, ſo die Profeſſoren Kaufmann in Breslau, Delbrück in 
Jena, Günther in München, Meyer aus Bonn in Düſſeldorf, 
Ziegler aus Straßburg in Köln. Dieſer ſagte unter ſtürmiſchem 
Beifall u. a.: „Wenn die Zentrumspartei noch ein ganz klein wenig 
regierungsfähiger wird, als ſie iſt, dann ſteht zu befürchten, daß 
überall, wo fie Platz greifen kann, die Organe der Staatsaufficht 
Organe der ultramontanen Partei fein werden. Dann fahre wohl, 
deutſche Geiſtesfreiheit, deutſche Geſinnung! Es handelt ſich bei dieſem 
Geſetz nicht bloß um Preußen, ſondern um ganz Deutſchland. Wir 
leiden alle mit. Wir, die wir in Süddeutſchland Ende der 60er 
und Anfang der 70er Jahre in ſchlimmen wie in guten Tagen die 
nationale Einigung unter Preußens Führung verfochten, wir haben 
damals gewiſſermaßen unſere Ehre verpfändet. Wir haben dem 
Gerede von einer von Preußen her drohenden Reaktion entgegenge- 
halten die ganze ſtolze Vergangenheit Preußens, ſeinen Friedrich den 
Großen, ſeinen Leſſing und Kant und haben endlich zu würdigen 
gewußt das Wort Bismarcks, daß das große Preußen uns im Süden 
an Liberalismus vielfach überlegen ſei. Der Glaube aber an die 
geiſtige Führerſchaft und Führerberechtigung Preußens iſt in dieſen 
Tagen bedeutend gefährdet und erſchüttert worden.“ Profeſſor Felix 
Dahn in Breslau, der beredte Schilderer altgermaniſchen Sinnes, 
trat in einer Flugſchrift hervor mit dem Ausrufe: „In dieſem Kampfe 
müſſen alle Klingen heraus!“ Verteidigen wir uns, ſagte er, aber fo 
nachdrücklich wie 1870 die Deutſchen von Memel über Sedan und 
Paris an den Kanal gelangt ſind. „Man trübe uns nicht den 
Königsfrieden Friedrichs des Großen! Warum uns zum Kampfe 
zwingen? Will denn die Regierung die allgemeine, tieffigende Unzu⸗ 
friedenheit in den Mittelparteien mit Gewalt ſteigern und noch weiter 
verbreiten?“ Den Schluß dieſer Reihe von Männern der Wiſſen⸗ 
ſchaft machte H. v. Treitſchke, der Hiſtoriograph des preußiſchen 
Staates, mit Aufſätzen in der „Allgemeinen Zeitung“. Er glaubte 
vor allem aufmerkſam machen zu müſſen auf „den radikalen Unter⸗ 
ſchied“ der evangeliſchen Konſervativen und der Ultramontanen. Dieſe 
würden von erſteren für Gläubige gehalten, ein Irrtum, der unſere 
Geſchichte durchziehe „von den Tagen an, da die märkiſchen 
Lutheraner dem Siege der katholiſchen Liga auf dem Weißen Berge 
zujauchzten, bis zu den zahlloſen Mißgriffen der preußiſchen Kirchen⸗ 
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politik des 19. Jahrhunderts.“ Kundgebungen für den Entwurf 
ſollten, nach Angabe der „Norddeutſchen Allg. Zeitung“, zwar zahl⸗ 
reich an den Kultusminiſter eingehen, man hörte auch von ſolchen 
aus Limburg, Münſter und vom deutſchen Bauernbunde; ſie reichten 
jedoch an Zahl und Bedeutung nicht im entfernteſten an jene heran. 
Das wurde ſogar vom nunmehrigen Führer der Zentrumspartei, dem 
Grafen v. Balleſtrem, inſofern anerkannt, als er am 10. Fe⸗ 
bruar im Reichstage um Abſetzung des gegen das Jeſuitengeſetz 
gerichteten Antrags von der Tagesordnung mit dem Bemerken bat, 
dieſer ſei nach Graf Caprivis Erklärung vom 29. Januar jetzt ohne 
Ausſicht, vor allem aber liege es bei der „hochgradigen, wenn auch 
ungerechtfertigten Erregung“, die das Schulgeſetz im Lande hervor⸗ 
gerufen, im Wunſche ſeiner Partei, daß durch Verhandlungen über 
jenen Autrag die Gegenſätze nicht noch verſchärft würden. 

Der Kaiſer beobachtete den weiteren Verlauf dieſer Bewegung. 
Er wohnte am 3. Februar, nach ſeiner Gewohnheit, einen parla— 
mentariſchen Diner des Reichskanzlers bei und hatte hier eine 
längere Unterredung mit v. Bennigſen, der den Anſtoß zu einer ſo 
entſchiedenen Wendung in der Schulgeſetzfrage gegeben hatte. An 
den Vorſitzenden der Schulkommiſſion des Abgeordnetenhauſes richtete 
der Kaiſer dort die Frage, wie es mit dem Geſetze ſtehe, und auf 
die Antwort, § 14 ſei erledigt, erwiderte er: „Alſo ſitzen Sie nicht 
bis November.“ In dieſen Tagen wurde der Kaiſer durch ein Ge— 
ſchenk des Sultans Abdul Hamid erfreut, der ein Olbild ſandte, 
darſtellend die Ankunft des Kaiſers in Konſtantinopel und ſeine Be— 
grüßung durch den Sultan. Am 10. Februar beſuchte der Kaiſer 
die Berliner Sternwarte, über deren Einrichtungen er ſich von 
Profeſſor Förſter Vortrag halten ließ. Auf einem zweiten parla⸗ 
mentariſchen Diner beim Grafen Caprivi am 17. Februar kam der Kaiſer 
mit den Mitgliedern der Schulgeſetz⸗Kommiſſion zuſammen, berührte aber 
in ſeinen Geſprächen weder dieſe, noch ſonſt eine politiſche Frage. 
Am 19. Februar fand wiederum eine Zuſammenkunft des Kaiſers 
mit hervorragenden Abgeordneten ftatt. Es war ein „zwangloſer 
Herrenabend“ beim Miniſter Miquel. Die Einladungen waren zu 
einem Glaſe Bier auf 9 Uhr erfolgt. Der Kaiſer erſchien mit dem 
Prinzen Heinrich ſchon früher. Die Geſellſchaft beſtand aus 24 Per- 
ſonen, meiſtens nationalfiberalen Abgeordneten. Am 24. Februar 
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nahm der Kaiſer am Feſtmahl des brandenburgiſchen Pro- 
vinziallandtags im Hotel Kaiſerhof in Berlin teil und hielt hier 
eine längere Anſprache. 

Auf die Begrüßungsrede des Vorſitzenden drückte er zunächſt 
ſeinen Brandenburgern Dank aus, daß ſie ihres Markgrafen nicht 
vergeſſen, und für die treuen Geſinnungen der Märker. Dann fuhr 
er alſo fort: „Es iſt Mir in Meiner ſchweren Arbeit doppelt an⸗ 
genehm und auch zu gleicher Zeit anregend, wenn in ſo warmer 
Weiſe Meine Beſtrebungen für das Wohl Meines Volkes dankbare 
Anerkennung finden. Es iſt ja leider jetzt Sitte geworden, an allem, 
was ſeitens der Regierung geſchieht, herumzunörgeln und herumzu⸗ 
mäkeln. Unter den nichtigſten Gründen wird den Leuten ihre Ruhe 
geſtört und ihre Frende am Daſein und am Leben und Gedeihen 
unſeres geſamten großen deutſchen Vaterlandes vergällt. Aus dieſem 
Nörgeln und dieſer Verhetzung entſteht ſchließlich der Gedanke bei 
manchen Leuten, als ſei unſer Land das unglücklichſte und ſchlechteſt 
regierte in der Welt, und ſei es eine Qual, in demſelben zu leben. 
Daß dem nicht ſo iſt, wiſſen wir alle ſelbſtverſtändlich beſſer. Doch 
wäre es dann nicht beſſer, daß die mißvergnügten Nörgler 
lieber den deutſchen Staub von ihren Pantoffeln ſchüttelten 
und ſich unſeren elenden und jammervollen Zuſtänden auf das 
ſchleunigſte entzögen? Ihnen wäre ja dann geholfen, und uns thäten 
fie einen großen Gefallen damit. Wir leben in einem Über— 
gangszuſtande! Deutſchland wächſt allmählich aus den Kinder— 
ſchuhen heraus, um in das Jünglingsalter einzutreten; da wäre es 
wohl an der Zeit, daß wir uns von unſeren Kinderkrankheiten frei⸗ 
machten. Wir gehen durch bewegte und anregende Tage 
hindurch, in denen das Urteil der großen Menge der Menſchen der 
Objektivität leider zu ſehr entbehrt. Ihnen werden ruhigere Tage 
folgen, inſofern unſer Volk ſich ernſtlich zuſammennimmt, in ſich geht 
und unbeirrt von fremden Stimmen auf Gott baut und die ehrliche 
fürſorgende Arbeit ſeines angeſtammten Herrſchers. Ich möchte dieſes 
Übergangsſtadium mit einer kleinen Geſchichte vergleichend beleuchten, 
welche Ich einmal gehört habe. Der berühmte engliſche Admiral 
Sir Franzis Drake war in Zentral-Amerika gelandet nach ſchwerer, 
ſtürmiſch bewegter Reiſe; er ſuchte und forſchte nach dem anderen 
großen Ozean, von dem er überzeugt war, daß er vorhanden ſei, den 
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die meiſten ſeiner Begleiter jedoch als nicht exiſtierend annahmen. 
Der Häuptling eines Stammes, dem das eindringliche Fragen und 
Forſchen des Admirals aufgefallen, von der Macht ſeines Weſens 
eingenommen, ſagte ihm: „Du ſuchſt das große Waſſer, folge mir, 
ich werde es Dir zeigen,“ und nun ſtiegen die beiden trotz warnenden 
Zurufs der übrigen Begleiter einen gewaltigen Berg hinan. Nach 
furchtbaren Beſchwerden an der Spitze angelangt, wies der Häuptling 
auf die Waſſerfläche hinter ihnen und Drake ſah die wildbewegten 
Wogen des zuletzt von ihm durchſchifften Meeres vor ſich. Darauf 
drehte ſich der Häuptling um, führte den Admiral um einen kleinen 
Felsvorſprung herum, und plötzlich that ſich vor ſeinem entzückten 
Blicke der vom Gold der aufgehenden Sonne beſtrahlte Waſſerſpiegel 
des in majeſtätiſcher Ruhe ſich ausbreitenden Stillen Ozeans auf. — 
So ſei es auch mit uns! Das feſte Bewußtſein Ihrer, Meine Arbeit 
treu begleitenden Sympathie flößt Mir ſtets neue Kraft ein, bei der 
Arbeit zu beharren und auf dem Wege vorwärts zu ſchreiten, der 
Mir vom Himmel gewieſen iſt. — Dazu kommt das Gefühl der 
Verantwortung unſerm oberſten Herrn — dort oben gegenüber und 
Meine felſenfeſte Überzeugung, daß unſer alter Alliierter von Roßbach 
und Dennewitz Mich dabei nicht im Stiche laſſen wird. Er hat 
Sich ſolche unendliche Mühe mit unſerer alten Mark und Unſerem 
Hauſe gegeben, daß wir nicht annehmen können, daß Er dies für 
nichts gethan hat. Nein im Gegenteil, Brandenburger, zu Großem 
ſind wir noch beſtimmt und herrlichen Tagen führe Ich Euch noch 
entgegen. Laſſen Sie ſich nur durch keine Nörgelei und durch miß— 
vergnügliches Parteigerede Ihren Blick in die Zukunft verdunkeln 
oder Ihre Freude an der Mitarbeit verkürzen. Mit Schlagwörtern 
allein iſt es nicht gethan, und den ewigen mißvergnüglichen An⸗ 
ſpielungen über den neuen Kurs und ſeine Männer erwidere Ich 
ruhig und beſtimmt: „Mein Kurs iſt der richtige und er wird 
weiter geſteuert,“ — daß Meine brave märkiſche Mannſchaft Mir 
dabei helfe, das hoffe Ich beſtimmt. Daher trinke Ich auf das Wohl 
Brandenburgs und ſeiner Männer Mein Glas.“ 

Aus Anlaß dieſer Rede des Kaiſers entſtand in allen politiſchen 
Kreiſen Deutſchlands aufs neue eine äußerſt lebhafte Erörterung. 
Wochenlang ertönte die Preſſe aller Parteien von freimütigen Deutungs⸗ 
verſuchen und in einzelnen Punkten zeigte ſich ein faſt allgemeiner 
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Widerſpruch. Allerdings hat es, hörte man übereinſtimmend von den 
verſchiedenſten Seiten, viel Widerſpruch gegen einzelne Regierungs⸗ 
maßregeln gegeben, aber ſolcher Unzufriedenheit wegen brauche man 
doch nicht auszuwandern, vielmehr ſei es verfaſſungsmäßiges Recht 
aller Staatsangehörigen, auf den Gang der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten, den ſie für den richtigen halten, hinzuwirken; auch habe das 
Herumnörgeln immer ſtattgefunden, bald ſeitens dieſer, bald jener 
Partei; die Treue zum Herrſcher bleibe dadurch unberührt. 
Man vernahm die Frage, wieviele Leute dann noch zu Haus bleiben 
würden, wenn die Nörgler auswanderten, wahrſcheinlich nur die 
ganz unſelbſtändigen; die Anſichten der Regierung hätten ſich im 
Laufe der Zeiten vielfach ins Gegenteil verkehrt; das Heimatsgefühl 
ſei bei den Deutſchen ſo ſtark, daß ſie nicht gleich die Flinte ins 
Korn zu werfen und an Beſſerung der Zuſtände zu zweifeln pflegten. 
Die Nörgeleien, ſagte ein ultramontanes Blatt, gehören zum Ganzen; 
„wo wären wir Katholiken, wenn wir nicht anderthalb Jahrzehnte 
gegen die Maigeſetze genörgelt hätten?“ Man wies auch wohl auf 
den Ausſpruch des alten Fritz, es ſolle ſo regiert werden, daß die 
Leute ins Land kommen und nicht hinauslaufen, auch auf neuere 
Maßnahmen zur Einſchränkung der Auswanderung. Die Vor— 
ſtellung, daß der Kaiſer abſolutiſtiſchen Neigungen Ausdruck habe 
geben wollen, fand keinen Glauben, zumal dies ſeinem Ange— 
löbnis der Verfaſſung widerſprochen haben würde. Nur einige 
konſervative Blätter, wie der „Reichsbote“, meinten, in Annäherung 
an jene Vorſtellung, das Königtum müſſe allerdings energiſch ſeine 
führende Stellung betonen, und der „Kurier pozuanski“ wünſchte, 
daß es dem Monarchen gelingen möchte auszuharren, denn auf 
dieſem Wege müßten auch die Polen „ſchließlich das Ziel ihrer 
Wünſche finden“. „Der patriarchaliſche Ton,“ ſagte in den „Preuß. 
Jahrbüchern“ Prof. Delbrück, „der iſt es, der den erbitterten 
Widerſpruch hervorruft; in dieſer Oppoſitionsſtimmung ſind Konſer⸗ 
vative, Liberale und Ultramontane ſchlechthin einig.“ Von unmittel⸗ 
barſter Bedeutung aber erſchien der kaiſerliche Tadel inſofern, als 
man nach Lage der Dinge glaubte, ihn anſehen zu müſſen als vor⸗ 
wiegend gerichtet gegen die grade im Augenblick ſo heftige Bekämpfung 
des Volksſchulgeſetzes. Dies ſprachen nicht bloß das Hauptorgan der 
katholiſchen und das der ſozialdemokratiſchen Partei, ſondern auch 
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andere Blätter, wie z. B. am 26. Februar die „Kölniſche Zeitung“ 
aus. Bisher, meinte dieſe, habe man ſich geſagt, Deutſchland könne 
es ſchon ertragen, wenn die Zedlitze dutzendweiſe über dieſen Stein 
ſtolperten, die Monarchie dagegen müſſe aus dem Ringen feindlicher 
Weltanſchauungen und Parteien möglichſt unberührt hervorgehen; aus 
dieſem ſchönen Traume ſeien die Freunde der Monarchie nun auf⸗ 
geſchreckt. Man ſtelle alles Mögliche auf, was die gemäßigten 
Politiker entfremden müſſe, und wundere ſich nachher, wenn man 
die Bajonnette der liberalen Oppofition in der Sonne blitzen ſehe. 
„Man fordert die Deutſchen, die den Kern ihres Weſens in Geiſtes— 
freiheit und nationaler Geſinnung erblicken, durch ſchwächliches Zurüd- 
weichen vor Polonismus und Ultramontanismus heraus und begreift 
hinterher nicht, wenn Männer, die Jahrzehnte lang den Mut hatten, 
als Regierungsfreunde der Verdächtigung ihrer Unabhängigkeit zu 
trotzen, auch den Mut finden, einer in die Irre gehenden Regierung 
den blanken Schild ihrer Überzeugung entgegen zu halten.“ Anderer⸗ 
ſeits hob die „Kreuzzeitung“ hervor, der Kaiſer habe in ſeiner An— 
ſprache nicht etwa an die Arbeiter gedacht, ſondern die Bemerkung 
„den Staub von den Pantoffeln ſchütteln“ weiſe auf die Studier⸗ 
ſtube, und von gewiſſen Studierſtuben gehe auch in letzter Inſtanz 
die Hetze gegen das Volksſchulgeſetz aus. 

Unter dem Eindruck der kaiſerlichen Anſprache und ihrer öffent⸗ 
lichen Beſprechung ſteigerte ſich die Bekämpfung des Volksſchul— 
Geſetzes und die ſchon ſeit Herbſt die gemäßigten Parteien cv 
füllende Verſtimmung. Die Gegenkundgebungen fanden immer 
ſtärkeres Echo in den anderen deutſchen Staaten, ſodaß die „Voſſ. Ztg.“ 
ſagen konnte: „Staat und Reich ſind nicht mehr zu trennen; ſchon 
ſpürt man den Rückſchlag in den kleineren Staaten; überall fühlt ſich 
die Reaktion ermutigt; was will das werden? Mit dem Schulgeſetz 
macht Preußen in Deutſchland nicht moraliſche Eroberungen, ſondern 
trägt Verwirrung und Groll in die Parteien, die in den Einzelſtaaten 
Preußens beſte Verbündete gegen den Partikularismus ſind.“ Die 
ganze Beſprechung des Schulgeſetzes begann überzugehen in eine er⸗ 
neute Bekämpfung der „Schwankungen des neuen Kurſes“ und 
die freikonſervative Berliner „Poſt“ hob am 16. März hervor, man 
fühle nur zu deutlich, daß die Regierung „nicht ſo lebendige Fühlung 
mit dem Pulsſchlage des nationalen Empfindens und Denkens“ habe, 
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wie dies vom Standpunkt des öffentlichen Wohls zu wünſchen wäre. 
Darin beſtehe „die tiefere Urſache der beſtehenden Beunruhigung.“ 

In der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes rückten die Ver⸗ 
handlungen nur ſehr langſam weiter. Grf. Zedlitz gab zwar hier 
Erklärungen ab, welche die Ausſichtsloſigkeit der Anträge des Centrums 
in Bezug auf die inneren Einrichtungen der Schule erkennen ließen, 
ſodaß v. Huene bemerkte, die Haltung des Centrums ſtehe wie auf 
der Schneide des Meſſers; aber der Miniſter zeigte nicht die Nach⸗ 
giebigkeit gegen die Mittelparteien, auf die man nach ſeinen 
Äußerungen gerechnet hatte. Später hat die „Kreuzzeitung“ die 
Mitteilung gebracht, der Kaiſer habe dem Miniſter „mit Entſchieden⸗ 
heit“ die Zuſtimmung zur fortgeſetzten Bekämpfung des liberalen 
-Anſturms erteilt, während die konſervativen Teilnehmer an der Zus 
ſammenkunft vom 23. Januar, namentlich v. Helldorf, dies nicht 
für möglich erklärten. 

Auf dem Höhepunkte der Spannung, am 17. März, trat die 
Wendung ein. Miniſter Grf. Zedlitz verließ die Sitzung der 
Kommiſſion, um einem Kronrate beizuwohnen, und kehrte, trotz ſeiner 
Zuſage, dorthin nicht zurück. Denn in dieſem Kronrate gebot der 
Kaiſer dem Schwimmen gegen den Strom ein Halt, die beſte Wider⸗ 
legung gewiſſer Deutungen ſeiner Rede vom 24. Februar. Infolge 
deſſen bat der Kultusminiſter am 18. März um ſeine Entlaſſung. 
Der verſöhnliche Teil der Konſervativen wurde dadurch freilich, wie 
aus ſpäteren offenen Erklärungen, namentlich v. Manteuffels und 
v. Koſeritzs, hervorging, um den Verſuch gebracht, in der Kommiſſion 
zu allſeitig befriedigenden Anderungen zu gelangen, aber Grf. Zedlitz, 
der ſich in dem ganzen Streite überzeugungstreu gezeigt hatte, mochte 
eingeſehen haben, daß er ein weſentlich geändertes Geſetz nicht mehr 
werde vertreten können. Man ſah dieſes bereits allgemein als ge- 
ſcheitert an und die Mittelparteien zeigten ſich befriedigt und 
dem Ka iſer dankbar. „Schon der Ausbruch der Kriſis,“ ſagte 
die „National-Zeitung“, „iſt eine Genugthuung für die drei Parteien, 
die den Kampf gegen das Geſetz unerſchütterlich geführt. Die Wort⸗ 
führer der konſervativ⸗ultramontanen Mehrheit rechneten auf die 
Krone; aber dieſe hatte der Einbringung der Vorlage nur zuge⸗ 
ſtimmt, weil das Für und Wider ihr nicht ausreichend vorgetragen 
war.“ Die zahlreichen gewichtigen Kundgebungen hatten offenbar 
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ihren Eindruck gemacht, und man hörte, daß die Beſorgnis über die 
allgemeinen politiſchen Folgen, die namentlich in Süd deutſchland 
eintreten könnten, an maßgebender Stelle mit Nachdruck geltend ge: 
macht ſeien. Der Reichskanzler hatte ſich mindeſtens gleich ſtark wie 
Gr. Zedlitz für das Geſetz engagiert, es konnte daher nicht auffallen, 
daß er in einem nach des letzteren Entlaſſungsgeſuche erſtatteten 
Berichte an den Kaiſer auch ſeinen Rücktritt in Ausſicht nahm. Der 
Kaiſer lehnte aber am 14. März unter Berufung auf ſeine nach 
ärztlichem Rate unternommene Reife nach Huber tusſtock ab, ſeine 
Entſcheidungen jetzt zu treffen. Gr. Caprivi begab ſich, nachdem 
er in Berlin mit dem Prinzen Heinrich verhandelt hatte, auf den 
Ruf des Kaiſers am 20. März nach Hubertusſtock und wurde hier 
von dieſem bewogen, von feinem Rücktritte als Reichskanzler Abjtand 
zu nehmen, wogegen ihm die Miniſterpräſidentſchaft in 
Preußen abgenommen wurde. Dieſe ward, nachdem Caprivi am 
23. März nochmals nach Hubertusſtock berufen war, dem Grafen 
Botho zu Eulenburg, Oberpräſidenten der Provinz Heſſen⸗Naſſau, 
und das Kultusminiſterium dem Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, 
Dr. Robert Boſſe, übertragen. 

Graf Eulenburg war von 1878 bis 1881 Miniſter des Innern 
geweſen, in dieſe Stellung aus dem Antte eines Oberpräſidenten der 
Provinz Hannover, gleichzeitig mit Hobrecht und Maybach berufen und 
er wurde zu den gemäßigten, auf Zuſammenwirken mit den Libe⸗ 
ralen bedachten Konſervativen gerechnet. Bei Beratung der Novelle zur 
Kreisordnung im Herrenhauſe 1881 hatte der neben ihm ſitzende 
Geh. Rat Rommel eine Erklärung des Fürſten Bismarck als damaligen 
Handelsminiſters verleſen, die den vorausgegangenen Außerungen des 
Miniſters des Innern widerſprach. Graf Eulenburg war infolge 
deſſen zurückgetreten und hatte Herrn v. Puttkamer zum Nachfolger 
erhalten. Einige Zeit ſpäter erhielt er das Oberpräſidium, aus dem 
er nun berufen ward. Sein Nachfolger als Oberpräſident von 
Heſſen⸗Naſſau wurde der Unterſtaatsſekretär im Handelsminiſterium, 
Magdeburg, aus Naſſau. Boſſe hatte ſchon in den 70er Jahren 
dem Kultusminiſterium angehört, war dann Direktor, ſpäter Unter⸗ 
ſtaatsſekretär im Reichsamt des Innern und hier an den ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzen weſentlich beteiligt geweſen, bis er im Februar 1891 
zum Vorſtand des Neichsjuſtizamts ernannt wurde. Er iſt Sekretär 
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des Staatsrats und konſervativ ſowie ſtreng kirchlich geſinnt, ohne 
jedoch zu den Konſervativen von der Richtung ſeines Vorgängers ge— 
zählt zu werden. In ſeiner verſöhnlichen Art und Weiſe hatte er 
als Vorſitzender der Kommiſſion für das bürgerliche Geſetzbuch er- 
folgreich Mittelwege aufgefunden. 

Die Befriedigung und Dankbarkeit der gemäßigten Parteien 
über die Löſung war jedoch mit einigen anderen Gefühlen gemiſcht. 
Einem derſelben gab am prägnanteſten die „Poſt“ Ausdruck in den 
Worten: „Dauernd bleibt die Ein buße an Anſehen, welche das 
Staatsminiſterium durch den offenbaren Mangel an politiſchem Urteil 
und Vorausſicht erfahren hat.“ Ferner fand die Trennung der 
preußiſchen Miniſterpräſidentſchaft vom Anite des Reichskanzlers viel⸗ 
fache Mißbilligung. Es wurde zwar anerkannt, daß die Rückſicht 
auf die auswärtige Politik den Wunſch nach Erhaltung Caprivis als 
Reichskanzler erklärlich mache, auch daß feine Entlaſſung wünſchens⸗ 
wert ſei; aber von jener Trennung wurde mehrfach Stärkung des 
preußiſchen Partikularismus, es wurden auch wohl Schwierigkeiten in 
der Verfügung über die preußiſchen Stimmen im Bundesrate beſorgt, 
wenngleich nicht zuviel Gewicht darauf gelegt wurde, daß die im 
Jahre 1872 verſuchte Trennung der beiden Amter ſchon 1873 wieder 
hatte aufgegeben werden müſſen. Die Reſſortloſigkeit des neuen 
Miniſterpräſidenten fand weniger Widerſpruch und wurde für den 
Fall als günſtig angeſehen, wenn er ſich als der berufene Vertreter 
der allgemeinen politiſchen Aufgaben des Staatsminiſteriums fühle 
und auf deſſen Würdigung derſelben ſein Hauptaugenmerk richte. 

Graf Zedlitz erinnerte bei ſeinem Abſchied von den Beamten 
des Kultusminiſteriums daran, daß er vor etwa einem Jahre ſchweren 
Herzens das Amt übernommen habe; wenn er ſich jetzt von denen 
trennen müſſe, die ihm über die Beamtenpflicht hinaus beigeſtanden, 
ſo demütige er ſich vor der göttlichen Fügung. Der Unterſtaats⸗ 
ſekretär Dr. v. Weyrauch erwiderte namens dieſer Beamten, tief 
ergriffen ſähen ſie einen Mann ſcheiden, der durch ſeine geiſtige Be⸗ 
deutung und ſeine ſittliche Größe die höchſte Achtung erworben, der 
jo hohe Ziele verfolgt und deſſen glänzender Schild bei der fo plötz⸗ 
lichen Wendung auch nicht vom Hauche eines Schattens berührt ſei. 

Wie im Januar der Beginn der Volksſchulgeſetzfrage Preußens, 
ſo kam jetzt im März auch deren Löſung, und zwar mit größerer 
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Berechtigung als damals, zunächſt im Reichstage zur Erörterung. 
Bei der dritten Beratung des Etats am 26. März hob Richter (d.-freif.) 
hervor, daß die neueſte Wendung der Politik in Preußen 
und dem Reiche hier nicht unbeſprochen bleiben könne. Der Reichs⸗ 
kanzler ſei in feinen politiſchen Funktionen halbiert worden und werde 
jetzt wohl einſehen, daß es mitunter ſchwer iſt, gegen den Strom zu 
ſchwimmen. Die Reichsverfaſſung ſei jo ſehr darauf zugeſchnitten, daß 
der Reichskanzler auch in Preußen der erſte Staatsmann ſei, daß 
man die jetzige Löſung allgemein als ungenügend anſehe; ſie ſei jetzt 
auch ſchwieriger zu vollziehen als bei Fürſt Bismarcks 1873 miß⸗ 
glücktem Verſuche. Nichtiger würde die Bildung ſelbſtändiger Reichs⸗ 
miniſterien geweſen ſein und die das Anſehen der Regierung ſchädi⸗ 
genden letzten Vorgänge bewieſen von neuem die Notwendigkeit einer 
parlamtentariſchen Regierung. Darauf entgegnete der Reichskanzler 
Grf. Caprivi, der preußiſche Miniſterpräſident habe keinen größeren 
geſetzlichen Einfluß auf die Geſamtverwaltung des Staats als irgend 
einer ſeiner Kollegen; deshalb verliere der Reichskanzler durch die jetzt 
eingetretene Trennung nichts. Durch den Verſuch von 1872 ſeien 
ſachliche Nachteile nicht eingetreten; daß er fallen gelaſſen, habe per⸗ 
ſönliche Gründe gehabt. Die jetzige Trennung der Funktionen habe 
unverkennbare Vorteile. Deren größter beſtehe darin, daß der Reichs⸗ 
kanzler künftig nicht mehr in jede preußiſche Kriſe verwickelt zu wer⸗ 
den brauche. Das parlamentariſche Syſtem wünſchten die verbündeten 
Regierungen nicht, auch ſei es ohne Beſeitigung des Bundesrats und 
andere Umwälzungen nicht durchzuführen. Der Führer der Ceutrums⸗ 
partei, Graf Balleſtrem, ſprach hierauf den Wunſch aus, Graf 
Caprivi möge bald wieder die erſte Stellung in Preußen einnehmen, 
und erklärte ſich gegen verantwortliche Reichsminiſter. Anders 
v. Bennigſen (nat.⸗lib.), der namentlich feiner Meinung, daß ein 
verantwortlicher Reichsfinanzminiſter bald notwendig werden würde, 
fo entſchieden wie in früheren Fällen Ausdruck gab. Bezüglich der 
Trennung der erſten Staatsämter hegten, ſo ſagte er weiter, weite 
Kreiſe die Beſorgniß, daß ſie Reibungen und Störungen herbeiführen 
werde. Hoffentlich ſei eine ſolche Gefahr nicht nahe, obwohl ſich nicht 
verkennen laſſe, daß ſeit einiger Zeit der Partikularismus an vielen 
Stellen im Wachſen begriffen ſei; dazu ſollte doch nicht noch ein 
Gegenſatz zwiſchen Preußen und Deutſchland an der Spitze der Ge⸗ 
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ſchäfte hinzutreten. Dem Reichskanzler wurde von Richter erwidert, 
beim Schulgeſetz habe man ja geſehen, daß der preußiſche Miniſter⸗ 
präſident doch erheblichen Einfluß beſitze; bedeute er aber ſo wenig, 
warum berufe man denn auf dieſen Poſten einen beſonderen Miniſter, 
der bloß perſönliche Bedeutung habe und nur als ornamentale Spitze 
diene? Sodann griff Graf Kanitz (d.⸗konſ.) den Oberpräſidenten 
v. Bennigſen wegen ſeines Eintretens für Reichsminiſterien und wegen 
ſeiner Verbindung mit dem Führer der Oppoſition an. Das ſei mit 
dem preußiſchen Beamtentum nicht zu vereinigen. v. Bennigſen 
erwiderte mit dem Hinweis auf die Unabhängigkeit der Reichstags⸗ 
mitglieder und daß der Erfolg ihm recht gegeben, als er das liberale 
Bürgertum gegen die mit dem Volksſchulgeſetz heraufgeführte ſchwere 
Gefahr für Deutſchland aufgerufen habe. Es werde wohl nicht als 
Unglück angeſehen werden, wenn hohe Beamte vor Gefahren, die noch 
abgewendet werden konnten, warnten, zumal wenn fie ſähen, wenn 
diejenigen Beamten nicht mehr den Mund aufzuthun wagten, die von 
ihrer höheren Stelle aus die Verhältniſſe im ganzen zu überſehen 
vermöchten. Dieſe Bemerkungen gaben Stöcker (d.-fonf.) Veran⸗ 
laſſung, Herrn v. Bennigſen vorzuhalten, der Staat, das Reich und 
das Anſehen der Krone würden den Schaden haben von dieſer Mobil⸗ 
machung des liberalen Bürgertums, das in ſittlich-religiöſen Dingen 
nichts geleiſtet, ſondern in ſeinem Schoße den „Mammonismus“ groß⸗ 
gezogen habe, der die Nation auseinanderreiße. Andererſeits trat 
der konſervative Prinz zu Carolath mit größter Anerkennung 
für v. Bennigſens Haltung und gegen Stöcker auf, deſſen Aus⸗ 
führungen einen großen Teil der evangeliſchen Mitbürger irre machen 
würden. 

Den weſentlichſten Erörterungen über die Trennung der 
erſten Staatsämter und über die allgemeine politiſche Lage ſah man 
jedoch für den preußiſchen Landtag entgegen. In deſſen beiden 
Häuſern gab der neue Miniſterpräſident Graf Eulenburg am 
28. März erläuternde Erklärungen ab. Die Vereinigung der be— 
wußten hohen Amter bringe, wie nicht erſt in neuerer Zeit bekannt 
geworden, ein Maß von Arbeit und Verantwortung mit ſich, das die 
Kräfte auch des leiſtungsfähigſten Mannes vorzeitig aufzureiben ge- 
eignet ſei. Dazu komme, daß die Stellung des Reichskanzlers eine 
freiere werde, wenn ſie nicht mehr abhängig ſei von den allein 
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preußiſche Angelegenheiten betreffenden Zwiſchenfällen. Dadurch, daß 
der Reichskanzler Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und 
preußiſcher Miniſter verbleibe, ſei Fürſorge gegen Beeinträchtigung 
der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten und des gegenſeitigen 
Verhältniſſes des Reichs und Preußens getroffen. Die Verhandlungen 
über das Schulgeſetz hätten ſcharfe Gegenſätze hervortreten laſſen, die 
ſich bisher unvermittelt eutgegenſtänden. Daher verzichte die Staats- 
regierung auf die Fortſetzung der Beratung dieſes Entwurfs. 

Den eigentlichen Anlaß zu Verhandlungen über dieſe Fragen 
im Landtage bot jedoch erſt ein Geſetzentwurf, nach welchem in den 
ordentlichen Etat des Staatsminiſteriums nachträglich der Betrag von 
72 000 % für Gehalt, Dienſtwohnung und Repräſentationskoſten 
des neuen Miniſterpräſidenten eingeſtellt werden ſollte. Die erſte 
Beratung hierüber fand im Herren hauſe am 28. März jtatt und ge⸗ 
ſtaltete ſich nur durch eine Rede des Grafen von Hohenthal etwas 
lebhaft. Er verbreitete ſich nämlich über den herrſchenden Peſſimis— 
mus, demgegenüber man den Glauben an den monarchiſchen preu⸗ 
ßiſchen Staat bewahren müſſe. Freiherr von Stumm aus Schloß 
Halberg vermochte von ſolchem Peſſimismus nichts zu entdecken, 
glaubte auch nicht, daß jemand jenen Glauben aufgegeben habe. Die 
einzige Partei, die auf Unzufriedenheit hinarbeite, die ſocialdemokra⸗ 
tiſche, ſei weit davon entfernt, den Staat in Frage zu ſtellen. 
Freiherr von Schorlemer-Alſt beteiligte ſich an dieſer Beſprechung, 
inden er den Glauben an den preußiſchen Staat als gleichbedeutend 
mit dem an den chriſtlich-konſervativen Staat hinſtellte und er ſchloß 
mit der für die Haltung der Centrumspartei bemerkenswerten Er⸗ 
klärung: „Unſere Verhältniſſe liegen ſo, daß bei aller Mitwirkung 
der Parlamente wir alle doch wohl auf dem Standpunkt ſtehen und 
ſtehen bleiben müſſen: in Preußen muß der König regieren.“ 

Im Abgeordunetenhauſe fand die Beratung am 28. April 
ſtatt. Sie wurde eingeleitet durch Rickert (d.⸗freiſ.), der den Fall 
des Volksſchulgeſetzes inſofern bedauerte, als deſſen Aufrechthaltung 
die Schläfer im Lande noch mehr als bisher aufgerüttelt und „Allen, 
die mit vollem Vertrauenswinde dahinſegelten, zum Bewußtſein gebracht 
haben würde, daß es bei uns Elemente giebt, welche das Staatsſchiff 
auf Klippen führen.“ Die Freiſinnigen, bemerkte der Redner, könnten 
ſich nicht vorſtellen, daß ein Mann von der ſtaatsmänniſchen Ver⸗ 
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gangenheit des Grafen Eulenburg ſeine Stellung als Miniſterpräſident 
ohne die Grundlage eines ſelbſtändigen Reſſorts auf die Dauer für 
möglich halte, und außerdem beſtehe die Hauptfrage darin, wie ſich 
der Miniſterpräſident zu den deutſchen Angelegenheiten ſtellen, ſowie 
ob es dem Reichskanzler möglich fein werde, als Miniſter des Außern 
einem gefährlichen preußiſchen Partikularismus entgegenzuwirken. Für 
die Konſervativen gab v. Rauchhaupt dem Bedauern Ausdruck, daß 
nicht Zeit gelaſſen worden ſei, eine Verſtändigung in der Schulgeſetz⸗ 
frage zu verſuchen. Im Namen der Centrumspartei ſprach v. Huene 
den Grafen v. Caprivi und Zedlitz Dank aus „für ihr Eintreten für 
den chriftlich-fonfervativen Staat“, glaubte aber nicht, daß durch den 
Miniſterwechſel die Gegenſätze vermittelt würden, und bezeichnete eine 
Verſtändigung ſeiner Partei mit den Mittelparteien in der Schul⸗ 
geſetzfrage als unmöglich. Das Centrum könne feine Grundſätze nicht 
aufgeben und die Regierung habe doch aus feinen Händen ſchon 
andere wichtige Geſetze angenommen. Nunmehr trat der Miniſter⸗ 
präſident Graf Eulenburg auf. Er bezeichnete die Zurückziehung 
des Volksſchulgeſetzes als das Fazit der Lage, an deren Herbeiführung 
er und der neue Kultusminiſter nicht mitgewirkt hätten. Außerdem 
liege ein Fall vor, in dem es nicht gleichgültig ſein könne, ob von 
der Abſtimmung ein Ergebnis zu erwarten ſei, mit dem auch der 
Unterliegende ſich, wenigſtens zur Zeit, zufrieden geben könne. Der 
Kampf auf dem Gebiete der Volksſchule werde weiter geführt werden 
müſſen, fo lange es überhaupt ein politiſches Leben giebt. Bezüglich 
der Trennung der fraglichen höchſten Amter meinte Graf Eulenburg, 
dieſe Einrichtung trage die Vorausſetzungen der Dauer in ſich. Die 
Zahl derer, die geneigt wären, das Amt des Reichskanzlers zu über— 
nehmen, ſei nicht groß und in deſſen Perſon dürfe ein häufiger 
Wechſel nicht eintreten. Im Anſchluß an dieſe Auslaſſungen ſtellte 
ſich der neue Kultusminiſter Dr. Boſſe vor. Er wünſchte, daß man jetzt 
keine programmatiſchen Erklärungen über Einzelnheiten von ihm ver⸗ 
langen möchte; ein neues Volksſchulgeſetz könne man in dieſem Augen⸗ 
blicke nicht erwarten, da die Gemüter nach den ſchwierigen Kämpfen 
noch erregt und wichtige Fragen unentſchieden ſeien. Im übrigen be⸗ 
nutzte Graf Balleſtrem die Gelegenheit, einige Punkte ſeiner am 
12. April in Breslau gehaltenen Rede zu erläutern. Er hatte dort 
den verſtorbenen Windthorſt als den großen Generalſtabschef un— 
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ſeres Herrgotts in Deutſchland bezeichnet und von „ungläubigen 
Profeſſoren“ geredet, „die den Materialismus und den Atheismus 
von den Kathedern lehren“. Aus den jetzigen Erläuterungen ging aber, 
wie aus jener Breslauer Rede, hervor, daß die Centrumspartei zu 
weiteren Kämpfen in der Schulfrage bereit iſt. 

Unterdeſſen hatte der Reichstag ſeine Verhandlungen, wie 
wir ſie Seite 10 verlaſſen mußten, fortgeſetzt. Die ferneren Etats⸗ 
beratungen gaben wieder Anlaß zur Berührung einer Reihe von 
Fragen der verſchiedenſten Art. Es wurde geklagt über die Miß⸗ 
handlung von Seeleuten auf den Reichspoſtdampfern und über 
schlechte Behandlung der Kohlenzieher auf deutſchen Schiffen. Das 
ſchon ſo oft vorgebrachte Verlangen nach einem Geſetze zur Regelung 
der Thätigkeit des Reichseiſenbahnamts wurde vom Abg. Ham⸗ 
macher wiederholt. Auf mehrſeitige Anregung ward ein Geſetzent⸗ 
wurf zur Verbeſſerung des Unfallverſicherungegeſetzes zugeſagt. Für 
Beteiligung an der für 1893 in Chicago geplanten Ausstellung 
wurden 900 000, für die wiſſenſchaftliche Erforſchung und Aufdeckung 
des römiſchen Grenzwalls 40 000 Mark bewilligt. Lebhaft wurde 
auf Neform der Eifenbahn- Tarife gedrungen. Der preußiſche Eiſen⸗ 
bahnminiſter Thielen wies zur Erwiderung darauf hin, daß Preußen 
ſchon viele Verkehrserleichterungen und Verbeſſerungen geſchaffen habe, 
behauptete aber, dem Fortſchritt dieſer Reform ſtänden die Finanzlage 
ſowie der Umſtand entgegen, daß man ſich bisher über ein allen An⸗ 
forderungen genügendes Projekt noch nicht habe einigen können. Woher 
ſollen denn aber, warf der Abg. v. Stumm (freifonf.) ein, die 
Mittel kommen, die in Preußen aus den bisherigen Überſchüſſen der 
Eiſenbahnverwaltung für die allgemeinen Staatszwecke aufgewendet 
wurden, wenn die Überſchüſſe durch eine durchgreifende Reform in 
der Richtung der Ermäßigung der Tarife zum Verſchwinden gebracht 
werden? Beim Etat des Reichsjuſtizamts wurde der langſame Gang 
der Beratungen des bürgerlichen Geſetzbuchs in der dafür nieder⸗ 
geſetzten Kommiſſion bemängelt und gewünſcht, daß ſie mehr Rückſicht 
auf die praktiſchen Bedürfniſſe des Volks ſowie auf eine beſſere 
ſprachliche Form des Geſetzbuchs nehme. Dr. Boſſe, damals noch 
Vorſtand dieſes Reichsamts, ſuchte dagegen nachzuweiſen, daß eine 
ſchuellere Bearbeitung nicht möglich ſei. In der jetzigen zweiten 
Leſung würden manche Schwächen des erſten Entwurfs beſeitigt. Am 
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Ende des Jahrhunderts werde das Geſetzbuch hoffentlich zu ſtande 
gekommen ſein. Auch die Frage einer Entſchädigung der unſchuldig 
Verurteilten wurde wieder vorgebracht, worauf der Staatsſekretär 
meinte, es ſei ratſam, die Sache bis zur endgültigen Reviſion der 
Strafprozeßorduung auszuſetzen, bis dahin aber dafür zu forgen, daß 
in jedem Bundesſtaate ein Fonds zur Gewährung ſolcher Entſchädi⸗ 
gung vorhanden ſei. 

Ausgedehntere Erörterungen entſtanden bei Beratung des Mi- 
litäretats. Es wurde eine Verminderung der Wachtpoſten, 
namentlich vor Gebäuden der Zivilverwaltungen, und der Ehren— 
poſten, ſowie eine Anderung der noch aus 1837 ſtammenden Be⸗ 
ſtimmungen über deren Gebrauch von Schießwaffen verlangt, auch 
die Abſperrung der Straßen in Berlin bei militäriſchen Aufzügen 
und Empfängen fremder Fürſtlichkeiten beklagt. Am allgemeinſten 
traten die Wünſche nach Anderung der Militärſtrafprozeßord— 
nung hervor. Man wünſchte eine größere Offentlichkeit des Ver⸗ 
fahrens und eine Erleichterung bezüglich des Beſchwerderechts der 
Militärperſonen. Die Erregung über dieſe Punkte war ſo ſtark 
infolge des tiefen Eindrucks, den ein vom Befehlshaber des königl. 
ſächſiſchen Armeekorps, dem Prinzen Georg von Sachſen, am 
8. Juni 1891 erlaſſener Befehl gegen Mißhandlungen von 
Soldaten durch Vorgeſetzte überall gemacht hatte. Der Erlaß war 
am 31. Januar vom ſozialdemokratiſchen Hauptorgan, dem Berliner 
„Vorwärts“, an die Offeutlichkeit gebracht. Der Prinz hatte geſagt, 
durch eine lange Reihe kriegsgerichtlicher Unterſuchungen, die in letzter 
Zeit wegen körperlicher Mißhandlungen Untergebener einzuleiten ges 
weſen, jeien Zuſtände zu Tage gefördert, die in hohem Grade bedenklich 
erſcheinen müßten. Aus den Alten habe er erſehen, daß diefe Gewalt- 
thätigfeiten nicht etwa bloß die Folge augenblicklicher Erregung geweſen 
ſeien, ſondern ein großer Teil habe ſich als „raffinierte Quälerei, 
als Ausfluß einer Roheit und Verwilderung“ herausgeſtellt. Eine 
Behandlungsweiſe ſei eingeriſſen, „die auf den guten Geiſt und die 
Disziplin der Truppe zerſtörend einwirken, jede Kameradſchaft unter 
graben“ müſſe; und dieſe häufig ſelbſt vor Zeugen verübten Gewalt: 
thätigkeiten würden aus Furcht „vor noch ſchlimmerer Behandlung 
nicht zur Meldung gebracht“. Dieſe Behauptungen waren in dem 
Erlaſſe durch genaue Angabe der empörendſten einzelnen Fälle belegt. 
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Zum Schluß hieß es, eine Anderung dieſer Zuſtände müſſe unter 
allen Umſtänden herbeigeführt werden. 

In der Budgetkommiſſion des Reichstags war dieſer Erlaß ſchon 
am 5. Februar zur Sprache gekommen. Richter wies hier darauf 
hin, daß die Vorkommniſſe in Sachſen nicht vereinzelt daſtänden, 
ſondern daß gewiſſe Bilder der dortigen Mißhandlungen ſogar typiſch 
auch in den übrigen Teilen Deutſchlands ſeien. Die kaſtenmäßig 
abgeſchloſſene Erziehung junger Leute in Unteroffizierſchulen und Ka⸗ 
dettenhäuſern ſei geeignet, zur falſchen Behandlung der Untergebenen 
zu führen. General v. Goßler, Departementsdirektor im preußiſchen 
Kriegsminiſterium, gab zu, daß der Abgrund, welcher ſich hier auf⸗ 
thue, geſchloſſen werden müſſe, hielt es aber für zweifelhaft, ob das 
mündliche und öffentliche Strafverfahren eine Beſſerung herbeiführen 
werde. Der bairiſche Militärbevollmächtigte, Oberſt v. Haag, machte 
geltend, daß in Baiern äußerſt ſtrenges Vorgehen gegen Mißhand⸗ 
lungen ein befriedigendes Ergebnis gehabt habe. Graf Balleſtrem 
ſah den tieferen Grund der Vorgänge in der allgemeinen Verrohung, 
die um ſich gegriffen habe, „vom wüſten Grafen an bis zum Meſſer⸗ 
ſtecher.“ Lingens (Zentr.) meinte, das Schlimmſte ſei, daß das 
rechte Verftändnis für den Gehorſam in den religiöſen Beſtimmungen 
und dafür verloren gegangen ſei, „daß der Unteroffizier für den 
Soldaten der Stellvertreter Gottes auf Erden iſt.“ Die Kommiſſion 
einigte ſich dann über den Antrag auf ein Erſuchen an die Re⸗ 
gierungen, die Militärſtrafprozeßordnung baldigſt einer Reform, 
namentlich in der Richtung einer größeren Offentlichkeit des Ver⸗ 
fahrens, zu unterwerfen, das Beſchwerderecht zu erleichtern und auf 
Pflege religiöſen Sinns unter den Angehörigen des Heeres hinzu— 
wirken. 

Bei Beratung des Militäretats im Plenum trat der neue 
Abgeordnete für Bayreuth, Caſſelmann, für Einführung der Offent⸗ 
lichkeit des Militärgerichtsverfahrens und für eine ſtändige und un⸗ 
abhängige Gerichtsbarkeit an Stelle der Zuſammenſetzung der Gerichte 
von Fall zu Fall ein. Er wies dabei namentlich auf die guten Er⸗ 
folge dieſer Einrichtungen in Baiern. Nach Mitteilung des ſächſiſchen 
Bevollmächtigten, Oberſten v. Schlieben, hätten ſich infolge des 
Erlaſſes des Prinzen Georg die Fälle von Mißhandlungen bereits 
verringert. Die ganze Frage berührte den Grafen Caprivi nicht 
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bloß als Reichskanzler, ſondern auch als General. Er ließ ſich 
daher ausführlich darüber aus. Gegen die Mißhandlung richte ſich 
eine kaiſerliche Verordnung aus 1890, die nur eine Verfügung von 
1843 in Erinnerung bringe; aber die Mißhandlungen würden nicht 
vermindert, ſo lange es rohe Menſchen gebe. Verſäumt werde nichts, 
denn die Strafbücher würden mit größter Peinlichkeit kontrolliert. 
Vermehrung der Offiziere und Hebung des Unteroffizierſtandes ſeien 
Mittel zur Minderung dieſer Übelſtände; aber die Form des parla— 
mentariſchen Vorgehens ſei zu ſchroff, und es ſcheine ein Quantum 
Parteipolitik dabei mitzuſpielen. Leider würde durch die Art, wie die 
Preſſe ſich der Sache bemächtige, Mißtrauen geſchürt und damit das 
Heer geſchädigt. Bebel (Soz.⸗Dem.) behauptete, die Mißhandlungen 
kämen im Heere in größerem Umfange vor, als man allgemein ans 
nehme und dies liege im Syſtem. Das Ehrgefühl der Offiziere ſei 
tünſtlich jo verfeinert, daß die geringſte Beleidigung nur durch Blut 
geſühnt werden könne, aber ihren Untergebenen gegenüber bedienten 
ſie ſich einer Sprache, daß man ſagen müſſe, ſie ſeien Barbaren. 
Richter meinte gegen den Reichskanzler, daß man von Mißtrauen 
gegen das Heer nicht ſprechen dürfe und hielt eine Beſprechung dieſer 
Fragen im Reichstag behufs Bekämpfung der Sozialdemokraten für 
nötig. Daß früher nicht ſoviele ſolcher Ausſchreitungen vorgekommen, 
ſcheine daran zu liegen, daß früher nicht ſo viele Unteroffiziere 
aus den Unteroffizierſchulen genommen ſeien und die Leiden der Re⸗ 
kruten ſelbſt mit zu erdulden gehabt hätten. Haußmann (Volksp.) 
brachte eine Reihe von Mißhandlungen von Soldaten vor, die in 
Württemberg vorgekommen ſeien. Dieſe Mitteilungen, meinte Graf 
Caprivi, gingen nur auf Erregung von Mißtrauen aus und kämen 
den Sozialdemokraten zu gute. v. Kardorff (freikonſ.) war der 
Meinung, die letzteren dürften ſolche Fälle am wenigſten vorbringen, 
da ſie ſelbſt mit Brutalität die Leute behandelten, welche ſich den 
Streiks nicht anſchließen wollten. v. Koscielski glaubte, die pol- 
niſchen Rekruten hätten am meiſten wegen ihrer mangelnden Kenntnis 
des Deutſchen zu leiden. Schließlich wurde der Autrag der Kom⸗ 
miſſion angenommen, jedoch in der von Richter und Buhl geänderten 
Faſſung, wonach bei der bevorſtehenden Reform die Grundſätze, wie 
ſie ſich in Baiern bewährt, zur Geltung gebracht werden möchten. 

Recht intereſſant war die beim Militäretat aufgeworfene Frage, 
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wie in einem künftigen Kriege die Verwundeten aus der Feuerlinie 
in Sicherheit gebracht werden ſollen. Der Abg. Endemann, Sani— 
tätsrat aus Kaſſel, bemerkte am 18. Februar, daß dieſe Frage die 
weiteſten Kreiſe beſchäftige, ſeit Profeſſor Billroths Vortrag in Wien 
über die Wirkung der Schießwaffen bekannt geworden iſt. Das 
Militärſanitätsweſen werde eine ſchwere Aufgabe finden, da die Zahl 
der Verwundeten ſteigen werde infolge der Vervollkommnung der 
Schußwaffen und der Verwendung des rauchloſen Pulvers. Der 
Bevollmächtigte, Major Gaede, gab zu, daß die Zahl der Verwundeten 
ſteigen werde, meinte aber, die Art der Verwundung werde ſo zu 
ſagen eine humanere ſein. Jeder Offizier ſei ſchon jetzt mit einem 
antiſeptiſchen Verbande ausgerüſtet und bei jeder Truppe würden 
ſchon jetzt einige Mannſchaften als Krankenträger ausgebildet, über— 
haupt aber ſeien ausreichende Vorbereitungen getroffen. 

Beim Marineetat kamen wichtige allgemeine Geſichtspunkte 
zur Sprache. Es handelte ſich um Vermehrung der Mannſchaft um 
1137 Köpfe, um Mehrausgaben für 12 neue Offiziere und 604 
Matroſen. Alle dieſe Forderungen wurden bewilligt, jedoch die erſtere 
erſt, nachdem der Reichskanzler ſich über die Bedeutung der Marine 
im Frieden wie im Kriege näher ausgeſprochen hatte. Die fort— 
ſchreitende Entwicklung unſeres Handels erfordere zu ſeiner Beſchützung 
eine Vermehrung der Flotte. Vor allem aber ſei zu bedenken, 
daß im Kriege die wenn auch in zweiter Linie ſtehenden Leiſtungen 
der Marine dem Heere zu gute kämen. Den Reformen des Heeres 
nachzueifern, habe die Marine ſich ſeither bemüht und ſie ſei damit 
auch vorwärts gekommen, jedoch zum Teil nur, weil andere Marinen 
langſam waren; wir müßten aber damit rechnen, daß dieſe ſchneller 
vorgehen. Die erſte Seeſchlacht bringe faft immer die Entſcheidung 
zur See, weil ſie mit der Vernichtung eines Teils der Flotte enden 
werde; auf dem Lande könne man die Schlacht an anderer Stelle 
wieder aufnehmen, auf dem Meere nicht. Der Eindruck dieſer Aus⸗ 
führungen reichte jedoch nicht ſoweit, um alle Forderungen bezüglich 
der Kriegsſchiffe durchzuſetzen. Der für den Bau einer Kreuzer— 
fregatte verlangte Betrag ward zwar bewilligt, dagegen für drei 
Panzerſchiffe ſtatt der verlangten 5 300000, nur 3 Millionen 
Mark bewilligt. Außerdem beantragte ſogar die Kommiſſion die Ab⸗ 
lehnung der verlangten erſten Raten für den Bau einer Kreuzer— 
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korvette, eines Panzerfahrzeugs, eines Kreuzers und eines Aviſos. 
Der frühere Chef der Admiralität, Graf Caprivi, verwendete ſich 
vorzugsweiſe für die neue Kreuzerkorvette. Mit lleinen Kreuzern, 
ſagte er, könne die Marine nicht auskommen, ſie brauche ſolche, die 
entſchiedener auftreten können. Es handele ſich nicht um den Kaper⸗ 
krieg, dem Deutſchland ja entſagt habe, ſondern um den Kreuzerkrieg. 
Außerdem ſpreche für die Vornahme des Baues dieſes Schiffes in 
den nächſten Jahren die Zunahme der Arbeitsloſigkeit in Pommern. 
Dieſe würde bedenklich werden, wenn der „Vulkan“, der das Schiff 
bauen ſollte, die in Ausſicht hierauf beibehaltenen Arbeiter entlaſſen 
müßte. Nach dieſem Grundſatze, erwiderte Graf Balleſtrem 
(Zentr.), würde man ja zur Errichtung von Nationalwerkſtätten 
kommen. Unter Beteiligung der Zentrumspartei wurden dann am 
1. März alle dieſe Forderungen im Geſamtbetrage von 5 450 000 Mk. 
abgelehnt. Sehr geſpannt war man, ob das Zentrum auch bei der 
dritten Beratung des Etats den Wunſch des Reichskanzlers bezüglich 
der Kreuzerkorvette ablehnen werde. Es ſchien dies die Probe darauf 
fein zu müſſen, ob das Zentrum, wie man vielfach glaubte, ſich 
auf Tauſchgeſchäfte mit der Regierung einlaſſe. War dies richtig, 
ſo konnte das Zentrum durch den in der Zwiſchenzeit eingetretenen 
Fall des preußiſchen Volksſchulgeſetzes nicht günſtig geſtimmt ſein. 
Die dritte Beratung begann am 26. März und Graf Balle— 
ſtrem ſprach ſich, anſcheinend namens des Zentrums, mit großer 
Entſchiedenheit gegen eine Politik des „do ut des“ aus; er verwahre 
ſich dagegen ebenſo, wie es der Reichskanzler gethan, und werde es 
nicht einmal verſtehen, wie ein ſolcher Tauſchverkehr zwiſchem dem 
Intereſſe Preußens und dem des Reichs möglich wäre. Als es aber am 
29. März zur endgültigen Abſtimmung kam, erklärte derſelbe Redner, 
die Centrumspartei müſſe auf der Ablehnung der Kreuzerkorvette be- 
harren. Als Grund gab er an, der Bericht des Oberpräſidenten 
von Pommern über die Verhältniſſe in Stettin ſei zu ſchwarz gefärbt 
geweſen; Arbeitsloſigkeit herrſche auch an vielen anderen Orten und 
das Reich könne nicht einen ſo ungewöhnlichen Schritt thun, zu 
Gunſten eines Orts Arbeitsgelegenheit auf Reichskoſten zu ſchaffen. 
So bewirkte denn das Zentrum wiederum die Ablehnung dieſer For— 
derung, auf welche die Regierung beſonderes Gewicht legte. Sie er⸗ 
folgte mit 177 gegen 109 Stimmen. Alsbald wurde dieſes Ver⸗ 
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halten des Zentrums in der Preſſe der gemäßigten Parteien auf 
deſſen Verſchnupfung in der Schulgeſetzfrage zurückgeführt. Die 
„Germania“ proteſtierte freilich ſtark gegen dieſe Auffaſſung; das 
Zentrum habe auch hier nur aus blankeſter überzeugung gehandelt; 
die Gegner aber blieben dabei, daß ein flagranter Widerſpruch 
zwiſchen Wort und That des Zentrums vorliege und riefen höhniſch: 
„kein Schulgeſetz, kein Kreuzer!“ 

Endlich erregte die Etatsberatung noch beim auswärtigen 
Amte beſondere Beachtung. Der Abgeordnete Baumbach (d. reiſ.) 
und Genoſſen beantragten, den Reichskanzler zu erſuchen, daß beim 
gegenwärtigen friedlichen Einvernehmen mit den auswärtigen Mächten 
Verhandlungen eingeleitet würden, um durch Übereinkunft von Staat 
zu Staat die Freiheit des Privateigentums zur See in Kriegs⸗ 
zeiten zu einem vertragsmäßig anerkannten Grundſatz des Völkerrechts 
zu erheben. Nachdem Baumbach am 4. März den Antrag mit dem 
Hinweis auf die Intereſſen des Handels begründet hatte, erkannte 
der Reichskanzler in ſeiner Erwiderung zwar die humanen Zwecke 
des Antrags bereitwilligſt an, erklärte ſich auch gern bereit, die Sache, 
falls ſie Erfolg verſpräche, in die Hand zu nehmen, drückte aber die 
Beſorgnis aus, daß internationale Verhandlungen hierüber gegen 
wärtig ein Ergebnis haben könnten, das der Humanität weniger ent⸗ 
ſpräche, als der ſeit 1856 geltende Rechtszuſtand. Denn die Ent⸗ 
wicklung des Seehandels und der Mittel zur Seekriegführung hätten 
die Lage zu Ungunſten des Schutzes des Privateigentums zur See 
im Kriege geändert. Die großen Seemächte würden ſchwerlich geneigt 
ſein, auf die Zerſtörung des feindlichen Handels zu verzichten. 
Hiernach blieb den Antragſtellern allerdings nichts übrig, als den 
Antrag zurückzuziehen. 

Zum erſten Mal war in dem Etat des auswärtigen Amts ein 
gegen bisher bedeutend erhöhter Betrag als geheimer Fonds eins 
geſtellt. Es war dies die notwendige Folge der Erklärung des 
Reichskanzlers, daß vom 1. April an kein Pfennig mehr aus dem 
Welfenfonds an das Reich werde gezahlt werden. Auch die eifrigſten 
bisherigen Bekämpfer der Verwendungen aus dem Welfenfonds 
mußten nun für 500 000, ſtatt bisher für nur 48 000 Mk. als ge⸗ 
heimen Fonds ſtimmen. 

Mit der Beratung des Etats des auswärtigen Amts wurde am 
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5. März die des Etats für die Schutzgebiete verbunden. Hier 
inteveffierte vor allem die Forderung von 2 500 000 Mk. für Maß⸗ 
nahmen zur Unterdrückung des Sklavenhandels und zum Schutz 
der deutſchen Jutereſſen in Oſtafrika. Der Abg. Bamberger (d. ⸗freiſ.) 
war es wiederum, der die ganze Kolonialpolitik einer abfälligen 
Kritik unterwarf. Beſonders mißfiel ihm die Ausweiſung des Herrn 
E. Wolff aus Deutſch-Oſtafrika. Die Maßregel war von dem 
neuen Gouverneur v. Soden erfolgt wegen der Berichte, welche der 
Genannte an das freiſinnige „Berliner Tageblatt“ erſtattet hatte. 
Der Reichskanzler Graf Caprivi ſtellte in ſeiner Erwiderung eine 
neue Verwendung des Majors v. Wißmann in Ausſicht, wollte aber 
von Emin Paſcha nicht mehr viel wiſſen. Die Ausweiſung des 
Wolff habe er, der Kanzler, ſelbſt veranlaßt, denn die Art von Dik⸗ 
tatur, in der Deutſch-Oſtafrika lebe, könne nur dann wohlthätig 
wirken, wenn ſie nicht geſtört werde. Die Telegramme, wie ſie 
Wolff geſandt, müßten in Deutſchland einen der Kolonie nicht förder⸗ 
lichen Eindruck machen, und wie die Schlachtenbummler für die 
Truppen nicht bequem und angenehm ſeien, ſo wären die Kolonial⸗ 
bummler für die Kolonien ſchädlich, zumal bei deren noch nicht ge 
feſtigten Verhältniſſen. Das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet riet 
Bamberger aufzugeben; der Staatsſekretür v. Marſchall erklärte 
aber mit großer Beſtimmtheit, die Regierung ſei entſchloſſen, dieſe 
Schutzherrſchaft aufrecht zu erhalten; es bedürfe nur einer ſtetigen 
unverdroſſenen Arbeit, um dieſe Gebiete mit Verwertung deutſchen 
Kapitals wirtſchaftlich nutzbar zu machen. 

Ein Nachtrag zum vorjährigen Etat im Betrage von 
11529 336 Mk. in Einnahme und Ausgabe erregte namentlich de3- 
halb Aufmerkſamkeit, weil ein Teil der Ausgaben, nämlich 
1395 000 Mk., als erſte Rate zur Befeſtigung Helgolands ber 
ſtimmt war. Dieſe bedarf, ſo hieß es in den Motiven, einer ſtarken 
Sicherung zur Abwehr feindlichen Angriffs. Die Verteidigung ledig⸗ 
lich der Kriegsflotte zuzuweiſen, ſei bedenklich, weil dieſe dann in 
ihrer freien Aktion auf offener See beeinträchtigt würde. Die An⸗ 
lagen ſollten auch verhindern, daß die Inſel der feindlichen Flotte 
einen Stützpunkt für eine Blockade der deutſchen Nordſeeküſte biete. 
Die Verhandlung hierüber brachte nur den Unmut über die fort⸗ 
während ſteigenden Ausgaben für militäriſche Zwecke zum Vorſchein. 
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Richter verglich die Inſel mit einer ſchönen Nadel in beſonders 
teurem Etui; wenn das fo fortgehe, würden nahezu alle Erſparniſſe 
des Volks in militäriſchen und maritimen Dingen verwendet; die 
Störung der Erwerbsverhältniſſe durch fortgeſetzte Anleihen ſchwäche 
die Wehrkraft des Volks; der Panzer werde immer ſtärker, der 
Körper aber, den er decken ſolle, immer ſchwächer. Bebel hätte 
lieber England gebeten, die Inſel zu behalten, ſie wäre dann auch 
ein beſſerer Schutz für uns geblieben. Graf Arnim bezeichnete dieſe 
Gelder als nicht unproduktiv, fie blieben ja im Lande. Das cr- 
innere, meinte Richter, an eine Außerung des Feldmarſchalls 
v. Steinmetz, der alle Militärausgaben für die produftioften er— 
klärt habe. 

Von den übrigen Beratungsgegenſtänden des Reichstags ragen 
hervor: ein Geſetz, wonach die Familien der aus Reſerve, Landwehr 
oder Seewehr zu Friedeusübungen einberufenen Mannſchaften auf 
Verlangen aus öffentlichen Mitteln Unterſtützung erhalten ſollen; 
ebenſo die Familien der aus der Erſatzreſerve für die zweite oder 
dritte Übung einberufenen Mannſchaften. Ferner ein Geſetz wegen 
Außerkursſetzung der in Oſterreich bis zum Schluſſe des Jahres 1867 
geprägten Vereins-Thaler und Doppelthaler. Sodann ein neuer 
Handels- und Zollvertrag mit der Schweiz, der am 10. Dezember 
1891 in Wien geſchloſſen war; weiter Abkommen mit Oſterreich⸗ 
Ungarn ſowie mit Italien über den gegenfeitigen Patent-, Muſter⸗ 
und Markenſchutz und ein Übereinkommen mit Nordamerika über den 
gegenſeitigen Schutz der Urheberrechte; Geſetze über die Errichtung 
von Telegraphenanlagen und über den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähulichen Getränken, endlich ein Geſetz über den Belagerungs⸗ 
zuſtand in Elſaß-Lothringen. Die Seſſion des am 20. Februar 
1890 gewählten, am 6. Mai 1890 eröffneten Reichstags wurde, 
nachdem fie im Jahre 1890 zweimal, im Jahre 1891 einmal durch 
längere Vertagung unterbrochen war, am 31. März geſchloſſen. 

Der preußiſche Landtag hatte ſich, außer dem ſchon berührten 
Volksſchulgeſetze, vornehmlich mit Gegenſtänden finanzieller Natur zu 
beſchäftigen. Zunächſt mit dem Staatshaushaltsetat für 1892—93. 
Deſſen erſte Beratung im Abgeordnetenhauſe begann am 21. Januar, 
nachdem der Finanzminiſter Miquel am 15. Januar eine nähere 
Darlegung gegeben hatte. Der Etat, ſagte er, ſtehe in Einnahme 
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und Ausgabe mit 1851115697 Mk. in Gleichgewicht, wovon 
46 663 662 Mk. auf die außerordentlichen Ausgaben entfallen. An⸗ 
geſichts der beſchränkten Finanzlage habe es einer großen Stand⸗ 
haftigkeit feiner ſelbſt und einer großen Nefignation der einzelnen 
Reſſortminiſter bedurft, um den Etat ohne Anleihe zu balancieren. 
Der Miniſter ging dann auf die einzelnen Etatsanſchläge ein und 
wies darauf hin, daß feine vielleicht als peſſimiſtiſch verſchrieene Auf⸗ 
faſſung der Finanzen im vorigen Jahre ſich als berechtigt heraus— 
geſtellt habe, denn bei der größten Betriebsverwaltung, bei den 
Eiſenbahnen, habe ſich ein erheblicher Einnahme-Ausfall heraus⸗ 
geſtellt. Aber eine allzu große Beunruhigung dürfe man daran nicht 
knüpfen, da die übrigen Einnahmequellen ausgiebig flöſſen. Er ſei 
mit dem Eiſenbahnminiſter darin einverſtanden, daß die Finanz⸗ 
verwaltung in die Eiſenbahnverwaltung ſoweit eingreifen dürfe, als 
darunter der Verkehr nicht leide. Bezüglich der Gehaltsverhältniſſe 
ſeien im weſentlichen nur die Lehrer an den höheren Schulen berück— 
ſichtigt worden, weil fie bisher immer in den Hintergrund gedrängt 
ſeien. Aus der Einkommenſteuer habe die Regierung geglaubt, einen 
Mehrertrag von 7¼ Millionen einſtellen zu können, obgleich das 
Ergebnis der neuen Steuerveranlagung noch nicht zu überſehen ſei. 
Der Miniſter forderte dann zu einer ſparſamen Wirtſchaft auf. Im 
außerordentlichen Etat des Kultus miniſteriums befand ſich eine For⸗ 
derung von 300 000 Mk. als erſte Rate zum Neubau des Domes 
in Berlin und einer Gruft für das preußiſche Königshaus. Dieſe 
Forderung fand entſchiedenen Widerſpruch auf ſeiten der Freiſinnigen, 
in deren Namen Richter geltend machte, noch niemals ſeien für 
eine einzige Kirche 10 Millionen aus der Staatskaſſe aufgewendet 
worden; eine Nückſicht auf geſchichtliche Denkmäler komme dabei 
nicht in Betracht; für die Summe könne man 12 Predigtkirchen her⸗ 
ſtellen; mit der Kirchennot hänge dieſe Sache gar nicht zuſammen; 
ein künſtleriſches Intereſſe liege auch nicht vor und es bürge nie- 
mand dafür, daß die Anſicht über die Zulänglichkeit des Betrags 
ſich nicht ſpäter ändere; in erſter Linie hätte der Kronfideikommiß⸗ 
fonds mit Millionen eintreten müſſen. Herrn Richter wurde vom 
Grafen Limburg⸗Stirum (fonf.) erwidert, eins habe er vergeſſen: 
das monarchiſche Gefühl, die Pietät gegenüber mehreren preußiſchen 
Königen, welche Großes für das Land geleiſtet. Die 10 Millionen 
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wurden übrigens „in der Vorausſetzung“ bewilligt, daß weitere An⸗ 
forderungen aus Staatsmitteln für Zwecke des Dombaues nicht ge⸗ 
ſtellt würden. 

Als eine Ergänzung des im vorigen Jahre ins Werk geſetzten 
Teils der Steuerreform war das Geſetz wegen Aufhebung der Be⸗ 
freiung ordentlicher Perſonalſteuern anzuſehen. Hierdurch wurden 
die Vorrechte, welche den Häuptern und Mitgliedern der Familien 
vormals unmittelbarer deutſcher Reichsſtände zuſtanden, gegen Ent⸗ 
ſchädigung aufgehoben. Sie beſtand im 13 ½ fachen Betrage des nach 
gewiſſen Abzügen verbleibenden Teils der für 1893 — 94 veranlagten 
Einkommenſteuer. Die Vorlage ging ohne Anſtoß durch beide Häuſer 
des Landtages. Über die Fortführung der Steuerreform ſelbſt 
gab der Finanzminiſter Miquel am 29. März im Herrenhauſe einige 
Andeutungen. Er teilte mit, die Veranlagung der neuen Einkommen⸗ 
ſteuer habe den überraſchend günſtigen Mehrertrag von etwa 43 
Millionen ergeben und die Mehrerträge ſollten nicht unmittelbar für 
Staatszwecke, ſondern zu Gunſten des ganzen Landes, und zwar in 
dem Sinne verwendet werden, daß die beſtehende ſtaatliche Doppel 
beſteuerung in der Perſonal- und der Realſteuer, ſoweit es die 
Finanzlage geſtatte, beſeitigt oder wenigſtens erheblich gemäßigt 
werde. 

Mit größtem Intereſſe wurde auf allen Seiten die Frage der 
Aufhebung des ſog. Welfenfonds behandelt. Schon in früheren 
Jahren war mehrmals auf verſchiedenen Wegen die Aufhebung der 
im Jahre 1868 verfügten Beſchlagnahme des Vermögens des Königs 
Georg von Hannover beim Kaiſer angeregt worden. Vornehmlich 
hatte der hannoverſche Provinziallandtag ſich ſchon im Jahre 1875 
dahin ausgeſprochen. Nun trat neuerdings die Notwendigkeit ein, 
ein neues Geſetz über die Verwendung der Zinſen dieſes Fonds zu 
erlaſſen, die ja nicht ferner zu Staatszwecken Verwendung finden 
ſollten. Mit Rückſicht hierauf war im vorigen Winter dem Kaiſer 
bei ſeiner Anweſenheit in der Provinz Hannover die Rätlichkeit der 
Aufhebung der Beſchlagnahme derart dargelegt, daß er das Staats⸗ 
miniſterium mit Erwägung der Frage beauftragte. Dies führte 
dazu, daß durch geeignete Vertraueusperſonen Verhandlungen mit dem 
Herzoge Ernſt Auguſt von Cumberland eingeleitet wurden. Das 
Ergebnis beſtand darin, daß der Herzog aus Lothringerhaus Wien⸗ 
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Penzing am 10. März ein Schreiben an den Kaiſer richtete, in 
dem er ſagte: „Gern benutze Ich dieſe Gelegenheit, wie Ich ſchon 
früher erklärt, ſo jetzt wiederholt zu erklären, daß jedes den Frieden 
des Deutſchen Reichs und der ihm angehörenden Staaten ſtörende 
oder bedrohende Unternehmen Meinen Abſichten fern liegt; als deutſcher 
Fürſt liebe Ich Mein deutſches Vaterland treu und aufrichtig, und 
nie würde Ich — das verſichere Ich Eurer Kaiſerlichen und 
Königlichen Majeſtät ausdrücklich — wiſſentlich veranlaſſen oder gut 
heißen, daß mit den zu Meiner Verfügung ſtehenden Mitteln, mögen 
ſie Mir ſchon zuſtehen oder erſt in Erfüllung des vorgedachten Ver— 
trages zufließen, feindſelige Unternehmungen gegen Eure Majeſtät 
oder gegen den preußiſchen Staat direkt oder indirekt angeſtiftet oder 
gefördert werden. Um ſo vertrauensvoller glaube Ich Mich der 
Hoffnung hingeben zu dürfen, daß Eure Majeſtät Allerhöchſtſich 
nicht länger behindert erachten werden, den obengedachten Vertrag 
zur Ausführung bringen zu laſſen.“ 

Dieſes Schreiben ließ der Kaiſer alsbald am 12. März dem 
Staatsminiſterium mit dem Bemerken zugehen, er halte nunmehr den 
Zeitpunkt für gekommen, die Beſchlagnahme aufzuheben. Der Ge— 
ſetzentwurf wurde am 21. März dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt, 
wobei der Finanzminiſter Miquel darauf aufmerkſam machte, daß 
die Vorlage aus der hochherzigen Entſchließung des Kaiſers hervor— 
gegangen ſei, welcher der Provinz Hannover einen Beweis ſeines 
Vertrauens damit habe geben wollen. Der Geſetzentwurf fand bei 
ſeiner Beratung am 31. März und 1. April im Abgeordnetenhauſe 
keinen weſentlichen Widerſpruch; heiteren Eindruck machte aber folgende 
Epiſode: Die Kommiſſion ſchlug vor, im Titel des Geſetzes anſtatt 
„Beſchlagnahme des Vermögens König Georgs“ zu ſetzen „Be— 
ſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg“. Hiergegen erhob 
ſich jedoch der Regierungsbevollmächtigte, Geh. Oberfinanzrat Grandke, 
mit der Verwahrung, als ob dieſe Anderung im Sinne des Ge— 
brauchs der deutſchen Sprache geſchehen wäre und die Faſſung der 
Regierung dem Sprachgebrauche nicht entſpräche. Zum Beweis 
brachte er zwei Fibeln vor, die im Gebrauch ſind, und bemerkte, die 
Faſſung ſei gewählt, weil dabei die Ziſchlaute möglichſt vermieden, 
ein Wort geſpart ſei und auch den Rednern bei der Citation des 
Geſetzes jedesmal drei Buchſtaben geſpart würden. Dieſe Gründe 
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ſcheinen durchſchlagend geweſen zu ſein, denn es wurde die Faſſung 
der Vorlage genehmigt. Das Geſetz iſt am 10. April zur Ver⸗ 
kündigung gelangt. Ungleich lebhafter als im Landtage wurde die 
Maßregel ſeit dem 12. März in der Preſſe beſprochen. Man er⸗ 
kannte zwar an, daß das Schreiben des Herzogs von Cumberland 
die bündigſte Zuſicherung, nichts zur Verwirklichung ſeiner Anſprüche 
auf die Krone von Hannover zu unternehmen, enthalte, aber man 
vermißte den ausdrücklichen Verzicht auf dieſen Rechtsanſpruch, ſodaß 
nur ein Teil der friedlichen Wirkung erzielt werden würde; auch 
wurde ein Verzicht auf die Erbfolge in Braunſchweig vermißt. Viel⸗ 
fach ward bezweifelt, daß die Maßregel eine erheblich günſtige 
Wirkung auf die Parteiverhältniſſe in der Provinz Hannover ausüben 
werde, denn auch fernerhin könne die welfiſche Partei vorgeben, den 
Wunſch einer Herſtellung des Königreichs Hannover durch eine freie 
That der deutſchen Fürſten und des deutſchen Volks zu hegen. Von 
der einen Seite wurde behauptet, Preußen habe mit der Maßregel 
gar nichts erlangt, von anderer Seite aber wurde darauf aufmerkſam 
gemacht, daß auch urſprünglich dem Könige Georg nichts anderes 
abverlangt worden ſei, als was jetzt erreicht worden, nämlich der 
Verzicht auf feindſelige Unternehmungen gegen Preußen. 

Ein Geſetzentwurf wegen Aufhebung der Stolgebühren für 
Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote in der evangeliſchen 
Landeskirche der älteren Provinzen wurde am 1. April, ein gleiches 
Geſetz in Bezug auf die Provinz Hannover am 14. Mai genehmigt. 
Dem für die Ablöſung der Gebühren zu bildenden Fonds ſoll vom 
1. Oktober an eine dauernde Rente von jährlich 1250000 Mark 
ſtaatsſeitig überwieſen werden zur Gewährung von Beihilfen an 
Kirchengemeinden, welche die Entſchädigungsrenten durch Umlagen 
aufbringen müſſen. Am 31. Mai wurde ein Geſetzentwurf genehmigt, 
wonach die ſeminariſtiſch und wiſſenſchaftlich gebildeten Lehrer an den 
kommunalen höheren Schulen in ihrem Dienſteinkommen mit den 
Lehrern an den entſprechenden ſtaatlichen Lehranſtalten gleichgeſtellt 
werden ſollen. 

Den Schluß der finanziellen Gegenſtände bildete ein Antrag 
von Richter, die Staatsregierung um Auskunft zu erſuchen, ob ſie 
die Niederlegung fiskaliſcher Gebäude bezw. die Abtretung 
fiskaliſchen Grund und Bodens in der Umgebung des königlichen 
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Schloſſes in Berlin beabſichtige und ob ſie es für angemeſſen 
halte, nochmals eine Lotterie zu genehmigen zur Erwerbung bezw. 
Niederlegung von Privatgebäuden in der Umgebung des königlichen 
Schloſſes. Dieſer Antrag bildete nur den Schluß einer wochenlang 
in der Preſſe, namentlich Berlins, mit außerordentlicher Erregung 
geführten Polemik über zum Teil ſehr eigentümliche Pläne zur Um⸗ 
geſtaltung einer weiten Umgebung des königlichen Schloſſes, die dem 
Kaiſer von verſchiedenen Seiten empfohlen worden ſeien. Richter 
erklärte bei der Begründung ſeines Antrags am 9. Mai, es ſolle 
damit nur endlich Klarheit über dieſe, die Bevölkerung der Haupt⸗ 
ſtadt aufregenden Projekte geſchaffen werden. Er ſprach ſehr aus- 
führlich gegen etwa beabſichtigte Luxusbauten, gegen unentgeltliche 
Überlaſſung fiskaliſcher Gebäude, gegen das Treiben von Höflingen 
und gegen einen Herrn, der ſich bezüglich ſeines Bauprojekts in einem 
veröffentlichten Briefe auf einen Auftrag des Kaiſers berufen hatte. 
Staatsminiſter v. Boetticher ſchnitt alle weitere Beunruhigung mit 
der Eröffnung ab, daß nach jetzt ergangener Entſchließung des Kaiſers 
das Denkmal für Kaiſer Wilhelm J. derart vor dem Hauptportale 
des Schloſſes Aufſtellung finden ſolle, daß hierdurch alle jene Pläne 
hinfielen. Und der Miniſter des Innern, Herrfurth, teilte mit, 
es ſei kein Antrag auf Geſtattung einer neuen derartigen Lotterie 
eingegangen, würde auch, wenn geſtellt, nicht genehmigt werden. 
Einen ähnlichen Charakter hatte die am 14. Juni im Ab⸗ 
geordnetenhauſe vorgebrachte Frage der ferneren Unterſtützung der 
königlichen Theater in Hannover, Kaſſel und Wiesbaden. Wie 
die Bevölkerung Berlins durch die mit der Frage des Platzes für 
das Denkmal des alten Kaiſers zuſammenhängenden Pläne, ſo zeigten 
ſich, anſcheinend in noch höherem Grade, die Bewohner der Haupt⸗ 
ſtädte der neuen Provinzen ſeit Anfang Juni erregt durch Anderungs⸗ 
pläne, die das Hausminiſterium bezüglich dieſer Theater dort hatte 
verlauten laſſen. Die Stadtbehörden von Kaſſel und Wiesbaden 
beſchäftigten ſich am 4. und 10. Juni eingehend mit dieſer Sache. 
In der von Kaſſel wurde geltend gemacht, daß die kleinen Reſidenzen 
als Stätten der Kultur und des geiſtigen Lebens weſentlich dazu 
beigetragen hätten, Deutſchland in Kunſt und Wiſſenſchaft auf hohen 
Standpunkt zu bringen. Für Kaſſel und Kurheſſen würde in der 
Entziehung der bisher geleifteten Beihilfe ein Zug liegen, der nicht 
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anders als eine ſchwere Unbilligkeit bezeichnet werden könne; ein Teil 
des heſſiſchen Staatsſchatzes habe zur Vergrößerung der preußiſchen 
Krondotation beigetragen und bittere Empfindungen würde es wach— 
rufen, wenn man Kurheſſen auch das, was ihm aus ſeiner in vieler 
Beziehung ruhmreichen Vergangenheit geblieben, nehmen würde; die 
Stadt könne die Verwaltung des Theaters nicht übernehmen. In 
ähnlich bitterer Weiſe geftaltete ſich die Beſprechung der Sache in 
Wiesbaden, wo namentlich an früher erteilte königliche Zuſagen und 
Erlaſſe erinnert wurde. Sehr entſchieden war auch der Dichter 
v. Wildenbruch gegen jene Anderung öffentlich eingetreten. In der 
Preſſe wurde vielfach ausgeführt, von wie großem politiſchen Intereſſe 
die Frage angeſichts der Parteiverhältniſſe in den neuen Provinzen 
ſei. Daher brachten 45 Abgeordnete der verſchiedenſten Parteien, 
darunter die Vertreter jener Städte und Länder, die Sache im Ab⸗ 
geordnetenhauſe zur Sprache. Sattler (nat.⸗lib.) hob hervor, daß 
jedenfalls moraliſche Verpflichtungen für Fortbeſtand des jetzigen Ver- 
hältniſſes vorlägen. Der Miniſterpräſident Graf Eulenburg gab 
hierauf die Aufklärung, das Hausminiſterium habe wegen Steigerung 
der Koſten und weil die oberſte Leitung ſich nicht im Beſitz dieſer 
Kunſtanſtalten befinde, Verhandlungen mit jenen Städten in Ausſicht 
genommen wegen Übernahme der Verwaltung auf die Städte unter 
fortdauerndem Zuſchuß aus der Krondotation. Die folgenden Redner 
erkannten das Beruhigende dieſer Eröffnungen an; in der Preſſe aber 
wurden Stimmen laut, welche bedauerten, daß man eine ſo lange 
Zeit der Beunruhigung in den neuen Provinzen zugelaſſen, und 
andere, welche die beruhigende Wendung grade auf die entſchiedene 
Oppoſitiou der öffentlichen Meinung zurückführten. Es waren dies 
dieſelben Erſcheinungen, die ſich auch nach der beruhigenden Wendung 
bezüglich der Pläne zur Anderung der Umgebung des königlichen 
Schloſſes in Berlin gezeigt hatten. 

Was die übrigen bemerkenswerteren Angelegenheiten des Landtags 
betrifft, jo wurde am 5. März vom Abgeordneteuhauſe ein Polizei— 
koſtengeſetz in dritter Leſung genehmigt. Hiernach werden in den 
Stadtgemeinden mit königlicher Polizeiverwaltung die geſamten 
Polizeikoſten einſchließlich des Nachtwachweſens vom Staate übernommen, 
der auch alle mit der Polizeiverwaltung verbundenen Einnahmen er: 
hebt. Zu den Ausgaben ſollen die einzelnen Stadtgemeinden nach 
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Maßgabe der Kopfzahl der Civilbevölkerung beſtimmte Beträge bei⸗ 
tragen. Eine Landgemeindeordnung für Schleswig-Holſtein fand am 
3. Juni die endgültige Genehmigung. Die Ermittelung eines ge⸗ 
eigneten Tages als Buß⸗ und Bettag für alle Landesteile war 
ſchon lange vergeblich verſucht; nun einigte man ſich über ein Geſetz, 
das den Mittwoch vor dem letzten Trinitatis-Sonntage als allgemeinen 
Feiertag feſtſetzte. Die Landesregierungen von drei norddeutſchen 
Bundesſtaaten haben dieſem Tage ebenfalls zugeſtimmt, die ſüd— 
deutſchen Staaten aber wollen ſich der Einrichtung eines im ganzen 
Reiche gemeinſamen Bußtages nicht anſchließen. Infolge der Anderung 
von Vorſchriften der Gewerbeordnung kam eine Novelle zum Berg— 
geſetz von 1865 zu ſtande. Endlich wurde ein Geſetz wegen Er 
weiterung, Vervollſtändigung und Ausrüſtung des Staatseiſenbahn— 
netzes und ein Geſetz wegen Anlegung von Sekundärbahnen 
genehmigt. Am 23. Juni wurde die Seſſion des Landtags 
geſchloſſen. 

Die im Anſchluß au die Wendung in der preußiſchen Volks⸗ 
ſchulgeſetzfrage eingetretene größere Klärung der allgemeinen 
politiſchen Lage übte einen gewiſſen Einfluß auf die Haltung der 
politiſchen Parteien aus. Die liberalen Parteien fühlten ſich 
durch dieſen Ausgang ſichtlich gehoben, die Außerungen der Befrie- 
digung hierüber waren aber nicht frei von der Beſorgnis vor 
einer Wiederkehr von Lagen, wie ſie eine Verſtändigung der Kon⸗ 
ſervativen und der Ultramontanen mit der Regierung herbeiführen 
könnten. Der am 1. Mai in Breslau ſtattfindende Parteitag der 
nationalliberalen Partei Schleſiens ſetzte daher eine neue 
Formulierung der unverbrüchlichen Grundſätze feſt. Die allgemeine 
Leitung dieſer Partei rad ſich in einer am 15. Mai heraus: 
gegebenen Denkſchrift mit großer Befriedigung, wie über die ganze 
Zeit des Beſtehens der Partei, ſo namentlich über ihre Haltung und 
Erfolge in der letzten Kriſis aus, und auf dem Parteitag zu Eiſenach 
am 21. Mai kam die Befriedigung über die Errungenſchaft der 
letzten Zeit zu lebhaftem Ausdruck. Nach einer zündenden Rede des 
Abgeordneten Friedberg aus Halle wurde an den Kaiſer ein Tele—⸗ 
gramm geſandt mit dem „Gelöbnis unwandelbarer Treue zu Kaiſer 
und Reich“, ſowie Begrüßungstelegramme an den Fürſten Bismarck 
und an v. Bennigſen, den Hauptbegründer des Nationalvereins vor 
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nunmehr 33 Jahren. In der deutſch-freiſinnigen Partei kam 
vorläufig nicht mehr die heftige Bekämpfung der Nationalliberalen 
vor; konnte man doch nicht wiſſen, ob die nächſte Zukunft nicht 
wieder, wie kürzlich, zum Zuſammenſtehen mit ihr nötigen würde; 
aber immerhin ſuchte der Wortführer, der Abg. E. Richter, auf dem 
am 22. Mai in Mannheim ſtattfindenden Parteitage für Südweſt⸗ 
Deutſchland der Partei die Freiheit der Entſchließung zu wahren. 
Nichts, ſagte er, ſei verkehrter, „als ſich ſchon jetzt nach rechts oder 
links feſtlegen zu wollen gegenüber anderen Parteien für die Reichs⸗ 
tagswahlen im Jahre 1895.“ Den größten Einfluß übte die 
Wendung der allgemeinen politiſchen Lage auf die konſervative 
Partei. Deren ſtrengerer Teil mit der „Kreuzzeitung“ an der Spitze 
zeigte ſich ſeit dem Falle des Schulgeſetzes ſehr ungehalten. Das 
Blatt brachte am 1. April ein Stimmungsbild, in dem ſogar geſagt 
war, ein Herrſcher der Neuzeit könne „unmöglich in allem und jedem 
Ding ein eigenes Urteil haben“, und man frage ſich, wie das gehen 
ſolle, wenn das Reichsoberhaupt „in folder Weiſe die Miniſter bei⸗ 
ſeite ſetzt.“ Noch mehr aber erzürnten ſich die Altkonſervativen 
gegen diejenigen aus ihrer Mitte, die im Abgeordnetenhauſe eine 
Verſtändigung über das Schulgeſetz angeſtrebt hatten und deren Wort⸗ 
führer v. Helldorf-Bedra jetzt in dem von ihm geleiteten „Konſer⸗ 
vativen Wochenblatt“ zu Berlin gegen die unverſöhnliche Richtung 
ſehr entſchieden Partei nahm. Dieſe war hier am 4. April ge⸗ 
ſchildert als von „fanatiſcher Herrſchſucht“ befeelt, die entweder eine 
konſervative Partei nach den Heften der „Kreuzzeitung“ oder gar keine 
konſervative Partei wolle und ihre „demagogiſche Manieren“ ſelbſt 
dem Könige gegenüber anwende. Demgegenüber ſei es nötig, „die 
Fahne des beſonnenen, gedankenklaren Konſervatismus feſtzuhalten“ 
und „auf Herbeiführung einer reinlichen Scheidung zu dringen.“ Die 
ſtrengere Richtung zeigte ſich jedoch noch fo ſtark, daß an einen Zer⸗ 
fall nicht zu denken war. Die konſervative Partei des Herrenhauſes 
erklärte, ſie habe mit der Richtung v. Helldorfs „gar keine Be⸗ 
rührung,“ der Provinzialverein für Pommern in Stettin erklang von 
heftigen Reden über v. Helldorfs auf den Kaiſer in der Schulſache 
angeblich geübten Einfluß und ſprach ſich dahin aus, die Wirkſamkeit 
der Partei im Landtage werde gelähmt, wenn ein Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes auf eigene Hand Politik treibe; eine Verſammlung in Biele⸗ 
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feld forderte die Beſeitigung des „unheilvollen Einfluſſes“ v. Helldorfs, 
und v. Kleiſt⸗Retzow eröffnete dieſem die Anſicht der Konſervativen 
des Herrenhauſes, daß die Fraktion ihn nicht mehr als ihr angehörig 
anſehe. v. Helldorf blieb zwar feſt, es gelang ihm jedoch nicht, auch 
nur einen Teil der Partei von der Hinneigung zur Zentrumspartei 
abzubringen, ebenſo wenig ein Anſchluß an die Freikonſervativen oder 
die Bildung einer beſonderen Partei. Das Gros der Konſervativen ſah ein, 
daß das aus 1876 ſtammende Programm zeitgemäß umgeändert 
werden müſſe, hatte aber damit vorläufig ebenſo wenig Erfolg, be— 
ſonders nachdem in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, an: 
ſcheinend halbamtlich, vor der geplanten Verbindung des Antiſemitis⸗ 
mus mit dem Konſervatismus gewarnt war. 

Die Zentrums partei hatte zwar behauptet, daß die Schul⸗ 
vorlage den Katholiken noch lange nicht genüge; über den Fall der⸗ 
ſelben zeigte ſie ſich aber ſehr erzürnt. Die „Germania“ ſagte ſchon am 
27. März, dieſer Fall kann „natürlich nicht ohne Folgen bei uns 
bleiben“ und bald vernahm man Stimmen der Freude über die nun 
in Ausſicht ſtehende Wiederaufnahme der Oppoſition, eine Rolle, die 
das Zentrum kräftige und in innigerer Berührung mit der Maſſe 
halte. Der Führer, Graf Balleſtrem, ſagte in ſeiner großen Rede 
zu Breslau am 12. April ſogar, das katholiſche Volk habe das Ver— 
trauen zu der Stetigkeit der chriſtlich-konſervativen Politik verloren 
und eiferte gegen „unberufene, unverantwortliche Ratgeber“, die dem 
Kaiſer Berichte geliefert haben müßten, welche dem Sachverhalte nicht 
entiprächen. Allein nach einiger Zeit änderte ſich die Sprache. Eine 
Reihe von Kundgebungen wurde in Szene geſetzt, wonach die Zen⸗ 
trumspartei von ihrer Hinneigung zur Unterſtützung der Regierung 
keineswegs loslaſſen wollte. In einer großen Katholikenver— 
ſammlung zu Berlin am 17. Mai wandte ſich der Hauptredner, 
der Abg. Lieber, gegen die „Verdächtigung, die Katholiken ſchwenkten 
jetzt in die Oppoſition“. Wir ſind zwar, ſagte er ferner, rückſichtsloſe 
Männer, wenn es notthut, aber auch zu allen Zeiten treue und er⸗ 
gebene Unterthanen der Obrigkeit, an deren Königstreue nicht gezweifelt 
werden darf. Dann kamen die Forderungen: Unabhängigkeit der 
katholiſchen Kirche in Deutſchland, Abſchaffung der Anzeigepflicht, 
Rückkehr der geiſtlichen Orden, auch der Jeſuiten, die am Ende 
des 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts „auch die Wege geebnet 
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haben, damit der erſte Hohenzollernkönig zum Königsthrone empor⸗ 
ſteigen konnte“, endlich Herſtellung der weltlichen Macht des Papſtes! 
Trotzdem aber wünſchten die Katholiken Feſthalten am Dreibunde. 
In demſelben Sinne ſprach v. Schorlemer in der Katholikenver⸗ 
ſammlung der Provinz Sachſen, die am 26. Mai in Magdeburg 
ſtattfand, gegen die Idee einer Oppoſition dieſer Partei und eiferte 
gegen den „Kulturkampf“, der ſich beim Schulgeſetze gegen die Ka⸗ 
tholiken geltend gemacht habe. Für ſehr bezeichnend wurde auch das 
Fernbleiben der Abgeordneten des Zentrums von der Beerdigung des 
freiſinnigen Oberbürgermeiſters von Berlin, v. Forckenbeck gehalten. 
In einer größeren Katholikenverſammlung zu Krefeld am 9. Juni 
wurde offen ausgeſprochen, daß alle dieſe Verſammlungen den Zweck 
hätten, zeitig alle Mann an Deck zu rufen für den Fall eines 
drohenden Sturmes. In einer gleichen Verſammlung zu Trier am 
12. Juni wurde wieder der Reichskanzler gefeiert, aber die kon⸗ 
feſſionelle Schule „mit voller Rückſichtsloſigkeit“ gefordert. In Ver⸗ 
legenheit kam dieſe Partei, als ein anerkanntes Organ des Vatikans, 
der „Oſſervatore“, das Recht des Papſtes, den Katholiken auch in 
jtantlihen Angelegenheiten Befehle zu erteilen, verkündete. Aber die 
Zentrumsleute wollten ſich hierdurch ihren Anſtrich von Regierungs- 
freundlichkeit nicht nehmen laſſen und bekämpften friſchweg das 
päpſtliche Blatt. Innerhalb der gemäßigten Parteien fuhr man jedoch 
eifrig fort mit Hinweiſen auf die Taktik und die Gefährlichkeit dieſer 
Partei. Die infolge eines Aufrufs von Zentrumsmitgliedern am 
7. Juni veranſtaltete „Wallfahrt“ nach Fulda mit den dort ge— 
haltenen Reden für Rückberufung der Jeſuiten und gegen Vergewalti⸗ 
gung des Papſts bewieſen den gemäßigten Parteien aufs neue die 
Unvereinbarkeit dieſer Richtung mit den Zielen einer deutſchen Re⸗ 
gierung. 

Eigentümlich war die Wirkung, welche die Aufhebung der Be- 
ſchlagnahme des Welfenfonds auf die Welfenpartei ausübte. Wie 
mehrfach vorhergeſagt war, zeigte ſich, daß die Partei hierdurch um 
nichts verſöhnlicher geworden war, ſondern daß ſie ſich dadurch in 
ihrer Richtung nur beſtärkt ſah. Ein Haupt der Partei, der Graf 
von der Schulenburg auf Schloß Hehlen an der Weſer, forderte 
am 7. April das braunſchweigſche Konſiſtorium auf, die Aufnahme 
einer Fürbitte für den Herzog von Cumberland in das allgemeine 
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Kirchengebet anzuordnen, weil es nun darauf ankomme, feſtzuſtellen, 
daß derſelbe thatſächlich Herzog von Braunſchweig ſei. Ferner pro⸗ 
teſtierte der Graf v. Bernſtorff-Wehningen am 14. April in einer 
zur Feier des Geburtstags der Exkönigin Marie zuſammengetretenen 
Verſammlung zu Hannover gegen die Unterſtellung, daß die Provinz 
nunmehr „verſöhnt“ ſei; ſeine Überzeugung laſſe ſich der Hannove⸗ 
raner nicht für ein Linſengericht abkaufen; wir kennen, hieß es weiter, 
unſern Herzog, und „wie kann ein Welfe von ſeinem Rechte zurück⸗ 
treten?“ Und der Kammerherr v. Münchhauſen zu Lauenau ſagte: 
„An uns iſt es, dem Herzoge einen Empfang zu bereiten, damit er 
auf wohlgepflegtem weißen Roſſe einziehen kann in unſere Haupt⸗ 
ſtadt.“ In demſelben Sinne hieß es bei der Frühlingsfeier der 
Partei zu Bremerhaven in einer Rede des Abg. von der Decken— 
Rutenſtein, der Herzog Ernſt Auguſt habe ſeinen Standpunkt der 
Wiederherſtellung des Rechts bis auf den heutigen Tag nicht ver⸗ 
laſſen. Es atmete auch nichts weniger als Verſöhnung, wenn in 
einer gegen Ende Mai erſcheinenden Schrift über „die neue Vers 
folgung der Hannoveraner“ geſagt wurde, Hannover ſei 1866 durch 
Überfall feines Königshauſes, feiner Unabhängigkeit und aller alten 
Einrichtungen beraubt, um in ſeinen heiligſten Gefühlen und Inter⸗ 
eſſen mißhandelt, verraten und verleumdet zu werden. In den 
„Hamburger Nachrichten“ wurde denn auch am 11. Juni ausgeführt, 
daß die Aufhebung der Beſchlagnahme ein Fehler geweſen ſei, der 
ſich unter Umſtänden ſchwer rächen könne; politiſche Fragen ſeien 
überhaupt vorwiegend Machtfragen und das Syſtem, die Gegner zu 
verſöhnen, könne nur Schaden bringen. Daß die Welfenpartei nicht 
verſöhnlich werden könne, wurde von ihrem Hauptorgane, der 
„Deutſchen Volks⸗Zeitung“, in Hannover noch am 21. Juni damit 
begründet, daß König Wilhelm J. abgelehnt habe, mit Hannover 
Frieden zu ſchließen. 

An die Stelle des zum Kultusminiſter ernannten Dr. Boſſe 
wurde im April der Wirkl. Geh.⸗Rat Eduard Hanauer zum Staats⸗ 
ſekretär des Reichsjuſtizamts ernannt. Er ſtammt aus Bayreuth und 
nahm ſeit 1877 die Stellung eines Direktors in dieſem Reichsamte 
ein; dieſe Stelle erhielt nun der Geh. Ober⸗Reg.⸗Rat Gutbrod, 
ein Württemberger. Bald nach Berufung des Grafen Eulenburg 
zum Minifterpräfidenten erbat der Staatsſekretär des Innern, 
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v. Boetticher um Entlaſſung aus ſeinen Antern, der Kaiſer aber 
gab ihm in einem huldvollen Schreiben den Wunſch zu erkennen, 
ihn in ſeinen Stellungen erhalten zu ſehen. 

Fürſt Bismarck lebte in ſeinem Sachſenwalde mit Behagen 
der Erholung, die ihm durch ſeine unfreiwillige Muße beſchieden war; 
aber es wurden von Beginn des Jahres an weit zahlreichere Kund— 
gebungen der Dankbarkeit für ihn laut, als je ſeit ſeinem Rücktritt, 
und es geſchah dies in immer ſtürmiſcherer Weiſe. Dies war weniger 
eine Folge der ihm zugeſchriebenen politiſchen Winke und Ratſchläge 
in der Preſſe, es ſtand vielmehr dieſe Erſcheinung unverkennbar mit 
der tiefen Erregung der Gemüter über die allgemeine politiſche Lage 
in Zuſammenhang. Schon bei Ausflügen, die er am 12. Januar, 
11. Februar und 19. März mit ſeiner Gemahlin nach dem nahen 
Hamburg machte, ſteigerten ſich die Huldigungen in großartigerer 
Weiſe als früher. Bei Feſtlichkeiten der verſchiedenſten Art und an 
den verſchiedenſten Orten wurde des Fürſten mit einer Glut der 
Begeiſterung gedacht, wie wohl kaum zu Zeiten feiner Amtsführung, 
und in einer Weiſe, die deutlich eine Sehnſucht nach Rückkehr des 
Fürſten zu neuer politiſcher Wirkſamkeit erkennen ließ. Bei der Feier 
des Jahrestags der Errichtung des Reichs hob der Feſtredner in 
Leipzig hervor, daß man zwar mit Begeiſterung das Hoch auf den 
Kaiſer ausgebracht habe, daß man ſich aber der Thatſache nicht ver— 
ſchließen könne, wieviel ſchöner und beſſer es ſein würde, wenn wir 
nicht den Mann am Steuerruder zu vermiſſen hätten, der mit fo 
genialer Begabung und geübter Hand das deutſche Staatsſchiff durch 
alle Wogen und Brandungen ſicher hindurchgeführt. Trotz aller 
Beruhigungsverſuche ſei es nicht gelungen, vom deutſchen Volke das 
drückende Bewußtſein zu nehmen, daß wir durch den Rücktritt des 
Fürſten ein ganz unſchätzbares Kapital verloren hätten. Noch nieder⸗ 
drückender werde dieſes Gefühl durch die traurige Thatſache, daß die 
Gegner des Fürſten, mit denen er in feiner Amtsſtellung ritterlich 
gekämpft, ihn nun mit Schmähungen überhäuften. Betrübend für 
jeden Patrioten ſei es, daß ein ſolcher Mann, wie ihn die Vorſehung 
nur in Zeiträumen von Jahrhunderten einem Volke zu ſchenken 
pflege, ſo klanglos vom Schauplatze habe abtreten müſſen. Dieſelben 
Gedanken bildeten den Grundton auch bei anderen derartigen Gefühls- 
ausbrüchen des Volkes. Beim Empfang einer Abordnung des 
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Leipziger akademiſch⸗dramatiſchen Vereins in Friedrichsruh ſprach 
der Fürſt ſeine beſondere Freude über die Anerkennung, die er bei 
der Jugend, namentlich der ſtudentiſchen, finde, aus und verwahrte 
ſich dagegen, daß er für Kunſt keinen Sinn hätte. Früher hätte er 
ſich von der Politik ganz erfaſſen laſſen, jetzt aber würde er gerne 
öfter in Hamburg ins Theater gehen. Am 7. Februar brachten Ver⸗ 
treter des Kampfgenoſſenvereins zu Lübeck dem Fürſten ihre Hul⸗ 
digungen. Mit wahrem Jubel wurden die gediegenen Reden auf⸗ 
genommen, in welchen der Abg. Bürklin beim Feſte der national⸗ 
liberalen Partei in Berlin am 28. Februar die populäre Wirkung 
der ganzen Perſönlichkeit des Fürſten in Süddeutſchland, und Profeſſor 
Pfleiderer beim Feſtkommers derſelben Partei in Berlin am 4. März 
den Fürſten als den Recken Siegfried feierte. Von tiefſter Verehrung 
waren die Grüße durchdrungen, welche von dieſen Verſammlungen, 
ſowie von derſelben Partei in Heidelberg beim Feſte ihres 25 
jährigen Beſtehens nach Friedrichsruh gingen. Sehr nahe lag den 
Verehrern des Fürſten der Wunſch nach ſeinem Erſcheinen im Reichs⸗ 
tage. Darauf vernahm man, wie der Fürſt ſich hierüber zu Gäſten 
ausgeſprochen hatte. Bei feinem Erſcheinen würde der Reichstag eine 
„facia feroce“ aufweiſen, einzelne Mitglieder würden ſich geniert 
fühlen, die Parteien zum Teil durch einander geraten und die Lage 
eine merkliche Verſchärfung erfahren; pflichtmäßig würde er ſeinem 
Nachfolger opponieren müſſen und unter den obwaltenden Umſtänden 
würde man vorausſichtlich glauben, ſeine Kritik ſei gegen eine noch 
höhere Stelle gerichtet. Das möchte er thunlichſt und ſolange ver- 
mieden wiſſen, als ſein Gewiſſen es geſtatte. Wie lange dies der 
Fall ſein werde, hänge vom Gange der Ereigniſſe ab. Anderen 
Tiſchgäſten ſagte er, er wolle ſich auch hüten, gewitterſcheuen Leuten 
als Blitzableiter zu dienen, die Hand zwiſchen Thür und Angel zu ſtecken 
in einer Lage, in der beide Teile froh wären, ihre Verlegenheiten 
auf einen Dritten abzuwälzen. In demſelben Sinne antwortete er 
auf die Frage, ob er ins Herrenhaus gehen wolle. 

Bei verſchiedenen Gelegenheiten ſprach ſich der Fürſt in einer 
allgemein intereſſanten Weiſe über frühere Vorgänge aus. Zum 
Militärverein der Kampfgenoſſen von Leipzig, der ihn am 15. März 
beſuchte, ſagte er, unſere früheren ſchweren Kämpfe ſeien dem Vater⸗ 
lande zu gute gekommen; vor 1866 ſeien unſere Verhältniſſe fo ver 
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wickelt geweſen, daß das alte deutſche Gottesurteil, der Griff zum 
Schwerte notwendig geweſen ſei. Die Sachſen wären damals eins 
der tapferſten Korps geweſen, die uns gegenüberſtanden, in Zukunft 
aber würden ſicherlich alle deutſchen Volksſtämme zuſammenhalten. 
Bei Tiſch bemerkte der Fürſt u. a., auf ihn treffe das Sprichwort 
zu „der Prophet gilt nichts in feinem Vaterlande.“ War auch in 
dem Bemerken des Fürſten über die Vergangenheit nicht viel neues 
enthalten, ſo übten doch die Ausſprüche, weil ſie aus dem Munde 
des Hauptbeteifigten kamen, in weiten Kreiſen ungemeinen Reiz. Viele 
ſind herangewachſen, die nicht Gelegenheit hatten, im näheren zu er⸗ 
fahren, welche Schwierigkeiten der Fürſt ſchon vor 1866 in ſeinen 
auf die deutſche Einheit zielenden Beſtrebungen fand und wie genial 
er ſie überwand, noch mehrere haben die ganze Miſere der Zeit des 
Bundestags nicht miterlebt. Dies alles wurde in trefflicher Rede 
vom Abg. v. Kardorff am 21. März bei der Feier des 25 jährigen 
Beſtehens der freikonſervativen Partei in Berlin den Lebenden ein- 
dringlich vor die Seele geführt. 

Von der enormen Gewalt, welche der Zug zum Fürſten Bismarck 
in den letzten Zeiten erlangt hatte, legte die Feier ſeines 77. Ge⸗ 
burtstags Zeugnis ab. War derſelbe ſchon im Vorjahre mächtig 
gefeiert, fo erhoben ſich diesmal die Kundgebungen in ihrer Ge— 
ſamtheit zu einem beachtenswerten Vorgang politiſcher Bedeutung. 
Ungezählt find die Maſſen von Feſtlichkeiten, die in ganz Deutſchland 
am 1. April, zum Teil ſchon am Tage zuvor, zu Ehren des Fürſten 
ſtattfanden, überall unter herzlichſter Teilnahme des gebildetſten und 
angeſehenſten Teils der Bevölkerung. Und die Feſtreden waren ge— 
tragen von einer hohen patriotiſchen Begeiſterung. Viele Feſtredner 
gaben vorzüglich zuſammengefaßte Bilder der geſamten politiſchen 
Thätigkeit des Fürſten; andere ſchilderten, wie das Verſtändnis des 
anfangs ſo viel verkannten Mannes gewachſen, wie ſeine Gegner, 
namentlich der Süden Deutſchlands, zu ſeinen größten Freunden ge⸗ 
worden ſeien; andere vermochten ſich vor der Überfülle des Stoffs 
nur kurz und in den markigſten Worten zu faſſen. „Die deutſche 
Sprache von heute“, ſagte in Berlin beim Feſte des „Allgem. 
deutſchen Verbandes“ Profeſſor Delbrück in einer wunderbar 
packenden Rede, „beſitzt kein Wort mehr, um das, was Bismarck 
gethan, völlig zu ſchildern. Wie Bismarck, als 1866 v. d. Pfordten, 


Feier des Geburtstags des Fürſten Bismarck. 59 


nach der Zumutung Benedettis und den Erklärungen Bismarcks, 
ſtarr vor dem Manne ſtand, der nun mit einem Schlage ihm als 
die lauterſte Verkörperung des nationalen Gedankens erſchien, ſo will 
auch das deutſche Volk das Bild Bismarcks feſtgehalten wiſſen als 
deſſen, der durch alle Wirrſale und alle um ihn aufgetürmten 
Schwierigkeiten hindurchſchreitend, den Traum vom Kyffhäuſer ver⸗ 
wirklichte.“ Profeſſor Felix Dahn aus Breslau bezeichnete in feiner 
Feſtrede zu Frankfurt a. M. den Sturz Bismarcks als eine Tragödie 
in der Geſchichte des deutſchen Volks; der urſprünglich nicht aus— 
geſchloſſene Glaube an die Möglichkeit einer Zurückberufung des 
Fürſten ſei gänzlich aufzugeben; er ſchloß mit den Worten: „Ein 
Wunſch erfüllt die Bruſt aller Deutſchen, welche an der Heldenzeit 
unſeres Volks von 1870— 71 hängen, der Wunſch nad) Ausſöhnung 
zwiſchen dem Kaiſer und dem großen Kanzler, damit dieſer ſchrille, 
häßliche Mißklang nicht verewigt bleibe in der deutſchen Geſchichte. 
Sollen das unſere Enkel in der Schule lernen müſſen? Dieſes un- 
tilgbare Weh ſollte doch der deutſchen Geſchichte erſpart bleiben. Dem 
unſterblichen Kanzler, Otto dem Großen Heil und nimmer ver— 
löſchender Dank!“ 

In Hamburg pflanzte die Turnerſchaft eine Bismarckeiche; der 
Furſt ſelbſt hatte den Stamm dazu geſchenkt; Hans v. Bülow hielt 
dort ein populäres Symphoniekonzert, das mit einer Verherrlichung 
des Fürſten ſchloß. Beſonders lebhaft war die Feier in Baden. 
Sie fand nicht nur in Karlsruhe, Heidelberg, Mannheim, Freiburg, 
Konſtanz, Lahr und vielen anderen Städten, ſondern auch auf der 
höchſten Spitze des Schwarzwalds, dem Feldberge ſtatt, wo auf dem 
von Schnee umgebenen Turme ein Freudenfeuer abgebrannt wurde, 
das, bis in die Schweiz leuchtend, auch dem Auslande Kunde von 
der Dankbarkeit des deutſchen Volkes gab. Bei der von der 
deutſchen Partei Württembergs veranſtalteten Feier in Stuttgart 
machte der Feſtredner, Profeſſor Egelhaaf, geltend, wie bitter es ſei, 
daß der, welcher im innerſten Rate dreier Kaiſer ſaß, heute darauf 
angewieſen iſt, entweder ſich der Preſſe zu bedienen, um ſeine 
Warnungen vor den Thron zu bringen, oder in das Parteigewirr der 
Volksvertretungen ſich zu ſtürzen, wo ſein Erſcheinen nur denkbar 
wäre, wenn er durch eine unmittelbare Gefahr für Reich und Volk 
gerufen würde, wie einſt im 4. Jahrhundert Appius Claudius 


60 Feier des Geburtstags des Fürſten Bismarck. 


Cäcus, der gewaltige Staatsmann der römiſchen Republik in der 
pyrrhiſchen Not. 

Erhebend geſtaltete ſich die Geburtstagsfeier in Friedrichsruh 
ſelbſt. Die ganze Flucht der Zimmer im Erdgeſchoß des Schloſſes 
war erfüllt von Blumen der ſchönſten Art in Töpfen, Kübeln, 
Vaſen und Körben prangend, ſämtlich von auswärts geſandt, zum 
Teil aus weiter Ferne. Dazwiſchen waren die künſtleriſch reich aus⸗ 
geſtatteten Adreſſen aufgeſtellt. Unter dieſen zeichneten ſich beſonders 
die der Lübecker Schiffergeſellſchaft und die des Vereins der deutſchen 
Eiſenhüttenleute aus. Ein eigenartiges Geſchenk hatte die Bismarck— 
hütte in Schleſien geſandt, nämlich eine Vaſe mit Bouquet aus Eiſen, 
eine Muſterleiſtung der Schmiedekunſt. Von einer Fabrik künſtlicher 
Blumen in Breslau ſtammte ein Bouquet in Höhe von einem 
Meter und von 55 Centimetern Durchmeſſer. Es war aus dünnem 
Eiſenblech und enthielt die Lieblingsblumen des Fürſten, Heideblumen 
und Roſen, ſowie als die der Fürſtin Nelken und Flieder, dazu noch 
Kornblumen als Andenken an den alten Kaiſer. Der Maler 
Defregger hatte eine Studie, einen Mädchenkopf darſtellend, geſchickt. 
Aus Kolmar war ein Gemälde gekommen, das die Bismarcktanne 
bei Kayſersberg in den Vogeſen wiedergiebt. Um 11 Uhr brachte 
die Muſikkapelle des Jägerbataillons in Ratzeburg ein Ständchen. 
Währenddem traten Abgeſandte des Kriegervereins zu Weſel ein, die 
ein Gedicht überreichten. In ihrer Gegenwart wurde dem Fürſten 
von ſeiner Familie gratuliert. Dann traten alle einen Rundgang 
durch die mit Geſchenken erfüllten Zimmer an. Profeſſor Schweninger 
that vom frühen Morgen an ſein Möglichſtes, um allzu große An⸗ 
jtrengungen vom Fürſten fernzuhalten. „Jetzt muß der Fürſt 
ſpazieren gehen“, dekretirte der energiſche Leibarzt, und erſt hierauf 
löſte ſich der Kreis bevorzugter Gratulanten. Dann empfing der 
Fürſt eine Kommiſſion der Ziegler und Kalkbrenner, die eine Adreſſe 
in koſtbarer Mappe von plaſtiſcher Lederarbeit überreichte. Zu dieſen 
Herren bemerkte er gegen die Worte der dichteriſchen Anſprache 
„Zwar einſam biſt Du, doch vergeſſen nicht“, das ſei nicht ganz 
richtig, er fühle ſich gar nicht vereinſamt, erhalte vielfachen Beſuch, 
halte mit den umliegenden Gütern gute Nachbarſchaft und fühle ſich 
hier im Sachſenwalde wohler als in der Stadt. In der Unterhaltung 
rühmte er den Kaiſer Friedrich als einen der liebenswürdigſten 
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Menſchen, die ihm je begegnet, und nichts ſei unrichtiger als die 
vielfach verbreitete Meinung, daß ſeine Beziehungen zu dieſem 
Monarchen keine beſonders guten geweſen ſeien. Die Geburtstags- 
tafel begann um 5¼ Uhr. Bald nach deren Beginn erhob ſich der 
Fürſt und brachte in wenigen Worten „einer alten reichskanzleriſchen 
Gewohnheit folgend“ das Wohl von „Kaiſer und Reich“ aus. Den 
Toaſt hielt der Oberſt a. D. v. Goldammer, der mit dem Wunſche 
ſchloß, daß der Fürſt in 20 Jahren feinen 99. Geburtstag bei guter 
Geſundheit zum Heile Deutſchlands begehen möge. Von 4 Uhr an 
ſtaute ſich die Menge vor dem Schloß derart, daß der Zutritt nur 
mit Mühe aufrecht erhalten werden konnte. Abwechſelnd mit ſtürmiſch 
auf den Fürſten ausgebrachten Hochs wurden patriotiſche Lieder ge- 
ſungen. Um 7 uhr trat der Fürſt aus der Thür des Schloſſes 
heraus, von der aus die Feuerwehr mit Magneſiumfackeln bis zum 
Eingangsthor Spalier bildete. Unter brauſenden Zurufen trat Herr 
Ruperti aus Hamburg hervor und hielt eine ergreifende Anſprache. 
Der Fürſt antwortete: „Meine Herren, ich danke Ihnen für die 
beredten Worte. Wenn ich einen Rückblick werfe auf die Kund⸗ 
gebungen, die mir heute von einem großen Teile der Bevölkerung 
zu teil geworden ſind, ſo ſchließe ich daraus, daß des deutſchen Volkes 
Beifall eine Quittung fein foll für die meine ganze Lebenszeit Ihrer 
Geſchichte geleiſteten Dienſte. Ich ſchöpfe daraus die Überzeugung, 
— weil es einer fo großen Zahl der Bevölkerung wohlgefällig iſt, — daß 
fie alles daran ſetzen werde, um das gegen alle Feinde zu er- 
halten. Ich frage meine Landsleute, ob der Anteil, den ich immer 
an Ihrem Geſchick genommen habe, Sie befriedigt? (Allgemeine Zu⸗ 
ſtimmung mit lautem Ja, jawohl!) Befriedigt er Sie, ſo habe ich 
die Zuverſicht, daß Sie es feſthalten werden. Thun wir das, fo 
können die Feinde von allen Seiten kommen, vom Oſten und vom 
Weſten zugleich, fie können nicht gegen uns aufkommen. Wir hauen 
ſie alle in die Pfanne. Herausfordern und angreifen werden wir ſie 
nicht, kommen ſie aber, ſo ſollen ſie mal ſehen!“ Dieſe Antwort 
wurde wiederholt durch laute Zuſtimmung unterbrochen. Dann be- 
gann der Fackelzug, an dem etwa 4000 Perſonen teilnahmen, am 
Fürſten vorüberzuziehen, der dann auch im Kreiſe der Fackelträger 
erſchien und u. a. äußerte, er habe im Leben viele Orden und Ehren⸗ 
zeichen erhalten, der höchſte Schmuck aber ſeien die ihm wiederholt 
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kundgegebenen Beweiſe der Liebe und Verehrung ſeiner Mitbürger. 
Eine Reihe von Fürſtlichkeiten ſandten ihre Glückwünſche, voran 
die Kaiſerin Friedrich, dann die Großherzogin Alexandrine von 
Mecklenburg, die hochbetagte Schweſter des alten Kaiſers, ferner der 
Prinz⸗Regent von Baiern, König Albert von Sachſen, der Großherzog 
von Weimar, auch der Senat von Hamburg. Von den Feſtlichkeiten 
außerhalb Deutſchlands ragten die vom Verein „Niederwald“ zu 
Wien und die der deutſchen Kolonien in Brüſſel, Antwerpen, Mailand 
hervor. Die geſamte Preſſe der gemäßigten Parteien und ein Teil 
der freiſinnigen brachte patriotiſch gehaltene Betrachtungen. Die 
freiſinnige „Voſſiſche Zeitung“ in Berlin ſuchte nach einer Erklärung 
dafür, daß dem Fürſten Bismarck wieder zahlreichere Glückwünſche 
zugingen als vor zwei Jahren, und meinte, der Fürſt danke dieſe 
Wandlungen dem „neuen Kurſe“. Den Eindruck aller anerfennens- 
werten Beſtrebungen und Leiſtungen der Regierung habe die Ein- 
bringung eines Schulgeſetzes ausgelöſcht, welches die konſervativ⸗ 
klerikale Vereinigung zur Herrſchaft im Staate zu berufen ſchien. 
„Nun wurde“, fuhr das Blatt fort, „die Frage allgemein: alſo darum 
mußte Fürſt Bismarck entlaſſen werden, das iſt der neue Kurs? 
Man hatte früher beklagt, daß einzelne Parteien verketzert würden. 
Jetzt ſah man zwar das Centrum mit Liebenswürdigkeiten überhäuft, 
aber die liberale Partei nahezu fo beharrlich wie in der Reaktions⸗ 
zeit ohne wirkſamen Einfluß. Ein Schulgeſetz, wie es Fürſt 
Bismarck nie unterzeichnet hätte, verletzte und beunruhigte das 
Bürgertunn — kein Wunder, daß die Erfahrungen der jüngſten Zeit 
zu einem Vergleiche mit der Vergangenheit herausfordern und dieſer 
Vergleich nicht zu Gunſten der Gegenwart und des bisher leitenden 
Staatsmannes ausfällt. Das iſt die Erklärung, weshalb dem Fürften 
Bismarck heute wieder zahlreichere und freudigere Glückwünſche zu⸗ 
gehen als vor zwei Jahren.“ Und das „Berliner Tageblatt“, das 
den Fürſten faſt ſtändig bekämpft, äußerte: „Je weiter wir uns von 
dem Zeitpunkte entfernen, in welchem das Programm der inneren 
Politik des Fürſten für Deutſchland maßgebend war, deſto reiner 
treten auch für uns die Konturen jener unvergeßlichen Thaten hervor, 
durch die es ihm vergönnt war, mitzuwirken an der gegenwärtigen 
Geſtaltung und Größe des Deutſchen Reichs.“ In dem Glückwunſch⸗ 
artikel der „Hamburger Nachrichten“ aber hieß es: „Auf⸗ 
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merkſamer als je lauſcht das geſamte deutſche Volk auf jedes Wort, 
das ihm Kunde über die Anſichten bringt, die Fürſt Bismarck über 
die Richtung des Kurſes hegt, den das Reichsſchiff nimmt und der 
nicht mehr der ſeine iſt. Von Tag zu Tag überzeugt ſich die Nation 
mehr davon, daß nicht perſönliche Bitterkeit über erlittene Unbill den 
großen Staatsmann erfüllt, ſondern daß lediglich ehrliche Sorge 
um die Zukunft Deutſchlands, das Gefühl, durch Schweigen 
pflichtwidrig zu handeln, ihn beſtimmt, auf Grund feiner reichen Er: 
fahrung zu warnen, wo er Gefahr und Schaden für das Reich be— 
ſorgt.“ Am 7. April veröffentlichte Fürſt Bismarck in dieſem Blatte 
eine allgemeine Danffagung. „Es macht mich glücklich“, ſagte er 
darin, „am Abend meines Lebens auf die Arbeiten und Kämpfe 
desſelben zurückzublicken, wenn ich mir ſagen darf, daß ich mir durch 
dieſelben zwar manchen unverſöhnten Gegner, aber in der Heimat 
doch auch viele Freunde erworbeu habe, unter denen die warmen 
wieder zahlreicher ſind als die lauen.“ Große Freude ward dem 
Fürſten Bismarck zu teil durch die Anfang Mai erfolgte Verlobung 
ſeines älteſten Sohnes, des Grafen Herbert, mit der Gräfin 
Marguerite Hoyos in Fiume. Deren Vater war früher öſterreichiſcher 
Linienſchiffs⸗Lieutenant und iſt jetzt Mitbeſitzer der Torpedofabrik des 
Herrn Robert Whitehead, ſeines Schwiegervaters, in Fiume. Graf 
Herbert hatte ſeinen Freund, den Baron Pleſſen, in Iſtrien beſucht 
und durch dieſen die Familie Hoyos kennen gelernt. 

Die Huldigungen für den Fürſten waren mit der großartigen 
Geburtstagsfeier keineswegs abgeſchloſſen. Beim Feſtmahle der 
deutſchen Buchhändler in Leipzig bedurfte es nur des einen in 
die Verſammlung gerufenen Wortes „Bismarck!“ und wie ein Mann 
erhob ſich alles von den Plätzen; man ſah ringsum nur tauſende 
hochgeſtreckter Arme, und wie ein feierlicher, begeiſterter Schwur 
erſcholl es brauſend mit elementarer Gewalt: „Hoch Bismarck!“ 
Selbſt die Ankunft der Braut ſeines Sohnes in Friedrichsruh am 
31. Mai fiel mit einer Huldigung zuſammen. Der Fürſt hatte ſich 
auf den Bahnhof begeben, um das Brautpaar und die Eltern der 
Braut zu empfangen und traf hier mit der Dresdener Liedertafel 
zuſammen, die ihn mit ihrem Geſange zu erfreuen gekommen war. 
Der Fürſt unterhielt ſich mit dem Dirigenten und geleitete dann die 
Seinigen nach Haus. Später, als die Liedertafel ihn durch Geſangs⸗ 
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vorträge erfreut hatte, erwiderte er auf eine Anſprache: „Sachſen 
und Preußen, die ſich früher oft ſcheel angeſehen, ſeien jetzt geeint, 
wie er hoffe, für immer. Die gemeinſamen Thaten im Felde hätten 
das gemacht. St. Privat habe den Kitt geſchaffen, der ſie unzerreißbar 
aneinander gefügt habe. Die nationale Einigung aber wäre nicht 
möglich geweſen, wenn die Kohle unter der Aſche nicht glimmend ge⸗ 
weſen wäre. „Wer hat dies Feuer gepflegt? Die deutſche Kunſt, 
die deutſche Wiſſenſchaft, die deutſche Muſik: das deutſche Lied 
nicht zum wenigſten. Wir haben keine ſächſiſche und keine preußiſche 
Muſik gehabt, wir kennen keine partikulariſtiſche Muſik in Deutſch⸗ 
land. Wenn ein Lied gedichtet ward, ſo war es einerlei wo, es 
war ein deutſches, und es iſt das deutſche Lied und die Pflege der 
Muſik eine Macht geweſen. Auch die Univerſitäten und mit ihnen 
die deutſche Literatur haben merklich mitgeholfen, das Nationalitäts⸗ 
gefühl wachzuhalten. Die Wiſſenſchaft appelliert an den Verſtand, die 
Muſik ans Gefühl, und das Gefühl iſt, wenn es zur Entſcheidung 
kommt, ſtärker und ſtandhafter als der Verſtand des Verſtändigen.“ 

Die Mitglieder der deutſchen Partei Württembergs hatten, 
als ſie am 9. Mai zur Feier des 25 jährigen Beſtehens der Partei 
in Stuttgart verſammelt waren, in einem Begrüßungstelegramm an 
den Fürſten geſagt: „Unſere Herzen ſchlagen höher in dem Gedanken 
an den verdienſtlichſten unter den Schöpfern des Reichs und ſtolz 
im Bewußtſein, Ihre großen Ziele nach Kräften gefördert zu haben, 
weihen wir Ihnen nie erlöſchende Verehrung und Dankbarkeit.“ Am 
26. Mai wurde der Fürſt erfreut durch einen Beſuch der Mitglieder 
des Gau I des „Deutſchen Radfahrerbundes“, der ihm zu Ehren 
eine Korſofahrt von Bergedorf nach Friedrichsruh veranſtaltet hatte. 
Er ließ die Herren vor ſich ziehen, ſprach ſich in ſeiner Erwiderung 
auf die Auſprache des Herrn Eſche aus Hamburg mit großer An⸗ 
erkennung über den Sport des Radfahrens aus und fuhr ſodann fort: 
„Ich freue mich über jede Arbeit, die eine Verbindung zwiſchen 
unſeren deutſchen Stämmen ohne Rücksicht auf die Grenzen der 
einzelnen Staaten herſtellt. Ich danke Ihnen dafür und freue mich 
darüber, daß Sie Ihre Verbandsthätigkeit von Schleswig bis Baiern, 
ja bis Öfterreih-Schlefien und Krain ausgedehnt haben. Um die 
Schranken zu beſeitigen, die ſich zwiſchen den einzelnen deutſchen 
Stämmen noch erheben, ſind alle Beſtrebungen, ſei es in Muſik, in 
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Geſang, in Sport, in Gymnaſtik nützlich, weil fie das intime Zu⸗ 
ſammenhalten befördern. Darum bin ich Ihnen dankbar für die 
politiſche Seite Ihrer Thätigkeit.“ Am 28. Mai folgte der Fürſt 
nebſt Familie der Einladung zur Teilnahme an einem Ausfluge, 
welchen der Hamburger Verein für Kunſt und Wiſſenſchaft nach dem 
Sachſenwalde unternahm. Scherzhafte Aufführungen wechſelten hier 
mit Geſängen patriotiſcher Lieder. In einem derſelben, das nach der 
Melodie der „Wacht am Rhein“ geſungen wurde, war er gefeiert als 
derjenige, „der Frankreichs Macht bezwang und neu die Einheit uns 
errang“. Alsbald ergriff der Fürſt das Wort: „Der Text dieſes 
Liedes thut mir mehr Ehre an, als ich in meinem ganzen Leben ver 
dient habe. Dieſe Ehre muß ich mit denjenigen teilen, die mitge⸗ 
holfen haben, das Geſchaffene zu erringen. Ich denke dabei an die 
Tapferkeit des deutſchen Heeres, ich möchte ſagen, an den furor 
teutonieus, an die Feſtigkeit, die ſich nicht nur im Gefecht, ſondern 
auch im Biwak, in Schnee und Eis, in Hunger und den größten 
Strapazen bewährt hat.“ Schon am 30. Mai traf wieder eine 
größere Deputation in Friedrichsruh ein. Sie kam vom Kriegerverein 
zu Mylau im ſächſiſchen Bezirke Plauen. Dieſe Herren erinnerte 
der Fürſt daran, daß „unſer gegenſeitiges Verhältnis nicht immer ſo 
war, wie es jetzt iſt;“ der Feldzug von 1870 habe uns aber einander 
näher gebracht, und hierzu habe die hohe Begabung und der deutſche 
Sinn des jetzigen Königs Albert weſentlich mitgewirkt. „Was er er⸗ 
kämpfen half, hält er als treuer Bundesfürſt feſt.“ An demſelben 
Tage ward dem Fürſten vom Arzte Brendel aus Montevideo eine 
Huldigungsadreſſe von 900 Deutſchen in den Plataſtaaten überreicht. 
Auch minder hervorragende Perſonen, die mit dem Fürſten zuſammen 
kamen, ſäumten nicht, Außerungen desſelben, die von allgemeinem 
Intereſſe waren, in der Preſſe zu verbreiten. So äußerte er ſich zu 
einem Fabrikanten, der die induſtriellen Anlagen im Sachſenwalde 
beſichtigte, ſehr ungünſtig über die neue geſetzliche Sonntagsruhe. 
Dieſes Geſetz wolle ihm nicht behagen, weil er dadurch mit ſeinem 
Gewiſſen in Konflikt gerate; wenn ein fleißiger Arbeiter am Sonntag⸗ 
Morgen ſein Stück Land bearbeite, ſo werde er ſich bemühen, ihn 
nicht zu ſehen, um ihn nicht anzeigen zu müſſen, denn ſonſt begebe 
ſich der Mann mißmutig in den „Krug“; der Sonntag ſei eben den 
Leuten durch das ſtrenge Geſetz verdorben. Von Intereſſe waren 


1892. 5 


66 Frage der Ausſöhnung des Kaiſers mit dem Fürſten Bismarck. 


auch Vorgänge beim Empfang von Mitgliedern des Kriegervereins 
Oſten, alſo aus dem Wahlkreiſe, der den Fürſten in den Reichstag 
gewählt hatte. Der Empfang fand am 5. Juni ſtatt. Der Fürſt 
bemerkte bei der Frühſtückstafel, er habe ſich vor ſeinen Wählern zu 
entſchuldigen, daß er das Mandat bisher nicht erfüllte. „Aber, was 
nicht iſt, kann noch werden.“ Seine bisherigen Behinderungen ſeien 
vielleicht im nächſten Jahre nicht mehr vorhanden. „Sie als Militärs 
werden es mir nachfühlen, wenn es mir ſchwer wird, an demſelben 
Orte, wo ich 40 Jahre hindurch die Politik der Regierung vertreten 
habe, ſie jetzt zu bekämpfen, da, wo ich Bundesgenoſſe war, jetzt als 
Gegner aufzutreten.“ 

Um dieſe Zeit begannen in der Preſſe ſich Stimmen für eine 
Ausſöhnung zwiſchen dem Kaiſer und dem Fürſten in einer Weiſe 
vernehmen zu laſſen, daß man ihnen Beachtung ſchenken zu müſſen 
glaubte. Den Neigen begann ſogar das Wolffſche Telegraphen⸗ 
bureau, alſo ein Regierungsorgan. Es übermittelte am 3. Juni den 
Blättern außerhalb Berlins die Nachricht der Berliner „Tägl. Rund⸗ 
ſchau“, daß es ſcheine, als „ob die ſeit längerer Zeit ins Werk ge— 
ſetzten Bemühungen, die perſönlichen Beziehungen des Fürſten zum 
Kaiſer angenehmer zu geſtalten“, nicht ohne Erfolg bleiben ſollten. 
Konſervative Blätter der milderen Richtung waren es, in denen bald 
danach die Sache weiter behandelt wurde. Nach der „Schleſiſchen 
Ztg.“ ſollte in Hof- wie diplomatiſchen Kreiſen ziemlich eruſtlich von 
der Möglichkeit einer baldigen Ausſöhnung geſprochen worden und die 
Stelle eines Präſidenten des Staatsrats für den Fürſten auserſehen 
ſein. Und nach dem „Hamburgiſchen Korreſpondenten“ vom 9. Juni 
knüpften die Gründe der Wiederannäherung an die Intereſſen des 
Vaterlandes an; eine Quelle der Unzufriedenheit, namentlich der Be⸗ 
völkerung Süddeutſchlands, ſolle beſeitigt werden, auch liege das Be⸗ 
dauern nahe, daß des Fürſten Erfahrung und Weisheit in Sachen 
der auswärtigen Politik nicht anders für das Vaterland nutzbar ge- 
macht werden könne, „als auf dem Wege fragwürdiger Preßleiſtungen“. 
Es währte indes gar nicht lange, ſo ſtellten ſich Erwiderungen ein, 
nach denen an ein Gelingen des wohlgemeinten Planes nicht zu denken 
war. In der gerade von Freunden einer Rückkehr des Fürſten ins 
Amt gegründeten, ſeit dem 15. April in Köln erſcheinenden „Weſt⸗ 
deutſchen Allg. Ztg.“ hieß es, dieſe Pläne gingen dahin, die Vorgänge 
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ſeit Februar 1890 ſo erſcheinen zu laffen, als ob der Fürſt wünſchen 
könnte, ſie in Vergeſſenheit gebracht zu ſehen, dieſer aber verſpüre 
keine Neigung, ſich zu der Unwahrhaftigkeit herzugeben, durch Errich⸗ 
tung eines ſolchen Verhältniſſes die Art in Vergeſſenheit geraten zu 
laſſen, „wie er aus feinen Intern weggejagt worden iſt“; alle Ver⸗ 
ſuche, ſolchen Schein hervorzurufen, würden von ſeiner Seite die ent⸗ 
ſchiedenſte Abweiſung zu gewärtigen haben; es fehle die Vorausſetzung, 
die etwas anderes als eine der Nation vorgeſpielte Komödie wäre, 
ganz und gar, nämlich die Neigung der in Betracht kommenden 
Stellen, den Nat des Fürſten in ernſthafter Abſicht in Anſpruch zu 
nehmen. Von gegneriſcher Seite trat wider eine Ausſöhnung die 
„Kreuzzeitung“ mit dem Bemerken auf, dieſe dürfe nicht „mit einem 
Kanoſſa für den Kaiſer erkauft werden“. Nach der denſelben In⸗ 
tereſſen dienenden katholiſchen „Köln. Volks⸗Ztg.“ ſollte zwar die 
Ausſöhnung „trotz allem und allem nicht mehr ausgeſchloſſen“ fein, 
nachdem es bei dem vom Kaiſer beim Freiherrn v. Stumm auf 
Schloß Halberg abgeſtatteten Beſuche gelungen ſei, eine Umſtimmung 
des Kaiſers herbeizuführen, auch ſtanden wohl die Grüße, welche 
am 14. Juni Graf Walderſee vom Zaren aus Kiel an den 
Fürſten überbrachte, dem gerade nicht entgegen; aber es kamen Ab— 
ſagen von beiden Seiten: nach der regierungsfreundlichen „Düſſeldorfer 
Ztg.“ hielt man in Berlin nach wie vor eine Ausſöhnung „auf der 
von übereifrigen Anhängern des Fürſten angedeuteten Grundlage 
abſolut ausgeſchloſſen“, und nach der „Weſtdeutſchen Allg. Ztg.“ 
möchten vielleicht die Leute, welche Schuld haben, daß der Kaiſer dem 
Fürſten den Abſchied gab, „das Gewiſſensbedürfnis haben, eine Aus⸗ 
ſöhnung herbeigeführt zu ſehen“, weil ſie ahnten, daß die Zeit kommen 
werde, „wo die volle Klarheit über dieſe Vorgänge der Geſchichte 
überliefert wird“; der Fürſt habe nichts abzubitten. Den Beſchluß 
bildete die Erklärung der „Hamburger Nachrichten“, wenn der Fürſt 
beim Kaiſer in Ungnade ſein ſollte, ſo werde er „eben ruhig abzu⸗ 
warten haben, ob und wann dieſe Situation aufhört“. 

An dieſe unerquicklichen Erörterungen der Ausſöhnungsfrage ſchloß 
ſich eine für die deutſchen Patrioten herzerquickende, an die Perſon 
des Fürſten anknüpfende, gewaltige Bewegung in der Be— 
völkerung. Der Fürſt gedachte einfach mit ſeiner Gemahlin der 
Vermählung ſeines Sohnes Herbert in Wien beizuwohnen. Dieſe 

5 * 


68 Begrüßung des Fürſten Bismarck in Berlin. 


Nachricht, daß der Mann fo großer Verehrung aus ſeinem Sachſen— 
walde hervorkommen wolle, ergriff die Maſſen. Hat es ſchon für 
gewöhnlich großen Reiz, mit einem großen Manne perſönlich zuſammen⸗ 
zukommen, um wieviel mehr, wenn ſich für viele die früher nie 
geahnte Möglichkeit eröffnete, den Träger der neueren deutſchen Ent⸗ 
wicklung perſönlich begrüßen zu können. Die vielfachen Beſucher in 
Friedrichsruh mochten oft beneidet worden ſein; jetzt wollten große 
Maſſen den Mann nur ſehen und ihm danken. 

Den Anſtoß gab ein am 12. Juni von den angeſehenſten 
Männern der verſchiedenſten Parteien in Dresden erlaſſener Auf- 
ruf. Der Fürſt beſtieg am 18. Juni in Friedrichsruh mit ſeiner 
Gemahlin, dem Profeſſor Schweninger, ſeinem Sekretär Dr. Chryſander 
und zwei Dienern den ihm einſt von den deutſchen Eiſenbahnver⸗ 
waltungen verehrten Salonwagen. Er winkte noch feinen Oberförſter 
Lange zu ſich heran, um ihm wirtſchaftliche Aufträge zu geben über 
Verſendung der Pferde, Unterbringung der Hunde in Kiſſingen 
und anderes. Die Fürſtin reichte noch dem einen und anderen 
Bekannten vom Koupeefenſter aus die Hand und ſagte dann laut, 
wie zu allen Umſtehenden gerichtet: „Gebe Gott, daß wir uns alle 
geſund hier wiederſehen!“ und fort rollte der Zug, den Fürſten zu 
einem ungeahnten Triumphzug durch Deutſchland zu führen, wie 
ihn wohl noch niemand erlebt. Gegen Abend gelangte der Zug nach 
Berlin. Hier hatte ſich die ganze große Halle des Anhalter Bahn⸗ 
hofs mit Menſchen angefüllt, deren Sympathien für den Fürſten ſich 
mit elementarer Gewalt äußerten und in Zwiſchenrufen zwiſchen ihur 
und der begeiſterten Menge zu rührenden Szenen dramatiſcher Art 
führten. Dutzende von Sträußen der Damen wurden in Empfang 
genommen. Als eine Stimme Stille gebot, ſagte der Fürſt: „Wie 
können Sie wollen, daß ich reden ſoll? Meine Aufgabe iſt ſchweigen!“ 
Darauf ſprach ein Mann aus dem Publikum: „Wenn Sie nicht 
reden, werden die Steine von Ihnen reden!“ Immer von neuem 
erſchallten Hochrufe und zweimal ward „Deutſchland über alles“ 
geſungen. Allgemeines Händeſchütteln, zum Schluß drängten ſich 
auch die Bahnbeamten und die Schutzleute heran mit dem Rufe: 
„Wir auch, Durchlaucht!“ Pünktlich 8 ¼ Uhr traf die fürſtliche 
Familie unter jubelndem Zurufe einer zahlloſen Menge auf dem 
Neuſtädter Bahnhof zu Dresden ein, wo ihn die ſtädtiſchen Behörden 


Huldigungen für den Fürſten Bismarck in Dresden. 69 


begrüßten, in deren Namen der Oberbürgermeiſter Stübel eine An⸗ 
ſprache hielt. Ju ſeiner Antwort ſagte der Fürſt, der feierliche, 
herzliche Empfang durch die ſtädtiſchen Behörden Dresdens bedeute 
für ihn eine höhere, neue Ordensklaſſe, für die er von Herzen dank⸗ 
bar ſei. Er ſei in ſeinen alten Tagen nicht mehr ſo leiſtungsfähig, 
nehme aber doch an allen Intereſſen des Vaterlandes Anteil, wenn 
auch ferne von ſeinem Berufe. Daß ſeine Arbeit Erfolg gehabt, 
daran habe König Albert weſentlichen Anteil, der ihm immer ein 
gnädiger Herr geweſen ſei. Auf der Fahrt vom Bahnhofe über die 
Elbbrücke zum Hotel Bellevue empfing Fürſt Bismarck herzliche 
Ovationen. Im Hotel erſchien eine Abordnung des Feſtausſchuſſes 
unter Führung des Hofrats Dr. Oſterloh. Deſſen Anſprache er- 
widerte der Fürſt im weſentlichen alſo: „Ich ſtehe vor Ihnen als 
Vertreter einer abgeſchloſſenen Zeit, der weder in der Gegenwart 
noch in der Zukunft eine Mitwirkung an unſeren weiteren Verhält⸗ 
niſſen erſtrebt. Aber es iſt mir von höchſtem Werte, wie von der 
höchſten Inſtanz, von der öffentlichen Meinung meiner Mitbürger, 
die Vergangenheit, die ich Ihnen gegenüber vertrete und die Sie in 
meiner Perſon die Güte haben anzuerkennen, beurteilt wird. Wir 
haben gemeinſam gearbeitet, um der deutſchen Nation den Rang zu 
verſchaffen, auf den ſie in Europa nach ihrer Geſchichte und nach 
ihrer Begabung einen Anſpruch hat. Dazu war notwendig, daß 
wir uns dem Drucke des Netzes entzogen, das in ſcharfer Accen- 
tuierung der inneren Landesgrenzen in Deutſchland über uns ge- 
worfen wurde, und daß wir Dem gemeinſam gegenüber traten an 
unſeren äußeren Reichsgrenzen, und Europa den neuen politiſchen 
Begriff lehrten, daß es eine ſtarke deutſche Macht in Europa gebe, 
anſtatt des früheren Preußens, das den Namen einer Großmacht 
führte, ohne die Kraft dazu zu beſitzen, und das, allein auf ſeine 
langgeſtreckte ſchmale Fläche angewieſen, doch der deutſchen Nation 
in Europa nicht das Gewicht verſchaffen konnte, auf das ſie im Ver⸗ 
gleich mit anderen Nationen gleichberechtigt war. Die Franzoſen, 
die Engländer, ſelbſt die Ruſſen waren uns an Gewicht und An⸗ 
ſehen vorausgegangen, heute ſind ſie es nicht mehr. Wir ſtehen 
ihnen vollkommen gleichberechtigt gegenüber, das hat eine ſchwere 
Arbeit gekoſtet. Es waren viele Vorurteile unter den deutſchen 
Stämmen verbreitet. Wo ſind ſie gefallen? Hauptſächlich auf dem 
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Schlachtfelde, wo wir gegeneinander, ich will ſagen, eiferſüchtigen 
Stämme erkannt haben, daß wir eigentlich alle beſſer waren und daß 
wir alle tüchtige deutſche Kerls waren, die nur ſich kennen zu lernen 
brauchten, um Mißhelligkeiten zu vergeſſen und den Wert der Stellung 
kennen zu lernen, die wir heutzutage nicht bloß in der europäiſchen 
Welt, fondern überall einnehmen. Die Männer, die in erſter Linie 
an einer Verwirklichung dieſer Aufgabe mitgewirkt haben, find natür⸗ 
lich weniger zahlreich geworden. Der Kaiſer Wilhelm, der Kaiſer 
Friedrich, Graf Roon, Graf Moltke ſind zu ihren Vätern verſammelt. 
Aber gerade Ihnen in Dresden lebt noch einer, der mit Degen und 
Feder in der wirkſamſten Weiſe mitgewirkt hat an der Herſtellung 
unſerer deutſchen Einheit — Ihr König Albert!“ Auf dieſen brachte 
der Fürſt das Hoch aus. Sodann betrat er den Vorbau, um den 
inzwiſchen bereits angekommenen Huldigungszug zu begrüßen. Eine 
ungeheure Menſchenmenge bewegte ſich auf dem Theaterplatze. Der 
Zug, einer der größten, die Dresden je geſehen, umfaßte gegen 
13 000 Perſonen, unter denen ſich etwa 1600 Sänger befanden. 
Dem Zuge voran gingen die Mitglieder des Rates und der Stadt⸗ 
verordneten, worauf unmittelbar die Sängerſchaft folgte. Deren 
Huldigung leitete die großartige Ovation der Bürgerſchaft wirfungs- 
voll ein. Das erſte Lied: „Wie könnt' ich Dein vergeſſen“ 
von Adam ſang der Elbgauſängerbund. Dieſem Vortrag folgte der 
Julius Otto-Bund mit dem Vortrage von drei Verſen des Liedes 
„Das treue, deutſche Herz“, worauf als dritte mächtig wirkende 
Maſſengeſangsdarbietung beide Sängerſchaften drei Strophen „der 
Wacht am Rhein“ ſangen. Nachdem die Töne des herrlichen 
Liedes „Wie könut' ich Dein vergeſſen“ verklungen waren, ergriff der 
Fürſt das Wort und hielt, oft von Rührung unterbrochen, nach— 
ſtehende Anſprache: „Den Empfang, den ich hier gefunden, werde 
ich bis an das Ende meiner Tage nicht vergeſſen. Ich 
habe nie fo viel Herzlichkeit und treuen Sinn gefunden, und was! 
vom Herzen konnnt, das geht zum Herzen. Haben Sie Alle, Alle 
Dank für die Freude, die Sie mir bereitet.“ Endloſer Jubel folgte. 
Stürmiſch wogte die Menge nach vorn, um kein Wort zu verlieren. 
Der gleiche Jubel erſcholl, als nach dem dritten Lied, nachdem die 
Klänge der „Wacht am Rhein“ verrauſcht waren, der Fürſt abermals 
das Wort nahm. Jetzt ſprach er folgendes: „Ich danke Ihnen für 
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dieſes Lied. Ich danke Ihnen beſonders dafür, denn es erinnert uns 
an die großen Zeiten, die wir durchgemacht, und es hat dazu bei⸗ 
getragen, daß wir die deutſche Einheit errangen, eine Einheit, die 
viel ſchwerer zu zerſtören ſein wird, als ſie geſchaffen wurde, und 
noch mehr Blut koſten würde, wenn man ſie zu vernichten ſuchte. 
Ich habe mein Leben dem Dienſte der Nation gewidmet, 
und wenn Sie glauben, daß ich Erfolg gehabt habe, ſo iſt das in 
meinen alten Tagen ein Beweis, daß ich nicht umſonſt gelebt habe. 
Schwere Tage haben wir durchgemacht, aber gegenſeitiges Wohl— 
wollen iſt das Ergebnis der letzten Jahrzehnte unſerer Politik. Bleiben 
wir einig und danken wir Gott, daß zwiſchen uns der feſte Bund 
geſchloſſen wurde, der unſere Freiheit, unſer Vaterland geſichert und 
verhindert hat, daß der Fremde auf unſerem Boden weile. Ich habe 
die Überzeugung, daß wir alle Feinde, die uns ſtören wollen, zurüͤck⸗ 
weiſen werden, wenn es je verſucht werden ſollte. Wir wollen ſein 
ein einig' Volk! Was wir in Kampf und Arbeit gewonnen, das 
halten wir fett!” Wie ein Sturmwind brauſte der Beifall über den 
Platz, und als die erſten Züge ſich in Bewegung ſetzten, drängte ſich 
die Menge der Zuſchauer hinein und flutete an der Eſtrade vorüber. 
Hochaufgerichtet ſtand dort der Fürſt, und während des ſchier end— 
loſen Vorbeimarſches der Fackelträger machte er nur für Augenblicke 
Gebrauch von ſeinem Seſſel. Immer wieder zog er den Hut, immer 
wieder winkte und grüßte er die Jubelnden. An ſeiner Seite harrte 
auch die Fürſtin grüßend bis zum Schluſſe aus. 

Als der Fürſt ſich zurückgezogen hatte, wurde für die größte 
Ruhe in der Umgebung des Hotels geſorgt, die Dampfſchiffe auf der 
Elbe unterließen möglichſt das Geräuſch. Am 19. Juni, morgens 
10% Uhr, brach man auf. Kaum wurde der Fürſt nebſt Gemahlin 
im Portal ſichtbar, jo erhob ſich ſofort der Jubel der den Theater— 
platz belagernden Menge. Alles umringte den Wagen, der nur 
langſam vorwärts konnte. Das Spalier in der Feſtſtraße war immer 
mächtiger angeſchwollen. Die Polizei hatte Mühe, das Publikum in 
Ordnung zu halten. Schließlich ging es überhaupt nicht mehr, man 
durchbrach die Kette, umringte den Wagen und ſtürzte unter brauſen⸗ 
den Zurufen in unaufhaltbaren Maſſen dahinter her. Prächtig 
nahmen ſich die Straßen der Altftabt mit ihren Fahnen, Kränzen, 
Guirlanden und Teppichen aus. Tieferen Eindruck machte jedoch die 
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lebendige Dekoration der Maſſen und die elementare Macht ihrer 
Huldigungen. An feſtlich geſchmückten Rathauſe hatten fi) der 
Magiſtrat und die Stadtverordneten zum Abſchiedsgruße aufgeſtellt. 
Der Anfahrtsplatz zum Bahnhofe war von einer vieltauſendköpfigen 
Menge belagert, einer bunten Maſſe. Vor dem Eingang zum 
Fürſtenzinnner hatten Vertreter ſtudentiſcher Korps in Wichs Auf⸗ 
ſtellung genommen. Als der Wagen auf den Bahnhofsplatz einbog, 
entſtand eine unbeſchreibliche Bewegung. Unter einem Hurra⸗ 
gebrauſe, das die Luft erzittern machte, ſtürzten die Maſſen an den 
Wagen, um dem Scheidenden aus nächſter Nähe den Abſchiedsgruß 
zuzurufen. Die Halle erdröhnte von dem Hurragebrauſe der Menge, 
und nicht lange währte es, ſo konnte die Polizei, obwohl ſie durch 
Bahnbeamte verſtärkt wurde, ihrem Anſturme nicht mehr ſtand 
halten. Kaum hatte der Fürſt den Eiſenbahuwagen erreicht, als die 
Menge auch die letzte Schranke durchbrach. Die Begeiſterung kannte 
keine Grenzen mehr. Hoch und Hurra! Auf Wiederſehn! Hoch die 
Fürſtin! Hoch Graf Herbert und ſeine Braut! brauſte es durchein— 
ander, abwechſelnd mit der „Wacht am Rhein“ und „Deutſchland 
über alles“. In einem Augenblick vorübergehender Ruhe dankte der 
Fürſt und bedauerte, daß er nicht Hände genug habe, um allen eine 
zu reichen. Erneutes endloſes Hoch! 

Auf der Fahrt durch Böhmen und Mähren wurde der Fürſt 
auf den Bahnhöfen von Tetſchen, Schreckenſtein, Leitmeritz, Podiebrad, 
Iglau und Zuaim von den Bewohnern lebhaft begrüßt. An beiden 
letzteren Orten hielt er vom Waggon aus Anſprachen an die Menge. 
Politiſche Reden, ſagte er, ſeien nicht von ihm zu erwarten, er reiſe 
nur zu einem Familienfeſte und danke für die Aufnahme, die er 
überall in dem befreundeten Lande finde. Abends nach 10 Uhr fand 
die Ankunft in Wien ſtatt, wo ihn am Bahnhof etwa 5000 Per⸗ 
ſonen begrüßten. Auf ſeiner Fahrt zum Palais Palffy drängte eine 
Menge, zum Teil unter antiſemitiſchen Ausrufen nach. Das gab 
Zuſannnenſtöße mit der Sicherheitswache, die blank ziehen mußte. 
Der Fürſt beſuchte am 20. Juni den deutſchen Botſchafter Prinzen 
Reuß, hatte eine Zuſammenkunft mit dem Grafen Kaluoky, mit 
dem er früher ſo oft amtlich verkehrt hatte, und wohnte im Palais 
Palffy einer glänzenden Soiree zu Ehren ſeines Sohues Herbert 
und der Gräfin Hoyos bei. Anweſend waren die Miniſter Grafen 
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Kalnoly und Szechenyi, die Botſchafter Paget und Nigra und 
eine große Zahl von Mitgliedern des öſterreichiſchen Adels. Am 
21. Juni wiederholten ſich die Huldigungen einer zahlreichen ſpalier⸗ 
bildenden Menge bei der Aufahrt des Fürſten zur helvetiſch refor⸗ 
nierten Kirche, in welcher die Trauung des Grafen Bismarck durch 
den Superintendenten Schack ſtattfand. Der Fürſt erſchien hier in 
der weißen Küraſſieruniform. Sein alter Freund, der ruſſiſche Bot- 
ſchafter Graf Schuwalow, fungierte als Beiſtand des Bräutigams. 
Beim Hochzeitsmahle ließ Graf Geza Andraſſy die fürſtliche Familie 
leben, die ein eigenes deutſch⸗öſterreichiſch⸗-ungariſches Bündnis ge- 
ſchloſſen habe. Der Fürſt dankte, daß der Graf fo taktvoll die po— 
litiſchen wie die perſönlichen internationalen Beziehungen in Erinnerung 
gebracht habe. Am 22. Juni nahm der Fürſt an einem Dejeuner 
beim Grafen Zichy in Penzig teil und beſuchte dann die Aus- 
ſtellung. Die Menge, die ihn ſehen wollte, umdrängte ihn ſo ſehr, 
daß er nur mit Mühe zu den „Schrammeln“ gelangen konnte, wo 
er den Geſangvorträgen Beifall ſpendete. Auch hier wurden ihm 
ſtürmiſche Ovationen gebracht und aus der Mitte rief ein Herr: „Es 
lebe der größte Mann des Jahrhunderts!“ Der Fürſt war durch die 
ganze Aufnahme wieder genötigt, eine kurze Anſprache zu halten. 
Nachdem ihn nun auch verwandtſchaftliche Beziehungen an Wien 
knüpften und er auch ſonſt ein freier, unabhängiger Mann ſei, hoffe 
er, öfter Wien beſuchen zu können. Nachdem der Fürſt noch das 
Rathaus beſucht hatte, reiſte er am 23. Juni mit dem Salzburger 
Eilzuge nach München ab. 

Judes erklang die ganze deutſche Preſſe von den Eindrücken 
der müchtigen Huldigung. Selbſt die freiſinnigen und die ultra⸗ 
montanen Blätter erkannten die Großartigkeit derſelben an. Die 
„Voſſiſche Zeitung“ war die erſte, die von einem Triumphzug 
ſprach. „So lange Fürſt Bismarck lebt,“ ſagte die „Allgemeine 
Zeitung“ in München, „wird er der politiſche Führer und Berater 
unſeres Volkes bleiben, das ſich ſelbſt ehrt, indem es dieſe Kund⸗ 
gebungen dem Lebenden darbringt.“ „Was nützt es,“ rief die Prager 
„Bohemia“, „daß unverſöhnlicher Haß an der Arbeit iſt, der Be⸗ 
geiſterung, mit der der beſte Teil des deutſchen Volkes ſeines eiſernen 
Kanzlers gedenkt, Schranken zu ſetzen? Dieſe armſeligen Schutz⸗ 
wehren ſollten den Empfindungen der deutſchen Volksſeele Trotz bieten! 
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Nein, man baue dieſe Wälle fo hoch und ſtark man wolle, immer 
wieder und immer mächtiger ſtürmt die Dankbarkeit des deutſchen 
Volks über alle Schranken hinweg zu dem Recken hin, der wohl. 
ſeiner Amter und Würden, nicht aber der Zaubermacht feiner Per- 
ſönlichkeit, nicht ſeiner geſchichtlichen Bedeutung entkleidet, nicht um 
ſeine unvergänglichen Verdienſte gebracht werden konnte.“ Die 
„Dresdener Zeitung“ bezeichnete die Bismarckfeier in Dresden 
als „eine Gemütskundgebung der Volksſeele, ſpontan, ununterdrückbar, 
unlenkbar;“ die Figur des erſten deutſchen Kanzlers ſei zum Wahr- 
zeichen der Wiedererrichtung des Reichs geworden; die Poeſie der 
Menſchen habe viel mehr als die Politik die Liebe zu Bismarck ins 
Leidenſchaftliche geſteigert; Geſchlecht, Alter, Stand, Konfeſſion, 
Bildung, Vermögen, alles zerfalle ins Lächerliche vor der Macht der 
zum Ausdruck drängenden Volksſeele; „hier war der Held zu feiern, 
der die Schwertſtücke Jung⸗Siegfrieds zuſammengeſchweißt hatte, der 
Erlöſer von der Uneinigkeit, Bismarck als ideales Wahrzeichen des 
neuerſtarkten Germanismus.“ Aber auch ein anderes Moment fand 
ſich in der Preſſe angedeutet: „Wer wollte verkennen,“ ſo ließ die 
„Voſſiſche Zeitung“ ſich vernehmen, „daß dieſe Huldigungen von 
urſprünglicher Kraft ihre Spitze gegen das herrſchende Regiment 
kehren?“ und ſogar die katholiſche „Kölniſche Volks-Zeitung“ äußerte: 
„Man hat erkannt, daß in der neuen Ara doch nicht überall nach 
feften, klar erkannten Grundſätzen die Politik geleitet wird.“ Über⸗ 
wiegend zeigte ſich aber doch die Anſicht, wie ſie von der „Allgem. 
Zeitung“ mit den Worten ausgedrückt wurde: „Wir alle ſind gut 
reichsdeutſch und halten treu und feſt zu unſerm Kaiſer; aber das ſoll 
uns nicht hindern, daß unſere Herzen dem Manne zufliegen, der uns 
das Deutſche Reich zuwege gebracht.“ 

Unterbrochen und abgelöſt wurden dieſe Betrachtungen durch die 
Nachricht von einem politiſchen Geſpräche, welches Fürſt 
Bismarck, bevor er Wien verließ, mit dem Chefredakteur der dortigen 
„Neuen Freien Preſſe“ gehabt habe. Dieſe teilte am 24. Juni 
hierüber folgendes mit: Fürſt Bismarck erklärte, er ſei beſonders 
erfreut darüber, daß man in Oſterreich mehr Erinnerung habe für 
ſeine Oſterreich nützliche Thätigkeit, als für die gegen Oſterreich ge⸗ 
richtet geweſene. Er habe den Handelsvertrag mit Ofterreich mit 
den deutſchen landwirtſchaftlichen Intereſſen widerſprechend gefunden; 
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dies gelte auch von dem Handelsvertrage mit der Schweiz und mit 
Italien. Er mache jedoch den öſterreichiſchen Staatsmännern keinen 
Vorwurf daraus, daß ſie die Schwäche und die Unzulänglichkeit der 
deutſchen Unterhändler ausnützten. Ju Deutſchland ſtänden jetzt, weil 
eben alles hätte geändert und gewendet werden müſſen, Männer im 
Vordergrunde, welche er, der Fürſt, früher im Dunklen gehalten habe. 
Deutſchland könne unmöglich eine Vermehrung feines Gebietes an⸗ 
ſtreben, es ſei geſättigt; ebenſo könne Rußland keinen Wunſch haben, 
ſein Gebiet auf deutſche Koſten zu vermehren. Sein, des Fürſten, 
Gedanke bei Schaffung des dentſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes ſei 
geweſen, zur wirkſamen Förderung der öſterreichiſchen Politik den Zu— 
ſammenhang mit Nußland nicht zu verlieren; dies liege im öfter- 
reichiſchen Intereſſe, denn Oſterreich wolle den Frieden. Dieſer Zu— 
ſtand habe ſich ſeit ſeinem Rücktritte geändert, weil Deutſchland keinen 
Einfluß mehr auf die ruſſiſche Politik beſitze infolge des Schwindens 
des perſönlichen Einfluſſes auf den ruſſiſchen Kaiſer. In ſeiner 
letzten Unterredung mit dieſem habe derſelbe zu ihm geſagt, er ſetze 
Vertrauen in ihn, und hinzugefügt, ob er ſicher ſei, im Amte zu 
bleiben. Er, der Fürſt, ſei über dieſe Frage erſtaunt geweſen und 
habe geantwortet, er werde lebenslänglich Miniſter bleiben, denn er 
habe keine Ahnung gehabt, daß eine Anderung bevorſtehe, während 
der Zar bereits davon unterrichtet geweſen ſein mochte. Dieſe per⸗ 
ſönliche Autorität und dieſes Vertrauen fehlten bisher dem Nachfolger 
des Fürſten, wodurch ſich die Veränderung erkläre, welche in der 
politiſchen Lage von Europa, die ſich verſchlimmert habe, eingetreten 
ſei. Ein Krieg mit Frankreich möge unausweichlich ſein. Dort 
handle es ſich immer darum, daß ſich ein Mann finde, welcher ein 
Pulver ins Waſſer ſchütte, damit dieſes aufſchäume. Deutſchland 
habe nicht das geringſte Intereſſe an einem Kriege mit Rußland 
und umgekehrt. Auf die Frage, ob Fürſt Bismarck das Bedürfnis 
habe, die Leitung der Politik wieder zu übernehmen, erwiderte Fürſt 
Bismarck, das ſei ganz ausſichtslos; er ſei nicht in den Reichstag 
gegangen, nicht weil er körperlich nicht rüſtig ſei, ſondern weil er 
dann die Regierung visiere ouverte angreifen müßte. Er glaube 
nicht, daß eine äußere Notwendigkeit ihn veranlaſſen werde, die 
politiſche Bühne wieder zu betreten, denn wenn einmal ein falſches 
Geleiſe eingeſchlagen ſei, ſo ſei es nicht ſeine Sache, neben dieſem 
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Geleiſe herzulaufen. Eine Kritik der heimatlichen Zuſtände könne 
man ihm nicht verwehren; er laſſe ſich dieſes Recht für die wenigen 
Jahre feines Lebens nicht nehmen. 

Faſt gleichzeitig mit dieſer Unterredung wurden Außerungen ver⸗ 
öffentlicht, welche der Fürſt unlängſt zu Herrn Max Harden in 
Friedrichsruh gethan habe. Darin fanden ſich folgende Mitteilungen: 
Im Reichstage findet Fürſt Bismarck „das ſteife Rückgrat nicht immer 
in genügender Weiſe vertreten.“ Im Rahmen der heutigen Politik 
ſei für ihn kein Platz: „Miniſter, die die Krone beraten, giebt es 
nicht mehr; heute berät die Krone die Miniſter, in beſter Abſicht 
natürlich, aber das taugt nun doch nicht mehr für mich. Soll ich 
mich hinſtellen und Caprivi kritiſieren, der doch nur ein Beauftragter 
iſt? Ich bin immer ein guter Monarchiſt geweſen und möchte nichts 
ſagen, was auch nur dem Böswilligen autimonarchiſch ſchmecken 
könnte; aber ich bin auch kein Abſolutiſt, ich glaube namentlich nicht, 
daß es heutzutage gut iſt, wenn die Krone bei jeder Gelegenheit in 
den allen Anwürfen ausgeſetzten Vordergrund geſtellt wird.“ 

Die Reife des Fürſten Bismarck von Wien nach München 
bot abermals eine Reihe von großen Huldigungen. Wiener Studenten 
begleiteten ihn bis St. Pölten, wo fie ihm einen rieſigen Nofen- 
ſtrauß als letzten Gruß überreichten. In Linz hielt der Zug unter 
brauſenden Hochrufen des ſehr zahlreichen Publikums; es wurde dem 
Fürſten ein mächtiger Korb mit Blumen überreicht; er dankte und 
gedachte feiner Durchreiſe nach Wien vor 13 Jahren. Der deutſch— 
liberale öſterreichiſche Abgeordnete Beurle rief: „Dem größten Mann 
des Deutſchen Reichs!“, worauf der Fürſt entgegnete: „Sagen Sie 
Begründer des Bündniſſes zwiſchen Oſterreich und Deutſchland.“ 
Von gleicher Wärme waren die Begrüßungen in Wels und Salzburg. 
Nachts nach 1 Uhr am 24. Juni erfolgte die Ankunft in München. 
Von amtlichen Perſonen, Künſtlern, Vereinen begrüßt, wurde der 
Fürſt beim Verlaſſen des Bahnhofs vom Publikum mit unbeſchreib⸗ 
lichem Jubel an den blumenbeſäten Wagen geleitet, der ihn zur Villa 
des Malers Leubach, ſeinem Abſteigequartier, brachte. Vom Balkon 
aus dankte der Fürſt wiederholt für die Huldigungen der Menge, die 
noch lange vor dem Hauſe patriotiſche Lieder ſang. Um 11 Uhr 
morgens brachte der akademiſche Geſangverein ein Ständchen, das 
der Fürſt vom Balkon eutgegennahm. Um 12 Uhr fuhr er zum 


Huldigungen für den Fürſten Bismarck in Munchen. 77 


Beſuch des ihm befreundeten erkrankten Oberſtallmeiſters Grafen 
Holnſtein, der 1870 den entſcheidenden Brief des Königs Ludwig 
nach Verſailles gebracht hatte. Dieſe Ausfahrt des Fürſten ge⸗ 
ſtaltete ſich wieder zu einem wahren Triumphzuge. Um 4 Uhr 
fuhr eine Deputation der Stadt München vor der Villa Lenbach 
vor. Sie beſtand, außer dem erſten Bürgermeiſter v. Widenmayer, 
aus vier Liberalen, drei Klerikalen und einem Konſervativen. Der 
Bürgermeiſter gab den Gefühlen der Verehrung und Dankbarkeit 
Ausdruck und lud für den folgenden Tag zum Beſuche des Rathauſes 
ein. Dies ſagte der Fürſt zu und erwiderte: Obwohl er ſeine Reiſe 
in Familienangelegenheiten unternommen habe, freue er ſich doch ſehr 
über die ihm in Dresden, München und anderen Orten zu teil ge- 
wordene freundliche Aufnahme und über die zahlreichen Sympathie⸗ 
beweiſe im deutſchen Lande. Sie ſeien ihm ein Zeugnis dafür, daß 
er ſeine Sache nicht allzu ſchlecht gemacht haben könne. Nichts 
anderes als ein Ausdruck uneigennützigſter Freundſchaft könne die 
ihm zu teil gewordene Zuſtimmung ſein, denn er habe keine Macht⸗ 
intereſſen und Wünſche zu befriedigen. Auch bei ſeinen Freunden 
werde er nicht für alles, was er gethan, immer zuſtimmende Anz 
erkennung gefunden haben. Der Fürſt warf hierauf einen Blick in 
die Vergangenheit: der Akt deutſcher Einigung habe ſich natur⸗ 
gemäß aus dem Streben der Stämme vollzogen. An den Erfolgen 
von 1870 — 71 hätten alle Stämme Anteil, es ſei ein großes Glück, 
daß ſich der Prozeß der Einigung nicht gleich nach 1866 vollzogen, 
er hätte damals geringere Ausſicht auf Beſtand gehabt; er halte die 
deutſche Einigung für ein vom Wechſel der Zeiten und Verhältniſſe 
nicht mehr antaſtbares Werk. Daß die Beliebtheit des Fürſten nicht 
bloß in den höheren Kreiſen, ſondern auch im Volke ſelbſt wurzelt, 
bewies die Rundfahrt, welche er mit ſeiner Gemahlin und Lenbach 
im Laufe des Nachmittags unternahm und bei welcher er von allen 
Seiten mit Kundgebungen begrüßt wurde. Den Schluß der Rund⸗ 
fahrt bildete ein einviertelſtündiger Beſuch im Hofbräuhauſe, wo er 
mit Lenbach einen „Stehhumpen“ leerte. Laute Hochrufe ertönten, 
als Fürſt Bismarck anfuhr, und im Augenblick war der ganze Platz 
dicht mit Leuten beſetzt, welche der Rückkehr des Fürſten harrten. 
Dieſer war inzwiſchen in die Arkaden des Bräuhauſes getreten, wo 
ihm aus einem neuen Kruge Bier gereicht wurde. Er erhob den 
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Krug und alle Anweſenden thaten ihm unter Hochrufen Beſcheid. 
Als der Fürſt ſodann das Haus verließ, begleiteten ihn neue Hoch⸗ 
rufe. Am Abend brachte die geſamte Studentenſchaft dem Fürſten 
einen Fackelzug. Nach 9 Uhr erreichte das erſte der 22 Muſik⸗ 
korps die Villa Lenbach und jetzt begann eine großartige Huldigung 
der Studierenden ſowie der Einwohnerſchaft. Unter Hochrufen, die 
Chargierten in Wichs mit je einem Muſikkorps, zogen die ſämtlichen 
Korps vorüber, den Fürſten begrüßend, deſſen gewaltige Geſtalt 
manchmal durch den Rauch der Fackeln hindurch ſichtbar wurde. 
Nach einem allgemeinen Abſingen der „Wacht am Rhein“ hielt der 
vorſitzende Senior eine kurze Anſprache, die mit einem Hoch auf 
Bismarck endete. Der Fürſt dankte mit wenigen Worten für den 
herrlichen Empfang und empfahl, an dem feſtzuhalten, was vor 22 
Jahren geſchaffen worden. Jubelnder Zuruf folgte dieſen Worten, 
hierauf begann wieder der Vorbeimarſch der Hochſchule, damit endete 
der erſte Tag des Münchener Aufenthaltes des Fürſten. Sein Be⸗ 
ſuch des Rathauſes fand am 25. Juni um Mittag ſtatt. Am 
Portale wurde er und ſeine Gemahlin vom Komitee empfangen. 
Der Fürſt reichte dem Bürgermeiſter freundlich die Hand und begab 
ſich dann mit den Mitgliedern des Komitees ſowie der Fürſtin in 
das Innere. Korridore und Treppen waren geſchmückt und im 
Sitzungsſaale war ein Ehrentrunk bereit. Der Bürgermeiſter führte 
die Fürſtin in den Saal, ihnen folgte der Fürſt. Beide Gäſte uahmen 
an der Tafel Platz, wo in goldenen Bechern der Ehrenwein auf: 
getragen war. Der Bürgermeiſter äußerte in ſeiner Rede ſeine 
hohe Freude, daß der Fürſt und die Fürſtin das Haus der Stadt 
beſucht haben; es ſei eine unvergeßliche Stunde in der Geſchichte der 
Stadt; er gedachte der gewaltigen Dinge, die vor 22 Jahren ge— 
ſchahen, der Geſtalten, denen wir die nationale Wiedergeburt ver⸗ 
danken; zumeiſt aber des großen Kanzlers, deſſen Leben jede Stunde 
des Deutſchen Reiches Einheit, Größe und Ehre geweiht geweſen. 
Ihn begleiten der Dank und Segen Münchens! Das Hoch, mit dem 
die Rede ſchloß, wurde jubelnd aufgenommen. Fürſt Bismarck 
erwiderte, er ſei aus der Heimat gekommen, um ſeinem Haus 
eine neue Tochter zu gewinnen und er habe dabei tauſende Freunde 
gefunden, und zwar perſönliche Freunde, da er ja nicht mehr in Anit 
und Würden ſei. Das erhöhe feine Freude und Genugthuung. Die 
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ihm gewordene Anerkennung wäre um ſo erhebender, als ſie ihm aus 
hervorragenden Sitzen der deutſchen Intelligenz und Bildung ent⸗ 
gegentrete. Die Zeiten ſeien vorbei, als die Stämme des Water: 
lands ohne landsmannſchaftliches Wohlwollen auf einander gehetzt 
wurden. Jetzt herrſche Friedensbedürfnis. Eine Störung könnten 
nur böſe, gewiſſenloſe Leute wünſchen. Unſer Machtgefühl ſichere 
uns, daß wir nicht wie vor 22 Jahren mutwillig angegriffen werden 
können. Deutſchland ſei jetzt nicht mehr zerriſſen, jedermann reſpektiere 
es. Unſere ſüdliche und ſüdöſtliche Grenzdeckung müßten wir durch 
Oſterreich⸗Ungarn finden. Beſonders Baiern ſei hieran beteiligt von 
Hof bis Lindau. Die Sicherheit ſei auch für Baiern von hohem 
Wert. Die Pflege dieſer Freundſchaft ſei die Pflicht jeder deutſchen 
Reichsregierung. Er hoffe, daß das am ſicherſten durch die Teil- 
nehmer au Kriege erfüllt werde, durch den ſie erkämpft. „Der Prinz 
regent war ein Mitkämpfer, Baierns Truppen der Kitt der Einheit, 
ſo die Prinzen, die nicht im Hauptquartier, ſondern in der Batterie 
ſtanden“. Er trinke auf das Wohl des Prinz⸗Regenten! Der Fürſt 
ſchrieb dann ſeinen Namen in das goldene Buch der Stadt, ebenfo 
die Fürſtin. Um ein Uhr verabſchiedete ſich der Fürſt. Auf die 
laute Bemerkung: „Auf Wiederſehen!“ antwortete er: „Ich hoffe 
es!“ Am Nachmittage beſuchte der Fürſt den Miniſterpräſidenten 
v. Crailsheim, bei dem er eine halbe Stunde verweilte. Um 4 Uhr 
beſuchte er den Künſtlerverein „Allotria“, wo er den Willkommens⸗ 
trunk aus einem zinnernen 5 Literkrug entgegennahm. Um ½6 Uhr 
erfolgte die Ankunft im Glaspalaſte der Ausſtellung. Hier be⸗ 
ſuchte er den Saal alter italieniſcher Meiſter, dann die anderen 


Säle. Im Marmorſaale hielt er eine Rede, worin er 


ſagte, er ſei 
nicht hergekommen, 


um die Ausſtellung genau kennen zu lernen, wozu 
Tage gehörten, ſondern um der Münchener Kunſt ſeine Hochachtung 
und ſeinen Dank für die freundliche Aufnahme auszuſprechen. Sein 
Beſuch ſei keine Staatsviſite, da er mit dem Staat nichts mehr zu 
thun habe. Er habe der Einladung gern Folge gegeben. Sein 
Freund Lenbach habe ſein Bild ſo getreu erfaßt, wie er wünſche, auf 
die Nachwelt zu kommen. Hiernach machte der Fürſt dem Fürſten 
Ferdinand von Bulgarien auf Schloß Biederſtein im engliſchen Garten 
einen Gegenbeſuch und kam um 7 Uhr in die Villa Lenbach zurück. 
Vor dieſer begann um ¼8 Uhr ein Feſtzug mit Serenade. Es 
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beteiligten ſich die ſtudentiſchen Korporationen der drei Münchener 
Hochſchulen, die Schüler der Akademie der bildenden Künſte und 
der Kunſtgewerbeſchule, die Geſangvereine, die Turner, die Rad⸗ 
fahrvereine, die Ruderklubs, die Krieger-Vereine und die 
Abteilung „München“ der deutſchen Kolonialgeſellſchaft. Die ein⸗ 
zelnen Vereine zogen unter Hochrufen vorüber, wobei jedesmal 
der Fürſt ſich leicht verneigte und dankend grüßte. Die Turner 
und Pfälzer Studenten rühmten durch ihre Vertreter in einer An⸗ 
ſprache Bismarck als Schützer der akademiſchen Jugend. Bismarck 
antwortete, er freue ſich, neben den Vertretern der Malerei auch 
die Vertreter der Wiſſenſchaft zu begrüßen, bevor er München ver⸗ 
laſſe. Beide wären lange die einzigen Träger des deutſchen National- 
gefühls geweſen. Er werde nicht mehr lange in der Erinnerung 
leben, denn er ſei alt. Aber die Studenten ſeien jung, er bitte ſie, 
ſich ſtets des Gelübdes fürs Vaterland zu erinnern und mit eiſernen 
Klammern das vor 22 Jahren Errungene feſtzuhalten. In der Villa 
verſammelten ſich noch einige Geladene, mit denen der Fürſt den 
Abend verbrachte. In längerem Geſpräch verweilte er mit Paul 
Heyſe. Sie ſprachen von den Verdienſten König Ludwigs II. um 
die Errichtung des neuen Deutſchen Reichs. Der König, ſo ſagte der 
Fürſt, hat damals zuerſt an den Kaiſer geſchrieben, daß es ihm ſchwer 
ſein würde, ſich in die Neuordnung der Dinge zu finden, wenn der 
König von Preußen nicht der erſte unter Gleichen würde. Wenn der 
König von Preußen Kaiſer würde, werde ſich die geſamte Neuordnung 
anders geſtalten. Er, Bismarck, habe damals zum alten Kaiſer ge⸗ 
ſagt, Majeſtät komme nur auf dieſem Wege dahin, nicht länger ein 
Neutrum zu ſein. Der Kaiſer fragte: „Wie ſo?“ Majeſtät würden 
dann ewig nur das Präſidium ſein. Heyſe kam auch auf König 
Max zu ſprechen und meinte, dieſer hätte ſich ſchwerer in die Neu⸗ 
ordnung der Dinge gefügt, zumal er ein ernſter Verteidiger der 
Triasidee geweſen. Der romantiſche, hochideale Zug Ludwigs habe 
gewiß viel dazu beigetragen, den Kaiſergedanken zu verwirklichen. 
„Das iſt ſehr richtig,“ antwortete Fürſt Bismarck. Kaiſer Wilhelm 
ſei ein Mann des vorigen Jahrhunderts geweſen und habe auch daran 
feſtzuhalten geſucht, mit großer Gerechtigkeit und Schonung aller be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe an der Einigung des deutſchen Vaterlandes zu 
arbeiten, wenn auch nicht auf Grundlage des alten Bundes, ſo doch 
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nicht in ganz neuer Form. Ebenſo ſei König Max in alten Tradi⸗ 
tionen aufgewachſen, während das junge Geſchlecht anderen Ideen ſich 
zugewendet. Die Unterredung gab auch Gelegenheit, Geibels zu 
gedenken. Geibel, ſo meinte Heyſe, hat ſich von Anfang an mit der 
Kaiſeridee getragen. Wir jungen Leute hatten dies noch als Utopie 
betrachtet, ſind aber bald in die neuen Ideen hineingewachſen. Es 
fei eine Genugthuung für den alten „Sänger des Reichs“ geweſen, 
daß er die Verwirklichung ſeines Traums noch erlebte. Bismarck 
entgegnete: Dieſe Wünſche ſind im Volke ſehr verbreitet geweſen, aber 
ohne Lebensgefahr für den Beſtand Deutſchlands würde es niemals 
dahin gekommen ſein, daß deren Stämme ſich zuſammengeſchloſſen. 
Rur der Not und der großen Begeiſterung verdanken wir das Reich. 
„Durchlaucht kennen die Weltgeſchichte beſſer als ich,“ fuhr Heyſe 
fort, „aber darin müſſen Sie mir Recht geben, daß niemals ein 
Mann, der ſo viel geleiſtet und ſo ſehr im öffentlichen Leben gewirkt, 
eine ſo unmittelbare Liebe und Verehrung im Volke genoſſen wie 
Ew. Durchlaucht. Friedrich der Große z. B. war in ſeinen alten 
Tagen im Volke nicht beliebt.“ „Je länger man lebt, deſto mehr 
iſt man genötigt, Menſchen gegenüber zu treten und ſich Feinde zu 
machen. Die Dankbarkeit zieht ſich zurück, wenn man ſeine Pflicht 
gethan hat. Ich bin von der Anhänglichkeit und Liebe ſo gerührt, 
daß ich nicht immer gleich die Worte finde, um ſo zu danken, wie ich 
möchte,“ entgegnete der Fürſt. Bei einer andern Gelegenheit that 
der Fürſt in München eine bemerkenswerte Äußerung, über die be⸗ 
richtet wird: „Früher,“ ſagte er, „war mein ganzes Beſtreben dahin 
gerichtet, das monarchiſche Gefühl im Volke zu heben. An den 
Höfen und in der offiziellen Welt wurde ich gefeiert und mit Dank⸗ 
barkeit überhäuft. Das Volk wollte mich ſteinigen. Heute jubelt 
mir das Volk dafür zu, während die andern Kreiſe mich ängſtlich 
meiden. Ich glaube, das nennt man Ironie des Schickſals.“ 
Gegen Ende ſeines Münchener Aufenthalts empfing der Fürſt 
einen Vertreter der dortigen „Allgemeinen Zeitung“. In deren 
Berichte hierüber wurde geſagt: In Wien glaubte der Fürſt in der 
Bevölkerung zwei Strömungen zu beobachten, eine auf Seiten der 
Bevölkerung von großem Wohlwollen und eine namentlich mancher 
Staatsdiener, die einer anbefohlenen Zurückhaltung ähnlich ſah. Er 
ſei mit den Hofkreiſen Wiens ſeit 40 Jahren in vielem Verkehr, ſei 
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er doch ſchon 1852 dort als Abgeſandter geweſen. Oſterreich und er 
hätten in Gutem und Böſem viel miteinander erlebt, aber allezeit ſei 
zwiſchen ihnen der Verkehr ein wohlwollender geweſen. Ohne un⸗ 
höflich zu ſein, habe er nicht anders als um eine Audienz bei 
Kaiſer Franz Joſeph nachſuchen können und er habe dies ſchon 
von Friedrichsruh aus, und zwar auf dem amtlichen Wege durch die 
deutſche Botſchaft gethan. Anfangs ſei ſeinem Geſuche die Stimmung 
günſtig geweſen, aber dann habe dieſe umgeſchlagen, wohl kaum ohne 
eine ſtarke Preſſion von Berlin. Er habe nur mündlich die Antwort 
erhalten, daß die Audienz, um die er als Verehrer des Kaiſers und 
als Militär nachgeſucht, nicht gewährt werden könne. In Dresden 
und München habe er, ohne unhöflich zu ſein, nicht um Audienz 
nachſuchen können, da die Friſt feines Aufenthalts anfänglich zu kurz 
bemeſſen geweſen ſei. Er freue ſich jetzt, da ruhiger Zuſchauer zu ſein, 
wo er früher Mitarbeiter geweſen, und er freue ſich namentlich 
der ungemeinen Herzlichkeit, mit der er in München empfangen worden 
ſei. Dieſe Tage werden ihm unvergeßlich bleiben, ſolange er noch in 
Friedrichsruh ſeine Bäume pflegen könne. 

Die Abreiſe des Fürſten aus München am 26. Juni ge— 
ſtaltete ſich wiederum zu einer großen Huldigung. Das Publikum 
durchbrach auf dem Bahnhofe alle Schrauken und ergoß ſich ſcharen— 
weiſe in die Halle, ſodaß der Sonderzug von Tauſenden umſtellt war. 
Auf die wiederholten Kundgebungen hin ſprach der Fürſt ſeinen Dank 
für den herzlichen Empfaug aus. Das Publikum ſtimmte die „Wacht 
am Rhein“ an, daun ertönten die Rufe Hoch! Auf Wiederſehen! und 
das Lied „Deutſchland, Deutſchland über alles“, in welches alle An— 
weſenden mit einſtimmten. Um 12 Uhr verließ der Zug die Halle 
und traf um 1 Uhr in Augsburg ein. Der Zuſage gemäß verließ 
der Fürſt den Zug zu einem kurzen Beſuche der Stadt. Die Be⸗ 
grüßung ſeitens der Bevölkerung war auch hier die herzlichſte. Es 
läßt ſich, hieß es im Berichte des „Schwäb. Merkur“, nicht beſchreiben, 
wie ununterbrochen dem Fürſten bei ſeiner Ankunft, auf ſeiner Rund⸗ 
fahrt und bei der Abreiſe entgegengejubelt wurde. Wer ſeine Hand 
erhaſchen konnte, drückte fie, die Hoch-, Heil- und Hurrarufe wollten 
kein Ende nehmen. Bei der Einfahrt am Bahnhof begrüßte ihn ein 
Muſikkorps mit dem „Bismarckmarſch“, aber der Volksjubel übertönte 
bald die Kapelle, und lange dauerte es, bis er ſich ſoweit legte, daß 
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Bürgermeiſter v. Fiſcher, welcher mit den Mitgliedern der beiden 
Gemeindekollegien in Amtstracht erſchienen war, eine kurze Anſprache 
halten konnte, worin er den Ehrenbürger Augsburgs beim Betreten 
des ſchwäbiſchen Bodens begrüßte. Vor dem Nathaus begrüßten den 
Fürſten die vereinigten Geſangvereine mit einem deutſchen Lied und 
in der mächtigen Halle des altehrwürdigen Baues hielt v. Fiſcher eine 
kurze, markige Bewillkommnungsrede. In herzlichſten Worten dankte 
der Fürſt für den ſo überaus freundlichen Empfang, ſprach ſein Be 
dauern aus, daß es ihm leider nicht vergönnt ſei, in der altberühmten 
Kaiſerſtadt, in der er vor Jahren mit ſeinem alten Herrn im alten 
Fuggerhauſe einmal ſchon geweilt, länger Aufenthalt nehmen zu können, 
und ſchloß, indem er den Ehrentrunk aus dem ihm gereichten ſilbernen 
Pokal that, mit einem Hoch auf Augsburg. Stürmiſcher Jubel folgte 
jeinen Worten und begleitete ihn, nach dem im Königsſalon ihm ge 
gebenen Mahle, bei der Wegfahrt nach dem Bahnhof, während die 
Muſik ſpielte und die Sänger die „Wacht am Rhein“ anſtiumten. 
Aus Anlaß ſeines kurzen Aufenthalts in Augsburg waren hier zahl⸗ 
reiche Begrüßungstelegramme, hauptſächlich aus allen größeren Städten 
des Kreiſes Schwaben eingetroffen, ſo aus Günzburg, Donauwörth, 
Neuburg a. D., Lindau, Memmingen und Kaufbeuren. Im Tele⸗ 
gramme der letzteren Stadt hieß es: „Von der Pforte des Algän 
rufen wir mit ſtürmiſcher Freude: Heil und Dank dem eiſernen 
Kanzler! Heil Schwaben, das den Stolz der Nation heute begrüßen 
durfte!“ Die Stadt Kempten bot dem Fürſten, „deſſen Verdienſte 
weder übertroffen, noch verdunkelt werden können, wärmſten Will⸗ 
kommgruß“. Abends 6 ½ Uhr, bei der Durchfahrt durch Würzburg, 
brauſten ihm abermals die patriotiſchen Lieder einer zahlloſen Menge 
entgegen und ward ihm ein Ehrentrank in ſilbernem Pokal überreicht; 
in Oberndorf-Schweinfurt huldigte ihm der mit Muſik und Fahnen 
erſchienene Kampfgenoſſenverein. Abends 8 Uhr kam der Fürſt in 
Kiſſingen an und endete vorläufig die große Triumphreiſe. Durch 
die beflaggte Stadt ging die Fahrt nach der oberen Saline, des 
Fürſten gewohnten Bade-Aufenthalt. Ein ganzer Wagen mit Blumen⸗ 
ſpenden folgte. Folgenden Tags, den 27. Juni, erließ der Fürſt in 
der „Allg. Ztg.“ eine allgemeine Dankſagung. Darin hieß es: 
„Die ehrenvollen Begrüßungen in Dresden, München, Augsburg und 
auf der Bahnfahrt durch Sachſen und Baiern haben mich von Herzen 
6 * 
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erfreut, weil ſie mir bewieſen, in welchem Umfange ich durch meine 
Mitarbeit an der Einigung des Vaterlandes die Anerkennung und 
das Wohlwollen meiner deutſchen Mitbürger außerhalb meiner engeren 
Heimath gewonnen habe. Alle, die dazu mitgewirkt haben, mir nach 
dem Abſchluſſe meiner arbeit- und ſorgenvollen amtlichen Thätigkeit 
für den Reſt meines Lebens dieſe wohlthuende und tröſtliche Be⸗ 
friedigung zu gewähren, bitte ich, durch dieſe Veröffentlichung meinen 
warmen Dank freundlich entgegenzunehmen.“ 

Die neueſten unvergleichlichen Huldigungen für den Fürſten 
Bismarck machten in ganz Deutſchland und über deſſen Grenzen 
hinaus wieder den tiefſten Eindruck. Sie drängten eine Zeitlang 
ſämtliche politiſchen Tagesfragen und Vorgänge in den Hintergrund 
und gaben allen Parteien noch lange reichlichen Anlaß zu Betrad)- 
tungen und öffentlichen Erörterungen. Nirgends hatten ſie den aus⸗ 
geſprochenen Charakter einer oppoſitionellen Kundgebung gegen das 
herrſchende Syſtem getragen, ſie wurden aber allgemein als eine 
patriotiſche Aufwallung von ſo impoſanter Größe, wie mindeſtens die 
zu Zeiten der großen Erhebung des Vaterlandes, als ein Strom, gegen 
deſſen Gewalt nichts ſich zu halten vermöge, empfunden und gewürdigt. 
Wenn der früher an der Elbe wie an der Iſar ſo arg gehaßte Mann 
jetzt an denſelben Stellen unmittelbar aus dem Herzen des Volks heraus 
ſolcherart verehrt wurde, fo lag darin der höchſte Triumph der deutſch⸗ 
nationalen Politik, die es verſtanden hatte, die große Maſſe der Partiku⸗ 
lariſten zu begeifterten Anhängern des Reichsgedankens gemacht zu haben. 

Noch waren dieſe Kundgebungen nicht ganz verhallt, als des 
Fürſten politiſche Außerungen in Wien der geſamten Preſſe Anlaß 
zu lebhaften Beſprechungen gaben. Die dem Fürſten feindlichen 
Blätter ſchienen faſt erfreut zu ſein, ſeine dort gegen die deutſche 
Regierung gerichteten Schärfen verwenden zu können. Die demokra⸗ 
tiſche „Frankfurter Ztg.“ ſagte am 24. Juni, die „Hochzeitsreiſe“ 
des Fürſten habe den ſo aufdringlich damit verbundenen Zweck offen⸗ 
bar nicht erfüllt, einflußreiche Kreiſe für Anbahnung eine Rehabili⸗ 
tation des Fürſten zu gewinnen. Die „Freiſinnige Ztg.“ ſprach 
am 27. Juni von Bismarcks „greiſenhafter Schwatzhaftigkeit“ und 
daß er nie ähnliches, wie jetzt, an Schädigung der deutſchen Intereſſen 
vor dem Auslande geleiſtet, nur vom Gedanken der Rache an ſeinen 
Nachfolger erfüllt und nicht mehr völlig zurechnungsfähig ſei; und die 
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„Germania“ ſagte, „das Maß iſt voll“, des Fürſten Diskredi⸗ 
tierung der jetzigen auswärtigen Politik grenze an Landesverrat. Daß 
Teile ſeiner in Wien gegebenen Kritik peinlich berührten, gab auch 
die „Nationalliberale Korreſpondenz“ zu; der nationalliberale „Han— 
noverſche Kurier“ ſagte, es würde für das Anſehen des Fürſten 
und des Reichs die Unterhaltung in Wien beſſer unterblieben ſein, 
und der „Schwäbiſche Merkur“ meinte, manches Wort, das der 
Fürſt zu Wien in Verbitterung geſagt, würde er nicht geſprochen 
haben ohne die ihm widerfahrene anſcheinende Geringſchätzung, daß 
überall, wohin er gekommen, die Fürſten, nach Analogie von Lucä 14, 18, 
ſich verleugnet oder entfernt hätten. Dies führe zur Quelle alles 
Unheils zurück, zum Zerwürfnis zwiſchen dem Kaiſer und dem Kanzler. 
Wenn aber der ganze Hergang bei den Maſſen leider den Aunſchein 
erweckt habe, als ob die Fürſten eine Gelegenheit verſäumt hätten, 
dem Volk in Bezeugung von hochherziger Dankbarkeit voranzuleuchten, 
ſo werde der Wunſch nach Beſeitigung des jetzigen gradezu gefähr⸗ 
lichen Zuſtands immer dringlicher, denn feſt ſtehe es, daß der Fürſt 
„der einzige wirklich populäre Mann Deutſchlands“ ſei. Eine wirk⸗ 
liche Verſchärfung dieſer Lage trat jedoch erſt ein, als die „Nord— 
deutſche Allg. Ztg.“ drei gegen jene Unterredung gerichtete Artikel 
brachte, die man allgemein für halbamtlich anſehen zu müſſen glaubte. 
Zunächſt ſprach das Blatt in der Form einer Polemik gegen die 
„Nationalzeitung“ von einem an Vaterlandsverrat ſtreifenden Grade 
von Pflichtvergeſſenheit; es bedauerte, daß keine Thatſachen angeführt 
ſeien, als „man“ die deutſche Regierung dem In- und Auslande als 
unfähig denunziert habe, und meinte, eine Veröffentlichung der Akten 
des auswärtigen Amts würde, wenn ſie ſtatthaft ſei, „die gegen fie 
gerichteten, in Dunkel gehüllten Angriffe in helles Licht ſetzen“. 
Dann trat das Blatt gegen die Behauptung Bismarcks von der Un⸗ 
fähigkeit der deutſchen Beamten, die den Handelsvertrag mit Oſterreich 
zu ſtande gebracht, auf und bezeichnete endlich in ſcharfer Ver⸗ 
wahrung des Fürſten Kritik der auswärtigen deutſchen Politik 
als der thatſächlichen Unterlage entbehrend. Dieſe Artikel wurden 
alsbald von der der Regierung wohlwollenden Preſſe einſtimmig ſehr 
bedauert; aber die demokratiſche „Frankf. Ztg.“ rief, nun werde 
das Gewitter mit aller Wucht über Bismarck hereinbrechen, falls er 
nicht noch in letzter Stunde von ſeinem ſelbſtzerſtörenden Beginnen 


86 F. Bismarck über feine Außerungen zur Tagespolitik u. ſeine Entlaſſung. 


ablaſſe. Und die katholiſche „Köln. Volks-Ztg.“ ſagte: „Eine 
Regierung kaun ſich auf die Dauer nicht ſo herunterreißen laſſen; 
zwei Jahre hat Caprivi mit verſchränkten Armen dem Treiben Bis⸗ 
marcks zugeſehen; er wollte ihm eine Schonzeit bewilligen und Zeit, 
ſeinen Arger auszutoben; aber Bismarck macht es immer ſchlimmer; 
er iſt endlich zu der überzeugung gekommen, daß ſeine Rückberufung 
nicht möglich iſt; deshalb ſtellt er auch den Gegenſatz in ſeiner vollen 
Schärfe hin, ganz à la Wallenſtein!“ 

Mildernd griff in alle dieſe peinlichen Erörterungen ein, was 
Fürſt Bismarck am 27. Juni einem Vertreter der Münchener 
„Neueſten Nachrichten“ in Kiſſingen ſagte. Er verwahrte ſich 
gegen die ihm untergeſchobene Rachſucht: „Wozu ſollte ich mich denn 
rächen und an wem? Am allerwenigſten an meinem Nachfolger, der 
mir ja nie etwas zu Leide gethan hat. Rachſüchtig bin ich durchaus 
nicht. Man ſagt zwar „der Prophet gilt nichts in feinen Vater 
lande“. Aber wenn ich doch hie und da meine Stimme ver— 
nehmen laſſe, ſo thue ich das zum Beſten des Vaterlandes. Ich 
will, ſoweit meine Erfahrung reicht und meine Autorität noch Geltung 
hat — und nach dem Lärm und dem Aufheben, das man in der 
ganzen Welt über jede meiner Außerungen macht, ſcheine ich fie noch 
zu beſitzen — jene Handlungen der jetzigen Regierung, die ich für 
eine gedeihliche Entwicklung des Landes nicht zuträglich finde, beein- 
fluſſen und ſie, der Ausdruck iſt wohl nicht anmaßend, korrigieren. 
Dies allein iſt meine Abſicht.“ Weiter äußerte ſich der Fürſt über 
ſeine im deutſchen Volke ſo ſehr gewünſchte Verſöhnung mit dem 
Kaiſer. „Ich bin,“ erwiderte er, „bei dem Kaiſer in Ungnade ges 
fallen und ich weiß heute noch nicht warum. Von einer Verſöhnung 
kann man doch nicht ſprechen. Der Kaiſer iſt ja nicht,“ meinte der 
Fürſt lächelnd, „bei mir in Ungnade gefallen. Wenn Se. Majeſtät 
die Ungnade aufhebt, wäre das Verhältnis ja das alte. Ich glaube 
gewiß, daß Intriguen mit untergelaufen ſind. Der Kaiſer hätte ja 
gewiß ſein eigener Kanzler ſein können, das Ausſcheiden aus meinem 
Amte hätte mich nicht geſchmerzt, aber tief ſchmerzt mich die Form, 
in der es geſchehen iſt.“ Daran knüpfte ein rheiniſches Blatt die 
Forderung: „Heraus endlich mit dem Entlaſſungsgeſuche des 
Fürſten!“ Dem ſchloß ſich die „Weſtdeutſche Allgemeine 
Zeitung“ mit der Andeutung an, dieſes Geſuch ſei eigentlich gar 
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kein Entlaſſungsgeſuch geweſen, ſondern eine ausführliche Darlegung 
der Gründe, welche den Fürſten beſtimmten, ſeinen Abſchied nicht 
einzureichen. Und aufs neue begann, wenn auch in wohlwollendſter 
Abſicht, der vitiöſe Zirkel in der Preſſe über eine zu bewirkende Ver⸗ 
ſöhnung. „Wir waren,“ ſagte das „Deutſche Wochenblatt“, 
„in Deutſchland gewöhnt, die Liebe zu Kaiſer und Reich als einheit- 
liche Empfindung aufzufaſſen. Die Hohenzollern hatten das Reich 
geſchaffen, in ihnen verkörpert ſich die Reichsidee, und Bismarck war 
der Roland Kaiſer Wilhelms J. Wir ehrten den Kaiſer, indem wir 
ſeine Paladine ehrten. Welcher Zwieſpalt der heiligſten Empfindungen 
der Volksſeele aber muß entſtehen, wenn das jetzt anders ſein ſoll! 
Dafür hat das Volk noch kein Verſtändnis. Das Volk denkt an 
Düppel, Königgrätz und Sedan, wenn es Bismarck feiert, es ſieht 
in ihm die Verkörperung des deutſchen Ruhmes.“ 

Vorläufig gewann es jedoch durchaus nicht den Anſchein nach 
einem Ausgleiche, vielmehr trat eine weitere Verſchärfung des 
Gegenſatzes zwiſchen dem Fürſten und feinem Nachfolger hervor 
infolge der Verteidigung des erſteren durch die ſeit dem 5. Juli 
direkter als bisher im Namen des Fürſten auftretenden „Ham- 
burger Nachrichten“ gegen jene Artikel der „Norddeutſchen Allge⸗ 
meinen Zeitung“. Bezüglich dieſer habe der Fürſt geäußert „Dor 
lach' ick öwer!“, im übrigen glaube derſelbe, daß Graf Caprivi der 
Kandidat des Zentrums weit früher als der des Kaiſers geweſen ſei, 
da die antibismarckſchen Beziehungen des jetzigen Kanzlers zum 
Zentrum bis in die Zeit der „Reichsglocke“ zurückreichten und dieſes 
gleich nach Caprivis Amtsantritt zur Hauptſtütze der Regierung be⸗ 
fördert ſei, worauf die Intimität beider die Steigerung erfahren 
habe, welche durch „die Apotheoſe“ des verſtorbenen Windthorſt, die 
Behandlung der Polen und das Schulgeſetz handgreiflich zum Aus⸗ 
druck gelangt ſei. Der Fürſt ſei „überzeugt, daß das Beginnen der 
heutigen Miniſter dem Staate zum Verderben gereicht.“ Auf die 
Frage der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, ob das 
Benehmen des Fürſten in Wien wohl patriotiſch ſei, kam die Gegen⸗ 
frage, „ob es wohl patriotiſch war, das Erſcheinen eines Mannes 
von der Stellung und Vergangenheit des Fürſten in Wien mit 
Uriasbriefen zu begleiten, die ſeinen Empfang bei einem Monarchen 
unmöglich machten, mit dem er ſeit 40 Jahren in amtlichen und 
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perſönlichen Beziehungen geftanden;" die zur Verhinderung dieſes 
Empfangs benutzten Mittel hätten den Eindruck einer Geringſchätzung 
und Schädigung der geſellſchaftlichen Stellung des Fürſten gemacht, 
„die notwendig als perſönliche Kränkung wirken mußte.“ Nunmehr 
trat der „Reichs anzeiger“ auf den Plan, zunächſt am 6. Juli 
mit der Erklärung, Graf Caprivi habe bis zu ſeiner Ernennung zum 
Kanzler nie nach einer politiſchen Wirkſamkeit geſtrebt und nie Be⸗ 
ziehungen, auch nicht antibismarckſche, zu irgend einer politiſchen 
Partei gehabt oder geſucht. Folgenden Tags veröffentlichte der 
„Reichsanzeiger“ zwei bezüglich des Fürſten Bismarck ergangene Er⸗ 
laſſe Caprivis. 

Der eine war ſchon am 23. Mai 1890 an alle deutſchen und 
preußiſchen Miſſionen ergangen und betraf die durch die Preſſe an die 
Offentlichkeit gebrachten, „gegenwärtigen Stimmungen und Ans 
ſchauungen“ des Fürſten. „Wenn die Regierung Sr. Majeſtät,“ jo 
hieß es in dem Erlaſſe, „in vollſter Anerkennung der unſterblichen 
Verdienſte dieſes großen Staatsmannes hierzu unbedenklich ſchweigen 
konnte, fo lauge jene Außerungen ſich auf perſönliche Verhältniſſe 
und innere Politik beſchränkten, mußte ſie ſich, ſeit auch die aus 
wärtige Politik davon berührt wird, die Frage vorlegen, ob ſolche 
Zurückhaltung auch ferner zu rechtfertigen ſei, ob fie nicht im Aus- 
lande ſchädlichen Mißdeutungen unterliegen könnte. S. M. der 
Kaiſer ſind indeß der Überzeugung, daß entweder von ſelbſt eine 
ruhigere Stimmung eintreten oder aber der thatſächliche Wert des 
von der Preſſe Wiedergegebenen mit der Zeit auch im Auslande 
immer richtiger werde gewürdigt werden. Es ſei nicht zu befürchten, 
daß aus der Verbreitung ſubjektiver, mehr oder weniger richtig auf- 
gefaßter, hie und da zweifellos abſichtlich entſtellter und zum Teil zu 
Perſonen von anerkannter Feindſchaft gegen Deutſchland gethaner 
Außerungen ein dauernder Schaden entſtehen könnte. Se. Majeſtät 
unterſcheiden zwiſchen dem Fürſten Bismarck früher und jetzt und 
wollen ſeitens Allerhöchſtihrer Regierung alles vermieden ſehen, was 
dazu beitragen könnte, der deutſchen Nation das Bild ihres größten 
Staatsmannes zu trüben.“ Der Kanzler gebe ſich ſchließlich der 
Hoffnung hin, es werde ſeitens der betreffenden auswärtigen Re⸗ 
gierung den Außerungen der Preſſe in Bezug auf die Anſchauungen 
des Fürſten Bismarck ein aktueller Wert nicht beigelegt werden. Der 
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andere Erlaß war vom 9. Juni 1892 und an den Botſchafter 
in Wien, Prinzen Reuß, gerichtet. Er lautete vollſtändig alſo: 
„Im Hinblick auf die bevorſtehende Vermählung des Grafen Herbert 
Bismarck in Wien teile ich Euer ꝛc. nach Vortrag bei Sr. Majeſtät 
Folgendes ergebenſt mit: Für die Gerüchte über eine Annäherung 
des Fürſten Bismarck an S. M. den Kaiſer fehlt es vor allem an 
der unentbehrlichen Vorausſetzung eines erſten Schrittes ſeitens des 
früheren Reichskanzlers. Die Annäherung würde aber, ſelbſt wenn 
ein ſolcher Schritt geſchähe, niemals ſoweit gehen können, daß die 
öffentliche Meinung das Recht zur Annahme erhielte, Fürſt Bismarck 
hätte wieder auf die Leitung der Geſchäfte irgendwelchen Einfluß ge 
wonnen. Falls der Fürſt oder ſeine Familie ſich Eurer Durchlaucht 
Hauſe nähern ſollte, erſuche ich Sie, Sich auf die Erwiderung der 
konventionellen Formen zu beſchränken, einer etwaigen Einladung zur 
Hochzeit jedoch auszuweichen. Dieſe Verhaltungsmaßregeln gelten 
auch für das Botſchaftsperſonal. Ich füge hinzu, daß Seine Ma 
jeſtät von der Hochzeit keine Notiz nehmen werden. Euer ꝛc. find 
beauftragt, in der Ihnen geeignet ſcheinenden Weiſe ſofort hiervon 
dem Grafen Kalnoky Mitteilung zu machen.“ 

Mit äußerſter Schärfe ließen ſich nun die „Hamburger 
Nachrichten“ über dieſe Erlaſſe aus. Sie bewieſen, ſagte das 
Blatt, daß ſchon kaum zwei Monate nach Entlaſſung des erſten 
Kanzlers das Bedürfnis beſtanden habe, ihn anrüchig erſcheinen zu 
laſſen, ihn im Auslande kreditlos zu machen; es gehöre nicht zu den 
Aufgaben der deutſchen Regierung, ihre Vertretungen im Auslande 
im Lichte einer Art von heimlichen Gerichten erſcheinen zu laſſen. 
Fürſt Bismarck habe anfangs die Abſicht gehabt, mit ſeinem Nach⸗ 
folger im Frieden zu leben, dies habe aber kein Entgegenkommen 
gefunden, es ſei „eine Art Boykottierung von Friedrichsruh“ einge⸗ 
treten, die in dem abſolut unbegründeten Mißtrauen gewurzelt habe, 
daß der Fürſt die Stellung Caprivis erſtrebe. In dieſem Eingreifen 
der Organe der Reichspolitik in die Privatverhältniſſe des früheren 
Kanzlers ſei eine von dieſem ungeſuchte Wirkung ſeines Einfluſſes zu 
erkennen. Ein anderes Mal ſprach das Blatt von den Beſorgniſſen, 
mit denen es der Zukunft unſerer Politik entgegenſehe, da zu be⸗ 
fürchten ſei, daß die Beſtrebungen der Zentrumspartei leitenden Ein⸗ 
fluß gewinnen könnten; legten doch die Reden des Abg. Lieber Zeugnis 
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ab vom Fortbeſtehen des Vertrauens dieſer Partei zum Kanzler. Die 
gefantte deutſche Preſſe begleitete dieſen Streit mit ihren Bemerkungen, 
ſodaß es bis tief in die ſonſt tote Saiſon ziemlich lebhaft in der 
Politik herging. Die „Preußiſchen Jahrbücher“ ſagten bei 
Beſprechung dieſes Streites: „Hätte ſich das nicht vermeiden laſſen? 
Hätte nicht trotz allem die Regierung die Form eines freundlichen 
Verkehrs aufnehmen ſollen? Die öffentliche Meinung iſt auf dem 
Punkte Bismarck ſehr empfindlich; ſchon die Wendung „iſt das 
patriotiſch?“ war zu ſtark; wer ſeid ihr denn, die ihr es wagen 
dürft, einen Bismarck nach ſeinem Patriotismus zu fragen?“ Und 
die „Grenzboten“ ſchloſſen eine ähnliche Betrachtung mit den 
Worten: „Man möge ſich hüten, daß das Volk nicht verletzt werde, 
wo es am empfindlichſten iſt: in der Verehrung für ſeine nationalen 
Helden!“ Das „Leipziger Tageblatt“ endlich konſtatierte: Die 
ungeheuren Wogen, die durch die letzten Kundgebungen des Fürſten 
Bismarck bis über den Kanal hinüber aufgerührt worden ſind, haben 
ſich noch immer nicht geglättet, immer noch brandet es, als ob ein 
furchtbares Unwetter über der Hälfte des Erdteils gewütet hätte.“ 
Die patriotiſche Bewegung fuhr auch nach Fürſt Bismarcks 
Ankunft in Kiſſingen fort, ihre Wellen zu ſchlagen. Kundgebungen 
von derſelben Wärme wie ſeit Wochen drängten ſich von vielen 
Seiten an ihn heran. Schon am 3. Juli ſuchte ihn das Zapf'ſche 
Männerquartett aus Wiesbaden mit feinen Liedervorträgen zu er⸗ 
freuen. Ein Mitglied gedachte als Gaſt des Fürſten des Tags von 
Königgrätz, worauf er antwortete, einen ſolchen würden wir wohl 
nicht mehr erleben, „aber auf ein zweites Sedan werden wir noch 
gefaßt fein muſſen.“ Am 6. Juli fand eine ergreifende Huldigung 
ſeitens der Kurgäſte im Kiſſinger Theater ſtatt, am 10. Juli der 
Empfang einer Deputation aus Jena, worunter der Oberbürger- 
meiſter und mehrere Profeſſoren. Sie brachte die Einladung zum 
Beſuche Jenas. Ganz Thüringen brenne darauf, den Fürſten zu 
begrüßen. Daran ſchloß ſich der Empfang von 700 Männern aus 
allen Teilen Württembergs. Die Huldigung konnte nicht groß⸗ 
artiger und herzlicher gedacht werden. Auf die Anſprachen erwiderte 
der Fürſt dankend und fügte hinzu, die Angriffe auf ihn, die er jetzt 
täglich leſe, erfüllten ihn mit Genugthuung, da ſie ſich gegen ſeine 
Perſon kehrten; das beweiſe ihm, daß ſie an den Ergebniſſen ſeiner 
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Arbeit nichts auszusetzen fänden; in hohem Maße erfreue ihn der 
Anteil der deutſchen Frauen an den ihm zu teil werdenden Zuſtim⸗ 
mungen; in kritiſchen Verhältniſſen, in der Politik äußere das Herz 
ſich oft ſtärker als der Verſtand. Der Fürſt warf dann einen 
längeren Rückblick und glaubte den Grund, warum die nationale 
Einheit für uns ſoviel Wert habe, darin erblicken zu müſſen, daß ſie 
eine Bürgſchaft des Friedens bilde; er hob ſchließlich die beſſere Lage 
Württembergs gegen früher für den Fall eines neuen Krieges mit 
Frankreich hervor. Es ſchloſſen ſich hieran Kundgebungen der impo⸗ 
ſanteſten Art. Die Jenenſer wohnten an der Seite der Fürſtin dieſer 
im weiten Hofraum ſich abſpielenden Szene bei, dann vereinigten ſie 
ſich mit den Württembergern und Profeſſor Häckel aus Jena ſprach 
die Freude darüber aus, daß Thüringen und Württemberg, Nord 
und Süd, ſich die Hand reichten in dem einmütigen Gefühl der An⸗ 
hänglichkeit an den Fürſten. Bei dem hierbei ausbrechenden Jubel 
ergriff den Fürſten tiefe Rührung, und indem er Profeſſor Häckel 
umarmte, ſagte er zu ihm und zu den andern Deputierten ein herz- 
liches „Auf Wiederſehen.“ 

Die Huldigungen für den Fürſten ſetzten ſich während ſeines 
ganzen Aufenthalts in Kiſſingen fort. Am 18. Juli ſtürzten ſich, 
wie es im Berichte des „Nürnberger Tageblatt“ heißt, einer Völker⸗ 
wanderung gleich, Sängerſcharen auf die ahnungsloſe Bäderſtadt. 
Es waren an 2000 Sänger aus Schweinfurt und der Umgegend, 
die ſich in einem Rieſenzuge nach der oberen Saline begaben und 
dem Fürſten durch Geſangvorträge huldigten. Er begrüßte ſie vom 
Fenſter aus, kam dann zu ihnen hinab und unterhielt ſich mit ihnen 
in humorvoller Weiſe. Dann erſcholl das Lied „das deutſche Herz“, 
und einer der Sänger feierte den Fürſten als den, der erfüllt habe, 
was das deutſche Lied erſehnt. Alle, welches politiſchen Glaubens 
ſie auch ſeien, brächten freudig dem „Schöpfer des Reichs“ ein 
Hoch. In ſeiner Erwiderung meinte der Fürſt, die Huldigung gelte 
wohl mehr ſeinen politiſchen, als ſeinen muſikaliſchen Leiſtungen; 
wenn feine Arbeit als Komponiſt und Notenſchreiber in deutſchen 
Angelegenheiten gelungen ſei, dann wäre ja ſein Lebenszweck erfüllt; 
viele perſönliche Freunde könne man ſich als Miniſter in Deutſchland, 
wenn man nicht gerade eine Schlafmütze ſei, nicht erwerben, eher die 
Freunde, die man hat, verlieren. Daß dies ſein Schickſal nicht ſei, 
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bewieſen die ihm täglich werdenden Ovationen, und dieſe Quittung 
über ſeine Vergangenheit genüge ihm. Die größte Kundgebung in 
Kiſſingen brachte aber der 24. Juli. Es trafen vormittags Extra⸗ 
züge aus Heidelberg, Mannheim, Pforzheim, Karlsruhe, 
Darmſtadt und Koburg ein, die in 111 Wagen 4239 Perſonen 
brachten. Sie wurden von der Feuerwehr zu einem Zuge geordnet, 
der eine Strecke von faft einem Kilometer bedeckte. Voran ſchritt 
die Muſik des 9. Infanterie-Regiments von Würzburg und der 
Vorbeimarſch an der oberen Saline, wo der Fürſt grüßend ans Fenſter 
trat, währte etwa 20 Minuten. Die Feſtgäſte, worunter viele 
Damen, wurden, im ganzen etwa 5000 Perſonen, in den Hofraum 
geführt, wo ein erhöhtes Boskett unter alten, ſchattenſpendenden Bäumen 
geſchaffen war, das dem Fürſten als Standplatz diente und zu deſſen 
Seiten die Chargierten der Karlsruher polytechniſchen Verbindung 
„Teutonia“ Aufſtellung genommen hatten. Den Gefühlen der er- 
ſchienenen Badenſer, Pfälzer, Heſſen und Thüringer verlieh der Geh. 
Rath Prof. Erdmannsdörffer aus Heidelberg in ſchwungvollen 
Worten Ausdruck. Alle Welt ſolle es wiſſen, daß man in ſüddeutſchen 
Landen gegen den Miterbauer des Reichs nicht weniger danukerfüllt 
ſei als in den anderen Gauen. Dann begrüßte der Bankpräſident 
Eckhard aus Mannheim den Fürſten namens der hierher geeilten 
Badenſer aus dem Breisgau, dem Schwarzwald und vom Bodenſee. 
Sie wüßten es dem Fürſten beſonders zu danken, was er Großes 
geſchaffen. Was 1890, und vieles, was ſpäter geſchehen, ſei dem 
ſüddeutſchen Kopf und Herz unverſtändlich geblieben, eine Schande 
ſei es, wenn große Männer in der eigenen Nation verunglimpft 
würden. Nachdem dann die Damen in großer Zahl prächtige 
Blumenſpenden überreicht hatten, traten Redner mit den Begrüßungen 
der anweſenden Heſſen, Frankfurter und Thüringer auf. Der 
Fürſt antwortete in dreiviertelſtündiger Rede. Zunächſt wies er 
darauf hin, daß ſeinen Mitarbeitern, worunter viele ſchon Verſtorbene, 
ein weſentlicher Anteil an dieſen Ehren gebühre. Sodann warf er 
einen Rückblick auf die deutſchen Einheitsbeſtrebungen. Die erſten 
Verſuche, die von 1830 und 1848, wären verfrüht und zum Glück 
nicht ſiegreich geweſen. In Gottes Vorſehung habe es gelegen, daß 
auch 1866 die unitariſchen Beſtrebungen nicht die Oberhand ge⸗ 
wannen, Gott habe es ſo eingerichtet, daß alle deutſchen Völker den 
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Hammer nach dem Ambos geſchwungen haben, auf dem die deutſche 
Einheit geſchmiedet wurde. „Wir haben uns das Reich und die 
Kaiſerkrone ſozuſagen aus den franzöfifchen Bataillonen herausgeholt.“ 
Der Krieg ſei nötig geweſen; „wir konnten das Verhältnis zum 
deutſchen Bund, das unter der übelwollenden Fürſorge Frankreichs 
geſchloſſen war, nur mit dem Schwerte löſen“. Dem alten König 
Wilhelm ſei ſchon der Krieg mit Oſterreich ſehr ſchwer geworden, er 
hätte mit 73 Jahren auch keine Kriegsluſt gegen Frankreich gehabt, 
und doch ſeien dieſe Kriege für die Herſtellung der Einheit un⸗ 
entbehrlich und im Innern für den Anfang etwas Diktatur un⸗ 
vermeidlich geweſen, denn wenn man Eierkuchen backe, müſſe man 
Eier zerſchlagen, und das gehe nicht ohne Verſtimmung ab. Er 
habe nun ſehr viele Eier zu zerſchlagen gehabt, darum ſeien ihm 
ſeine Gegner auch treu geblieben, und es würde ihn beunruhigen, 
wenn er in ſeiner bürgerlichen Ruhe Zuſtimmung und Schutz von 
den Leuten fände, gegen die er als Kanzler ſtets den ſchwerſten Kampf 
zu führen gehabt. „Daß dieſe mich heute noch haſſen, iſt mir eine 
Befriedigung.“ Dann kam der Fürſt auf die auswärtige und die 
innere Politik zu reden. „Wir Deutſchen in der Mitte Europas 
müſſen mehr zuſammenhalten als alle anderen Nationen. Wir müſſen 
eins ſein, wenn wir nicht verloren ſein wollen. In der inneren 
Politik werde das den Deutſchen ſchwer werden, aber er ermahne alle, 
denen an der Feſtigung des großen Werks liegt, „dazu beizutragen, 
daß die Gegenſätze zwiſchen den reichstreuen Fraktionen ſich verflachen, 
damit der Reichstag der Brennpunkt der deutſchen Einheit 
und auf der ihm zugedachten Höhe erhalten bleibe.“ Dann bemerkte 
der Fürſt, er könne ſich von der Politik, die er 40 Jahre getrieben, 
nicht losſagen. „Wenn man mir auch den Mund verbieten will, 
ich werde ihn nicht halten.“ Zum Schluß brachte der Fürſt ein Hoch 
„auf Kaiſer und Reich, aber auf das Reich in feiner Geſamtheit, die 
deutſchen Fürſten und die freien Städte, den Reichstag mit in⸗ 
begriffen.“ 

Dieſe Rede wurde in der politiſchen Preſſe aller Parteien ſehr 
lebhaft beſprochen. Aus den Reihen der Gemäßigten vernahm man 
den Hinweis, daß nunmehr für alle klargeſtellt ſei, der Fürſt treibe 
nicht Oppoſition, daß vielmehr durch dieſe Rede ein feſter und 
großer Zug einender und ſtaatserhaltender Politik gehe. Andererſeits 
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wollten viele dem Fürſten gegneriſche Blätter nichts hiervon an⸗ 
erkennen. Die Berliner „Germania“ z. B. ſagte, 7000 Nörgler 
hätten dem geſchwätzigen Alten Gelegenheit zu einem neuen galligen 
Erguß geboten und er habe ſie durch gehöriges Wettern und Schimpfen 
weidlich ausgenutzt. Franzöſiſche Blätter ſahen in der Rede das 
Geſtändnis, daß Deutſchland 1870 den Krieg gewollt habe, und als 
engliſche Blätter den Fürſten heftig angriffen, wieſen die „Hamb. 
Nachrichten“ darauf hin, man habe in England die Empfindung, 
daß der Fürſt der entſchiedenſte Gegner einer Politik ſei, welche die 
deutſche Armee den engliſchen Machtbeſtrebungen zur Verfügung ge- 
ſtellt wiſſen wolle. 

Nach Beendigung ſeiner Kur in Kiſſingen ſetzte Fürſt Bismarck 
am 30. Juli die Heimreiſe fort, wurde auf den Bahnhöfen zu 
Meiningen und Weimar von zahlreichen Verehrern aufs lebhafteſte 
begrüßt und traf, ſeiner Zuſage zufolge, gegen Abend in Jena ein. 
Am Bahnhof erwarteten ihn viele Tauſende, die während des Tags 
aus ganz Thüringen herbeigeſtrömt waren. Der Fürſt erſchien 
grüßend am Fenſter ſeines Wagens, und in demſelben Augenblick 
ſtürzte praſſelnd ein Wolkenbruch nieder. Im Bahnhofgebäude hielt 
Profeſſor Krieger die erſte Anſprache. Er dankte für die Ehre, die 
Jena zu teil werde, und betonte, es thue dem Thüringer Gemüt be 
ſonders wohl, daß der Fürſt hier als Familienoberhaupt erſcheine. 
Währenddem war das Gebäude von hochrufenden, ſingenden Menſchen 
ganz erfüllt und draußen ſtanden, des noch immer ſtrömenden Regens 
nicht achtend, ungezählte Maſſen. Der Lärm brach immer aufs 
neue in die Willkommensrede des Oberkirchenrats Lipſius. Er wies 
darauf hin, daß es Jena geweſen, wo die Sehnſucht nach der alten 
Kaiſerherrlichkeit ihren erſten, wenn auch noch unreifen Ausdruck ge⸗ 
funden habe. Mit den Ehren für ſeinen großen Mann wolle das 
deutſche Volk Ernſt machen. Die Huldigung komme aus gut 
monarchiſchem Herzen. Der Fürſt antwortete, es ſei für ihn 
ein erhebendes Gefühl, dieſen Ausdruck nationalen Dankes auf 
klaſſiſchen Boden zu empfangen; Jena habe ſtets den nationalen 
Gedanken gepflegt wie ganz Thüringen, trotz ſeiner Zerſplitterung in 
verſchiedene Gebiete, die gerade ein Zeichen unverwüſtlicher deutſcher 
Volkskraft ſei. Sehr erfreulich ſei es, daß die Vorſehung es fo ge- 
fügt habe, daß in Deutſchland eine Anzahl Stätten exiſtieren, die mit 
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Erfolg thätig ſind, Bildung zu verbreiten und ihre urdeutſchen 
Eigenſchaften zu bewahren. Nun erfolgte die Abfahrt nach dem 
Gaſthof zum Bären. Die Volksmaſſen umdrängten den Wagen 
derart, daß nur langſam vorwärts zu kommen war. Im Bären 
wurde der Fürſt vom Prorektor Brockhaus namens der Univerſität 
empfangen. Deren Lehrer wollten ihre Verehrung und Dankbarkeit 
ausſprechen. „In begeiſterter Bewunderung blicken wir zu dem 
Manne auf, der das Rieſenwerk der Einigung Deutſchlands vollbracht 
hat.“ An dieſer Univerſität habe der patriotiſche Gedanke niemals 
geſchlummert. „Sie ſehen vor ſich ein Volk voll begeiſterter Er⸗ 
innerungen an Ihre weltgeſchichtliche Wirkſamkeit; wir aber ſehen in 
wahrer Freude Euer Durchlaucht heute vor uns in voller Kraft, un- 
gebrochen durch die Arbeit zweier Menſchenalter voll ſchweren Kampfes 
und ruhmreichen Sieges. In dem Hauſe, in dem einſt der 
reformator ecclesiae gewohnt, dürfen wir heute den reformator 
Germaniae begrüßen, die Jahrhunderte reichen ſich die Hände und 
die leuchtende Fackel der Vaterlandsliebe, die vor drei Jahrhunderten 
ein Deutſcher entzündete, iſt unverlöſcht in die Hand des Deutſchen 
übergegangen, dem wir heute die Verſicherung unſerer treuen Ver⸗ 
ehrung darbringen.“ Der Fürſt antwortete in längerer Rede. 
Er ſei der Erbe des Verdienſtes ſeiner Mitarbeiter geworden, weil 
fie vor ihm geſtorben ſeien, in erſter Linie der des Kaiſers Wilhelm I, 
„der nicht für den deutſch⸗nationalen Gedanken erzogen und nicht in 
dieſem aufgewachſen war, den aber das angeborene deutſche Gefühl 
nie verlaſſen hat und dem man allmählich und langſam den Weg 
zeigen durfte, den er zu gehen hatte, um zu der Stelle zu gelangen, 
in der er geſtorben iſt und gegen deren Annahme er ſich in ſeiner 
Beſcheidenheit lange gewehrt hat, obſchon er das Ziel wollte, das 
erreicht worden iſt. Ich habe Mühe gehabt,“ fuhr der Fürſt fort, 
„meinem alten Herrn klar zu machen, welcher Zauber in dem Titel 
des Kaiſers liegt, in der ganzen Repräſentation des Kaiſertums und 
der hiſtoriſchen Beziehung, die im deutſchen Geiſte mit dem Kaiſer⸗ 
titel und der Stellung des Kaiſers verbunden war. Es iſt mir ge⸗ 
lungen, ihn davon zu überzeugen. Dieſes Arbeiten hinter den 
Kuliſſen, ſozuſagen, iſt ſchwieriger für mich geweſen und die 
Diplomatie im eigenen Hauſe iſt faſt komplizierter für mich geweſen, 
als die mit dem Auslande, demgegenüber ich von Haus aus wußte, 
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was ich zu thun hatte. Ich kann in dem ganzen Gange, den uns 
Gottes Vorſehung geführt hat, doch nur eine beſondere Vorher⸗ 
beſtimmung erkennen. Selbſt die Schlacht, die für ein preußiſches 
Herz mit dem Namen Jena ſchmerzliche Erinnerungen weckt, war 
notwendig, wenn die geiſtige Reaktion in Preußen erfolgen ſollte, 
wenn das in Preußen überhaupt möglich ſein ſollte, was ich erſtrebte, 
das heißt ein königlich preußiſches Heer in den Dienſt der nationalen 
Idee zu ſtellen. Das alte fridericianiſche Heer wäre ſchwerlich ein 
Pfleger des heutigen verfaſſungsmäßigen und nationalen Staatslebens 
geweſen.“ Ohne Frankreich geſchlagen zu haben, hätten wir nie ein 
Deutſches Reich errichten können. Dieſe ganze Entwicklung müſſe 
man aber nicht ſeiner vorausberechnenden Geſchicklichkeit zuſchreiben. 
Die Geſchichte könne man überhaupt nicht machen, aber man könne 
immer aus ihr lernen. Er nehme nur das Verdienſt in Anſpruch, 
die Politik eines großen Staats ſeiner hiſtoriſchen Beſtimmung gemäß 
geleitet zu haben. Dazu gehöre Vorurteilsfreiheit, Beſcheidenheit und 
Verzicht auf eigene Überhebung. „Ich bin von früh auf Jäger und 
Fiſcher geweſen, und das Abwarten des rechten Augenblicks iſt in 
beiden Fällen die Regel geweſen, die ich auf die Politik übertragen habe.“ 
Stets habe er in ſtrenger Selbſtprüfung nachgedacht, was er zu thun 
habe, um dem Vaterlande und dem König nützlich zu dienen. Das 
ſei nicht immer dasſelbe geweſen, denn Politik an ſich ſei eben keine 
Logik, ſondern die Fähigkeit, in jedem wechſelnden Augenblick der 
Lage das am wenigſten Schädliche oder das Zweckmäßige zu 
wählen. Das ſei ihm in den meiſten Fällen gelungen. Seine An- 
ſichten über die Zweckmäßigkeit deſſen, was wir zu thun haben, ſeien 
noch dieſelben wie früher, und er ſehe nicht ein, warum er ſie nicht 
ausſprechen ſolle. Verſtändigung ſei im Verfaſſungsſtaate nötig, 
ſonſt verfalle man dem Regimente der Bureaukratie. „Es iſt das 
ein gefährliches Experiment, heutzutage im Centrum von Europa 
abſolutiſtiſchen Velleitäten zuzuſtreben, mögen ſie prieſterlich unterſtützt 
ſein oder nicht. Ich bin nie ein Abſolutiſt geweſen und werde es am 
allerwenigſten auf meine alten Tage werden. Was wir für die 
Zukunft erſtreben müſſen, iſt eine Kräftigung der politiſchen Über⸗ 
zeugung in der öffentlichen Meinung und im Parlament.“ Dazu ſei 
nötig, daß die Meinung des Volks im Parlament einheitlicher werde. 
Treten der Regierung verſchiedene Meinungen gegenüber, ſo könne 
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von keiner parlamentariſchen Beeinfluſſung und Verfaſſung mehr die 
Rede ſein. Nach dieſen Reden folgte die durch Regen geſtörte 
Höhenbeleuchtung. An dem ſteilen Abhang des Kernbergs ſtanden in 
Flammenſchrift mit 50 Fuß hohen Lettern die Worte „Hoch Bismarck!“ 
Am folgenden Tage fand eine großartige Feier auf dem Markt- 
platze von Jena ſtatt. Alle Häuſer, voran das Haus der Burſchen⸗ 
ſchaft „Germania“ und das altehrwürdige Rathaus waren glänzend 
geſchmückt, alle Fenſter bis in die oberſten Stockwerke hinauf dicht 
beſetzt. Auf dem Markplatz ſelbſt ein ungeheures Gewoge von 
Menſchen, denn es ſollte dem Fürſten zu Ehren ein ſtudentiſcher 
Frühſchoppen in aller Form veranſtaltet werden, aber ſo, daß Bürger 
und Studenten gemiſcht unter einander ſaßen, jedoch jede ſtudentiſche 
Verbindung wieder für ſich an ihrem beſonderen Tiſch. Um 11 Uhr 
erſchien der Fürſt mit ſeiner Familie in einem erhöhten Zelte, vor 
dem 17 Studierende aus den verſchiedenen Korporationen in vollem 
Wichs ſtanden. Nachdem der Jubel der Verſammelten ſich gelegt 
hatte, ergriff der Bürgermeiſter von Jena das Wort zu einer 
ſchwungvollen Auſprache. Dann begrüßte ihn ein Student namens 
der geſamten Studentenſchaft und kommandierte einen donnernden 
Salamander auf Bismarck, indes die Muſik einen Tuſch blies. 
Hiernach folgte noch eine Anſprache des Bürgermeiſters von Erfurt 
namens aller von auswärts aus Thüringen Erſchienenen. 

In einer längeren Erwiderungsrede knüpfte der Fürſt an 
ſeinen Dank eine Schilderung ſeiner früheren Beziehungen zu Thü⸗ 
ringen in Verbindung mit einer Berührung der hauptſächlichſten 
Entwicklungsſtufen der deutſchen Einheit. Darin erwähnte er: „Wenn 
Jena nicht geweſen wäre, wäre vielleicht Sedan auch nicht geweſen;“ 
im Jahre 1848 habe der Kampf gegen die eigenen Landsleute in 
den Berliner Straßen gegen die Farben, die er als Offizier mit 
Stolz getragen, einen erbitterten Rückſchlag auf ſeine Gefühle geübt; 
auch im Erfurter Parlament ſei die Frucht der Einheit noch nicht 
reif geweſen; ſolange wir im Dualismus mit Oſterreich lebten, hätte 
deſſen Eutwickelung doch höchſtens zu einer Trennung zwiſchen dem 
Norden und dem Süden Deutſchlands führen können, deshalb ſei 
„der Bruderkrieg von 1866 ganz unvermeidlich“ geweſen; wir hätten 
aber keine unverſöhnliche Stimmung bei Oſterreich hinterlaſſen, wären 
mit ihm vielmehr in Beziehungen gekommen, wie ſie 1848 erſtrebt 
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wurden. „Man muß alſo nur dem lieben Gott Zeit laſſen, feine 
Deutſche Nation durch die Wüſte zu führen und die Ankunft in dem 
gelobten Lande, in dem wir uns zu befinden glauben, abwarten.“ 
Es gehöre ferner zu der göttlichen Führung des deutſchen Volks, daß 
zur Zeit, als der Krieg mit Frankreich notwendig geworden, „zoll⸗ 
politiſche Zufälle, die niemand voraussehen konnte, den engen Zu 
ſammenhang zwiſchen Oſterreich und Rußland, der uns zur Zeit von 
Olmütz gegenüberſtand, in einer Weiſe ſprengten, daß wir dieſe 
Trennung für unſere nationalen Zwecke politiſch benutzen konnten.“ 
Im Junern hätten wir unſere ganze Aufmerkſamkeit der Befeſtigung 
der Reichseinrichtungen zugewendet; dieſe Aufgabe könne nur dann 
fertig werden, wenn wir ein ftarfes Parlament als Brenn— 
punkt des nationalen Einheitsgefühls haben. Ohne einen 
Reichstag mit konſtanter Mehrheit ſei er in Sorge für die Dauer 
und Feſtigkeit unſerer nationalen Einrichtungen. Wenn wir beſtehen 
wollten, könnten wir nur nationale Politik treiben, hierzu ſei aber 
eine Volksvertretung nötig, die in erſter Linie die Bedürfniſſe der 
Nation berückſichtige. „Wir können nicht regiert werden unter der 
Leitung einer Fraktion, am allerwenigſten unter der des Zentrums,“ 
das für unſere nationalen Ziele gefährlicher ſei, als wenn ein päpſt 
licher Nuntius in Berlin die katholiſchen Fragen vermittele. Die 
Zentrumspartei ſei gefährlich in nationalen Fragen. Sie bröckele 
uns alles ab, was wir im Oſten unſerer Grenzen germaniſch ange⸗ 
baut; aber lernen könnten wir von ihr die Aufopferung aller Neben: 
zwecke. „Könnten wir nicht eine ähnliche dominierende Überzeugung 
über alle Parteiregierung hinaus bei uns feſthalten?“ Als ein Un— 
glück betrachte er es, wenn die Regierung ihre Tendenz hauptſächlich 
darauf zuſpitze, dem Zentrum zu gefallen. Er ſei eingeſchworen 
auf die weltliche Leitung eines evangeliſchen Kaiſertums und wenn 
man ihm vorwerfe, antimonarchiſche Politik zu treiben, jo er— 
innere er an Götz von Berlichingen, der bei aller Anhänglichkeit 
au den Kaiſer von der Weisheit der Maßregeln feiner Kommiſſare 
nicht überzeugt war. Nachdem der Fürſt geendet, trank er ein ihm 
gereichtes Glas Bier und nun begann der Feſtkommers, bei dem 
unter Muſikbegleitung die drei Lieder geſungen wurden: „Sind wir 
vereint zur guten Stunde,“ „Und in Jene lebt ſichs bene,“ endlich 
„Frei und unerſchütterlich wachſen unfre Eichen.“ Dann begab ſich 
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der Fürſt in die Mitte der an den Tiſchen ſitzenden und in den 
Zwiſchengängen dicht gedrängt ſtehenden Volksmenge und durchſchritt 
unter Vorantritt der ſtudentiſchen Chargierten langſam die Reihen, 
da und dort einen Augenblick ſtehen bleibend und eine Frage an 
einen der Verſammelten richtend. Um 3 Uhr fuhr der Fürſt zum 
Bahnhof. Den ganzen Weg entlang ſtand die Schuljugend in 
Spalier, deren Hoch den Fürſten ſichtlich ergriff. Auf dem Bahn⸗ 
hof wandte er ſich noch einmal an die Menge mit dem Wort: „Ver⸗ 
geſſen Sie mich nicht!“ „Niemals, Niemals!“ tönte es ihm aus 
tauſend Kehlen entgegen. Der Empfang auf den Bahnhöfen in 
Erfurt, Halle, Magdeburg und Stendal entſprach an Groß— 
artigkeit ganz den vorhergehenden Begrüßungen. Am Abend des 
31. Juli langte der Fürſt auf feiner Beſitzung Schönhauſen an. 

Die Reiſe des Fürſten in ihrer Geſamtheit bildete unſtreitig 
ein wichtiges politiſches Moment in der inneren Entwicklung und 
übte einen belebenden Einfluß auf die gemäßigten Parteien. Die 
von ihm angeſchlagenen Töne klangen noch längere Zeit in der Preſſe 
wieder. Das Organ der nationalliberalen Partei hob hervor, daß 
mit dieſer Reiſe „eine der merkwürdigſten Epiſoden in der zeitge⸗ 
nöſſiſchen deutſchen Geſchichte“ zu Ende gehe; „die Wucht begeiſterter 
Kundgebungen, die ihm allerwärts in Mittel- und Süddeutſchland 
entgegengebracht, hat ſchließlich auch den Gegnern Achtung eingeflößt, 
ſofern ſie nicht, wie Ultramontane und Demokraten, von giftigem 
Haß gegen dieſen Mann beherrſcht ſind;“ es ſei bemerkenswert, 
daß die Freude am Vaterland, der Stolz über das Errungene und 
der Dank an den letzten großen Mitarbeiter grade in Staaten am 
mächtigſten zum Ausbruch komme, mit deren Bekämpfung das nationale 
Werk Bismarcks ſeinen Anfang nahm. Nationalliberale und frei⸗ 
konſervative Blätter wieſen eindringlich auf eine Befolgung von 
Bismarcks Mahnungen bezüglich der Parteienbildung hin. Von 
den dem Fürſten gegneriſchen Blättern erkannte vor allen die „Kr euz⸗ 
zeitung“ die Bedeutung der ihm zuteil gewordenen Kundgebungen 
an, ſogar mit dem Zuſatz, nur blinder Haß könne dies leugnen. 
Von den freiſinnigen Gegnern des Fürſten war es beſonders die 
Zeitſchrift „Nation“, welche die Ovationen „politiſch äußerſt niedrig 
einſchätzen“ wollte; ſie glaubte nämlich in des Fürſten „Popularitäts⸗ 
tournee der letzten Wochen“ einen neuen, nur kräftigeren Verſuch einer 
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Ausſöhuung mit dem Kaiſer zu erblicken. Und die „Germania“ 
ſagte: „Dynaſtie Hohenzollern — Dynaſtie Bismarck lautet der 
Gegenſatz. Ein Teil der Mittelparteien ſteht im Lager des Frondeurs 
Bismarck bei dem Rachezuge gegen den Monarchen.“ 

In Schönhauſen blieb der Fürſt nur wenige Tage. Wie ge⸗ 
wöhnlich im Herbſt, trat er am 6. Auguſt die Reiſe nach Varzin an. 
Sie führte ihn wieder über Berlin, denn „es giebt keinen anderen 
Weg nach Küßnacht,“ wie der Fürſt gelegentlich ſagte. Es war, als 
ob man diesmal auch an Orten, die er ſchon oft paſſiert, hinter den, 
Kundgebungen des Südens nicht zurückbleiben wollte. So kam e& 
in Spandau zu einem größeren Empfang. Der auf dem Stettiner 
Bahnhof zu Berlin blieb an Lebhaftigkeit gegen die früheren nicht 
zurück. Es kam hier wieder zu kleinen Anſprachen und humorvollen 
Zwiegeſpräch zwiſchen dem Fürſten und dem Publikum. Dabei 
äußerte er, daß er gegen Angriffe der Preſſe abgehärtet ſei, die Drucker⸗ 
ſchwärze bei ihm nicht mehr durchgehe und daß er jetzt mit Vorliebe 
die ihn kritiſierenden Artikel leſe; gern würde er ſich mal wieder in 
Berlin aufhalten, wenn er nur ſicher wäre, ohne ein Gefolge in 
Kompanieſtärke, wie es bei Wrangel der Fall geweſen, über die 
Straße gehen zu können. Auch in mehreren Orten Pommerns 
fanden dieſesmal größere Huldigungen ſtatt. Am 7. Auguſt traf 
der Fürſt in Varzin ein. 

Unter den Nachklängen der Huldigungen vernahm man einen 
Mißton, indem die „Hamburger Nachrichten“ trotz halbamtlicher Ab— 
leugnung dabei blieben, von Berlin aus ſei auf die weimariſche 
Regierung „ein ſtarker diplomatiſcher Druck geübt, um die Beteili- 
gung der Bevölkerung an der Begrüßung des Fürſten abzumindern.“ 
Ein Blatt an der Saar äußerte, die Reden des Fürſten auf ſeiner 
Reiſe hätten dazu beigetragen, die Unzufriedenheit der radikalen 
Parteien in erhöhtem Maße in die Reihen der bisher gut monarchiſch 
geſinnten Parteien hineinzutragen, die bedeutendſten Organe dieſer 
Parteien erkanuten jedoch rückhaltslos die Bedeutung ſowohl jener 
Kundgebungen als auch der Reden und Ausſprüche des Fürſten an; 
ihre Einwirkungen auf das Parteileben konnten ſich freilich erſt ſpäter 
zeigen: was während der politiſchen Stille des Sommers in den 
Parteien gärte, konnte frühſtens im Herbſte Geſtalt gewinnen, in 
der Zeit, für welche der Wiederzuſammentritt der Parlamente zu 
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großen Fragen ſowie eine neue Abmeſſung der Kräfte der beiden 
großen Haupt⸗Parteilager ſchien erwartet werden zu müſſen. 

Der Kaiſer zeigte ſich im Frühjahr wieder mit großer Leb⸗ 
haftigkeit um die verſchiedenſten öffentlichen Angelegenheiten bekümmert. 
Große Beachtung widmete er den am 25. Februar ausgebrochenen 
Unruhen ſozialdemokratiſcher Arbeiter zu Berlin. Große Trupps 
beſchäftigungsloſer Arbeiter zerſtörten im Frankfurter und Köpnicker 
Stadtteile mehrere Bäcker⸗ und Fleiſcherläden, zertrümmerten auch 
ſonſtige Schaufenſter und raubten die dort ausgelegten Waren. Am 
26. Februar durchzogen ſolche Trupps auch die vornehmſten Straßen 
der Hauptſtadt unter dem Geſange aufrühreriſcher Lieder und kamen 
mehrfach in Streit mit Schutzleuten. Während ein Teil der Ber: 
liner Bevölkerung ſich ſehr beſtürzt hierüber zeigte, unternahm der 
Kaiſer am 26. einen Ausritt durch Straßen, die von wildbewegten 
Maſſen erfüllt waren, um durch eigene Anſchauung den Charakter 
dieſer bemitleidenswerten Leute Kennen zu lernen. Dies ſoll tiefen 
Eindruck auf die Arbeiter gemacht haben und der „Reichsanzeiger“ 
meldete am 1. März, dem Kaiſer ſeien mehrfache Kundgebungen aus 
Arbeiterkreiſen zugegangen, in welchen dem Bedauern über jene Vor⸗ 
gänge ſowie der treuſten Anhänglichkeit und dem unerſchütterlichen 
Vertrauen zum Monarchen Ausdruck gegeben ſei. Der Aufenthalt, 
den der Kaiſer auf ärztlichen Rat wegen Unpäßlichkeit in Schloß 
Hubertusſtock nahm, dauerte vom 19. bis 26. März. Er ließ 
ſich daher am 22. März bei der Grundſteinlegung zur Heilands— 
kirche in Moabit bei Berlin durch den Prinzen Friedrich Leopold 
vertreten. Zurückgekehrt, erhielt der Kaiſer einen ſeltenen Beſuch: 
es war Fürſt Heinrich XXII. von Reuß älterer Linie, der ſich 
ſeit der Neuorduung der deutſchen Verhältniſſe Preußen nicht genähert 
hatte. Jetzt ſchien endlich eine Umſtimmung erfolgt zu fein, möglicher- 
weiſe infolge der Wendung der Welfenfondsfrage, und nun benutzte er 
den Tag, an dem er der heimiſchen Feier ſeines 25jährigen Re⸗ 
gierungsjubiläums, der zugleich ſein 46. Geburtstag war, zu entgehen 
wünſchte, den 30. März, zu dieſer Annäherung. Daran ſchloß ſich 
am 6. April der Beſuch des 72 jährigen erblindeten Großherzogs 
Friedrich Wilhelm von Mecklenburg⸗Strelitz. Am 9. April 
ſehen wir den Kaiſer bei der feierlichen Grundſteinlegung der Ka— 
ſerne für die Leibſchwadron der Gardes du Corps in Potsdam. 
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In einer Anſprache erinnerte er die Verfanmelten an die bewährten 
Grundſätze des Gehorſams und der Treue ſowie an das Wort aus 
der Zeit Friedrichs des Großen: „Es iſt nie eine Schlacht verloren 
zu geben, in der nicht das Regiment der Gardes du Corps attackiert 
hat.“ Nach einer Erholung durch Jagd im meiningenſchen Forſt⸗ 
reviere Waſungen und einem kurzen Aufenthalte auf der Wartburg 
ſtattete er am 24. April dem bekannten Großinduſtriellen Freiherrn 
von Stumm auf Schloß Halberg bei St. Johann an der Saar 
einen Beſuch ab, um auch hier ſelbſt einen Einblick in die Verhältniſſe 
der Arbeiter zu thun. Seiner Befriedigung über die gewonnenen 
Eindrücke gab er folgenden Tags in Neunkirchen Ausdruck bei der 
Prämienverteilung an 125 Arbeiter mit 25jähriger Dienſtzeit. Die 
Verhältniſſe zwiſchen Arbeitgebern und Nehmern im Saargebiete 
ſeien, wie er ſich perſönlich überzeugt habe, die denkbar beſten und 
es ſei ſein ſehnlichſter Wunſch, daß derartige ſegeusreiche Verhältniſſe 
überall in der deutſchen Induſtrie herrſchen möchten. 

Schon am 21. April, als er noch in Thüringen ſich aufhielt, 
hatte den Kaiſer die Nachricht vom Ableben des älteſten Mitglieds 
feiner Familie, der 89jährigen Großherzogin-Mutter Alexandrine 
von Mecklenburg⸗Schwerin erreicht. Obwohl ſeit 1822 durch die 
Vermählung mit dem nachmaligen Großherzog Paul Friedrich ihrem 
engeren Vaterlande entrückt, hatte dieſe edle Frau doch ſtets denn 
preußiſchen Volke und allen Gliedern der hoͤhenzollernſchen Familie 
nahe geftanden, namentlich mit inniger Liebe ihrem Bruder, denn 
alten Kaiſer Wilhelm angehangen. 50 Jahre hatte ſie im Witwen⸗ 
ſtande gelebt und ihren Sohn, den Großherzog Friedrich Franz IL 
ſchon vor 11 Jahren ſterben ſehen. Der Kaiſer traf, nach einem 
kurzen Beſuche beim Grafen Görz zu Schlitz, in Schwerin ein 
und nahm am 27. April an der Beiſetzung der Großherzogin teil. 
Hinter dem mit acht Pferden beſpannten Leichenwagen ſchritten zunächſt 
die vier Enkel der Verſtorbenen, dann der Kaiſer mit dem Groß— 
fürſten Wladimir, dem Prinz⸗Regenten von Braunſchweig, dem Groß 
herzoge von Mecklenburg⸗Strelitz, dem Herzoge von Altenburg und 
vielen anderen Fürſtlichkeiten; der regierende Großherzog war durch 
Leiden verhindert, ſeinen Aufenthalt in Südfrankreich zu unterbrechen. 
Die Großherzogin-Witwe Marie wurde von Kaiſer zur Begräbnis⸗ 
ſtätte, der Heiligenbluts⸗Kapelle im Schweriner Dome geleitet. 
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Folgenden Tags war der Kaiſer bei Schießverſuchen in der Gegend 
von Meppen in Oſtfriesland anweſend. Sie bezogen ſich auf die 
neuſten Konſtruktionen im Bereiche der Schiffs- und Küſtenartillerie. 
Von hier fuhr er weiter nach Wilhelmshaven, wie wenn es ihn 
zum Meere hinzöge, wenn er es mal einige Zeit nicht geſehen. 
Mit ſeinem Bruder, dem Prinzen Heinrich, ſchiffte er ſich hier auf dem 
„Beowulf“ ein und ſtattete der Inſel Helgoland wieder einen Be— 
ſuch ab. Zu weiterem Ausfluge war jetzt keine Zeit; der Kaiſer 
landete ſchon am 30. April in Nordenham und traf, nach einem 
Beſuche am Hofe zu Oldenburg, an demſelben Tage im Neuen 
Palais bei Potsdam ein, wohin inzwiſchen ſeine Familie übergeſiedelt 
war. Am Jahrestage der Schlacht von Großgörſchen, den 2. Mai, 
beſichtigte er die erſten Bataillone des erſten Garderegiments z. F., 
das ſich in der Schlacht ausgezeichnet hatte. Sie hatten unter 
Oberſt v. Natzmer auf dem Vornftedter Felde bei Potsdam Auf— 
ſteluung genommen. Nach Schluß der Gefechtsübungen führte der 
Kaiſer das Regiment in die Stadt. Daun beſuchte er mit ſeinen 
beiden älteſten Söhnen ein Konzert zum Beſten des Kuyffhäuſer⸗ 
Denkmals im Zirkus Renz zu Berlin. Am frühen Morgen des 
5. Mai ſah man den jungen Kronprinzen, wie er in der Uniform 
des erſten Garderegiments z. F. mit deſſen Leibkompanie im 
Potsdamer Luſtgarten Parademarſch übte. Seine feierliche Einſtellung 
als Sekondleutnant in das Regiment fand am 6. Mai mittags 
12 Uhr ſtatt. Der Kaiſer begab ſich mit dem Kronprinzen und den 
drei älteſten Söhnen des Prinz⸗Regenten Albrecht vom Stadtſchloſſe 
durch den Luſtgarten nach dem offenen Viereck, wo das erſte Garde⸗ 
regiment aufgeſtellt war. Hier hielt er eine kurze Anſprache, in der 
er an den Gebrauch des Hohenzollernſchen Hauſes erinnerte, wonach 
die Prinzen desſelben mit dem 10. Lebensjahre in die Reihen der 
Armee eintreten, und mit Dank der Zeit gedachte, wo er ſelbſt unter 
den Augen ſeines Großvaters in das Regiment eingetreten ſei. 
Hierauf traten der Kronprinz und die drei älteſten Söhne des Prinz- 
Regenten Albrecht in die Front des Regiments ein. Der Kommandeur 
des erſten Garderegiments, Oberſt v. Natzmer, dankte und brachte 
ein dreifaches Hoch auf den Kaiſer aus. Dieſer kommandierte 
ſodann Parademarſch in Zügen, ſetzte ſich an die Spitze des Regi⸗ 
ments und führte es der Kaiſerlichen Gemahlin vor, neben der die 
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jüngeren kaiſerlichen Prinzen ſich am Fenſter befanden. Der Kronprinz 
kam als ſchließender Offizier des erſten Zuges vorbei. Es war für 
ihn nicht leicht, mit den Nieſenſchritten der Grenadiere gleichen 
Schritt zu halten. Eine zeitlang ging es bei ihm im Laufſchritt, 
dann mit ein paar Sprüngen, aber den Takt hat er immer gehalten. 
In die Front des Regiments war auch der junge Großherzog 
Ernſt Ludwig von Heſſen-Darmſtadt eingetreten, der Tags zuvor 
feierlich eingeholt war. Er hatte noch im vorigen Herbſt als 
Leutnant dieſes Regiments in Potsdam geweilt, jetzt war er plötzlich 
zur Regierung Heffens berufen. Nach dem Parademarſche verſammelte 
der Kaiſer das geſamte Offizierkorps des erſten Garderegimeuts ſowie 
die auswärtigen Militärattaches um ſich und ſtellte ihnen den Kron— 
prinzen vor, welcher jedem einzelnen Offizier die Haud reichte. 
Nachmittags 1½ Uhr fand im Marmorſaale des Stadtſchloſſes eine 
größere Feſttafel ſtatt, bei welcher der Kaiſer auf das Wohl des 
Kronprinzen einen Trinkſpruch ausbrachte. 

Die nächſten Tage brachten die feierliche Grundſteinlegung von 
wiederum drei Kirchen in und bei Berlin; der der Auferſtehungskirche 
wohnte der Kaiſer ſelbſt bei, bei der der Samariterkirche in Berlin aun 
7. Mai und der Apoſtel Pauluskirche in Schöneberg am 10. Mai ließ 
er ſich durch den Prinzen Friedrich Leopold vertreten. Nachdem er bei 
Alt⸗Madlitz im Kreiſe Lebus und bei Hohen-Finow im Kreiſe Ober— 
Barnim Pürſchjagden gehalten hatte, begab er ſich am 13. Mai mit 
der Kaiſerin und in Begleitung der Miniſter Herrfurth, v. Heyden, 
v. Kaltenborn, ſowie des Staatsſekretärs v. Maltzahn auf die Reiſe 
nach den Hauptſtädten von Pommern und Weſtpreußen, die diesmal 
an der Reihe waren, den amtlichen Frühjahrsbeſuch mit großem Ge— 
pränge zu erhalten. Um 5 Uhr nachmittags traf der Hofzug in 
Stettin ein, wo am Bahnhofe großer militäriſcher Empfang ſtattfand; 
dann begaben ſich die Majeſtäten durch die von der Stadt her⸗ 
gerichtete, prächtig geſchmückte Feſtſtraße unter unausgeſetzten jubelnden 
Zurufen der zahlreich herbeigeſtrömten Bevölkerung nach dem Schloſſe. 
In der Feſtſtraße bildeten 60 aus Stettin und Umgegend aufgeſtellte 
Kriegervereine mit Fahnen, ſämtliche Innungen, Gewerke mit ihren 
Abzeichen, Schüler und Schülerinnen ſämtlicher Lehranſtalten Spalier. 
Auf dem Denkmalsplatze, wo ein ſandſteinartiger Obelisk erbaut war, 
hatten Mitglieder der ſtädtiſchen Verwaltung Aufſtellung genommen. 
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Oberbürgermeiſter Haken hielt hier eine Begrüßungsanſprache. Am 
Abend beſuchte das Kaiſerpaar die von der Stadt angebotene Vor— 
ſtellung im Stadttheater. Am folgenden Vormittage fand große 
Parade der Garniſon auf dem Exerzierplatze zu Kreckow ſtatt. 
Während der Kaiſer die Fronten abritt, hielt der Wagen der Kaiſerin 
nahe bei dem Denkſtein, der zur Erinnerung au „die letzte Heerſchau“ 
Kaiſer Wilhelms I geſetzt iſt. Nach der Parade begleitete der Kaiſer 
die Fahnenkompanie zum Schloß und begab ſich dann in das neue 
Offizierkaſino des Königsregiments. Die Anſprache des Oberſten 
v. Frankenberg erwiderte der Kaiſer mit einem Hoch auf das Offizier- 
korps des Regiments, welches dem Wahlſpruch König Friedrich 
Wilhelms IV. getreu bleiben möge: „Das zweite Regiment, niemals 
das zweite an Ruhm und Ehre.“ Er ließ ſodann dem Offizierkorps 
ſein überlebensgroßes Bild in der Oberſtenuniform des Regiments 
überreichen. Dann begab ſich der Kaiſer mittelſt des Dampfers 
„Neptun“ in Begleitung des Kriegsminiſters nachmittags von Braeunlichs 
Rhederei nach Bredow und beſichtigte den in Arbeit auf Stapel 
liegenden Aviſo. Hieran ſchloß ſich abends das von der Provinz 
veranſtaltete Feſtmahl im Gebäude der Generallandſchaft. Es waren 
200 Perſonen geladen, darunter eine Anzahl vornehmer Damen. 
Auf den von Herrn v. Köller, den Präſidenten des Abgeordneten: 
hauſes, ausgebrachten Toaſt erwiderte der Kaiſer: „Ich ſpreche 
Ihnen Meinen und der Kaiſerin Dank aus für die freundlichen 
Worte. Bei unſerem Aufenthalte in Stettin tritt vor das zurück— 
ſehende Auge die Zeit, wo Mein hochſeliger Vater noch am Leben 
war. Die älteſten Erinnerungen Meiner Kindheit datieren aus der 
Zeit, wo wir hier im General⸗Kommando bei Meinem Vater ein— 
quartiert waren, wenn wir zum Sommer in die Oſtſeebäder reiſten. 
Die alte Liebe und die Anhänglichkeit, die Meinem Vater mit dem 
zweiten Korps und mit Pommern verband, iſt Uns in früher Zeit 
eingepflanzt worden. Wenn nicht das Schickſal eingegriffen hätte, 
wäre Ich ſein Nachfolger geworden. Ich hoffte an der Spitze der 
Söhne Pommerns dereinſt als Statthalter in die Fußſtapfen Meines 
hochſeligen Vaters, in nähere Beziehungen zu der Provinz und ihren 
Bewohnern, zu ihrem Leben und Wirken zu treten. Die Fügung 
hat es anders gewollt. Umſomehr iſt es Mir eine Herzensfreude, 
daß Ich am heutigen Tage in Ihrer Mitte weilen kann. Das 
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pommerſche Gelöbnis, das Ich ſoeben gehört, nehme Ich dankend an, 
von der feſten Überzeugung beſeelt, daß die Treue Pommerns zu Mir 
und Meinem Hauſe dieſelbe bleiben wird, wie bei Meinen Vorfahren. 
Auch Ich werde Mich beſtreben, in arbeitsſamem Leben, wie es Meine 
Vorfahren geführt, für Pommern zu ſorgen, ſoweit es in Meinen 
Kräften ſteht. Ich ſpreche den Wunſch aus, daß es Mir gelingen 
möge, die Provinz vorwärts zu bringen. Ich ſchließe mit dem 
Dichterwort, das einſt bei einem lebenden Bild bei Meiner Hochzeit 
geſprochen: Der rote Greif hat ſich gegen den roten Adler tapfer 
gewehrt! Es iſt Meinen Vorfahren ſchwer geworden, das harte 
Land der Pommern zu erwerben, ſeitdem aber ſind ſie ſeit Jahr⸗ 
hunderten Freunde. Ich kann wohl mit dem Dichter ſprechen: 
„Brandenburg und Pommern trennt kein Teufel nicht.“ Ich erhebe 
Mein Glas auf die braven Söhne Pommerns! Die Provinz lebe 
hoch!“ 

Am folgenden Tage, den 15. Mai vormittags 10 Uhr, wohnten 
der Kaiſer und ſeine Gemahlin noch einem feierlichen Feldgottes— 
dienſte auf dem Kaſernenhofe des 1. pommerſchen Feldartillerie⸗ 
Regiments Nr. 2 bei, dann reiſte die Kaiſerin nach Potsdam zurück, 
während der Kaiſer mit den Miniſtern ſich nach Dar. begab. 


ſtieg bereits bei der Schichauſchen Werft aus, wo er die in Bau 
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| 
| 


nach der vor der kaiſerlichen Werft liegenden „Hohenzollern“. 
Dieſe Jacht verließ er am 16. Mai vormittags und fuhr unter dem 
Geläute aller Glocken auf dem feſtlich geſchmückten Dampfer 
„Gottlieb Hagen“ in die Stadt ein. Die Danziger Gewerke bildeten 
auf beiden Seiten der reich beflaggten Waſſerſtraße Spalier. An 
der Landungsſtelle vor dem Langen Markt hatte das Offizierkorps 
der Garniſon Aufſtellung genommen, an deren Spitze der Kriegs- 
miniſter. Am Artushofe empfingen der Miniſterpräſident Graf 
Eulenburg, der Oberpräſident v. Goßler, die Spitzen der Zivil⸗ 
behörden und die ſtädtiſchen Behörden den Kaiſer, der in der Uniform 
des Leibhuſarenregiments unter dem Hurrah der Bevölkerung erſchien. 
Der neue Oberbürgermeiſter Baum bach begrüßte ihn und überreichte 
den Ehrentrunk der Stadt, in 1857 er Steinberger Kabinett beſtehend, in 
goldenem Pokal, der bei gleichem Anlaſſe den drei letzten Königen kredenzt 


worden war. Der Kaiſer trank, für den freundlichen Empfang dankend, auf 
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das Wohlergehen der Stadt Dauzig, die ſtets blühen und ihm gleiche 
Treue, wie ſeinen Vorfahren, bewahren möge. Alsdann folgte die 
Beſichtigung des Rathauſes, wo junge Damen im Namen des Danziger * 
Rates einen Strauß überreichten, ſowie die Beſichtigung der Marien⸗ 7 
kirche, wo der Kaiſer mit Feſtgeſang begrüßt wurde. Der dortigen 
Geiſtlichkeit teilte er mit, daß er die Abſicht habe, dieſen ſtattlichen 

5 Dom, ebenſo wie dies Friedrich Wilhelm IV. gethan, durch ein 
farbiges Glasfenſter ſchmücken zu laſſen. Von der Kirche begab er 

= nach der Kaſerne des 1. Leibhuſarenregiments, wo beim Offizier: 


korps das Frühſtück eingenommen wurde. Auf das Hoch des Oberſten 
1. Geldern ſprach der Monarch ſeinen Dank aus und er verlieh dem 
Regimente die Führung eines weißen Todtenkopfes auf ſchwarzem 5 
Grunde als Lanzenflagge. Ein beſonders lebhaftes Bild bot ſodann 
das Feſtmahl der Provinz im Landeshauſe, wo die Vertreter und ö 
vornehmſten Männer Weſtpreußens an vier Tafeln verſammelt waren. 
Der Vorſitzende des Provinziallandtags, v. Graß-Klanin brachte, #7 . 
neben einem Rückblick auf die Geſchichte der Provinz, in ſchwungg 
vollen Worten einen patriotiſch gehaltenen Toaſt ans. In ſeiner 7 
Antwort gab der Kaiſer, wie in Stettin, feinen Gefühlen der 
Erinnerung an die Feſte Ausdruck, die ſein Großvater und ſein 
Vater hier gefeiert, und wie er unter des letztern Leitung die Stadt, 
ihre künſtleriſchen Schätze und geſchichtlichen Denkmäler kennen gelernt 
habe. Dann fuhr er fort: „Ich habe das feſte Vertrauen, daß 
dieſes kernige Volk der Weſtpreußen, das ſchon ſo viel für Mein Haus 
und Mein Land gethan, welches die hervorragenden Eigenſchaften des 
Fleißes und der Arbeitſamkeit, der Hingabe bis auf das Außerſte 
beſitzt, deſſen Söhne mit Freuden in jener Schaar der Auserwählten 
ſtehen, die ſtahlbewährt den Todtenkopf am Haupte führen, daß die 
Söhne dieſes Landes in Geduld ſich darin ergeben, was uns der 
Himmel ſchickt, und vertrauend erwarten, was mit Gottes Hilfe im 
Laufe arbeitſamer Jahre für ſie zu thun Mir gelingen wird.“ Nach 7 

der Parade der Garniſon am folgenden Vormittage, den 17. Mai, 

ſprach ſich der Kaiſer bei der allgemeinen Kritik ſehr anerkennend 
über die Haltung der Truppen aus und bemerkte u. a., ſein Groß⸗ f 
vater habe einſt gejagt, man dürfe nur die Spielleute ſehen, ſo wiſſe 

man, was von einem Regiment zu halten ſei. Das habe heute hier zu⸗ 

getroffen. Die Spielleute ſeien vorzüglich, die Regimenter vortrefflich. 
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Eine beſſere Parade bekomme er auch in Berlin nicht zu ſehen. Man habe 
ihm hier ſtramme, ſehr gut ausgebildete und kriegsbereite Truppen vor⸗ 
geführt. Um 4 Uhr fand in Gegenwart des Kaiſers, der die Marine⸗ 
uniform angelegt hatte, die Taufe eines Kreuzers ſtatt, der den Namen 
„Kormoran“ erhielt. Ein Feſtmahl beim Oberpräſidenten 
v. Goßler ſchloß die Danziger Feſtlichkeiten. Der Kaiſer beſichtigte 
am 18. Mai die Arbeiten für den Durchſtich der Nehrung bei 
Sedlersfähre und für die Herſtellung der neuen Weichſelmündung. 


Er nahm ein Geſchenk der Nehrungsfiſcher, einen über zwei Zentner 


ſchweren Rieſenſtör, entgegen und wurde auch von der italieniſchen 
Arbeiterabteilung mit Evvivarufen begrüßt. Auf dem grünen Moos⸗ 
teppich am Meeresſtrande wurde ihm von Chrenjungfrauen eine 
Kranzſpende dargebracht. In Dirſchau wurde er lebhaft begrüßt, 
in Marienburg beſichtigte er die Arbeiten zur Wiederherſtellung 
des Schloſſes und begab ſich nach der Ankunft in Schlobitten mit 
dem Grafen Dohna auf die Pürſchjagd, die jedoch durch ſchlechtes 
Wetter auch am 20. Mai beeinträchtigt wurde. Am 21. Mai, auf 
der Fahrt nach Pröckelwitz erlitt der kaiſerliche Wagen durch ein 
wild gewordenes Pferd einen kleinen Unfall. Hier blieb der Kaiſer 
bis zum 29. Mai, in der Zwiſchenzeit beſuchte er nur die Stadt 
Elbing auf kurze Zeit. 

Auf die Feſtlichkeiten in den Provinzen folgten ſolche in der 
Reſidenz. Am 30. Mai trafen die Königin-Regentin der 
Niederlande, Emma, mit ihrer 12jährigen Tochter, der Königin 
Wilhelmine, auf der Wildparkſtation bei Pots dam ein, um den 
Beſuch zu erwidern, welchen das Kaiſerpaar im Juli 1891 in 
Amſterdam und dem Haag abgeſtattet hatte. Für den Empfang war 
ein beſonderer Pavillon errichtet und frühlingshaft geſchmückt. Die 
königlichen Damen langten mit dem fahrplanmäßigen frankfurter Zuge 
an. Sie kamen aus Sand im Schwarzwald, wo ſie eine Zeitlang 
der Erholung gelebt hatten. Der Kaiſer entnahm den Händen des 
Flügeladjutanten einen Strauß von Maiblumen und Roſen und ging 
an den Zug hinan. Die Königinnen entſtiegen dem Waggon, der 
Kaiſer küßte der Königin⸗Regentin die Hand und bewillkommte ſie 
aufs herzlichſte, ebenſo die Königin. Die Mutter trug noch die tiefe 
Witwentrauer. Die junge Königin war in kurzem Kleide von licht⸗ 
blauem Stoffe. Der Kaiſer führte die Regentin durch das Spalier 
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der Aufſtellung hindurch der Gemahlin entgegen, die aus dem Salon 
des Pavillons heraustrat, um die hohen Ankömmlinge durch Um⸗ 
armung zu begrüßen. Dann folgte die Begrüßung im Kreiſe der 
Prinzen und Prinzeſſinnen. Während dem ſpielte die Muſik das 
Oranienlied und ging dann zur preußiſchen Volkshymmne über. Unter 
deren Klängen führte der Kaiſer am Arme die Regentin die Front des 
Bataillons entlang. Die Kaiſerin folgte mit der jungen Königin. 
Großartig wie der Empfang, war auch die Abfahrt nach dem Neuen 
Palais, durch die von goldgrünen Laubhecken eingefaßte Avenue, durch 
das Spalier des Lehr⸗Infanterie-Bataillons hindurch. Den Zug er⸗ 
öffnete eine Leibſchwadron der Gardes du Corps in der weißen Parade⸗ 
uniform. Dann kam der offene, vierfpännige Wagen. In dieſem 
ſaß die Regentin zur Rechten des Kaiſers, im zweiten Wagen folgte 
die Kaiſerin, zu deren Rechten Königin Wilhelmine ſaß, ein Nofen- 
bouquet in der Hand haltend. Eine Leibſchwadron ſchloß den Zug. 
Als die Königinnen die Schwelle des Königsſchloſſes betraten, tünte 
ihnen aus dem Innern ein heller Fanfarengruß entgegen, ausgeführt 
von den Trompetern der Gardes du Corps in Paradeuniform. Am 
31. Mai fand zu Ehren der hohen Gäͤſte eine glänzende Parade 
auf dem tempelhofer Felde bei Berlin ſtatt. Doch wohnte nur die 
Königin Emma derſelben an der Seite der Kaiſerin bei. Der 
Kaiſer zu Pferde hielt ſich neben dem Wagen der Majeſtäten. Um 
der jungen Königin eine ähnliche Ehre in entſprechendem Maßſtabe 
zu teil werden zu laſſen, führte der Kaifer nach der Parade, im Luſt⸗ 
garten vor dem königlichen Schloſſe der Königin Wilhelmine die 
Fahnenkompagnie vor. Abends fand das Feſtmahl im Marmorſale 
des Neuen Palais bei Potsdam ſtatt. Während des Mahles erhob 
ſich der Kaiſer zu folgender Anſprache: „Von ganzem Herzen und 
tief gerührt ſpreche Ich Eurer Majeſtät und Eurer Majeſtät Tochter 
den Dank der Kaiſerin und den Meinigen aus, daß Eure Majeſtäten 
geruht haben, hierher zu kommen, die Strapazen einer Reiſe nicht 
ſcheuend. Es liegt Uns Beiden noch tief im Sinne die herzliche und 
freundliche Aufnahme, welche Uns ſeitens Eurer Majeſtäten, ſowie 
ſeitens des geſamten Niederländiſchen Volks, dieſes treuen, braven, 
arbeitſamen Volks, welches ſo innig und feſt an ſeinem Königshauſe 
hängt, im vergangenen Jahre zu teil wurde. Euren Majeſtäten 
werden hier überall Erinnerungen an Verbindungen aus vergangenen 
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Zeiten entgegengetreten fein. Der eine Name, der Unſer Geſchlecht 
mit dem Eurer Majeſtät und der Unſer Land mit den Niederlanden 
verbindet, heißt „Oranien“. Orangefarben iſt Unſer Orden, oraniſches 
Blut fließt in Unſern Adern. Mit hoher Achtung und mit tiefer 
Ergebenheit wird der Name Oranien in Meinem Hauſe genannt 
und von dem gewaltigen Geſchlecht der Oranier haben Meine Vor⸗ 
fahren gelernt; Wir ſtehen noch heute ſtaunend vor dem, was dieſe 
hohen Herren einſt geleiſtet und geſchaffen haben. Ich ſchließe mit 
dem Wunſche: möge der Herr im Himmel ſeine ſegnende Hand über 
Eure Majeſtät, über Ihr Land und über dieſen hohen Sprößling 
oraniſchen Blutes halten, an dem das ganze Niederländiſche Volk 
hängt! Ich trinke auf das Wohl Eurer Majeſtät und Ihrer Majeſtät 
der Königin Wilhelmine.“ Die Königin-Regentin erwiderte: 
„Für Eurer Majeſtät freundliche und herzliche Worte ſpreche Ich 
Meinen aufrichtigen Dank aus. Der freundſchaftliche Empfang, der 
Mir und Meiner Tochter hier zu teil wurde, erfüllt Mich mit großer 
Freude, warmer Anerkennung und herzlicher Dankbarkeit. Nehmen 
Eure Majeſtäten Unſere allerherzlichſten Winfche für Ihr Wohlergehen 
entgegen. Ich trinke auf das Wohl Seiner Majeſtät des Kaiſers 
und Ihrer Majeſtät der Kaiſerin.“ Am Abend wurde von den Spiel- 
leuten des geſamten Gardekorps auf der Mopke vor dem Neuen 
Palais ein Zapfenſtreich ausgeführt. Die Königin Emma wurde vom 
Kaiſer zum Chef des Infanterie-Regiments „Prinz Friedrich der Nieder— 
lande“ ernannt, auch der Luiſen-Orden mit der Jahreszahl 1813,14 
ihr verliehen; ſie verlieh dem Krouprinzen das Großkreuz des Ordens 
des niederländiſchen Löwens. Am 1. Juni fand in Gegenwart der 
hohen Gäſte die Frühlingsparade im Potsdamer Luſtgarten ſtatt. 
Am offenen Fenſter der etruriſchen Gemächer des Stadtſchloſſes ſah 
man die jüngeren Soͤhne des Kaiſerpaares, hinter dieſen die junge 
Königin Wilhelmine, in der einen Hand den Frontrapport und die 
Vorbeimarſchliſte, mit der andern den einen der Prinzen um den 
Hals faſſend. An dem andern Fenfter befanden ſich die Kaiſerin 
mit ihren Gäſten, die Prinzeſſin Friedrich Leopold, die Erbgroßherzogin 
von Baden, die Prinzeſſin Albrecht, die Erbprinzeſſin von Hohen⸗ 
zollern, die Herzogin Johann Albrecht von Mecklenburg und die 
Herzogin von Edinburg. Als die Leibkompanie antrat, richteten ſich 
die Blicke aller fürſtlichen Damen ſowohl auf die in der Front 
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ſtehenden Söhne des Prinzen Albrecht als beſonders auf den jungen 
Kronprinzen, der unter ſeiner hohen Grenadiermütze ſtets den Blick 
nach den Feuſtern des Schloſſes richtete. Der jungen Königin mußte 
ſeine Erſcheinung ganz beſonders gefallen haben, denn ſie klatſchte 
mehrmals in die Hände. Als die Trompeter der Gardes du Corps 
die langen ſilbernen Trompeten zu Fanfaren anſetzten, zog der 
Kaiſer ſeinen Pallaſch und ſetzte ſich an die Spitze des Regiments, 
dasſelbe, die Königinnen der Niederlande ſalutierend, vor dieſen 
vorüberführend. Die Feſtlichkeiten ſchloſſen mit einer glänzenden 
Soiree im Theaterſaale des Neuen Palais und am 2. Juni reiſten 
die Königinnen wieder ab; der Hof begab ſich auf die im herrlichſten 
Frühlingsſchmuck prangende Pfaueninſel und hier verkündigte der 
Kaiſer die Verlobung des 26jährigen Prinzen Ferdinand von 
Hohenzollern, Kronprinzen von Rumänien, der ſchon am 31. Mai 
angelangt war, mit der Prinzeſſin Marie, Tochter des Herzogs 
Alfred von Edinburg. Bei der an dieſem Tage in Berlin ſtatt⸗ 
findenden Grundſteinlegung zur „Verſöhnungskirche“ ließ der Kaiſer 
ſich wiederum durch den Prinzen Friedrich Leopold vertreten. 
Wie immer an den Geſchicken derer teilnehmend, die ſeiner Familie 
beſonders nahe ſtanden, begab ſich der Kaiſer am 3. Juni nach 
Ober⸗Glogau, wo er der Trauung des Fürſten Radolin mit der 
Reichsgräfin Johanna v. Oppendorff beiwohnte. Der 51jährige 
Hugo Leszezye, Fürſt von Radolin, Majoratsherr der Grafſchaft 
Jarotſchin, Oberhof- und Hausmarſchall des Kaiſers Friedrich, der 
ihn in den Fürſtenſtand erhob, iſt Oberſt⸗Truchſeß des Kaiſers. 
Den Trauakt vollzog der Fürſtbiſchof Kopp von Breslau, mit dent 
der Kaiſer alsdann noch eine längere Unterredung hatte. 
Einigermaßen überraſchend kam es, daß der Kaiſer am 6. Juni 
nach Kiel reiſte, um hier mit dem Zaren zuſammenzutreffen. 
Dieſer war noch feinen Gegenbeſuch ſchuldig für den vom Kaiſer 
Wilhelm im Auguſt 1890 in Narwa und Peterhof abgeſtatteten 
Beſuch, und man hatte die Verzögerung wohl ſchon mit der im 
vorigen Jahre anſcheinend hervorgetretenen Hinneigung Rußlands zu 
Frankreich in Verbindung bringen wollen. Jetzt wünſchte der Zar 
den Beſuch von Kopenhagen aus zu machen, wo er von den Feſtlich 
keiten zur goldenen Hochzeit ſeines Schwiegervaters, des Königs 
Chriſtian, noch weilte, und es galt als ein großes Entgegenkommen 


1 Zuſammenkunft des Kaiſers mit dem Zaren in Kiel. 


des deutſchen Kaiſers, daß er ſich bereit erklärte, zu dem Zweck nach 
Kiel zu kommen. Dieſer langte am 6. Juni abends in Kiel an 
und nahm, nach einem Beſuche im Schloß beim Prinzen Heinrich 
und der Prinzeſſin Irene, auf der Jacht „Hohenzollern“ Wohnung. 
Um 9 Uhr vormittags am 7. Juni fuhr er auf dieſem Schiffe dem 
Zaren entgegen. Sämtliche Schiffe im Hafen paradierten und ſetzten 
dann die ruſſiſche Kriegsflagge in Großtopp. Die Begegnung der 
„Hohenzollern“ mit dem „Polarſtern“, auf dem der Zar ſich be— 
fand, erfolgte in der Höhe von Bülk. Beim Paſſieren von Friedrichsort 
erklang der Salut der Feſtungsbatterie. Die Einfahrt der kaiſerlichen 
Schiffe in den Kieler Hafen erfolgte bei wolkenloſem Himmel um 
10 Uhr vormittags. Der Hafen bot einen herrlichen Anblick. 
25 dentſche Kriegsſchiffe in reichſtem Flaggenſchmuck paradierten. 
Brauſende Hochrufe erklangen, als die ruſſiſche Jacht „Polarſtern“ 
paſſierte, die im Vortopp die deutſche Kriegsflagge führte. Auf den 
deutſchen Schiffen wurde die ruſſiſche Nationalhymne, auf dem 
„Polarſtern“ „Heil Dir im Siegerkranz“ geſpielt. Der „Polar⸗ 
ſtern“ ging dem Schloſſe gegenüber zwiſchen der „Hohenzollern“ 
und dem „Beowulf“ vor Anker. Nachdem die Schiffe feſtgemacht 
hatten, begab ſich der Zar, in der Uniform ſeines preußiſchen 
Alexander-Regiments, mit Gefolge an Bord der „Hohenzollern“, um 
dem Kaiſer Wilhelm einen Beſuch abzuſtatten. Sie begrüßten ſich 
an der Steuerbordtreppe durch Umarmung und Kuß und weilten 
hier 20 Minuten im Geſpräch. Bald darauf erwiderte der deutſche 
Kaiſer in der Uniform des Regiments Vyborg den Beſuch auf dem 
„Polarſtern“, worauf beide Kaiſer nach der Barbaroſſabrücke fuhren 
und ſich in lebhaftem Geſpräch durch den Schloßgarten nach dem 
Schloſſe begaben. Hier ward das Frühſtück eingenommen, daun 
nahm der Zar mit dem Großfürſten-Thronfolger daſelbſt Wohnung. 
Es iſt dies die Burg ſeiner Ahnen, denn hier wurde im Jahre 1728 
Karl Peter Ulrich, Herzog von Holſtein-Gottorp, geboren, der 1762 
als Peter III. den ruſſiſchen Thron beſtieg und von dem die jetzige 
ruſſiſche Kaiſerfamilie abſtammt. Faſt alle ruſſiſchen Herrſcher haben 
im Laufe dieſes Jahrhunderts auf ihren Reiſen Kiel berührt, aber 
feiner von ihnen hatte auf dem alten Stammſitze Wohnung ge⸗ 
nommen. Bald nach 2 Uhr verließen beide Kaiſer, der Großfürſt⸗ 
Thronfolger und Prinz Heinrich das Schloß, begaben ſich mit der 
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Werftbarkaſſe an Bord des Flaggſchiffes „Baden“, dem fie einen 
lurzen Beſuch abſtatteten, und fuhren darauf in einer Pinaſſe an der 
Reihe der Kriegsſchiffe entlang nach Holtenau und Knoop zur Be 
ſichtigung der Arbeiten des Nordoſtſee-Kanals. Sie beſichtigten 
das ganze Schleuſen⸗Bauterrain, ganz beſonders eingehend die ſüdliche 
Schleuſe, und wiederholt wurden die begleitenden Bautechniker zur 
Auskunft herangezogen. Die Fahrt ging bis Levensau, zum Teil 
ſchon in der neu ausgeführten Kanalſtrecke. Um 4½ Uhr fuhren 
die Herrſchaften zurück und begaben ſich an Bord des vom Prinzen 
Heinrich kommandierten „Beowulf“, deſſen Beſichtigung eine 
Stunde währte. Um 7 Uhr abends fand im Schloſſe ein Diner 
von 60 Gedecken ſtatt. Kaiſer Wilhelm brachte folgenden Trink⸗ 
ſpruch aus: „Ich trinke auf das Wohl des ruſſiſchen Kaiſers, den 
Ich von dieſem Augenblicke an mit Allerhöchſter Genehmigung als 
Admiral A la suite Meiner Marine führe. Es lebe der Zar!“ 
Hierauf erhob ſich der Kaiſer von Rußland, um den Trinkſpruch 
in franzöſiſcher Sprache zu beantworten. Er ſagte: „Ich bin erfreut 
über dieſe Auszeichnung und den mir zu teil gewordenen Empfang und 
trinke auf das Wohl meines lieben Freundes und Vetters. Es lebe 
der deutſche Kaiſer und die deutſche Marine.“ Um 9 Uhr abends 
erſchienen die Majeſtäten auf der Barbaroſſa⸗Brücke, die vermittels 
der elektriſchen Beleuchtungsanlage taghell erleuchtet war, und fuhren 
mit dem Großfürſten⸗Thronfolger im blauen Kaiſerboote an Bord 
des „Polarſtern“, wo ſich Kaiſer Wilhelm verabſchiedete. Alsdann 
ſetzte ſich die Jacht, der die „Zarewna“ vorandampfte, in Be⸗ 
wegung und wurde durch den elektriſchen Scheinwerfer des „Beowulf“ 
hell erleuchtet, dazu durchzuckten die Blitze der Salut feuernden 
Schiffsgeſchütze das abendliche Dunkel und dann flammte es rings⸗ 
umher auf in weißem, rotem und blauem Licht: von ſämtlichen 
Schiffen ſtiegen zahlloſe Leuchtkugeln und Raketen auf, deren heller 
Glanz in der Flut ſich wiederſpiegelte. Von ſolchem Lichtmeere um⸗ 
flutet, dampfte der „Polarſtern“, von den Mannſchaften der Schiffe 
nochmals zum Abſchied mit Hurra begrüßt, zum Hafen hinaus, 
der Kaiſer brachte die Nacht auf der „Hohenzollern“ zu und folgte 
am Morgen des 8. Juni an Bord des Panzerſchiffs „Baiern“ 
der Manöverflotte und dem Übungsgeſchwader, die in See eine 


größere Übung vornahmen. An dieſer nahm er nicht teil, ſondern 
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fuhr nach der Eckernförder Bucht, wo im Alteuhofener Walde ein 
Picknick ſtattfand, kehrte auf der „Hohenzollern“, die bei Aſchau ge⸗ 
wartet hatte, mit jenem Geſchwader zurück und traf ſpät abends in 
Potsdam wieder ein. In den nächſten Tagen ward in Kiel das 
Denkmal fertig geſtellt, das auf Befehl des Kaiſers dem Feld⸗ 
marſchall Grafen Moltke gewidmet worden iſt. An der öſtlichen 
Kaſernenmauer vor einer von dem Prinzen Heinrich gepflanzten Eiche 
erhebt ſich ein kleiner, mit Zierſträuchern und Epheu beſetzter Erd⸗ 
hügel, auf dem ein mächtiger Granit-Findling (aus den Ausſchachtungs⸗ 
arbeiten des Nordoſtſeekanals) gelagert iſt, deſſen Stirnſeite eine 
eiſerne Inſchrifttafel trägt, auf der mit goldenen Lettern in des 
Kaiſers eigenen Worten geſchrieben ſteht: „An dieſer Stelle wurde 
am 3. April 1891 der Generalfeldmarſchall v. Moltke durch Stellung 
a la suite des 1. Seebataillons zu Meiner Marine in engere Be⸗ 
ziehung gebracht. Wilhelm.“ Ein gußeiſernes Geländer auf granitenem 
Sockel umſchließt den Hügel. 

Der 12. Juni war ein Erinnerungstag. Hundert Jahre 
waren verfloſſen, ſeit König Friedrich Wilhelm II. den roten Adler— 
orden ſtiftete. Nun erging ein königlicher Erlaß, wonach als 
beſondere Auszeichnung in geeigneten Fällen das Ordenskreuz mit 
der Krone verliehen werden ſolle. Dieſe Auszeichnung erhielten zu⸗ 
gleich der Kronprinz, die übrigen preußiſchen Prinzen, Fürſt Stollberg, 
Graf Caprivi, der Miniſterpräſident, der Hausminiſter, der Kriegs- 
miniſter, Feldmarſchall Graf Blumenthal und Admiral v. d. Goltz. 
An demſelben Tage ließ ſich der Kaiſer bei der Grundſteinlegung der 
„Jummanuelkirche“ in Berlin durch den Prinzen Friedrich Leopold 
vertreten. 

Ein neuer Beſuch am königlichen Hofe traf am 12. Juni ein: 
König Oskar Il. von Schweden und Norwegen kehrte von ſeiner 
Reiſe nach Südfrankreich zurück und begab ſich, vom Erbgroßherzog 
von Baden in Berlin empfangen, nach der Wildparkſtation. In der 
Uniform eines deutſchen Admirals wurde er hier vom Kaiſer 
empfangen, der ſeinerſeits die Uniform eines ſchwediſchen Flaggen⸗ 
admirals angelegt hatte. So fuhren die Monarchen zum Neuen 
Palais, etwa gerade um die Zeit, wo vor 4 Jahren König Oskar 
den Kaiſer Friedrich kurz vor feinem Tode hier beſucht hatte. 
Folgenden Tags beſichtigten die Monarchen auf dem Bornſtädter Felde 
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zwei Ulanenregimenter. Auch der junge Kronprinz war zu Pferde 
anweſend. Nach der Rückkehr ins Palais erhielt der Kaiſer den 
Beſuch des nach langem Winteraufenthalte in Cannes heimkehrenden 
Großherzogs Friedrich Franz III. von M.⸗Schwerin. Gleichzeitig 
traf aus Petersburg deſſen Gemahlin, die Großfürſtin Anaſtaſia, ein. 

Neues Leben brachte ſowohl am königlichen Hofe als in Potsdam 
und Berlin der Beſuch des italieniſchen Königspaares hervor. 
Es galt den Beſuch zu erwidern, den das deutſche Kaiſerpaar im 
Herbſt 1889 in Monza abgeſtattet hatte. Die Ankunft in Potsdam 
erfolgte am 20. Juni. In Begleitung des Königs Humbert befand 
ſich u. a. der neue Miniſter des Außern, Cav. Brin. Für den 
21. vormittags war eine Parade im Luſtgarten vor dem Stadt— 
ſchloſſe in Potsdam angeſagt. Vor Beginn derſelben wurden die 
hohen Herrſchaften jedoch durch ein plötzliches und freudiges Ereignis 
in Kenntnis geſetzt. Dem Kaiſer wurde von ſeiner Mutter, der 
Kaiſerin Friedrich, und von der Landgräfin Anna von Heſſen, Tochter 
des verſtorbenen Prinzen Karl von Preußen, von der im Schloſſe zu 
Homburg ſtattgehabten Verlobung des Prinzen Friedrich Karl von 
Heſſen mit des Kaiſers jüngſter Schweſter, der Prinzeſſin Margarethe, 
Mitteilung gemacht, und vor der Parade meldete ſich der Bräutigam 
beim Kaiſer, der ihn umarmte und das Ereignis den in der Nähe 
befindlichen Offizieren mitteilte. Der Bräutigam iſt der dritte Sohn 
zweiter Ehe des verſtorbenen Landgrafen Friedrich und trägt die 
Namen von feinem Oheim und Taufpaten, dem verſtorbenen Feld⸗ 
marſchall Prinzen Friedrich Karl. Der älteſte Bruder des Bräutigams, 
das Haupt der kurfürſtlichen, einſt zur Thronfolge in Kurheſſen be⸗ 
ſtimmt geweſenen Seitenlinie des Kurhauſes, hatte bekanntlich vor 
einigen Jahren auf einer Reiſe nach Indien den Tod gefunden, und 
der zweitälteſte Bruder, Alexander, iſt körperlich leidend. Prinzeſſin 
Margarethe iſt das Patenkind der bei Ankunft der Nachricht gerade 
anweſenden Königin Margarethe von Italien. Die offizielle Ver⸗ 
kündigung erfolgte bei dem glänzenden Frühſtück am Vormittage des 
21. Juni im gelben Salon des Potsdamer Stadtſchloſſes. Als der 
Kaiſer das Glas erklingen ließ, erhob ſich die ganze zahlreiche 
fürſtliche Geſellſchaft. Sein Trinkſpruch auf die hohen Gäſte 
lautete: „Der Beſuch Eurer Majeſtäten hat Meine Frau und Mich 
nicht nur mit hoher Freude erfüllt, ſondern mit Uns freut ſich Mein 
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geſamtes Volk. Daß Eure Majeſtäten die Gnade hatten, von Ihrent 
ſchönen Vaterlande her die weite Reiſe nicht zu ſcheuen, um Uns 
hier aufzuſuchen, beglückt Uns und ruft Uns zum Dank auf. Nicht 
unbekannt iſt Euren Majeſtäten die Halle, die Sie hier beehren. 
Schon einmal war es dieſem Hauſe vergönnt, Eure Majeſtäten hier 
zu ſehen, als Sie meinem unvergeßlichen Herrn Vater die freundliche 
Pflicht erfüllten bei der Taufe Meiner jüngſten Schweſter, und als 
Seine jetzt ſchon ſagenumwobene Geſtalt in der vollſten Fülle ſeiner 
Schönheit und Kraft Ihnen entgegenleuchtete, — dieſer ſelben jungen 
Prinzeß, deren Verlobung am heutigen Tage, gerade bei der An 
weſenheit ihrer hohen Paten, zu verkünden Mir eine beſondere Freude 
iſt. Geſchwunden iſt jener Held, geblieben jedoch find die innigen 
Beziehungen der brüderlichſten Freundſchaft und Anhänglichkeit 
zwiſchen Unſeren beiden Häuſern und Uns Beiden. Der Jubel der 
Bevölkerung, der Euren Majeſtäten entgegenſchlägt und der morgen 
aus dem Munde Meiner Berliner Ihnen entgegenſchlagen wird, wird 
es bezeugen, wie dankbar das geſamte deutſche Volk es anerkennt, 
daß Italiens Majeſtäten Sich hier eingefunden haben. Die blonde 
Schweſter Germania begrüßt ihre ſchöne Schweſter Italia und durch 
Meinen Mund begrüßt ſie die beiden Majeſtäten. Mein Glas gilt 
Ihrer Geſundheit und dem Wunſche, daß es Ihnen wohlergehen 
möge und daß der Segen Gottes auf Ihnen und Ihrem ſchönen 
Lande ruhen möge, welches jo vielen Meiner Unterthanen und Meiner 
Kameraden zu beſonderer Freude wird, wenn es ſie gaſtlich aufs 
nimmt.“ 

Mit einem in italieniſcher Sprache ausgebrachten Hoch auf den 
König und die Königin von Italien ſchloß der Kaiſer. König 
Humbert ſprach in herzlichen Worten und in ſeiner Mutterſprache 
Dank aus. Am Abend fand beim Neuen Palais ein großer Zapfen⸗ 
ſtreich ſtatt. Dieſes und die Kommuns erſtrahlten in weißem, grünem 
und rotem Bengalfeuer, hoch über dem Mittelgebäude erglänzte die 
Königskrone in italieniſchen Farben. Auf dem freien Platze vor dem 
Neuen Palais hatten die Muſikkorps Aufſtellung genommen, glänzend 
von Magneſiumlicht beſtrahlt. Bald nach Beginn der Feierlichkeit 
traten die Majeſtäten nach dem Mittelbalkon des Schloſſes heraus 
und nahmen da Platz; die italieniſche Nationalhymne hörten fie 
ſtehend an. Im Laufe des Tages hatte eine längere Unterredung 
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zwiſchen dem Miniſter Brin und dem Reichskanzler ſowie dem 
Staatsſekretär v. Marſchall ſtattgefunden. Am 22. Juni wohnte 
der Katſer mit dem Könige Humbert auf dem Schießplatze bei 
Jüterbog einer Schießübung bei. Mit dem Gefechtsſchießen wurde 
begonnen. Eine Batterie ſchoß aus Mörſern, eine andere aus Ring- 
kanonen gegen ein Ziel auf 2400 Meter. Dann folgte ein Schießen 
aus 4,5 om-Schnellfeuergeſchützen in Panzerturm⸗Lafetten mit Kar⸗ 
tätſchen auf anrückende Sturmkolonnen. Jedes Geſchütz gab in etwa 
fünf Minuten 100 Schüſſe ab. Am Signalberg endete die Übung, 
welche auf das neuerbaute Zieldorf, deſſen Häuſer aus maſſiven Ge⸗ 
bäuden beſtanden, ausgeführt wurde. Hieran ſchloß ſich ein Schießen 
der Feldartillerie-Schießſchule. Es feuerte eine Batterie im Koſtüm 
der Artillerie Friedrichs des Großen aus acht glatten ſechspfündigen 
Geſchützen mit Vollkugeln und Kartätſchen gegen Infanterie-, Ka⸗ 
vallerie- und Artillerieſcheiben. Hiernach erfolgte der feierliche Ein- 
zug in Berlin. Die Kaiſerin Viktoria Auguſta und die Königin 
Margherita kamen um ½2 Uhr nach Berlin eine halbe Stunde ſpäter 
Kaiſer Wilhelm und König Humbert von Jüterbog über den Anhalter 
Bahnhof. Der Einzug der beiden Gäſte trug ein etwas verſchiedenes 
Gepräge. Die Königin kam halb incognito, während der König 
einen offiziellen Gruß der Stadt entgegennahm. Eine Schwadron 
des 1. Garde⸗Dragonerregiments ſetzte ſich an die Spitze der Wagen, 
die durch die geſchmückten Straßen und unter dem Zuruf einer 
großen Menge durch das Brandenburger Thor zum königlichen 
Schloſſe fuhren. Die hohen Gäſte empfingen eine Deputation der 
italieniſchen Kolonie in Berlin, die Königin Margherita beſuchte in 
Begleitung der Kaiſerin einige Sehenswürdigkeiten und abends fand 
im Opernhauſe Galavorſtellung ſtatt. Die Aufführung des Balletts 
„Prometheus“ endete mit einer das italieniſch⸗deutſche Friedens⸗ 
bündnis verherrlichenden Apotheoſe — die Germania reicht, um⸗ 
geben von Genien, der Italia die Hand, während ein Genius 
über denn Paare eine Friedenspalme hält. Während der Vor⸗ 
führung dieſes lebenden Bildes ſtimmte das Orcheſter die italieniſche 
Nationalhymne an, unter deren Klängen ſich die Majeſtäten und die 
Verſammlung von den Plätzen erhoben. An dieſem Tage hatte der 
Kaiſer noch Zeit gefunden, den Generaladjutanten des Sultans Abdul 
Hamid, Hobe Paſcha, zu empfangen, der Medaillen zur Erinnerung 
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an den Beſuch des Kaiſerpaares in Konſtantinopel überbrachte. Ein 
Ausflug mit den italieniſchen Gäſten nach der Pfaueninſel beendete 
dieſe Feſtlichkeiten. 

Nach der Abreiſe dieſer Gäſte begab ſich der Kaiſer am 
25. Juni nach Kiel, wo er bei den Übungen der Marine, die den 
Transport Verwundeter an Land veranſchaulichen ſollten, zugegen war 
und dann einer Regatta des kaiſerlichen Jachtklubs beiwohnte. Von 
Kiel fuhr der Kaiſer am 27. Juni auf der Jacht „Hohenzollern“ 
nach Stettin und vollzog hier die Taufe eines von Stapel gehenden 
Schiffes. Seine Rede lautete: „Du ſtehſt jetzt bereit, in dein neues 
Element abzugleiten, du ſollſt in die Reihe der kaiſerlichen Kriegs⸗ 
ſchiffe eingereiht werden, dazu beſtimmt, unſere Landesflagge zu 
tragen. Dein ſchlanker Bau, dein leichtes Gefüge, welches nicht 
drohende Pforten und ſchwere Türme zur Abwehr zeigt, wie ſie die 
Schiffe Meiner Kriegsmarine zum Kampfe gegen den Feind bei ſich 
führen, zeigt Uns an, daß du dem Friedenswerk geweiht biſt. Leicht 
über die Meere dahin zu fliegen, vermittelnd von Land zu Land, den 
Arbeitſamen Ruhe und Erholung zu gönnen, den Kaiſerlichen Kindern 
und der Hohen Mutter des Landes Freude zu bringen, das ſei deine 
Aufgabe. Mehr zum Schmuck als zum Gefecht mögeſt du deine 
leichte Artillerie tragen. Nun gilt es, dir einen Namen zu geben. 
Du ſollſt den Namen führen, den jene hohe, weit in den Hinunel 
ragende Burg führt, die, fern im ſchönen Schwabenland gelegen, 
Unſerem Geſchlechte den Namen gab. Verbunden iſt damit für Mein 
Vaterland Jahrhunderte lange Arbeit, ein Zuſammenwirken mit dem 
Volk, Leben und Arbeiten für das Volk und im Streit und Kampf 
einherzuſchreiten vor dem Volk. Das iſt der Inbegriff des Namens, 
den du tragen ſollſt. Mögeſt du deinem Namen und deiner Flagge 
Ehre bringen und eingedenk bleiben des Großen Kurfürſten, der zuerſt 
Uns auf den Seeweg wies, eingedenk Meiner großen Ahnen, die, teils 
in ſtiller Friedensarbeit, teils in hartem Kampfe den Ruhn und die 
Größe Unſeres Vaterlandes zu wahren und zu mehren wußten, Ich 
taufe dich „Hohenzollern“!“ Die Jacht, welche bis dahin dieſen 
Namen trug, wurde nunmehr in „Kaiſeradler“ umgetauft, an 
deſſen Bord der Kaiſer am 28. Juni in Kiel wieder eintraf und 
am 29. Juni bei ungünſtigem Wetter eine Erholungsreiſe an die 
Küſten nach Norwegen, wie in den vorigen beiden Jahren, antrat. 


Der Kaiſer in Norwegen und England. 10 


Sie ging über Chriſtianſund und Bergen, wo der Kaiſer am 4. Juli 
mit dem erbgroßherzoglichen Paare von Oldenburg zuſammentraf. 
Dann ging es weiter nach Digermulen, wo der Kaiſer die Höhe 
erſtieg, von der aus das Berliner Nordlands⸗-Panorama aufgenommen 
iſt. Er war ſchon vor vier Jahren hier geweſen, jetzt wurde eine 
Marmorſäule errichtet mit einer Inſchrift, welche ſagt, daß der Kaiſer 
mit Gefolge am 21. Juli 1889 und am 7. Juli 1892 hier ge⸗ 
weilt habe. Am 12. Juli erfolgte die Ankunft in Tromſö und auf 
der Inſel Karlive, deren höchſte Spitze beſtiegen wurde. An den fol⸗ 
genden Tagen wurden Renntierjagden auf der Inſel Andammen und 
eine Fahrt an Bord eines Walfiſchfänger-Dampfboots unternommen. 
Am 15. Juli traf Prinz Heinrich auf einem Torpedoboote zur Teil⸗ 
nahme an der Jagd auf Seehunde bei ſeinem Bruder in Wittdün 
ein. Dann ging's auf die Heimreiſe. Der Kaiſer traf am 22. Juli 
wieder in Drontheim ein, wo er den Dom beſichtigte, und wurde 
in Chriſtiauſund von der Manöverflotte erwartet, an deren Spitze er 
am 27. Juli in Wilhelmshaven eintraf. Vom Schiff aus begab 
er ſich ſogleich auf die Schiffstauf⸗Kanzel und taufte im Beiſein von 
vielen tauſend herbeigeſtrömten Menſchen ein neues Panzerfahrzeug auf 
den Namen „Heimdal“, des Gottes unſerer Vorfahren, dem, wie 
der Kaiſer in der Anſprache ſagte, „die Hauptaufgabe oblag, die 
Waffe zu führen und die Thore des Götterreichs offen zu halten.“ 

Nach einer Beſichtigung der Befeſtigungsarbeiten auf Helgo— 
land begaben ſich der Kaiſer und ſein Bruder am 30. Juli auf die 
Reiſe nach England. Von 21 Kanonenſchüſſen des „Bellerophon“ 
begrüßt, dampfte der „Kaiſeradler“, auf deſſen Kommandobrücke der 
Kaiſer in englifher Admiralsuniform ſtand, am 1. Auguſt in den 
Hafen von Cowes auf der Juſel Osborne, wo ihn der Prinz von 
Wales und der Herzog von Connaught alsbald begrüßten. Er ſtattete 
dann ſeiner Großmutter, der Königin Viktoria, in Osborne einen 
Beſuch ab. Am folgenden Tage nahm die deutſche Jacht „Meteor“ 
mit dem Kaiſer an Bord teil an einer Wettfahrt in der Bucht von 
Cowes, erlaugte jedoch nicht den ausgeſetzten Preis, den ſogenannten 
auſtraliſchen oder „Pokal der Königin“. An Bord des „Melam⸗ 
pus“ fand ſodann ein vom Herzog von Pork veranſtaltetes Feſtmahl 
zu Ehren des Kaiſers ſtatt. Dieſer befand ſich am 4. Auguſt wieder 
an Bord des „Meteor“, als das Schiff ſich an der Wettfahrt 
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um den Becher der Stadt Cowes beteiligte. Es ſchlug zwar ſeine 
große Rivalin „Iwerna“, wurde aber vom Schiffe eines Herrn Weſt 
überholt. Wiederum folgte ein Feſtmahl, das die Königin an Bord 
ihrer Jacht „Viktoria and Albert“ ihren Enkeln gab. In der Frühe 
des 5. Auguſt machte der Kaiſer einen Ausflug an Bord eines 
Rettungsboots und beſuchte dann den Jacht-Geſchwaderklub. Hier 
rühmte er die guten Eigenſchaften des „Meteor“; ſie ſei die raſcheſte 
Segeljacht, die exiſtiere. „Ich komme,“ fügte er hinzu, „nächſtes 
Jahr wieder und hoffe, mit dem „Meteor“ den Pokal der Königin 
doch noch zu gewinnen.“ Am Abend fand ihm zu Ehren im pracht⸗ 
voll geſchurückten indiſchen Saale des Schloſſes zu Osborne eine 
glänzende Hoftafel ſtatt. Am 6. verabſchiedete er ſich von der 
Königin und gewahrte an Bord des „Kaiſeradler“ noch, daß bei 
einer Regatta des königlichen Southaupton-Klubs „Meteor“ den 
erſten Preis errang. In der Frühe des 7. Auguſt dampfte der 
„Kaiſeradler“ heimwärts, nahm bei Norderney die dort weilenden 
drei älteſten Söhne des Kaiſers an Bord und laudete am 8. in 
Wilhelmshaven. 

In Berlin harrte ſchon ſeit einiger Zeit eine wichtige Frage 
der Entſcheidung des Kaiſers. Gegen Ende Juli hatte mit Be⸗ 
ſtimmtheit verlautet, der preußiſche Miniſter des Junern, Herrfurth, 
gedenke zurückzutreten. Dies hatte die politiſche Preſſe ſehr lebhaft 
beſchäftigt, hauptſächlich wegen der Frage, ob dieſer Vorgang als 
Zeichen aufzufaffen ſei, daß die Regierung ſich einer konſervativeren 
Richtung mehr zuzuwenden gedenke. Denn man erinnerte ſich des 
ſtarken Gegenſatzes, in welchen die konſervative Partei 1890/91 wegen 
der Landgemeindeordnung zu Herrfurth geraten war. In der frei⸗ 
ſinnigen Preſſe hieß es nun, Herrfurths Rücktritt ſei von langer 
Hand vorbereitet; die Liberalen hätten ihn zwar nicht als den ihrigen 
anſehen können, aber ſie erblickten in ihm den beſten Miniſter des 
Innern ſeit Beſtehen der Verfaffung. In der nationalliberalen Preſſe 
wurde ſeine Durchführung der Landgemeindeordnung als eine ſtaats⸗ 
männiſche Leiſtung ſowie die Sachlichkeit und Unparteilichkeit ſeiner 
Verwaltung gerühmt. Es verlautete ſodann, der Rücktritt erfolge 
wegen Meinungsverſchiedenheiten mit dem Finanzminiſter Miquel 
über die Fortführung der Steuerreform; in der Preſſe tauchten aber 
Zweifel auf, daß dies der einzige Grund ſei. Ohne daß dieſer vor 


Minifterpröfident Graf Eulenburg wird Miniſter des Innern. 121 


der Offeutlichkeit glaubhaft aufgedeckt war, genehmigte der Monarch 
alsbald nach ſeiner Heimkehr, am 9. Auguſt, das Entlaſſungsgeſuch 
des 62jährigen Miniſters aus dem von ihm ſeit dem 2. Juli 1888 
als Nachfolger v. Puttkamers bekleideten Amte und aus dem Staats⸗ 
dienſte, unter Verleihung des Großkreuzes des roten Adlerordens mit 
Eichenlaub und der königlichen Krone. Gleichzeitig wurde zum Nach⸗ 
folger der Miniſterpräſident Graf zu Eulenburg ernannt, der bis 
dahin kein Portefeuille beſaß und das des Innern bereits vom April 
1878 bis Februar 1881 inne gehabt hatte. Alsbald traten in der 
Preſſe Stimmen auf, welche durch dieſe Ernennung jene Vermutung 
von einer gewiſſen Anderung in der Richtung der Regierung beſtätigt 
finden wollten; ſie traten jedoch bald zurück gegenüber den Hinweiſen 
auf die ſchon früher bewährten ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften des 
Grafen, den man nichts weniger als Einſeitigkeit nachſagen könne, 
ſowie gegenüber den Hinweiſen auf die Thatſache, daß der Graf, 
wenn auch ſtreng konſervativ, doch weder reaktionär noch pietiſtiſch 
geſinnt und daher am 28. März im Abgeordnetenhauſe von der 
äußerſten Rechte nicht freundlich empfangen worden ſei. Immerhin 
zeigte man ſich auf konſervativer Seite erfreut, daß die durch die Los⸗ 
löſung der Miniſterpräſidentſchaft vom Amte des Reichskanzlers ge— 
ſchaffene Lage neu befeſtigt, der Regierung mehr Einheitlichkeit und 
Beſtändigkeit verliehen ſei, während man auf freifinniger Seite hervor⸗ 
hob, das Dunkel über jene Perſonalveränderung erhöhe das ſchon 
vorhandene Mißtrauen in der Thatkraft und Bedächtigkeit der herr⸗ 
ſchenden Staatsmänner. 

Die durch dieſe Anderung im Miniſterium des Innern hervor⸗ 
gerufenen Beſorgniſſe und Hoffnungen entſprangen im Grunde mehr 
dem allgemeinen Gefühle des Unbehagens darüber, daß der im Früh⸗ 
jahr in der preußiſchen Vollsſchulgeſetzfrage hervorgetretene große 
Gegenſatz zweier großen Parteilager eigentlich noch nicht ge— 
nügend ausgetragen ſei, ſich vielmehr in der zum Herbſt für den 
Reichstag in Ausſicht ſtehenden Militär⸗Organiſations- und Koſten⸗ 
frage unter ähnlichen Verhältniſſen wie damals und in wahrſcheinlich 
noch verſchärftem Maße fühlbar machen werde. Die gemäßigten 
Parteien zeigten ſich, trotz damaliger Abwendung der ihnen be⸗ 
drohlich ſcheinenden Lage, beklemmt durch die Beſorgnis, es könne 
die Regierung behufs Durchführung der Militärvorlage ſich zu ſehr 
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wiederum auf die weitere Zugeſtändniſſe im Gebiete der Kirche und 
Schule erſtrebende Zentrumspartei angewieſen fühlen. Deren Ver⸗ 
halten ging allerdings offenbar darauf hinaus, ſich mit der Regierung 
gut zu ſtellen. In einer Weiſe, die große Disziplin und Organi⸗ 
ſation erkennen ließ, wurden auch während der Sommerzeit große 
Katholikenverſammlungen an den verſchiedenſten Orten gehalten 
und hier in Reden voll ziemlicher Siegesgewißheit mit großer Be⸗ 
ſtimmtheit die im März geſcheiterten Forderungen ſowie noch manche 
weitergehende, unter heftiger Befehdung der gemäßigten Parteien 
ſowie unter Verſicherung der Hingabe an Kaiſer und Reich aufgeſtellt. 
Nächſt einer großen Katholikenverſammlung in Köln am 29. Juni, 
wo wieder der Abg. Lieber als Hauptredner auftrat, fiel namentlich 
die vom 28. Auguſt bis 1. September in Mainz abgehaltene 
39. Generalverſammlung der deutſchen Katholiken ins Gewicht. Gleich 
zu Anfang hielt Biſchof Haffner von Mainz eine großes Aufſehen 
erregende Rede. Er ſagte, es thue ſich gegenwärtig ein Abgrund der 
Religions- und Sittenloſigkeit auf, der die chriſtliche Geſittung und 
Bildung zu verſchlingen drohe. Dieſer Abgrund ſei der Atheismus. 
Die Erkenntnis deſſen ſei mehr und mehr gewachſen und bei Be— 
ratung des preußiſchen Schulgeſetzes habe der Reichskanzler das ſchöne 
Wort geſprochen: chriſtlich oder atheiſtiſch. „Ein großes Wort, ein 
ſchönes Wort, das ſoll nicht mehr verhallen in der Geſchichte des 
deutſchen Volks! Sind wir denn endlich ſoweit gekommen, daß von 
der Höhe des Reichskanzleramts, des preußiſchen Kultusminiſteriums, 
dieſes Wort geſprochen werden konnte! Geprieſen ſei die Stunde, wo 
dieſes Wort einmal in Berlin ausgeſprochen iſt.“ Wenn nun Graf 
Caprivi auf die Kirche verwieſen habe, ſo gebe es für die Katholiken 
„nur eine Kirche, die heilige katholiſch-apoſtoliſche Kirche.“ Ja, dieſe 
pflege das Chriſtentum, ſtütze Moral und ſoziale Ordnung, leider 
aber mache bei vielen die Einſicht der Notwendigkeit des Chriſtentums 
Halt vor den Stufen von Sankt Peter. Nun, die andern möchten 
die chriſtliche Autorität auf ihre Weiſe zu pflegen verſuchen, „wenn 
es aber eben nicht geht, ſo mögen ſie ſich beſinnen, ob ſie nicht zu 
uns zurückkehren wollen.“ Dann kam eine Rede des Abg. Bachem 
mit der Verſicherung: „Wir können nicht nachlaſſen, dahin zu wirken, 
daß wir auch der letzten Feſſeln, insbeſondere bezüglich der 
Orden, ledig werden.“ Weiterhin gedachte Freiherr v. Schorlemer— 
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Alſt zur ſozialen Frage dankbar des Kaiſers, der im Frühjahr 1890, 
mächtigen Widerſtand brechend, durch ſeine Erlaſſe freie Bahn gemacht 
habe; da aber die Religion das vornehmſte Heilmittel ſei, ſo müſſe 
Freiheit der Kirche, territoriale Unabhängigkeit des Papſtes, konfeſſio⸗ 
nelle Schule und Erziehung verlangt werden. Bevor die Verhand⸗ 
lungen weiter gingen, ſah man die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ wie beſorgt die Mahnung einwerfen, die Verſammlung 
in Mainz möge es „in keinem Punkte an weiſer Mäßigung fehlen 
laſſen“. Die ferneren Hauptredner waren die Abgeordneten Lieber 
und Graf Balleſtrem. Dieſer ſagte zur päpſtlichen Frage u. a.: 
„Wir ſind unzertrennlich vom Papſt, wir betrachten uns als eine 
Garde Sr. Heiligkeit in Rom,“ das ſchließe aber nicht aus, daß 
man den Dreibund „als gültig und zur Zeit notwendig“ anerkenne. 
Und zur großen inneren Frage übergehend, bemerkte Redner: „Im 
vorigen Jahre hatten wir Grund, zu glauben, daß die Regierung 
entſchloſſen ſei, das Staatsweſen auf chriſtlich-konſervativem Grund 
zu organiſieren;“ da ſei der Märzſchnee gekommen; auf das Treiben 
in dieſem Frühling ſei ein Reif gefallen „und alles erfror;“ dem 
Schulgeſetz habe zwar noch vieles gefehlt, aber der Grundgedanke, 
die Organiſation der Schule auf konfeſſioneller Grundlage, ſei gut 
geweſen; dann hätten die Truppen des Königtums und des Chriſten⸗ 
tums ſich zurückziehen müſſen, „das Königtum hat einen Echee 
erlitten; das Vertrauen in die ſtetige Führung der Geſchäfte iſt 
verloren gegangen;“ als Grund der Zurückziehung des Schulgeſetzes 
werde die große Aufregung im Lande angegeben, dieſe ſei aber von 
der Verbrüderung aller liberalen Elemente, vom „Rütlibund von 
Bennigſen bis Bebel“ gemacht; endlich, als bei den Konſervativen 
eine gewiſſe Unſicherheit bemerkbar geworden, hätten die Zentrums⸗ 
truppen den Rückzug der Regierung gedeckt. Zum Schluß ſtellte die 
Verſammlung ſämtliche noch unerfüllte Forderungen der Zentrums⸗ 
partei wieder auf, ohne alle Rückſichten, auch die Forderung nach 
Zurückziehung des Geſetzes wider die Jeſuiten. Mit gleicher Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit äußerte ſich jedoch auch die Stimmung der gemäßigten 
Parteien über den Katholikentag. Nach der „Nationalliberalen 
Korreſpondenz“ zeugten die dortigen Reden „von der wachſenden 
Überhebung und Siegeszuverſicht im ultramontanen Lager;“ eine be⸗ 
wußte Herausforderung gehe durch alle dieſe Anſprachen. Die frei⸗ 
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ſinnige „Voſſiſche Zeitung“ ſagte, aus der Rede des Mainzer 
Biſchofs könne man entnehmen, was das Zedlitzſche Schulgeſetz und 
ſeine Verteidigung bedeuteten; „wenn man erſt zu der Billigung 
eines ſolchen Entwurfs gekommen iſt, weshalb dann Halt machen 
vor den Stufen von St. Peter?“ Die „Kölniſche Zeitung“ wandte 
ſich entrüſtet gegen die in Mainz vernommene Außerung vom „Un⸗ 
glauben der Hochſchulen“ und der „Gebildeten in Gänſefüßchen“. 
Nach der „Weſer-Zeitung“ vom 2. September legen die Reden 
in Mainz „Zeugnis ab von den hochgeſchwellten Hoffnungen, mit 
denen die Zentrumspartei in den Kampf des kommenden Winters 
eintritt;“ derartige Töne der freudigſten Erwartung habe man von 
der päpſtlichen Partei noch nicht gehört. Zwiſchen den Außerungen 
„Nach Cauoſſa gehen wir nicht!“ und „Katholiſch iſt Trumpf!“ liege 
ein Abgrund, aber eine ganz bequeme Treppe führe hinab. „Was 
wird das wohl für ein Frühling ſein, den der Abg. Lieber dem 
deutſchen Volke verheißt?“ rief der „Schwäbiſche Merkur“: „Der 
Frühling, der die Jeſuiten bringt;“ und welche Zumutungen wage 
Bischoff Haffner dem Leiter des Staates zu machen, der auf den 
Überlieferungen Kaiſer Wilhelms I. beruhe! In dieſe Stimmung der 
gemäßigten Parteien ſchlug am 3. September ein Artikel der „Nord 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ ein, der die Mainzer Redner 
zu entſchuldigen ſuchte. Die Rückſichten auf den propagandiſtiſchen 
Zweck ſolcher Verſannmlungen, hieß es hier, brächten es mit ſich, daß 
nicht jedes Wort in denſelben auf die Goldwage gelegt und die Ziele 
möglichſt weit geſteckt würden. Wenn dabei Teilnehmer von parla⸗ 
mentariſcher Vergangenheit „ihre reifere Erkenntnis zurückſtellten“, ſo 
ſei dies ein Opfer, deſſen Größe nicht unterſchätzt werden könne; es 
liege ein erzieheriſches Moment darin, wenn der Edelmann mit dem 
Bürger, der Prieſter mit dem Laien ſich einmal auf denſelben Stand⸗ 
punkt ſtelle; wenn man den Katholikentag „in dieſer unbefangenen 
Weiſe“ betrachte und ihn nicht im einſeitigen Parteiintereſſe ver⸗ 
werte, dann werde man als ſein wichtigſtes Ergebnis ſchätzen, daß 
die Einigkeit des geſamten Zentrums ſo glänzend wie kaum je zuvor 
in die Erſcheinung getreten ſei, wie dies Graf Balleſtrem „ſehr 
richtig“ hervorgehoben habe. Dies möge zur nüchternen Erwägung 
anregen, „wie ſchwer die Einigkeit des Zentrums nach wie vor politiſch 
ins Gewicht fällt.“ Die Möglichkeit, daß dieſe Auslaſſungen halb⸗ 
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amtlichen Urſprungs ſeien, verdüſterte die Stimmung in den 
liberalen und konſervativen Kreiſen noch mehr. In dieſer Unter⸗ 
ſtellung glaubte die „National⸗Zeitung“ eine Zeit bedenklicher 
Verwirrung der inneren Politik für Preußen und das Reich voraus⸗ 
zuſehen. Die „Kölniſche Zeitung“ ſagte: „Wir ſtehen in unſerer 
inneren Politik unter dem Zeichen des Krebſes und beſorgen, daß 
dies auf die Dauer den Reichsgedauken ſchädigen wird.“ Der 
„Schwäbiſche Merkur“ ſagte zu den Auslaſſungen der „Nord— 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“: „Man traut ſeinen Augen nicht, 
wenn man das lieſt. Die anſpruchsvollſte Partei im Reiche hat fo- 
eben ihre höchſten Trümpfe ausgeſpielt; ſofort wird fie uns als Vor- 
bild politiſcher Weisheit und als höchſt gewichtiger Faktor in der 
Politik vorgerückt. Und da ſollen wir ehrfürchtig ſtill ſtehen, ein 
Muſter nehmen!“ In den „Hamburger Nachrichten“ hieß es, 
während des Kulturkampfs hätten die Ultramontanen wohl ſchärfere 
Forderungen geſtellt, aber in dieſer Feindſeligkeit habe doch immer 
zugleich der Ausdruck der Furcht vor einer ſtarken Staatsgewalt ge— 
legen; in Mainz dagegen ſei die Regierung abwechſelnd wegen ihrer 
Nachgiebigkeit gegen die ultramontanen Wünſche belobt und wegen 
ihrer Unentſchloſſenheit verſpottet. Nach der „Kölniſchen Zeitung“ 
erſchallten bereits Rufe nach Bildung eines evangeliſchen Zentrums, 
um das katholiſche lahm zu legen. Auch dem ſtrengkonſervativen 
„Reichsboten“ in Berlin begann es unheimlich zu werden. Er 
wies darauf hin, es werde bereits geduldet, daß in Münden: 
Gladbach zwei Jeſuiten aus Holland bei den vom Abg. Hitze 
eingerichteten ſozialpolitiſchen Kurſen vor 400 Perſonen aus ganz. 
Deutſchland als Lehrer über die Geſchichte der ſozialen Bewegung 
aufträten. Auf die katholiſche Partei ſchien die Entrüſtung und Be⸗ 
ſorgnis der Gemäßigten nur noch mehr belebend zu wirken. Wenigſtens 
rief der „Weſtfäliſche Merkur“ in Münſter am 5. September: 
„Katholiſch ift Trumpf! Er iſt ausgeſpielt und es hat ein Lärm 
ſich erhoben, der zeigt, daß kein Gegner die Bedeutung des Trumpfes 
unterſchätzt; es wird noch manchen Kampfes bedürfen, aber nach dem 
Mainzer Katholikentag dürfen wir mit voller Zuverſicht in der Arbeit 
weiter fortfahren.“ Und mit dieſen Hoffnungen verband ſich eine 
kluge Zurückhaltung. Die katholiſche „Germania“ in Berlin 
rühmte die erſten Zeiten nach Fürſt Bismarcks Rücktritt als „ruhm⸗ 
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reiche Jahre für den Kaiſer und ſeine Regierung“ und warf dann die 
Frage hin: „Warum iſt ſeit 1½¼ Jahren fo manches anders und 
niemand mehr froh?“ In dieſem Sinne hielt auch der Abg. Lieber 
am 6. Oktober in einer Verſammlung des katholiſchen Volksvereins 
zu Neuſtadt in Oberſchleſien eine Rede. Hier hieß es, das katholiſche 
Volk erhebe mit unbeugſamem Nachdruck die Forderung nach der Be⸗ 
kenntnisſchule; es könne alles nur durch eigene Kraft erringen. „Wir 
ſammeln uns bei Zeiten, um uns allein auf uns ſelbſt zu ſtellen, 
unabhängig nach oben und unten, katholiſch ſchlechtweg.“ 

Die für die Weiterentwickelung der inneren Verhältniſſe wichtige 
Frage, wie ſich angeſichts der ganzen Parteilage die Konſervativen 
ſtellen ſollten, wurde während der Sommermonate eifrig weiter er⸗ 
örtert. Die „Kreuzzeitung“, als Organ der ſtrengeren Richtung, 
ſtellte im Juli das Verlangen auf, den im Parteiprogramm von 1876 
vorangeſtellten nationalen Geſichtspunkt nunmehr zurückzuſtellen und 
ihn durch die Forderung des chriſtlichen Staats zu erſetzen. Eine 
gewiſſe Unterſtützung ſchien ſie hierin zu finden durch die „Nord- 
deutſche Allgemeine Zeitung“, welche meinte, es ließe ſich nicht 
verkennen, daß infolge der Errichtung des Reichs Kräfte entfeſſelt 
ſeien, zu deren weiterer Förderung beizutragen als Widerſpruch gegen 
das konſervative Prinzip gelten müßte. Hiergegen erhoben ſich aber 
einzelne konſervative Stimmen, die da meinten, die Entfernung des 
nationalen Geſichtspunkts aus der vorderſten Linie würde dem ganzen 
Konſervatismus im Volke die Wurzeln abgraben. Dagegen wandte 
wieder der „Reichsbote“ ein, ſolche Ereiferung würde nur Waſſer 
auf die Mühle der Mittelparteien ſein, und die chriſtlichen Geſichts⸗ 
punkte ſeien auch national. Am 15. Auguſt verſuchte der Partei— 
vorstand, die Genoſſen vorläufig um Ruhe zu bitten. Gleichwohl 
ſetzte der der Stöckerſchen Richtung zugethane „Reichsbote“ ſchon am 
19. Auguſt die Erörterungen fort. Was ſoll werden, meinte dieſes 
Blatt, wenn die Partei wieder in ſo unſicheres Schwanken gerät wie 
beim Schulgeſetz? Sie müſſe es aufgeben, Schutz und Stütze bei der 
Regierung zu ſuchen, denn gouvernementale Parteien ſeien ſtets 
ruiniert worden. Im Gegenteil, erwiderte die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung“, die Partei ſollte eher fo gouvernemental 
als möglich werden. Von Einfluß auf dieſe Frage ſchien eine Ver⸗ 
ſtimmung der Konſervativen gegen die Regierung zu ſein wegen der 
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Behandlung ihres Parteiführers, des Grafen v. Limburg-Stirum. 
Er wurde im Disziplinarverfahren des Dienſtes entlaffen, weil er, 
ein zur Verfügung ſtehender Beamter des auswärtigen Amts, durch 
Bekämpfung der neuen Handelsverträge in der Kreuzzeitung eine 
ungeeignete Kritik an Handlungen ſeines Reſſortchefs geübt habe. 
Trotz alsbald eingetretener Begnadigung verblieb die Verſtimmung 
der Parteigenoſſen. Die große Scheidung der Geiſter, welche die 
„Kreuzzeitung“ anſtrebte, wurde in den „Hamburger Nachrichten“ 
als die Quelle fanatiſcher Parteikämpfe von verderblicher Wirkung 
bezeichnet. Die Quelle allen Übels aber, hieß es hier, beſtehe darin, 
daß die Freiſinnigen der Centrumspartei im Reichstage zu ihrer 
heutigen beherrſchenden Stellung verholfen und ſo deren ſchwerwiegende 
Verbindung mit den ſtreng Konſervativen ermöglicht hätten. 

Das Einzige, was die Beſorgniſſe vor einer ſolchen Verbindung 
hätte beſeitigen können, ein Zuſammenſchließen der Gemäßigten 
aller Parteien, trat nicht ein. In den Mitteilungen für die Ver⸗ 
trauensmänner der nationalliberalen Partei wurde am 12. September 
darauf aufmerkſam gemacht, daß das Zentrum, „nach einer Parole 
von hoher kirchlicher Seite“, bereits in Niederſchleſien anfange, ſich 
aufs engſte mit der konſervativen Partei zuſammenzuſchließen, im 
übrigen wurde aber nur angedeutet, daß die Freiſinnigen, nach Löſung 
ihrer Verpflichtungen gegen das Zentrum, ſich nun wieder auf den 
tiefen Gegenſatz des Liberalismus gegen die ultramontanen Be⸗ 
ſtrebungen beſinnen könnten. Und die „Kölniſche Zeitung“ meinte, 
die Rechnung auf Fortdauer des Streits unter den liberalen Parteien 
dürfe ſchwerlich zutreffen. Indes, ein Anſatz zu einer Parteibildung, 
wie fie Fürſt Bismarck in Jeng vorgeſchlagen, zeigte ſich vorläufig 
nirgends; nur Profeſſor Häckel in Jena, der den Fürſten dahin ein⸗ 
geladen hatte, erließ am 5. Auguſt einen ſolchen Aufruf, der raſch 
verhallte. 

Die Beſorguiſſe der gemäßigten Kreiſe vor einer dem Geiſte der 
Gründung des Reichs widerſprechenden Reichstagsmehrheit gründeten 
ſich zum Teil wiederum auf Erſcheinungen unter den preußiſchen 
Polen. Deren Forderungen wurden Anfang Juli, gelegentlich einer 
Reiſe des Kultusminiſters Boſſe nach Poſen, in ſchroffer Weiſe zum 
Ausdruck gebracht. „Graf Caprivi,“ hieß es im „Goniec Wielkopolski“, 
„will Frieden mit den Polen haben; möge er erfahren, um welchen 
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Preis: um den Preis unſerer Rechte! Die Wiener Traktate ſind 
der Ausdruck unſerer Rechte und Pflichten.“ Und dann wurden im 
Poſenſchen weitgehende Forderungen in betreff der Unterrichts— 
ſprache aufgeſtellt. Am 23. Juli ſah ſelbſt der „Reichsanzeiger“ 
ſich veranlaßt, „ein intereſſantes Beiſpiel von Mitteln“ vorzuführen, 
„mit welchen polniſche Agitatoren ihre Zwecke verfolgen.“ Dazu 
ſagte dann der „Dziennik Poznanski“, dieſe lächerlichen Behauptungen 
zeigten, daß die deutſchen Chauviniſten nicht die elementarſten Dinge 
in betreff der Gerechtigkeit verſtänden. Nun riet die „Poſener 
Zeitung“ den maßgebenden Perſonen, zu lernen, wie mißlich es iſt, 
den Polen allzu weit gehende Zugeſtändniſſe zu machen, und der 
„Oberſchleſiſche Anzeiger“ warnte eingehend vor den „großpolniſchen 
Machenſchaften“. In demſelben Ton waren neue Warnungen des 
Fürſten Bismarck gehalten, die bald hiernach, am 1. Oktober, durch 
eine neue Berliner Wochenſchrift: „Die Zukunft“ von M. Harden 
veröffentlicht wurden. Dieſer hatte einen Beſuch in Varzin gemacht 
und dem Fürſten von der Verſöhnlichkeit des neuen Erzbiſchofs 
v. Stablewski geſprochen, der behauptet habe, nicht ſtarrpolniſch zu 
ſein und den Grundſatz zu haben, in Frieden und Eintracht mit den 
Deutſchen zu leben. Darauf habe der Fürſt geäußert: „Die Tonart 
kenne ich! Die iſt nur für den Anfang, um den Kaiſer und die 
Regierung zu beſchwichtigen. Ledochowski hat das eine Weile auch 
ſehr geſchickt gemacht; aber mein Herr Nachfolger brauchte mich doch 
nicht gerade da zu kopieren, wo ich einen Fehler begangen habe;“ die 
ganze Sache laufe darauf hinaus, „daß die Polen Poſen und Weſt⸗ 
preußen nur als Übungsterrain zur Bewahrung ihrer nationalen Be- 
ſonderheiten betrachteten, um fie, wenn die Deutſchen Rußland ge 
ſchlagen, in aller Ruhe in einem ſlawiſchen Staate mit antigermaniſcher 
und antiproteſtantiſcher Spitze weiter zu pflegen“. Nicht eben im 
Widerſpruch hiermit ſtand es, daß wenige Tage hiernach, am 5. Oktober, 
ein großes polniſches Blatt im Poſenſchen als die letzten Grenzen 
der von den Polen mit Sehnſucht erwarteten und als ihr Recht ge⸗ 
forderten Zugeſtändniſſe die Aufhebung der „bekannten Reihe geſetz⸗ 
licher und Verwaltungs⸗Verordnungen“ bezeichnete, durch die den Polen 
der vorzüglichſte Teil ihrer bürgerlichen Rechte „nach den Grund⸗ 
ſätzen brutaler Gewalt, Betrügerei und elender Rabuliſtik“ ge⸗ 
nommen ſeien. 
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Die politiſchen wie alle ſonſtigen öffentlichen Fragen wurden von 
Ende Auguſt an für mehrere Wochen durch den Schrecken verbreitenden 
Ausbruch der Cholera in Deutſchland unterbrochen. Die Krankheit 
war diesmal von Indien aus über Perfien in das ruſſiſche Mittel⸗ 
aſien eingedrungen, war beſonders heftig am kaspiſchen Meere auf- 
getreten und hatte durch die ruſſiſch⸗aſiatiſche Centralbahn raſchere 
Verbreitung als früher gefunden. So nahm ſie zu Lande wie zur 
See ihren Weg nach mitteleuropäiſchen Hafenſtädten, unter denen be⸗ 
ſonders Hamburg ſehr ſchwer zu leiden hatte, und von da nach dem 
Binnenlande. Dank der alsbaldigen und entſchiedenen Ergreifung 
umfaſſender Vorbeugungsmaßregeln, die durch eine vom 17. September 
vom Reichskanzler eingeſetzte Reichskommiſſion beaufſichtigt wurden, 
war bis Mitte Oktober die Gefahr der Weiterverbreitung im ganzen 
beſeitigt. In der bangen Zwiſchenzeit waren faſt alle ſonſt im Herbſt 
ſo zahlreichen Fachverſammlungen und durch kaiſerliche Erlaſſe ein Teil 
der großen Manöver ausgeſetzt worden. 

Als ſich hierauf die Aufmerkſamkeit den großen öffentlichen 
Fragen wieder zuwenden konnte, zeigte ſich, daß durch das entſchiedene 
Vorgehen der ultramontanen Partei nicht bloß politiſche Parteien, 
ſondern auch weite Kreiſe der evangeliſchen Kirche ſich beunruhigt 
fühlten. Dies trat bei manchen Anläſſen hervor, am meiſten aber 
in einem Aufrufe, den der Geſamtvorſtand des „Evangeliſchen 
Bun des zur Wahrung der deutſch-proteſtantiſchen Intereſſen“ am 
11. Oktober aus Eiſenach erließ. In dem Aufrufe hieß es: „Eine 
tiefe Verſtimmung geht durch unſer nationales Leben hin— 
durch, — rätſelhaft bei einem Volke, das vor kaum 20 Jahren das 
Ziel ſeiner politiſchen Sehnſucht erreicht hat und das ſich des Friedens, 
des Wohlſtandes und einer für jede andere große Nation beneidens- 
werten öffentlichen Ordnung erfreut.“ Der Grund liege darin, „daß 
wir von zwei Minderheitsparteien bedrängt ſind, welche alles in 
Frage ſtellen, was uns unſer nationales Leben wert macht, von der 
Sozialdemokratie und dem Ultramontanismus, und daß die 
große Mehrheit unſeres Volks zwar darin einig iſt, beiderlei Tendenzen 
nicht zu wollen, aber in dem, was ſie poſitiv will, der Geſchloſſen⸗ 
heit jener Parteien gegenüber unklar und zerfahren iſt und darum in 
der wohlgegründeten Angſt lebt, trotz ihrer großen Überzahl von den⸗ 
ſelben Niederlage auf Niederlage zu erleiden.“ Auf die ſozialdemokra⸗ 
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tiſche Gefahr ſeien aller Augen gerichtet, die ultramontane dagegen 
werde von wenigen gewürdigt, von manchen aus Mut- und Rat⸗ 
loſigkeit abſichtlich überſehen, hie und da ſogar in eine Hilfe wider 
die Sozialdemokratie umgedeutet. Was die ultramontane Be— 
wegung uns abgewonnen, ſeien Niederlagen des Rechtes und des 
Geſamtwohls. Seit dem unglücklichen Ausgange des Kulturkampfs 
habe ein Syſtem, an deſſen innerer Unwahrheit eigentlich niemand 
zweifle, unter uns Fortſchritte gemacht. „Rom hat den deutſchen 
Staat tief gedemütigt; es darf ungeſtört daran arbeiten, unſer Volk 
in zwei Teile zu zerreißen; es darf das Heimatland der Reformation 
mit einem Netz von Miffionsanftalten und Ordensniederlaſſungen 
immer dichter überſpinnen, die Rückberufung einer von Moral und 
Geſchichte gerichteten Geſellſchaft als Forderung der Freiheit und Ge⸗ 
rechtigkeit auf feine Fahne ſchreiben, nach unſerer Volksſchule die Hand 
ausſtrecken und in unſern Grenzgebieten jede fremdſprachliche Be— 
völkerung gegen unſer Volkstum aufreizen; es darf ſchließlich, wie 
ſoeben durch den Mund des Biſchofs von Mainz geſchehen iſt, 
Kaiſer und Volk öffentlich einladen, den evangeliſchen Glauben zu 
verleugnen, und es wird für das alles mit immer neuen Rückſichten 
und Zugeſtändniſſen belohnt.“ Ein tief beſchämendes Schauſpiel jet 
es, daß eine in ihrem Oberhaupte, in der großen Mehrzahl der 
Fürſten und in faſt zwei Dritteln ihrer Volkszahl dem evangelischen 
Bekenntniſſe angehörende Nation fortwährend in der Beſorgnis 
ſchwebe, die Regierung des führenden Staats möchte ſich in ihrer 
Politik auf dieſe Macht ſtützen, und die idealen Güter der Na— 
tion den äußern Bedürfniſſen des Augenblicks zum Opfer bringen. 
Daran knüpfte der Vorſtand die Aufforderung zum Auſchluß an 
den evangeliſchen Bund für die Sache evangeliſcher Wahrheit und 
Freiheit. 

Dieſer Aufruf an die Evangeliſchen zum Zuſammenſtehen erſchien 
grade, als eine Glaubensfrage die Evangeliſchen in zwei Lager zu 
ſpalten begann. Seit kurzem hatte ſich der Streit über den ferneren 
Gebrauch des apoſtoliſchen Glaubensbekenntniſſes beim Gottes— 
dienfte erhoben und ſtand nun in Flammen. Die Frage hatte ſchon 
1846, 1872 und 1877 in Preußen geſpielt und mit einem Verweis 
des brandenburgiſchen Konſiſtoriums an die Prediger Lisco und Hosbach 
in Berlin geendet. Den Ausgangspunkt für das jetzige Wiederauf⸗ 
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leben der Frage bildete das Auftreten des Pfarrers Schrempf in 
Württemberg (ſ. dort), der im Januar ſeiner Stelle enthoben war, 
weil er den gottesdienſtlichen Gebrauch dieſes Symbolums mit feinem 
Gewiſſen nicht mehr hatte vereinigen können. In Hinblick hierauf 
lag es begreiflich nicht fern, daß Studierende der Theologie ſich mit 
der Frage beſchäftigten, ob ſich vermeiden laſſe, daß ſie ſich vielleicht 
dereinſt in gleiche Lage verſetzt ſähen. Der Profeſſor der Theologie 
Harnack in Berlin wurde von ſeinen Schülern angegangen, ob er 
ihnen raten könne, mit andern preußiſchen Studierenden der Theologie 
aus Anlaß jenes Falles den evangeliſchen Oberkirchenrat um Ent⸗ 
fernung des Apoſtolikums aus der Verpflichtungsformel der Geiſt⸗ 
lichen und aus dem gottesdienſtlichen Gebrauche zu erſuchen. Harnack 
riet von dem Geſuche ab, im weſentlichen weil Studierende in ſolchen 
Fragen überhaupt nicht öffentlich ein Urteil abgeben ſollten. Dieſe 
Antwort veröffentlichte er aufangs Auguſt in der Leipziger Wochen⸗ 
ſchrift „Die chriſtliche Welt“ und er regte im Auſchluß hieran 
die Frage nach der Geltung und dem Gebrauche des Apoſtolikums 
wieder an. Er ſprach die Anſicht aus, daß es der evangeliſchen Kirche 
ziemen würde, an die Stelle des Apoſtolikums oder neben es ein 
kurzes Bekenntnis zu ſetzen, welches das in der Reformation und in 
der ihr folgenden Zeit gewonnene Verſtändnis des Evangeliums deut⸗ 
licher und ſicherer ausdrücke und zugleich die Anſtöße beſeitige, die 
dieſes Symbol in ſeinem Wortlaute vielen ernſten und aufrichtigen 
Chriſten, Laien und Geiſtlichen biete. Die Anregung hatte zur Folge, 
daß ſich im Laufe des September und Oktober einige Kreisſynoden 
und Paſtoralkonferenzen in der Provinz Brandenburg ſowie eine 
große Anzahl einzelner Geiſtlichen öffentlich für den andauernden 
Gebrauch dieſes Symbols ausſprachen, zum Teil unter Ausdrücken 
der Gereiztheit. Die Kreisſynode der Grafſchaft Stolberg⸗Roßla 
erſuchte ſogar den Oberkirchenrat, dieſem Streben „ungläubiger Pro⸗ 
feſſoren an unſeren Univerſitäten“ mit allen Mitteln entgegenzutreten. 
Die Paſtoralkonferenz zu Frankfurt a. O. ſprach von Unglauben, Un⸗ 
verſtand und unerhörtem Verhalten von Profeſſoren der Theologie; 
der Vorſtand der evangeliſch⸗lutheriſchen Konferenz in der preußiſchen 
Landeskirche ſagte am 17. September in einer öffentlichen Erklärung, 
jeder Verſuch, das Apoſtolikum für den kirchlichen Gebrauch zu be⸗ 
ſeitigen, ſei „ein Schlag in das Angeſicht der Kirche Chriſti“ und der 
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Satz, daß der Sohn Gottes empfangen ſei von dem heiligen Geiſte, 
geboren von der Jungfrau Maria, ſei „der Eckſtein, an welchem 
alle Weisheit dieſer Welt zerſchellen wird“. Dieſe Kundgebungen 
hatten wiederum zur Folge, daß am 5. Oktober eine Reihe von 
evangeliſchen Geiſtlichen aus den verſchiedenſten Teilen des Reichs in. 
Verbindung mit Profeſſoren der Univerſitäten zu Bonn, Breslau, 
Gießen, Göttingen, Halle, Heidelberg, Jena, Leipzig, Marburg und 
Tübingen auf ihrer Verſammlung in Eiſenach die offene Erklärung 
erließen, ſie dächten nicht daran, der Kirche das Apoſtolikum nehmen 
zu wollen, beſtritten aber, daß deſſen Geltung in der Kirche und ſein 
kirchlicher Gebrauch Geiſtliche und Laien in juridiſcher Weiſe zur An⸗ 
erkennung aller ſeiner einzelnen Sätze verpflichte. Profeſſor Harnack 
wies in einer beſonderen Schrift die ihm gemachten Vorhalte zurück 
und ſuchte insbeſondere darzulegen, daß obige Behauptung vom „Eck— 
ſtein“ dem Urchriſtentum widerſtreite und den Glauben verwirre. 
Organe der ſtrengkirchlichen und ſtrengkonſervativen Partei ſetzten mit 
Eifer den Kampf fort, gleichwie wenn darauf ausgegangen würde, 
der Kirche jene Bekenntnisform zu entziehen; der Berliner „Reichsbote“ 
insbeſondere ſprach von Arianismus, und die katholiſche „Germania“ 
zog den Streit auf das politiſche Gebiet; es ſei dieſelbe Sache wie beim 
Schulgeſetz, auf die Dauer werde man ſich der Wahl, Chriſtentu m 
oder Antichriſtentum, nicht entziehen können, die Scheidung der 
Geiſter vollziehe ſich unaufhaltſam. Die Aufregung der Orthodoxen 
ſetzte ſich noch längere Zeit fort; eine Verſammlung evangeliſcher 
Vereine in Berlin erließ am 13. Oktober nach einer Rede des 
früheren Hofpredigers Stöcker eine Erklärung des Bedauerns, daß 
Harnack die Geltung des Apoſtolikums zu erſchüttern ſuche und ent- 
nahm „dem erneuten Anſturm“ die Erkenntnis der die Kirche be⸗ 
drohenden Gefahren. Auch die Antworten von der andern Seite 
blieben nicht aus. Profeſſor Ziegler in Straßburg führte in der 
Berliner „Nation“ aus, vom Beſten und Schönſten, was das 
Chriſtentum uns gebracht, ſei in jenem Symbolum keine Rede, da⸗ 
gegen ſtehe das, was es biete, „faſt durchweg mit der modernen 
Weltanſchauung und den Überzeugungen nicht nur der wiſſenſchaftlich 
Gebildeten in ſo direktem und ſchneidendem Widerſpruch, daß unſere 
Zeitgenoſſen ſich nicht mehr daran binden laſſen können und dürfen“. 
Die heſſiſche Landesſynode in Kaſſel erhob ſich am 27. Oktober für 
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das Apoſtolikum, und zum Schluß ihrer Sitzungen ſagten es die Mit⸗ 
glieder im Chor her. 

Eine gewiſſe Pauſe trat in dieſem ſehr lebhaft gewordenen 
Streite ein durch eine große Feier des Reformationsfeſtes in 
Wittenberg. Die Ausbeſſerung und Herſtellung der dortigen Schloß⸗ 
kirche, an deren Thür Luther die Theſen angeſchlagen hatte, war 
vollendet, und der Oberkirchenrat verkündigte am 25. September, daß 
die feierliche Einweihung am 31. Oktober in Gegenwart des Kaiſers 
vollzogen werden ſolle. Aber bevor wir dieſen dort auftreten ſehen, 
haben wir einiges über ihn nachzuholen. 

Den Kaiſer ſahen wir im Herbſt einer Reihe von militäriſchen 
Vorgängen ſich widmen. Die Herbſtparade des Gardekorps, die er 
am 18. Auguſt abnahm, gewährte auch diesmal ein glänzendes 
Schauſpiel. Ihm wohnten in kaiſerlichen Wagen die Mitglieder einer 
Abordnung aus Helgoland als Zuſchauer bei. Der Kaiſer behandelte 
dieſe Fiſcher als feine Gäſte und ließ deren Alteſten goldene Uhren 
verehren. Bei dem an dieſe Parade ſich anſchließenden Feſtmahle 
brachte der Kaiſer einen Trinkſpruch auf den Kaiſer von Oſterreich 
aus, der an dieſem Tage ſein 62. Lebensjahr vollendete. Dieſer rage, 
jo hieß es in dem Toaſt, als ein leuchtendes Vorbild militäriſcher 
und Herrſchertugenden ſowie edelſter Pflichterfüllung hervor und das 
Bündnis Deutſchlands mit ihm ſei der ſicherſte Hort des europäiſchen 
Friedens. Am 2. September war der Kaiſer bei Manövern in der 
Gegend von Pyritz im hinterpommerſchen Bezirk Stargard, dann 
begab er ſich über Swinemünde zum Marinegeſchwader bei Herings- 
dorf und ließ dieſes nördlich von Rügen manövrieren, während er 
ſelbſt ſich auf dem Admiralſchiff „Mars“ befand. Vom 10. bis 
12. September war er bei Manövern in der Gegend von Frank⸗ 
furt a. O. Dann eilte er nach dem Marmorpalais bei Potsdam 
zurück, wo die Kaiſerin ſeit einiger Zeit wohnte, und hier beſchenkte 
ſie ihn am 13. September mit dem ſiebenten Kinde, einer Prin⸗ 
zeſſin. Am 15. September wohnte der Kaiſer Manövern der 
3. Diviſion in der Gegend von Anklam bei, am 18. September 
beſuchte er ſeine Mutter vor ihrer Reiſe nach Italien in Homburg 
und nahm am 23. September behufs Hirſch⸗Jagden mehrtägigen 
Aufenthalt im Jagdſchloß Rominten in der gleichnamigen Heide 
unweit der ruſſiſchen Grenze. Durch Erlaß vom 21. September 
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ſprach er ſeine Befriedigung über Bildung eines Komitees in Berlin 
zur Unterſtützung der durch die Cholera heimgeſuchten Hamburger 
aus und am 24. September brachte der „Reichsanzeiger“ einen Erlaß 
des Kaiſers, enthaltend den Dank des Kaiſerpaares für die aus. 
Anlaß der Geburt einer Tochter ihm zugegangenen zahlreichen Segens⸗ 
wünſche. Prinz Friedrich Leopold und der Bruder der Kaiſerin, 
Herzog Ernſt Günther von Schleswig-Holftein, beteiligten ſich An⸗ 
fang Oktober an einem in weiten Kreiſen mit großem Intereſſe ver⸗ 
folgten militäriſchen Diſtanzritt zwiſchen Berlin und Wien. Seiner 
Trauer über das plötzliche Ableben des Vizeadmirals Deinhard am 
6. Oktober gab der Kaiſer durch Erlaß an den in Wilhelmshaven 
kommandierenden General herzlichen Ausdruck. Sein Erlaß vom 
7. Oktober mit der Begrüßung an den neugewählten Oberbürger⸗ 
meiſter Zelle von Berlin zerſtreute die verbreitet geweſenen Gerüchte 
über ſeine Abueigung gegen die Wahl eines Liberalen. Am 11. Ok⸗ 
tober traf der Kaiſer in Wien ein, vom Hofe und der Bevölkerung. 
aufs freundlichſte empfangen. Er ſchritt gleich am Bahnhof die lange 
Reihe der deutſchen „Diſtanzreiter“ ab, beſuchte die Witwe ſeines 
Freundes, des Kronprinzen Rudolf, und überreichte nach dem Feſt 
diner in Schönbrunn dem Miniſterpräſidenten Grafen Taaffe die 
Abzeichen des Schwarzen Adlerordens. Folgenden Tags beſuchte er 
mit dem Kaiſer Franz Joſeph das kunſtgeſchichtliche Muſeum, auch 
beſichtigte er die Cholerabaracke der freiwilligen Rettungsgeſellſchaft 
und begab ſich am 13. mit dem Erzherzoge Franz Ferdinand zur 
Jagd auf die Donauinſel „Am Kreuzgrund“. Auf dem Hinterdeck 
des mit Blumen geſchmückten Dampfers war ein prächtiges Zelt für 
die Jagdgeſellſchaft aufgeſchlagen. Vor ſeiner Abreiſe von Wien 
verlieh der Kaiſer dem Erzherzoge Friedrich den Schwarzen Adler⸗ 
orden. An dem Tage, an welchem ſein Vater das 61. Lebensjahr 
zurückgelegt haben würde, den 18. Oktober, begab ſich der Kaiſer in 
der Frühe in die Friedenskirche zu Potsdam und legte am Sarge 
Kaiſer Friedrichs einen Kranz nieder. Um Mittag fand die feierliche 
Grundſteinlegung für die Kaiſer Fried rich-Gedächtniskirche 
im Berliner Tiergarten ſtatt. Die üblichen Hammerſchläge erfolgten 
unter dem Geſange des Lutherliedes; auf den Kaiſer folgte die Prin⸗ 
zeſſin Friedrich Leopold im Namen ihrer kaiſerlichen Schweſter, dann 
noch eine Reihe von Fürſtlichkeiten, der Reichskanzler, die Minifter 
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und viele ſonſtige hohe Beamte. Von hier begaben ſich die Fürſtlich⸗ 
keiten nach Spandau zur feierlichen Enthüllung eines Denkmals, 
welches die dortigen Bürger dem Kaiſer Friedrich errichtet hatten. 
Dieſer iſt dargeſtellt in Küraſſier⸗Uniform, den Helm auf dem Haupte 
und den Feldmarſchallsſtab in der Hand. Am Sockel befinden ſich 
Reliefs aus dem Leben des Kaiſers und ſeinen Beziehungen zu 
Spandau. Am 21. Oktober wurde in Rummelsburg bei Berlin die 
unter dem Protektorat der Kaiſerin vom evangeliſch⸗kirchlichen Hilfs⸗ 
verein erbaute Erlöſerkirche geweiht. Die Geiſtlichkeit und die 
höchſten Beamten empfingen den Kaiſer und die Prinzeſſin Friedrich 
Leopold an der Kirchenthür. Erſterer nahm die Kirchenſchlüſſel ent⸗ 
gegen und begab ſich unter Vorantritt der Geiſtlichkeit in das Gottes⸗ 
haus. Zum 34. Geburtstag der Kaiſerin, am 22. Oktober, brachte 
das Muſikorps der Gardejäger derſelben in Potsdam eine Morgen⸗ 
muſik und nachmittags um 5 Uhr fand in der Jaspis⸗Gallerie des 
Neuen Palais die Taufe der am 13. September geborenen Kaiſer⸗ 
tochter mit beſonderer Feierlichkeit ſtatt. An der Seite des Tauf⸗ 
altars nahm die Kaiſerin, umgeben von ihren ſechs jugendlichen 
Söhnen, unter einem votfammtnen, mit dem preußiſchen Adler ge⸗ 
ſchmückten Baldachin Platz. Auf dem Tauftiſch vor dem Altar ſtand 
das goldene Taufgerät, das an derſelben Stelle zum erſten Male bei 
der Taufe des Kaiſers Friedrich benutzt war. In glänzendem Feſtzuge 
nahten die Fürſtlichkeiten, darunter als Paten die Großherzogin von 
Baden, die Prinzeſſin Friedrich Leopold, der Großherzog von Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz, Prinz Leopold, Herzog Karl Theodor in Baiern, Herzog 
Karl Ferdinand von Schleswig⸗Holſtein⸗Glücksburg nebſt Gemahlinnen 
und die Großherzogin⸗Mutter Marie von Mecklenburg⸗Schwerin. Die 
abweſenden Paten, nämlich die Königinnen von Großbritannien und 
Spanien, ſowie die Könige von Württemberg und Dänemark ließen 
ſich durch ihre Geſandten vertreten. Die Taufrede hielt der General- 
ſuperintendent Dryander, umgeben von der ganzen Hofgeiftlichkeit 
Berlins und Potsdams. Die Prinzeſſin erhielt die Namen Viktoria 
Luiſe Adelheid Mathilde Karoline. Hiernach fand im angrenzenden 
Salon eine Defilierkour vor der Kaiſerin ſtatt, an deren Seite die 
junge Tochter in der reichgeſchmückten Wiege des Hohenzollernhauſes 
lag. Beim Feſtmahle im Marmorſaale brachte der Kaiſer einen 
Toaſt auf ſeine Tochter aus. Im Anſchluß daran dankte der Groß⸗ 
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herzog von Mecklenburg⸗Strelitz namens aller Paten für die ihnen 
erwieſene Gunſt, feierte die Kaiſerin als Geburtstagskind und Tauf⸗ 
mutter und hob ſcherzeud hervor, daß die lebhaften Außerungen der 
Kaiſertochter beim Taufakte wohl Ausſicht auf eine erfolgreiche Zu⸗ 
kunft böten. Zur Unterbringung der zahlreichen Taufgeſchenke dienten 
mehrere Salons. Eine der herrlichſten Gaben bildete das Blumen⸗ 
gebinde, das vom italieniſchen Königspaar aus Monza geſandt war. 
Aus Anlaß des Tages wurden einer Anzahl weiblicher Perſonen, die 
ſich gegen die Strafgeſetze vergangen hatten, die verwirkten, noch un⸗ 
vollſtreckten Freiheits- und Geldſtrafen erlaſſen. Gegen 400 ſolcher 
Perſonen wurden am Morgen dieſes Tages in verſchiedenen Landes⸗ 
teilen in Freiheit geſetzt. In deu nächſten Tagen wurde mit der 
Räumung der königlichen Gruft in dem zum Abbruch beſtimmten 
Dome zu Berlin begonnen. Nächtlich wurden die 88 Särge nach 
dem Juterimsdom und der Garniſonkirche gebracht. Dem Grafen 
Emmerich Szechenyi, der aus ſeiner ſeit 1879 bekleideten Stellung 
eines öſterreichiſch-ungariſchen Botſchafters ausſchied, ſchenkte der Kaiſer 
ſeine in Marmor ausgeführte Büſte. Deſſen Nachfolger, v. Szö⸗ 
gyeny, früherer Lehrer des verſtorbenen Kronprinzen Rudolf, ward 
am 23. Oktober mit großer Feierlichkeit in Audienz empfangen. 
Nunmehr nahte das Feſt in Wittenberg. Der Kaiſer hatte 
ſchon am 14. Oktober die Stadt mit einem Beſuche überraſcht. Er 
fuhr vom Bahnhofe direkt zur Schloßkirche. Beim Eintritt brauſte 
ihm das Lutherlied, von der Orgel geſpielt, entgegen. Er war von 
der Schönheit der Kirche ſichtlich überraſcht. Beſonders gefiel ihm 
der Altar aus Kalkſtein, die eichengeſchnitzte Kanzel und der für ihn 
beſtimmte Kaiſerſtuhl. Dann beſtieg er das Orgelchor und ließ, 
ſtill über die Brüſtung gelehnt, einige Minuten den Geſamteindruck 
der Kirche auf ſich wirken. Seine Reiſe zur Jagd nach Blanken— 
burg am 24. Oktober benutzte der Kaiſer wiederum zu einem Ab⸗ 
ſtecher nach Wittenberg, der ſich zu einer Art Probe der bevor⸗ 
ſtehenden Feierlichkeit geſtaltete. Als der Kaiſer, an der Thür der 
Schloßkirche vom Miniſter Boſſe begrüßt, dieſe betrat, wurde er vom 
Poſaunenchor mit der Gluckſchen Motette „Hoch thut Euch auf“ 
empfangen. Der Präſident des Oberkirchenrats verlas dann vor 
dem Altar den 121. Pſalm „Ich hebe meine Augen auf“, worauf 
der Domchor die Motette „Du Hüter Israels“ anſtinnnte. Wieder⸗ 
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holt gedachte in dieſen Tagen der Kaiſer der Begeiſterung, mit der 
ſein Vater die Pläne für den Ausbau der Schloßkirche verfolgt hatte, 
und wiederholt ſprach er ſein Bedauern aus, daß es dem Kaiſer 
Friedrich nicht vergönnt ward, den Ehrentag der evangeliſchen 
Chriſtenheit zu erleben. 

Zur Feier der Einweihung der ſeit 1883 reſtaurierten, 1499 
erbauten Schloßkirche zu Wittenberg hatte der deutſche Kaiſer alle 
proteſtantiſchen Fürſten des In- und Auslandes auf den 
31. Oktober eingeladen, den Tag, an dem vor 375 Jahren Luther 
ſeine 95 Theſen an die Thür dieſer Kirche anſchlug. Eine zahlloſe 
Menge aus allen Teilen Deutſchlands, beſonders aus der Provinz 
und dem Königreich Sachſen hatte ſich an dieſem Tage in der Luther⸗ 
ſtadt eingefunden. Um 11 Uhr traf das Kaiſerpaar im Sonderzuge 
ein. Der Kaiſer in der Uniform der Gardes du Corps fuhr in 
offenem Vierſpänner, von vieltauſendſtimmigem Hurra begrüßt, nach 
dem Rathauſe, während die Kaiſerin mit dem Kronprinzen, der 
Prinzeſſin Friedrich Leopold und der Erbprinzeſſin von Meiningen 
ſich direkt in die Kirche begab. Vor dem Rathauſe begrüßte der 
Bürgermeiſter den Kaiſer. Er wies in dieſer Anſprache darauf 
hin, welch wunderbare Wege Gott das deutſche Volk geführt habe 
von dem Tage, an dem Kaiſer Karl V. in dieſe Stadt einzog, bis 
heute. Die Geſchichte der Schloßkirche ſei mit Recht eine deutſche 
Reichs⸗ und Kirchengeſchichte im verjüngten Maßſtabe genannt worden. 
In ſeiner Antwort ſagte der Kaiſer, er wolle halten, was ſein 
Großvater und ſein Vater gelobt, und er freue ſich, das ausgeführt 
zu ſehen, was ſein Vater mit beſonderer Liebe erſtrebte. Nunmehr 
begrüßte der Kaiſer die erſchienenen Fürſten auf der Eſtrade. Die 
auswärtigen evangeliſchen Fürſten waren nicht ſelbſt erſchienen, 
ſondern ließen ſich vertreten, insbeſondere die Königin von Groß⸗ 
britannien durch ihren Enkel, den Herzog von York, der Konig von 
Schweden durch feinen Sohn, den Kronprinzen Guftav, die Königin 
der Niederlande durch ihren Geſandten, der König von Dänemark 
durch den Prinzen Johann von Glücksburg. Unter den Klängen des 
Lutherliedes und dem Geläute der Glocken trat der Kaiſer den 
Gang zur Schloßkirche an. Ihm folgten die zahlreichen Fürſtlich⸗ 
keiten und die Vertreter der freien Städte. Nach Ankunft des 
Zuges an der denkwürdigen Theſenthür betrat der Kaiſer die Eſtrade 
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des vor ihr errichteten, mit preußiſchen Adlern geſchmückten Zeltes, 
in dem nun die Übergabe des Schlüſſels ftattfand. Nach dem Ein- 
tritt des Feſtzugs in die Kirche nahm der Kaiſer auf dem erhöhten 
Chor neben dem Altar Platz, die Kaiſerin gegenüber auf der Empore, 
in der Nähe des Altars die Vertreter der fremden Souveräne, auf 
beiden Langſeiten des Altars die deutſchen Fürſten und die Bürger⸗ 
meiſter der freien Städte. Von erſteren waren nicht perſönlich er⸗ 
ſchienen: Der König von Württemberg, der auf die Nachricht vom 
Ableben der Königin Olga die ſchon angetretene Reiſe unterbrochen 
hatte und heimgekehrt war; ferner der Großherzog von Baden wegen 
Unwohlſeins, der Großherzog von Schwerin wegen längeren Leidens, 
ſodann der Herzog von Meiningen und der Fürſt von Schaumburg⸗ 
Lippe. Dieſe alle aber hatten ihren nächſten Angehörigen geſandt. 
Die Orgel ſtimmte an „Komm heilger Geiſt“, worauf General- 
ſuperintendent Schulz die Weiherede hielt. Während des Gebets, 
mit dem ſie endete, kniete mit dem Kaiſer die ganze Verſammlung 
nieder. Der Feſtgottesdienſt wurde durch den Geſang des Domchors 
„Jauchzet dem Herrn alle Welt“ eingeleitet, worauf das Lutherlied 
die geweihten Hallen erfüllte. Hofprediger Vieregge mahnte in der 
Predigt zum Feſthalten an den Grundſätzen der Reformation im 
Glauben und Wandel. Hiernach begaben ſich alle Fürſtlichkeiten und 
Gäſte nach dem Lutherhauſe, in deſſen oberen, einſt von Luther 
bewohnten Räumen der Kaiſer die urkundliche Aufzeichnung über den 
ſtattgehabten Weiheakt verlas, der dann von allen unterzeichnet wurde. 
Vor dem Hauſe war eine Tribüne errichtet, von der aus die 
Majeſtäten mit ihren Gäſten die von den Bewohnern Wittenbergs 
und der Umgegend veranſtaltete Huldigung eines geſchichtlichen 
Feſtzugs entgegennahmen. Der Vorübergang währte bei herrlichſtem 
Wetter eine Stunde. Die einzelnen maleriſch geordneten Gruppen 
ſtellten die in der Geſchichte der Lutherſtadt beſonders merkwürdigen 
Epochen dar. Vor Auflöſung des Feſtzugs hob der Hofprediger 
Faber aus Berlin in einer Anſprache hervor, daß dieſer Tag dazu 
angethan ſei, die Schmach auszugleichen, die einſt der Wormſer 
Reichstag durch die Achtung Luthers auf ſich geladen habe, und er- 
mahnte die Verſammelten, daß dieſe Feier wirken ſolle zur Stärkung 
des evangeliſchen Bewußtſeins und zum erneuten Wirken im alten 
evangeliſchen Geiſte. Es folgte in den oberen Sälen des Lutherhauſes 
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eine Frühſtückstafel von 450 Gedecken, wobei der Kaiſer eine längere 
Anſprache hielt. Er begann alſo: 

„Im dankbaren Aufblick zu Gott dem Herrn, der Uns in Seiner 
Gnade das heutige Feſt bereitet, erhebe Ich den Pokal, den die Stadt 
Wittenberg dem Reformator Dr. Martin Luther zu ſeiner Hochzeit 
im Jahre 1525 dargebracht hat. Es war dies die Zeit, zu welcher 
die Reformation in den deutſchen Landen bereits feſten Fuß gefaßt 
hatte. Wittenberg, die Wiege und Werkſtatt der deutſchen Reformation, 
ward reich an Ruhm und Ehren. Kein Wunder, daß bei dem 
Herannahen der 400 jährigen Wiederkehr des Geburtstages Luthers 
die Augen der evangeliſchen Welt ſich abermals hierher nach Witten⸗ 
berg lenkten und der Gedanke Geſtalt gewann, die Schloßkirche, 
welche die Stätte der erſten reformatoriſchen That geweſen und in 
der neben den irdiſchen Überreſten der erſten Schirmherren der 
evangeliſchen Kirche die Gebeine Luthers und Melanchthons ruhen, 
würdig wiederherzuſtellen.“ Dann berührte der Kaiſer, was ſeine 
beiden Vorgänger zu dieſem Zweck gethan und fuhr alſo fort: 
„Uns aber, dem lebenden Geſchlechte, ſoll die erneute Schloßkirche 
nicht nur ein Zeichen der Erinnerung ſein an vergangene Zeiten, 
ſondern ſie iſt und bleibt Uns eine ernſte Mahnung für Gegenwart 
und Zukunft. Denn ſie iſt Uns der beredte Ausdruck des Segens, 
den Gott Uns durch die evangeliſche Kirche geſchenkt hat und täglich 
aufs neue darreicht. Dieſen Segen nicht verkümmern zu laſſen, ihn 
dankbaren und gläubigen Herzens zu bewahren und zu pflegen, iſt 
Unſere Aufgabe. Denn auf dem gläubigen Feſthalten an der ewigen 
Wahrheit des Evangeliums ruht unſere Hoffnung im Leben und im 
Sterben. Wir haben Unſeren Glauben heute vor Gottes Angeſicht 
aufs neue bekannt und wir vergeſſen es nicht, daß dieſes Be— 
kenntnis Uns auch heute noch mit der geſamten Chriſtenheit ver⸗ 
bindet. In ihm liegt ein Band des Friedens, welches auch über 
die Trennung hinüberreicht. Es giebt in Glaubens ſachen 
keinen Zwang. Hier entſcheidet allein die freie Überzeugung des 
Herzens, und die Erkenntnis, daß ſie allein entſcheidet, iſt die geſegnete 
Frucht der Reformation. Wir Evangeliſchen befehden niemand um 
ſeines Glaubens willen. Aber wir halten feſt an dem Bekenntniſſe 
des Evangeliums bis in den Tod. Das iſt Meine Zuverſicht, 
Mein Gebet und Meine Hoffnung. Darin beſtärkt Mich der Geiſt, 
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der dieſe Feſtverſammlung ſichtlich durchweht.“ Den Schluß der 
Feſtlichkeiten bildete die Aufführung des Herrigſchen Lutherfeſtſpiels. 
Zur Erinnerung an die Feier ließ der Kaiſer eine Denkmünze 
herſtellen. 

Die kaiſerliche Rede in Wittenberg enttäuſchte Diejenigen, die 
eine derbe Zurückweiſung der ultramontanen Kundgebungen erwartet 
hatten, und es gab Stimmen, die des Kaiſers „vorſichtiges Vermeiden 
von allem, was das Zentrum und die katholiſche Kirche hätte ver- 
letzen können“, ungern vermerkten; enttäuſcht fühlten ſich auch alle, 
die bei dieſer Gelegenheit einen Ausſpruch „gegen Harnack“ er— 
hofft hatten; im ganzen aber wirkte der friedliche Charakter der Rede 
befriedigend, und wenn darin auch eine Feſthaltung am Apoſtolikum 
erblickt werden konnte, ſo zeigten ſich doch weite Kreiſe durch die 
Entſchiedenheit des Auftretens gegen Glaubenszwang beruhigt. 
Auf katholiſcher Seite erkannte man an, daß der antikatholiſche 
Charakter der Feier wenig hervorgetreten ſei, unverkennbar war aber 
gleichwohl hier ein Unbehagen über die bloße Thatſache dieſer Feier; 
eins der größten katholiſchen Blätter meinte, die lutheriſche Reformation 
ſei in ihrem naturgemäßen Niedergang „bei ihrer Götterdämmerung 
angekommen“ und vergeblich wende man ſich an Luthers Geiſt, um 
die ungläubig gewordene proteſtantiſche Welt zurückzuführen. Die 
römiſche »Voce de la verita« griff ſogar den Kaiſer an, weil er 
einen „Rebellen und Deſerteur“ verherrlicht habe; zum Glück ſtehe 
aber heute der Papſt als Triumphator da, während der Proteſtantismus 
längſt tot ſei. Die Bewegung bezüglich des Apoſtolikums erhielt 
am 25. November einen formellen Abſchluß durch einen Erlaß des 
Oberkirchenrats an die Generalſuperintendenten, den auch der 
evangeliſche Feldprobſt den evangeliſchen Militärgeiſtlichen zugehen 
ließ. In dem Erlaſſe war beklagt, daß durch Harnacks Antwort an 
Studierende bei vielen evangeliſchen Geiſtlichen und in weiten Kreiſen 
des evangeliſchen Volks eine tiefe Beunruhigung hervorgerufen ſei, 
indem man durch jene Außerungen „den Vollbeſtand des Chriſten⸗ 
glaubens, insbeſondere auch die zum Grundbeſtande gehörige Lehre 
von der Menſchwerdung des Sohnes Gottes für gefährdet erachtet.“ 
Gegenüber dieſen Befürchtungen wurde auf „die erhebende Bekenntnis⸗ 
that“ des Kaiſers in Wittenberg hingewieſen, wonach „auch das 
Glauben an den Menſch gewordenen Gottesſohn, als dem gemein⸗ 
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ſamen Bande der chriſtlichen Kirche, zu ſchlichtem, aber beſtimmtem 
Ausdruck gebracht iſt“ und in den weiteſten Kreiſen des evangeliſchen 
Volks lauten Wiederhall gefunden habe. Übrigens beſtehe der Satz 
„Empfangen vom h. Geiſt“ u. ſ. w., nach dem Urteil zahlreicher 
hervorragender Vertreter der theologiſchen Wiſſenſchaft, „noch immer 
die Probe der Wahrheit.“ Eine Entfernung des Apoſtolikums aus 
dem gottesdienſtlichen Gebrauche oder auch nur eine Freigebung an 
die Willkür der Einzelgemeinde würde das Rechtsbewußtſein der 
landeskirchlichen Gemeinde verletzen. Durch dieſen Abſchluß der 
Frage war es den ſtreng Konſervativen benommen, ſie fernerhin 
politiſch zu verwerten. Über den Wert der Bekenntnisformeln vom 
echt chriſtlichen Standpunkt ſprach ſich der Prediger v. Soden in 
Berlin in einer Schrift „Und Frieden auf Erden“ in einer für beide 
Streitteile beherzigenswerten Weiſe aus. 

Neben den kirchlichen Fragen wandte ſich die öffentliche Auf- 
merkſamkeit im Herbſt vornehmlich dem in Ausficht ſtehenden Plane 
der Regierungen wegen abermaliger Vermehrung des deutſchen 
Heeres zu. Je näher die Zeit der parlamentariſchen Tagungen 
wieder heranrückte, um ſo dringlicher machte ſich der Wunſch nach 
baldiger Kenntnis dieſes Planes geltend. Seit Ende September 
wurden in der Preſſe aller Parteien die hierbei vermutlich in Betracht 
kommenden Fragen aufs lebhafteſte beſprochen, namentlich unter 
Berücksichtigung des Falles, daß ſich im Reichstage eine Mehrheit 
aus den Parteien zuſammenfinden könne, die beim preußiſchen Schul⸗ 
geſetze geſcheitert waren. Die Beſprechungen drehten ſich vor allem 
um die Frage, ob Deutſchland überhaupt eine höhere finanzielle 
Leiſtung für militäriſche Zwecke vertragen und wie weit die Ein⸗ 
führung der zweijährigen Dienſtzeit möglich ſein werde. Als nun 
im Anfang Oktober die Militärvorlage vom Reichskanzler dem 
preußiſchen Staatsminiſterium zur Kenntnisnahme zuging, 
wurde in der ganzen politiſchen Preſſe die Frage behandelt, ob nicht 
vielmehr in erſter Linie dieſes Staatsminiſterium zur ſachlichen 
Prüfung berufen geweſen wäre. Man wollte von einem Zwieſpalt 
zwiſchen ihm und dem Reichskanzler wiſſen, ſprach auch wohl ſchon 
von einer „Kriſis“, einem Gegenſatze zwiſchen dieſem und dem 
Miniſterpräſidenten Graf Eulenburg und begann einen Unterſchied 
zwiſchen dem Kaiſer und dem König von Preußen zu machen. 
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Nachdem dann die „Nordd. Allg. Ztg.“ Ausführungen von 
offenbar kundiger Seite gebracht hatte, wonach die Regierungen die 
zweijährige Dienſtzeit aus politiſchen Gründen angenommen 
hätten, wurde das Verlangen nach Veröffentlichung des Entwurfs 
immer größer und die „Köln. Ztg.“ ſprach am 23. Oktober von 
Geheimniskrämerei, aber folgenden Tags veröffentlichte ſie den 
Entwurf. 

Der Geſetzentwurf ſetzte die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen 
Heeres an Gemeinen, Gefreiten und Obergefreiten für die Zeit vom 
1. Oktober 1893 bis zum 31. März 1899 auf 492068 Mann als 
Jahresdurchſchnittsſtärke feſt, während fie jetzt 486983 Mann ein⸗ 
ſchließlich der Unteroffiziere beträgt. Die Infanterie ſoll in 711 
Bataillone ſtatt bisher 538; die Kavallerie ſtatt in 465, in 477 
Eskadrous; die Feldartillerie, ſtatt in 434, in 494 Batterien; die 
Fußartillerie, ſtatt in 31, in 37 Bataillone; die Pioniere in 24, 
ſtatt bisher 20 Bataillone; die Eiſenbahntruppen in 7, ſtatt in 
5 Bataillone eingeteilt werden, der Train wie bisher 21 Ba⸗ 
taillone haben. Der Durchſchnittsſtärke liegt die Vorausſetzung zu 
Grunde, daß die Mannſchaften der Fußtruppen im allgemeinen zu 
einem zweijährigen aktiven Dienſt bei der Fahne herangezogen werden. 
In der Begrün dung wurde betont, daß eine geſetzliche Regelung 
nötig iſt, weil die 1890 getroffene letzte Regelung nur bis zum 
1. April 1894 Geltung hat. Dann heißt es, die militäriſche Lage 
habe ſich zu Ungunſten Deutſchlands verſchoben; unſer Übergewicht 
ſei geſchwunden, weil wir in der allgemeinen Militärpflicht von den 
Nachbarn überholt ſeien; zur Bewahrung unſerer Sicherheit ergebe 
ſich als einziges Mittel die volle Ausnutzung unſerer nationalen 
Wehrkraft. Es müſſe eine Organiſation geſchaffen werden, die alle 
wirklich Dienſttauglichen aufnimmt. Zu erreichen ſei dies nur durch 
Verkürzung der aktiven Dienſtzeit. Das ſei kein Bruch mit der 
Vergangenheit, denn grundſätzlich ſolle die dreijährige Dienſtzeit er⸗ 
halten werden, für durchführbar werde aber eine kürzere Dienftzeit 
bei den Fußtruppen gehalten inſofern durch die Organisation die 
Sicherheit geboten werde, die Ausbildung intenſiver zu geſtalten als 
bisher. Infolge deſſen müßten die Kadettenkorps, die Unteroffizier⸗ 
ſchulen⸗ und Vorſchulen erweitert, die Kapitulantenlöhne erhöht und 
ein Kapitulanten⸗Handgeld eingeführt werden; die Ausbildung der 


Geſetzentwurf über d. Friedenspräſenzſtärke d. deutſchen Heeres. 143 


Erſatzreſerviſten im heutigen Sinne falle fort. Bei einem künftigen Re⸗ 
krutenbedarf von rund 235000 Mann werde Deutſchland, unter Zurech⸗ 
nung von 9000 Freiwilligen, in 24 Jahrgängen bezüglich der Zahl der 
ausgebildeten Mannſchaften und nach Abzug von 25 Prozent Ausfall, 
Frankreich um etwas überflügeln, das an der äußerſten Grenze der 
Heranziehung ſeiner Wehrfähigen angelangt ſei, und hinter Rußland 
nicht mehr erheblich zurückbleiben. Die einmaligen Ausgaben waren 
in dem Entwurfe auf 66800000 Mk. angegeben, die dauernde 
Jahreserhöhung auf 64 Millionen Mk. 

Dieſe Beſtinnnungen wurden von der Preſſe und von Ver⸗ 
ſaunmlungen der verſchiedenſten Parteien in allen Teilen des Reichs 
eingehend erörtert. Man zeigte ſich zwar im allgemeinen wiederum 
bereit zu allen für die Verteidigung des Vaterlands nötigen Opfern, 
hatte aber manche erhebliche Zweifel zu erheben. Wie ſoll, hieß es, 
auf einmal das Offizierkorps um 10¼, das Unteroffizierkorps um 
16½ Prozent verſtärkt werden können, während jetzt ſchon die Er⸗ 
gänzung auf Schwierigkeiten ſtößt? noch unklarer ſei es, wie ohne 
Schädigung der Ausbildung mit der vorgeſchlagenen Vermehrung des 
Ausbildungsperſonals eine fo erhebliche Erhöhung der Friedenspräſenz— 
ſtärke und der Kadres durchgeführt werden ſolle. Auch glaubte man 
vielfach, die Koſten würden noch weit mehr betragen als angegeben 
war. Im ganzen fand der Entwurf in der Bevölkerung keine gute 
Aufnahme, insbeſondere auch nicht in der Zentrumspartei. Von 
deren Hauptorganen nannte das eine den Entwurf einen Sprung ins 
dickſte Dunkel und ein anderes bezeichnete ihn als gänzlich ausſichts⸗ 
los, weil die ganze Lage unheilbar verfahren ſei. War doch auch 
1890 von Windthorſt der Reichstagsbeſchluß beantragt, wodurch die 
damalige Heeresvermehrung in der Erwartung genehmigt wurde, daß 
von den auf Heranziehung aller Waffenfähigen gerichteten Plänen 
Abſtand genommen werde und daß eine abermalige Armeever⸗ 
mehrung ohne Berückſichtigung dieſer und anderer Forderungen 
„ſchlechterdings nicht eintreten“ könne. Zu alledem legte noch Fürſt 
Bismarck ſein Wort gegen den Entwurf in die Wagſchale. In 
einer Unterredung mit dem Rechtsanwalt Blum aus Leipzig ſprach 
er ſich am 30. Oktober in Varzin dahin aus, gerade die erſte Vor⸗ 
ausſetzung für den Entwurf ſei nicht vorhanden, nämlich die Not⸗ 
wendigkeit. Höchſt unwahrſcheinlich ſei es, daß wir gleichzeitig den 
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Krieg an zwei Fronten zu führen haben würden. „Und warum dieſe 
ungeheure Friedenspräſenzſtärke?“ Auf gute Führung, überlegene 
Taktik komme es wie bisher an; dieſe könne durch ungeheure Ver⸗ 
mehrung der Heere nicht gewährleiſtet werden; mit der jetzigen 
Heeresſtärke könnten wir bei richtiger Führung ſehr wohl ſogar an 
zwei Fronten erfolgreich operieren. Die Kriegsgefahr ſei jetzt nicht 
dringlicher als 1888 und der Krieg werde, wenn überhaupt, keinen⸗ 
falls vor 2 bis 3 Jahren ausbrechen. Jede Monarchie in Frankreich 
ſei für den Frieden mit Deutfchland gefährlicher als die Republik 
und daß die jetzigen dortigen Machthaber nicht an Krieg dachten, 
gehe am deutlichſten daraus hervor, daß ſie den päpſtlichen Segen 
für die Republik erbeten und erhalten hätten. In Rußland werde 
nur von der Preſſe, den Juden und vor allem von den Polen zum 
Kriege gehetzt, Rußland ſei aber, ganz abgeſehen von ſeiner Hungers⸗ 
not, Choleraverheerungen und Finanzlage, für wenigſtens drei Jahre 
am Kriege verhindert, weil es eher ſeine Ausrüſtung mit dem neuen 
Gewehr und Pulver nicht vollendet habe. Die zweijährige Dienſt⸗ 
zeit, durch welche die Militärvorlage ſchmackhaft gemacht werden ſolle, 
bezeichnete Fürſt Bismarck als „höchſt bedenklich“ und er verwies darauf, 
wie unerſchütterlich feſt der alte Kaiſer Wilhelm, Moltke und Roon 
an der dreijährigen Dienſtzeit feſtgehalten hätten. Künftig würden 
die dreijährig Gedienten bei den Rekruten im Anſehn der früheren 
„Strafbaiern“ ſtehen. Als die richtige Löſung der Frage bezeichnete 
der Fürſt eine Bereiterklärung des Reichstags, wirklichen Mängeln 
der Heeresverhältniſſe abzuhelfen, ſobald man ihm die richtigen 
Quellen nachweiſe, aus denen die Mehrbedürfniſſe ohne unerträgliche 
Belaſtung der Einzelſtaaten genommen werden könnten. Im Reichs⸗ 
tag, ſagte der Fürſt, würde er nicht ohne äußerſte Not erſcheinen. 
Deſſen Mehrheit würde ſich keineswegs um ihn ſcharen, vielmehr 
ihn meiden, wie einen Peſtkranken, auch möchte er nicht gern als 
Offizier dem Miniſterium Oppoſition machen. 

Durch dieſe Ausführungen wurde die öffentliche Aufmerkſamkeit 
um ſo mehr aufs neue auf den Fürſten Bismarck gelenkt, als er 
einige neue und geſchichtlich intereſſante Mitteilungen 
daran knüpfte. Er kam auf die Gründe, die Preußen 1866 bewogen, 
das Königreich Sachſen in vollem Umfange fortbeſtehen zu laſſen. 
König Wilhelm ſei geneigt geweſen, ein Stück von Sachſen, aber 
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auch nur ein Stück von Hannover und Kurheſſen zu nehmen; für 
Bismarck ſei aber die Frage nach der Bundestreue der betreffenden 
Fürſten entſcheidend geweſen. Dieſe Treue wäre nur vom ehr⸗ 
würdigen Könige von Sachſen zu erwarten geweſen; zudem hätte, 
wenn Sachſen einverleibt wäre, von einem norddeutſchen „Bunde“ 
eigentlich nicht mehr die Rede ſein können, denn es hätte alsdann 
nur ein ſehr großes Preußen einer Anzahl Kleinſtaaten gegenüber⸗ 
geſtanden; auch wäre die franzöſiſche Kriegsluſt ſowie Oſterreichs 
Neigung, noch einmal die Waffen gegen Preußen zu erheben, bei 
weitem größer geweſen, wenn Sachſen annektiert wäre. Graf Ka⸗ 
rolyi habe für dieſen Fall ſogar Oſterreichs Fortſetzung des Krieges 
in Ausſicht geſtellt. Aus dieſen Gründen ſei in Nikolsburg die Zu⸗ 
ſage wegen Sachſens erteilt. Weiterhin ſprach ſich der Fürſt gegen 
Mitteilungen im Novemberheft der „Deutſchen Revue“ aus. Darin 
war ihm vorgeworfen, er habe im Frühjahr 1875 den Krieg mit 
Frankreich geplant und ſei nur durch das Machtwort Kaiſer 
Wilhelms davon abgehalten; für Deutſchland ſei dies aber verhäng⸗ 
nisvoll geworden, weil die Einmiſchung Rußlands zur Erhaltung des 
Friedens dieſes und Frankreich genähert habe. Darauf erwiderte der 
Fürſt, Frankreich ſei damals ſo ſchwach geweſen, daß beim Erheben 
des Kriegsgeſchreis die franzöſiſchen Generale, nach amtlichen Ver⸗ 
ſicherungen, offen erklärt hätten, ſie würden ſich im Felde gar nicht 
ſtellen, um die Frivolität des deutſchen Angriffs vor aller Welt zu 
beweiſen. „Ich habe nun,“ ſo fuhr der Fürſt fort, „immer den 
Beginn eines Krieges, den wir anders als gezwungen und ges 
drungen aufnahmen, für eine Ruchloſigkeit gehalten und dieſer 
Empfindung entſprechend gehandelt;“ dagegen ſei Moltke und der 
Generalſtab von der Anſicht ausgegangen, Frankreich wolle ja doch 
einmal den Krieg, alſo müſſe man ihm zuvorkommen, ſo lange es 
noch unvorbereitet ſei. Auf Umwegen und nach einigem Widerſtreben 
des Kaiſers habe der Fürſt dann erreicht, daß dem Generalſtab be⸗ 
deutet ſei, er habe ſich nicht in die auswärtige Politik zu miſchen. 
Völlig unwahr ſei, daß er damals Herrn v. Radowitz nach Peters⸗ 
burg geſchickt habe, um Rußlands Neutralität in einem deutſchen An⸗ 
griffskriege wider Frankreich zu erbitten, ſondern Radowitz habe dort 
nur dahin wirken ſollen, daß der ruſſiſche Reichskanzler nicht ferner 
die deutſche Botſchaft und Militärvertretung in Petersburg benutze, 
1892, 10 
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um auf preußiſche Koſten Telegraphenauslagen für ſeine Taſche zu 
ſparen. Fürſt Gortſchakow habe ſodann durch den franzoͤſiſchen 
Botſchafter v. Gontaut⸗Biron in Berlin die Friedensliebe des 
Fürſten Bismarck in den ihm wenig geneigten Kreiſen der Kaiſer in 
Auguſta und des Zentrums zu verdächtigen geſucht. Als der 
Fürſt ſich darauf bei einer Zusammenkunft mit dem Zaren über 
Gortſchakow beſchwert, habe jener erwidert: „Aber Sie wiſſen doch, 
daß er vor Eitelkeit toll iſt.“ Hiernach habe es in einem ruſſiſchen 
Rundſchreiben gehießen: „Jetzt iſt der Frieden geſichert.“ Das Ver⸗ 
trauen, welches Fürſt Bismarck beim Zaren Alexander II. genoſſen, 
habe Rußland zum Dreikaiſerbündnis geführt. Er habe den drei 
hohen Herren bei ihren Zuſammenkünften jedesmal mit Erfolg vor⸗ 
geſtellt, daß ſie im monarchiſchen Intereſſe gegen die Revolution 
unendlich viel mehr Gemeinſames zu verteidigen hätten, als ſie ge⸗ 
trennt durch Einzeleroberungen gewinnen könnten. Erſt ſeit dem 
Berliner Kongreß datiere der Deutſchenhaß und die Kriegshetzerei 
in einem Teile der ruſſiſchen Preſſe. Die Feinde des Friedens 
mit Deutſchland feien aber in Rußland nur die Juden, namentlich 
die Polen. Deren ganze Hoffnung ſei ein Krieg mit Deutſchland, 
bei dem Rußland den kürzeren ziehe und das polniſche Reich wieder⸗ 
erſtehen ſolle. Nach deu ferneren Berichten Dr. Blums ſprach ſich 
Fürſt Bismarck auch über den deutſch-engliſchen Vertrag be— 
züglich Deutſch⸗Oſtafrikas und Helgolands aus. Er würde dieſen 
Vertrag niemals geſchloſſen haben; Sanſibar ſei bereits halbdeutſch 
geweſen, als es den Engländern überlaſſen wurde, und Helgoland 
ſei eher eine Laſt und Schwäche für Deutſchland in einem Kriege 
mit Frankreich, denn dieſem ſei die Inſel in engliſchen Händen als 
Kohlendepot verſchloſſen geweſen. Die Verwaltung Wißmanns in 
Oſtafrika ſei viel beſſer als die v. Sodens geweſen. Über den 
Berlin⸗Wiener Diſtanzritt ſprach ſich der Fürſt abfällig aus, eine 
ſolche Leiſtung komme im Felde garnicht ernſthaft in Frage. Was 
den Rücktritt v. Schlözers vom Poſten eines preußiſchen Geſandten 
beim Vatikan betrifft, ſo bemerkte der Fürſt, daß ein Grund für 
deſſen unfreiwillige Entfernung nicht angegeben ſei; es ſei die Maß⸗ 
regelung eines der tüchtigſten und verdienſtvollſten Diplomaten. An 
dem kürzlich verſtorbenen Lothar Bucher habe der Fürſt viel ver⸗ 
loren, und reſigniert habe er geſagt: „Meine wirklichen Freunde gehen 
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mir im Tode voraus und diejenigen, die meine Freunde zu fein be⸗ 
haupten, wenden ſich vor mir ab.“ 

Alle dieſe Außerungen des Fürſten Bismarck riefen in der Preſſe 
wiederum äußerſt lebhafte Erörterungen hervor. Seine Gegner 
nahmen beſonders Akt von einer nebenſächlichen Bemerkung. Er 
hatte zum Herausgeber der Berliner „Zukunft“, Herrn Harden, ge⸗ 
äußert, er habe 1870 die dem Kriege vorausgehende Depeſche des 
Königs aus Ems vor ihrer Veröffentlichung durch Streichung ge⸗ 
ändert, und daß Moltke und Roon, die gerade anweſend geweſen, 
ſich beifällig darüber geäußert hätten, erſterer mit den Worten: „Erſt 
war es Chamade, jetzt iſt es Fanfare.“ 

Über dieſe Ausſagen fielen alsbald alle Gegner des Fürſten 
gierig mit dem Hinweiſe her, nun habe er ſelbſt endlich eingeſtanden, 
daß er 1870 den Krieg hervorgerufen, alſo Eroberungspolitik 
verfolgt habe. Katholiſche und ſozialdemokratiſche Blätter ſprachen 
von einer nach dem Grundſatze „der Zweck heiligt die Mittel“ vom 
Fürſten vorgenommenen Fälſchung, und die franzöſiſche Preſſe fiel 
erſt recht in dieſen Ton ein. Dagegen machten ſich vieler Orten 
die Freunde des Fürſten und der geſchichtlichen Wahrheit daran, 
durch richtige Hervorhebung der feſtſtehenden Thatſachen öffentlich zu 
beweiſen, daß der Krieg, wie er von Frankreich gewollt, nicht habe 
vermieden werden können. Unwiderleglich wurde feſtgeſtellt, daß Graf 
Bismarck erſt durch die am 13. Juli 1870 nachmittags in Berlin 
eingetroffene Depeſche des Königs aus Ems die Überzeugung gewann, 
eine Beilegung des Zwiſts ſei unmöglich und im Intereſſe der ver⸗ 
letzten Ehre Deutſchlands auch nicht mehr wünſchenswert. Und wenn, 
ſo bemerkten die „Hamburger Nachrichten“, Graf Bismarck damals 
durch Veröffentlichung der Depeſche, in der er nach der Ermächtigung 
des Königs eine Streichung vorgenommen, darauf hingewirkt habe, 
die Franzoſen bis zur vollen Übernahme der Initiative und der 
Schuld am Kriege zu reizen, ſo habe er ſich um Deutſchland wohl 
verdient gemacht; ohne die franzöſiſche Kriegserklärung und den Krieg 
würde Deutſchland ſich vor den franzöſiſchen Drohungen und Be⸗ 
ſchimpfungen von ſeiner eingenommenen Stellung zurückgezogen haben 
und in eine ähnliche, nur ſchlimmere Lage geraten ſein, wie ſie 1850 
als das Ergebnis von Olmütz erſchien. Alle dieſe Klarlegungen 
waren den bismarckfeindlichen Blättern ſichtlich ſehr unerwünſcht; der 
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ultramontane „Weſtfäliſche Merkur“ ſagte ſogar, der Fürſt ſcheine 
jetzt ſeine damalige Fälſchung für eine Großthat zu halten, „ein 
trauriger Mangel an Gewiſſen und Schamgefühl, eine arge Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit gegen das Andenken Kaiſer Wilhelms I.“ verrate ſich 
da. Und nun gar die franzöſiſchen Blätter! Die Entdeckung der 
angeblichen Fälſchung erſchien auch ihnen ſo wertvoll, daß ſie dieſelbe 
ſich durch bloße Gegenbeweiſe nicht wieder rauben laſſen wollten, 
ungeachtet ſogar General Trochu auf dieſen Lärm hin aus jeiner 
Zurückgezogenheit mit dem ehrlichen Zeugnis hervorgetreten war, daß 
man damals in St. Cloud den Krieg gewollt habe. Zum Überfluß 
kam einige Zeit ſpäter von franzöſiſcher Seite ein Bericht über neuere 
RAußerungen des Fürſten Bismarck. Der Journaliſt des Hour ver- 
öffentlichte im Pariſer „Matin“ vom 11. Dezember feine neuer⸗ 
dings mit dem Fürſten ſtattgehabte Unterredung. Dieſer habe 
geäußert, er hätte niemals geglaubt, die Kandidatur des Prinzen von 
Hohenzollern für den ſpaniſchen Thron könne zu einem Kriege führen; 
erſt nach der Sitzung des geſetzgebenden Körpers in Paris habe er 
eingeſehen, daß Frankreich den Krieg wolle; er wäre aufgebracht 
geweſen dadurch, daß Beneditti in Ems direkt mit dem Könige ver⸗ 
handelte, und durch den Brief, deſſen Unterzeichnung der deutſche 
Botſchafter in Paris dem Könige habe auferlegen wollen. Die Ab⸗ 
berufung des Botſchafters ſei nur wegen des von dieſem begangenen 
Fehlers erfolgt, es habe kein Abbruch der Beziehungen ſein ſollen. 
Die Redaktion der Depeſche habe er geändert, wie es ſein Recht 
geweſen, aber ohne ein unwahres Wort hinzuzufügen und die Redaktion 
habe die Zuſtimmung des Königs gefunden. Weiterhin enthielt der 
Bericht des Houx' Außerungen des Fürſten zu gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen. Er glaube, in einem Kriegsfalle würde Rußland ſich 
ſofort ſüdwärts wenden; für Deutſchland könne es nur angenehm 
ſein, wenn ein Seitenſtoß vermieden und Rußland im Orient mit 
den Engländern handgemein würde; darum würde Deutſchland im 
Falle eines deutſch-franzöſiſchen Krieges Rußland am Balkan freie 
Hand laſſen. Allen kolonialen Erfolgen Frankreichs würde Deutſch⸗ 
land Beifall ſpenden und eine Einigung beider Länder wäre bei 
Bekämpfung des internationalen Sozialismus möglich. 

Die Erörterungen der Preſſe über den Militärplan der Regierung 
erhielten durch die Bemerkungen, die Fürſt Bismarck hierüber und 
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zur auswärtigen Politik zu Dr. Blum gethan, erhöhte Lebhaftigkeit. 
Daß eine ſolche Autorität die Vorlage für unnötig halte und dieſes 
Wort beizeiten dazwiſchen werfe, ſchien zu ungunſten des Plans auf 
weite Kreiſe tiefen Eindruck zu machen. Eine Verringerung ſchienen 
deſſen Ausſichten auch von einer Seite zu erfahren, von der man es 
nicht erwartet hatte. Das „Militär-Wochenblatt“, amtliches 
Organ der preußiſchen Militärverwaltung, veröffentlichte Anfang 
November Auffüge über den „Zukunftskrieg und die öffentliche 
Meinung“, die den Zuſtand des deutſchen Heeres in einer Aufſehen 
erregenden Weiſe kritiſierten; insbeſondere war angedeutet, daß die 
deutſche Landwehr ſich im Kriege vielfach nicht fo wie es ſollte be- 
nommen hätte. Außerungen wie die, daß ein verheirateter, wohl: 
beleibter Landwehrmann ſich ſeiner Familie erinnere und eine gute 
Deckung weniger leichten Herzens verlaſſe, um vorwärts zu ſtürmen, 
wie ein junger Linienſoldat, erregten Unmut und riefen Zurückweiſung 
in der Preſſe faſt aller Parteien hervor. „Allzu ſcharf macht ſchartig“, 
ſagte die „Poſt“ zu ſolcher Befürwortung der Militärvorlage. Die 
„Kreuzzeitung“ bedauerte die „köſtliche Verlockung für unſere Nad- 
barn“, die darin liege, daß das „Militär-Wochenblatt“ zu beweiſen 
ſuche, wir würden bei jeder Art Frontſtellung, bei jeder Kombination 
mit oder ohne Dreibund, mit oder ohne Rußland Schläge bekommen. 
Sehr beachtet wurde der Einſpruch der amtlichen „Karlsruher 
Zeitung“ gegen jene Beurteilung der Landwehr, die mit den Er⸗ 
fahrungen des Großherzogs von Baden in Widerſpruch ſtehe. Als 
ſodann in einigen Blättern Details über neuerdings maſſenhafte 
Verſchiebungen ruſſiſcher Truppen gegen Weſten und über die großen 
Aufwendungen Frankreichs auf Verſtärkung ſeiner Feſtungswerke ver⸗ 
öffentlicht wurden, rief nicht nur die „Freiſinnige Zeitung“ 
„Bangemachen gilt nicht!“ ſondern auch die „Konſervative Korre— 
ſpondenz“ warnte wegen des moraliſchen Eindrucks inner- und 
außerhalb des Landes vor zu großer Schwarzmalerei. Auch die 
parlamentariſchen Ausſichten des Militärplans ſchienen ſich zu ver⸗ 
düſtern. Anſcheinend unter dem ungünſtigen Eindruck, den er in der 
Bevölkerung hervorgerufen, begann gerade diejenige Partei ſich immer 
mehr von dem Plane abzuwenden, von der man bisher angenommen 
hatte, daß ſie für ihn den Ausſchlag geben werde. Die Organe der 
Zentrumspartei nahmen ſeit dem 9. November entſchieden Stellung 
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dagegen. Die „Germania“ ſchilderte die Militärvorlage als totale 
Mißachtung der von Windthorſt beantragten Erklärungen des Reichs⸗ 
tags, und eine Reihe katholiſcher Blätter ſagten unter der Überſchrift 
„Was iſt uns Caprivi?“, die Erhaltung des Reichskanzlers im Amte 
ſcheine für die Zentrumspartei nicht den Wert zu haben, daß ſie 
ihretwegen für eine ſo ungeheure Vorlage ſtimmen könne, zumal 
damit wahrſcheinlich die Exiſtenz des Zentrums und ſeine Eintracht 
aufs Spiel geſetzt wäre. Die gleiche Entſchiedenheit trat in der 
freiſinnigen Partei hervor. Der Abg. Richter entwickelte bei der 
Feier des 25jährigen parlamentariſchen Jubiläums von Virchow und 
Pariſius in Berlin ein Programm, wonach es endlich an der Zeit 
ſei, in den Mehrbelaſtungen des Volks einen Strich zu machen und 
in den bevorſtehenden Kämpfen das Anſehen des Reichstags zu 
wahren. In der Bevölkerung Süddeutſchlands trat ein ſtarker 
Widerſtand gegen die Militärvorlage hervor, wenngleich eine Reihe 
von Verſammlungen in Württemberg ſich für Bewilligung des Not⸗ 
wendigen ausſprach. 

Mit Rückſicht auf die in Ausſicht genommenen wichtigen und 
umfangreichen Fragen der Geſetzgebung wurde der preußiſche 
Landtag, ſtatt wie gewöhnlich zum Januar, ſchon zum 9. November 
berufen. Die Eröffnung erfolgte diesmal nicht vom Throne, ſondern 
durch den Minifterpräfidenten Grafen zu Eulenburg. Die von 
ihm im Ritterſaale des Berliner Königlichen Schloſſes verleſene An⸗ 
ſprache befaßte ſich faſt nur mit den neuen Vorſchlägen zur Fortführung 
der 1890 begonnenen Steuerreform. In der Finanzlage des 
Staates ſei eine Wendung zum Beſſeren noch nicht eingetreten. Der 
aus Mehrausgaben bei den Staatsbahnen entſtandene Fehlbetrag 
von 42 Millionen für das Jahr 1891—92 ſolle durch eine Anleihe 
gedeckt werden, auch für 1892— 93 ſtehe ein günſtiger Abſchluß nicht 
bevor wegen Rückgangs der Staatseiſenbahn-Einnahmen infolge der 
durch die Cholera ungünſtig beeinflußten wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 
In dem in Vorbereitung befindlichen Etat für 1893—94 mußten 
daher alle Ausgaben beſonders vorſichtig veranſchlagt werden, ins⸗ 
beſondere die Fortführung der Beamtenaufbeſſerung noch ausgeſetzt 
bleiben, nur für die mittleren Beamtenklaſſen könne einiges geſchehen. 
Der Hauptberatungsgegenſtand bilde der Abſchluß der begonnenen 
Umgeſtaltung des ſtaatlichen und kommunalen Steuerweſens. 
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Der Plan bezwecke, unter Beſeitigung der unbilligen und ungleichen 
Vorbelaſtung der Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden und unter 
ſtärkerer Heranziehung des vererblichen Beſitzeinkommens im Gegen⸗ 
ſatze zum Arbeitseinkommen, die ſtaatlichen Steuerlaſten nach Maß⸗ 
gabe der Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen zu verteilen, den 
Gemeinden neue Steuerquellen zu eröffnen und dadurch ſowie durch 
geeignete geſetzliche Beſtimmungen zu einer gerechteren Verteilung der 
Gemeindelaſten, unter weſentlicher Beſchränkung der Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer, zu gelangen. Dabei werde auf die Verbeſſerung 
der Lage der Volksſchullehrer und auf die Erleichterung der Schul- 
laſten der Gemeinden Bedacht genommen, auch würden Vorſchläge zur 
Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes, jedoch in beſchränktem Umfange, 
und zur Reform des Wahlrechts gemacht werden. Beide Kammern 
wählten alsbald ihre bisherigen Präſidien wieder. Die Parteien er⸗ 
ſchienen im Abgeordnetenhauſe in folgender Stärke: 124 Konfernative, 
64 Freikonſervative, 82 Nationalliberale, 96 vom Zentrum, 26 Frei⸗ 
ſinnige, 14 Polen und 12 Wilde; 13 Mandate waren erledigt. Am 
10. November legte der Miniſterpräſident mit einer erläuternden 
Anſprache drei Geſetzentwürfe zur Steuerreform nebſt einer 
Denkſchrift vor. Die Entwürfe betreffen die Aufhebung direkter 
Staatsſteuern, die Einführung einer Ergänzungsſteuer und die Rege⸗ 
lung der Kommunalſteuer. Nach erſterem Entwurfe ſollen die 
Grund- und Gebäudeſteuer ſowie die Gewerbe- und Betriebsſteuer 
gegenüber der Staatskaſſe außer Hebung geſetzt, die Bergwerksabgaben 
aufgehoben, erſtere hinfort vom Staate für die Zwecke der kommunalen 
Beſteuerung veranlagt und verwaltet werden. Der Verzicht des 
Staates auf dieſe Steuern wird für notwendig gehalten behufs Be⸗ 
ſeitigung der außerordentlich ungleichmäßigen Belaſtung im gegen⸗ 
wärtigen Steuerſyſtem. Das Geſetz, betreffend die Überweiſung von 
Beträgen, die aus landwirtſchaftlichen Zöllen eingehen, an die Kom⸗ 
munalverbände, ſoll außer Kraft treten. Erſatz für den Wegfall der 
101730000 Mk. betragenden Realſteuern ſoll der Staat finden 
erſtlich in den Erſparniſſen aus der Aufhebung letzteren Geſetzes, 
ferner im Fortfall von Gebühren bei der Erhebung von Steuern 
und bei der Einkommenſteuerveranlagung, denn künftig ſoll die Staats⸗ 
einkommenſteuer von den Gemeinden ohne Inanſpruchnahme von 
Prozenten für die Veranlagung unentgeltlich beſorgt werden. Drittens 
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ſoll die Deckung gefunden werden in dem Mehrertrage, welchen die 
Einkommenſteuer infolge des Geſetzes von 1890 erbracht hat. Die 
Deckungsmittel aus dieſen drei Quellen ſind auf 66 940000 Mk. 
berechnet; für die übrigen 34790000 Mk. ſoll Erſatz gefunden 
werden in einer „Ergänzungsſteuer“. Hiernach ſoll von dem ſeiner 
Natur nach zur Produktion beſtimmten Vermögen, möge es in Grund⸗ 
beſitz, gewerblichem Anlage- und Betriebskapital oder ſonſtigem Kapital⸗ 
vermögen beſtehen, eine Steuer von ¼ von Tauſend, berechnet nach 
dem Verkaufswert zur Zeit der Veranlagung, erhoben werden. 
Mobiliar ſoll ausgeſchloſſen fein. Der Steuer ſollen Perſonen nicht 
unterliegen, deren ſteuerbares Vermögen den Wert von 6000 Mk. 
nicht überſteigt oder deren ſteuerpflichtiges Einkommen nicht mehr als 
900 Mk. beträgt. Endlich bildet das Kommunalabgabengeſetz eine 
neue Rechtsordnung, welche eine ſachgemäße Bewirtſchaftung der 
Steuerquellen durch die Gemeinden feſtſtellt. 

Dieſer Steuerreformplan wurde in der Preſſe mit gemiſchten 
Gefühlen aufgenommen. Man konnte nicht umhin, ihn als logiſch 
zu bezeichnen und anzuerkennen, daß er zum Teil läugſt Erſtrebtes 
enthielt. Die „Kreuzzeitung“ ſagte, der Plan ſei nach großen Ge⸗ 
ſichtspunkten einheitlich gedacht und durchgearbeitet, und die demo⸗ 
kratiſche „Frankfurter Zeitung“ gab zu, daß er anerkennenswerte 
ſozialpolitiſche Ziele zweckmäßig anſtrebe. Andererſeits machte ſich ein 
Mißbehagen geltend, da es ſchien, als ſei die Entwickelung der 
Finanzlage Preußens mit den nächſtens im Reichstage in Ausſicht 
ſtehenden Mehrforderungen nicht in Einklang zu bringen. Die neue 
Vermögensſteuer war es vor allem, was vielfach mit ungünſtigen 
Augen angeſehen wurde. Die „Freiſinnige Zeitung“ insbeſondere 
glaubte, daß die Staatskaſſe ſchon bloß durch die Einkommenſteuer 
ſchadlos gehalten werden könnte, und die freikonſervative „Poſt“ ließ 
das Wort „Vermögenskonfiskation“ fallen. 

Die erſte Beratung der Steuervorlagen fand im Abgeordneten- 
hauſe vom 18. bis 26. November ſtatt. Finanzminiſter Miquel 
eröffnete ſie mit erläuternden Bemerkungen. Als feſtſtehend nahm 
er an, daß die Reform in ihrer Geſamtheit die getreue Erfüllung 
der Zuſagen ſei, welche die Regierung beim erſten Schritte gegeben, 
den ſie zur Durchführung einer gerechteren Verteilung der Steuer⸗ 
laſten gethan hat. Die nicht beabſichtigt geweſenen Mehrerträge der 
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Einkommenſteuer ſollten lediglich eine weitere Reform erleichtern. 
Auf die feſten Einnahmen aus Realſteuern könne der Staat nicht 
ohne vollen Erſatz verzichten. Die jetzt vorgeſchlagene Reform bewege 
ſich völlig im Kreiſe der ſeit Jahrzehnten im Landtage vielfach zum 
Ausdruck gelangten Anſchauungen, Wünſche und Anträge. Gegen⸗ 
wärtig träfen für dieſe Reform günſtige Umſtände zuſammen, ein 
Fall, der nicht ſo bald wieder eintreten würde. Jetzt ſtänden 40 
Millionen Überweiſungen an die Kreiſe zur Verfügung. Werde hier⸗ 
über, unter Aufſchub der Reform, anderweitig verfügt, ſo werde ſie 
auf immer unmöglich. Der beabſichtigte Aufbau auf dem Grundſatze 
der Leiſtungsfähigkeit vertrage ſich nicht mit dem Beſtande der um 
die perſönlichen Verhältniſſe ſich nicht bekümmernden Realſteuer. Eine 
gründliche Reform ſei nicht mit halben Maßregeln durchzuführen, eine 
lebenskräftige Erhaltung und Ausgeſtaltung der Realſteuer ſei nur in 
der Gemeinde möglich. Zu deren Gunſten uüſſe alſo der Staat auf 
die Realſteuern verzichten. Unzutreffend ſeien die Einwände, daß 
der Staat nicht auf fo ſichere Einnahmen wie die Grund- und Ge: 
bäudeſteuer verzichten dürfe, und daß die Grundſteuer vielfach den 
Charakter einer Rente angenommen habe. Der Miniſter wies ferner 
den Vorwurf zurück, das Reformprogramm führe zu ungerechter Ver⸗ 
teilung, weil das platte Land dabei viel beſſer wegkomme als die 
Städte. Wenn die Reform eine richtige ſei, werde ſie denen zu 
gute kommen, die bisher überlaſtet waren, ſeien dies nun Städte 
oder das Land. Für das Kommunalſteuerweſen erhoffe die Regierung 
aus der Überweiſung der Realſteuern um ſo mehr eine geſunde Ent⸗ 
wickelung, als es bisher faſt nur auf die Perſonalſteuern angewieſen 
war. Was den Erſatz der infolge der Überweiſung der Realſteuern 
dem Staate fehlenden 35 Millionen betreffe, ſo könne man ſich nicht 
auf eine künftige Zunahme der Einkommenſteuer verlaſſen, ebenſowenig 
auf ein Steigen der Erträge aus den Getreidezöllen. Der vor⸗ 
geſchlagene Erſatz habe allerdings die Form einer Vermögensſteuer, 
ihre Bedeutung und ihr hauptſächlichſter Zweck beſtehe aber darin, 
daß die Steuerkraft auch dort erfaßt werde, wo ſie von der Ein⸗ 
kommenſteuer naturgemäß nicht getroffen werde. Nur auf dieſe Art 
ſei eine wirkliche Unterſcheidung zwiſchen fundiertem und unfundiertem 
Einkommen möglich, dieſe aber ſei ein Gebot der Gerechtigkeit, denn 
es gehe in der That auf die Dauer nicht an, daß der Arzt, der 
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Gelehrte, der Litterat, der Advokat, der kleine Handwerker und Bauer 
ebenſoviel ſteuern wie Leute, die ein ähnliches Einkommen aus er⸗ 
erbtem Beſitz haben. Zum Schluß ſagte der Miniſter: Wenn wir 
genötigt ſind, dringenden Übelſtänden Abhilfe zu verſchaffen, dann 
iſt es richtig, ganze Arbeit zu machen und eine Reform zu ſchaffen, 
die befriedigt, nicht ein Stückwerk, das niemanden befriedigt und viele 
verletzt, die Fragen nicht löſt und immer zu neuer Unruhe Anlaß giebt. 

Gegen dieſe Ausführungen erhob ſich zunächſt der freiſinnige 
Abg. Rickert. Er fand in den Vorlagen die Sonderintereſſen über 
Gebühr berückſichtigt und behauptete, daß es ſich um koloſſale Mehr⸗ 
forderungen bei Gelegenheit dieſer Reform handele. Eine ſolche Eile, 
um die ganze Reform mit einem Schlage durchzuführen, ſei nicht 
begründet; dieſe hätte zeitig vorher dem Lande bekannt gemacht 
werden müſſen. Vor allem müſſe aber eine Reform des Wahl— 
geſetzes vorangehen, damit die durch das Einkommenſteuergeſetz ein- 
getretenen ſtarken Verſchiebungen beſeitigt würden. Dieſes habe eine 
Mehrbelaſtung der unterſten Stufen herbeigeführt. Die Not und 
Sorge in den Gemeinden würde auch durch die Überweifung der 
Realſteuern nicht beſeitigt werden. Im Namen der nationalliberalen 
Partei ſprach ſich der Abg. Sattler für die Reform aus. Der 
bisherige Zuſtand der Steuergeſetzgebung könne in der That nicht 
länger andauern und es ſei nötig, den Klaſſengegenſatz zu beſeitigen, 
der durch die Vereinigung der Einkommenſteuer mit den Realſteuern 
in die Bevölkerung getragen werde. Der freikonſervative Graf Behr 
hielt zwar die Vorlagen für klar und logiſch aufgebaut, glaubte aber, 
daß eine zwingende Notwendigkeit zu ſo radikaler Anderung der 
Steuern nicht vorliege. Soweit zu gehen, wie die Vorlagen, ſei 
früher niemals die Abſicht der Volksvertretung geweſen. Schon an⸗ 
geſichts der bedenklichen finanziellen Lage ſei die Anderung nicht 
ratſam. Das neue Wahlgeſetz müſſe unbedingt vorangehen, denn ein 
neues Steuergeſetz bringe die Gefahr einer erheblichen Veränderung 
des Wahlrechts nach demokratiſcher Richtung. Der Abg. v. Jagow 
erklärte, daß die Vorlagen im weſentlichen dem konſervativen Programm 
entſprächen, ſeine Partei würde aber dagegen ſtimmen, wenn nicht 
zuvor Sicherheit geſchaffen werde, daß keine Verſchiebung des Wahl⸗ 
rechts nach der plutokratiſchen Seite oder zu gunſten derer eintrete, 
die nichts für den Staat leiſten. Richter (d.⸗freiſ.) gab zu, daß die 
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Überweiſung der Grund- und Gebäudeſteuer vielfach verlangt ſei, 
meinte aber, man habe dabei niemals gedacht, die Mittel durch Ver⸗ 
mehrung der Perſonalſteuern zu ſchaffen. Die erſtere Maßregel 
werde nur den Großgrundbeſitzern zu gute kommen; je verſchuldeter 
dieſer ſei, um ſo größer der Jubel in der „Kreuzzeitung“, dem Organ 
des alten und verſchuldeten Grundbeſitzes. Freiherr v. Zedlitz 
(freifonf.) meinte dagegen, wenn auch einzelne einen beſonderen Vorteil 
davon hätten, ſo ſei das doch kein Grund, der Geſamtheit die Er⸗ 
leichterung zu verſagen. Das platte Land ſei erheblich überlaftet, 
ſeine Entlaſtung entſpreche ganz der ausgleichenden Gerechtigkeit. 
Mit Spannung wurde dem Auftreten des bisherigen Miniſters 
Herrfurth entgegengeſehen, ſeine Ausführungen gaben jedoch keine 
beſondere Aufklärung, inwiefern ſein Rücktritt vom Amte mit den 
jetzigen Vorlagen zuſammenhänge. Seine Bedenken richteten ſich 
gegen die praktiſchen Folgen des Reformplanes ſowohl in finanzieller 
Hinſicht als auch bezüglich des geſamten öffentlichen Lebens. Bisher 
ſei immer nur von Überweiſung eines Teils der Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer an die Gemeinden die Rede geweſen, jetzt ſolle dieſe ganze 
Steuer erlaffen werden. Die hierfür geltend gemachten Gründe ſeien 
nicht ſtichhaltig, namentlich könne aus dem unerwarteten Mehrertrage 
der Einkommenſteuer nicht gefolgert werden, daß außerdem noch 
62 Millionen erlaſſen und zum Teil durch neue Steuern aufgebracht 
werden müßten; viel näher läge die Verwendung für andere dringliche 
Bedürfniſſe, wie die Aufbeſſerung der unteren und mittleren Beamten 
und die des Volksſchulweſens. Redner ſchilderte dann eingehend, daß 
die Gemeinden durch die Reform bedeutende Vorteile nicht erhalten 
würden und ſprach ſich zum Schluß dahin aus, es möge die Re⸗ 
form lieber verzögert, als der dermalige Zuſtand zum ſchlechteren 
reformiert werden. Finanzminiſter Miquel trat dieſen Ausführungen 
entgegen und fand darin Unterſtützung beim Abg. Enneccerus 
(nat.⸗lib.). Als Vertreter der Zentrumspartei verlangte v. Huene, 
daß das Zuſtandekommen der Reform nur gleichzeitig mit der Wahl⸗ 
reform erfolge. Es folgte noch eine Reihe von Rednern, die ſich 
mehr oder weniger mit Einzelheiten der Entwürfe befaßten, von 
konſervativer Seite Höppner und v. Buch, von den Nationalliberale 
v. Eynern, Friedberg, Boettinger, Hobrecht, Knebel, Sombart, 
Seyffarth, von den Freikonſervativen v. Tzſchoppe, Vogelius, Gerlich, 
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v. Tiedemann, von der Zentrumspartei Humann, Fritzen, v. Strombeck, 
Wuermeling, endlich der Pole v. Czarlinski. Die Vorlagen wurden 
am 26. November an eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern ge⸗ 
wieſen, deren Beratungen in dieſem Jahre nicht zu Ende kamen; 
die übrigen gegen 400 Abgeordneten konnten ſich daher für dieſe 
lange Zwiſchenzeit, unter Fortbezug der Tagegelder, wieder heim be⸗ 
geben. Die Kommiſſion beendete noch in dieſem Jahre die erſte 
Leſung und gelangte damit vorläufig zu dem Schluß, daß die Über- 
weiſung der Realſteuern zu genehmigen ſei; bezüglich der Art der 
Deckung dieſes Ausfalls ſchien ſie jedoch noch nicht zu endgültiger 
Anſicht gelangt zu ſein. 

Das Herrenhaus wählte am 9. November die Herren Herzog 
v. Ratibor, Frhru. v. Manteuffel und Oberbürgermeiſter Bötticher, 
wie bisher, zu Präſidenten, und verwies am 10. November einen 
Geſetzvorſchlag des Oberbürgermeiſters Adickes von Frankfurt a. M. 
über Erleichterung von Stadterweiterungen an eine Kommiſſion. 
Darauf ſprach der Vorſitzende fein Bedauern aus, daß dem Haufe 
von der Regierung irgend welche Arbeiten noch nicht übertragen ſeien. 
Hiernach kam ein kleiner Geſetzentwurf zur Vorlage. 

Der Reichstag wurde am 22. November im Ritterſaale des 
königlichen Schloſſes zu Berlin vom Kaiſer eröffnet. Die Mitglieder 
des Bundesrats unter Führung des Reichskanzlers Grafen Caprivi 
nahmen links vom Throne Aufſtellung. Etwas mehr als 100 Mit⸗ 
glieder des Reichstags verſammelten ſich gegenüber dem Throne. 
Der Kaiſer erſchien in der Uniform der Gardes du Corps, bei ſeinem 
Eintritt in den Saal empfaugen vom dreifachen Hoch, das der 
Präſident v. Levetzow ausbrachte. Ihm folgten die Prinzen Friedrich 
Leopold und Albrecht von Preußen, die Erbgroßherzöge von Baden 
und Oldenburg, Herzog Johann Albrecht von Medlendburg- Schwerin, 
die Erbprinzen von Meiningen, Waldeck und Hohenzollern, endlich 
Prinz Karl von Hohenzollern. Die Prinzen ſtellten ſich zur Rechten 
des Thrones auf. Der Kaiſer trat vor den Thronſeſſel und verneigte 
ſich dreimal gegen die Verſammlung. Darauf bedeckte er ſein 
Haupt mit dem Helm und verlas die Thronrede, die Graf Caprivi 
ihm überreichte. 

Nach ſeiner Begrüßung der Verſammlung warf der Kaiſer einen 
Rückblick auf die Zeit ſeit deren letzter Tagung. Dieſer gewähre 
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zwar ein nicht ungünſtiges, aber auch ein nicht in jeder Hinſicht er⸗ 
freuliches Bild. Auf dem Gebiete des wirtſchaftlichen Lebens ſeien 
berechtigte Erwartungen vielfach nicht in Erfüllung gegangen. 
Daneben habe die in einigen Teilen des Reichs aufgetretene Cholera 
dem inneren Verkehr empfindliche Schranken auferlegt und unſerer 
erſten Seehandelsſtadt beklagenswerte Wunden geſchlagen, die das 
aufrichtige Mitgefühl der Nation fänden. Dank der kräftigen Abwehr 
ſei jedoch die Seuche als getilgt zu betrachten. Die im allgemeinen 
geſegnete Ernte ſowie die Eröffnung neuer und erleichterter Abſatz⸗ 
wege für die deutſche Arbeit ließen einen kräftigen Aufſchwung der 
wirtſchaftlichen Thätigkeit erhoffen, ſofern uns der Friede erhalten 
bleibe, deſſen Pflege dem Kaiſer und ſeinen Verbündeten am Herzen 
liege. Im Hinblick auf die freundlichen Beziehungen zu allen 
Mächten und auf die fernere Unterſtützung verbündeter Staaten ſei 
zu hoffen, daß Deutſchland im friedlichen Beſtreben, ſeine idealen 
und wirtſchaftlichen Intereſſen zu fördern, nicht werde geſtört werden. 
„Gleichwohl macht es uns,“ ſo fuhr der Kaiſer fort, „die Entwicklung 
der Wehrkraft anderer europäiſcher Staaten zur ernſten, ja gebieteriſchen 
Pflicht, auch unſererſeits auf die Fortbildung der Verteidigungsfähigkeit 
des Reichs mit durchgreifenden Mitteln Bedacht zu nehmen. Jener 
Entwickelung gegenüber dürfen wir nur bei Durchführung des be- 
währten Grundſatzes der allgemeinen Wehrpflicht erwarten, daß die⸗ 
jenigen Eigenſchaften unſeres Heeres, auf welchen ſeine Kraft und 
ſein Ruhm beruht, Deutſchland die bis dahin unter den Mächten ein⸗ 
genommene achtunggebietende Stellung auch für die Zukunft ſichern 
werden. Von dieſer Überzeugung einmütig durchdrungen, ſchlagen 
Ihnen die verbündeten Regierungen die Annahme eines Geſetzentwurfs 
vor, welcher, indem er die Friedenspräſenzſtärke des Heeres anderweit 
regelt, die volle Ausnutzung unſerer Wehrkraft ermöglicht. Sie ver⸗ 
kennen dabei nicht die Größe des von der Nation zu bringenden 
Opfers. Allein Sie vertrauen mit Mir, daß mehr und mehr die 
Notwendigkeit dieſes Opfers anerkannt werden und daß der patriotiſche 
Sinn des Volkes bereit ſein wird, diejenigen Laſten zu übernehmen, 
welche für Ehre und Sicherheit des Vaterlandes getragen werden 
müſſen. In dem Beſtreben, dieſe Laſten thunlichſt zu erleichtern, 
wird die Dienſtpflicht im Heere bis zu der militäriſch als zuläſſig 
erkannten Grenze thatſächlich eingeſchränkt werden. Daneben wird 
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durch die erweiterte Ausbildung und Verwendbarkeit der jüngeren 
Kräfte für den Heeresdienſt nicht allein eine empfindliche Ungleichheit 
in der Erfüllung der Wehrpflicht, ſondern auch der wirtſchaftliche und 
militäriſche Nachteil abgemindert, welchen die Heranziehung der 
älteren Jahrgänge mit ſich bringt. Zugleich wird dieſen Jahrgängen 
eine Schonung zu teil werden, deren ſie ſich bei den gegenwärtigen 
Einrichtungen nicht zu erfreuen haben.“ Die Mittel für dieſe 
Neuerungen ſollten durch Geſetzentwürfe über anderweite Beſteuerung 
des Biers, Branntweins und gewiſſer Börſengeſchäfte aufgebracht 
werden. Zum Schluß ſprach der Kaiſer mit erhobener Stimme die 
Zuverſicht aus, es werde der feſte Wille der Nation, das Erbe der 
Väter zu wahren, den Frieden zu ſichern und dem Vaterlande ſeine 
teuerſten Güter zu erhalten, zu einer Einigung über den vor⸗ 
geſchlagenen Weg führen. 

Der Reichstag ſchritt alsbald am 23. November zu ſeiner 
Konſtituierung. Von den Mitgliedern gehörten 107 zur Zentrums⸗, 
67 zur freiſinnigen, 66 zur deutſchkonſervativen, 42 zur national⸗ 
liberalen, 36 zur ſozialdemokratiſchen, 18 zur Reichs-, 15 zur 
polniſchen, 10 zur Volks- und 30 zu keiner Partei, während 6 
Mandate erledigt waren. In Anweſenheit von 222 Mitgliedern 
wurde das Präſidium der vorigen Seſſion (v. Levetzow, Graf 
Balleſtrem und Baumbach) wiedergewählt. 11 Geſetzentwürfe 
waren bereits eingegangen. Dazu legte der Reichskanzler Graf 
Caprivi noch die zwei wichtigſten Geſetzentwürfe vor. Dieſe betrafen 
die Erſatzverteilung und die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen Heeres; 
ſie zuſammen bildeten die „Militärvorlage“, die ſchon ſo lange 
und ſo lebhaft weite Kreiſe beſchäftigt hatten. Der Inhalt dieſer 
Geſetzentwürfe ſtimmte vollſtändig mit dem, was am 24. Oktober 
außeramtlich darüber veröffentlicht war. 

Um der Bedeutung der Sache willen und weil die öffentliche 
Meinung ſich vielfach in Details verloren habe, ergriff der Reichs⸗ 
kanzlers Graf v. Caprivi zur Darlegung ihrer Motive alsbald das 
Wort. Es ſei den verbündeten Regierungen nicht leicht geworden, 
der Nation Geldopfer zuzumuten, die zwar nicht unerſchwinglich, 
aber doch ſchwer ſeien. Ju den drei Jahren, ſeit die Notwendigkeit 
einer durchgreifenden Vermehrung unſerer Wehrkraft erkaunt worden, 
ſei die wirtſchaftliche und die militäriſche Seite der Vorlage eingehend 
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erwogen, und dies habe ergeben, daß der Zuſtand, wie er jetzt beſteht, 
nicht länger dauern könne. Die Regierungen hätten die Verant⸗ 
wortung der Vorlage übernommen trotz der Schwere der Geld— 
laſten, trotz der dadurch in Deutſchland hervorgebrachten Unruhe und 
trotz der ernſten Gefahr, die aus ihrer Ablehnung entſtehen könnte. 
Ungünſtige Umſtände lägen allerdings vor, aber um ihrer willen 
dürfe kein Aufſchub eintreten. Jedes Jahr, das wir verlieren, ſei 
unwiederbringlich verloren; jedes Jahr, in dem wir Anſtand nehmen, 
die Rekruteneinſtellung zu vermehren, um ältere Jahrgänge zu ſchonen, 
ſei nicht wieder einzubringen. Auch ein äußerer Anlaß könne nicht 
abgewartet werden, vielmehr könne eine Vorlage von ſolcher Be⸗ 
deutung die Zuſtimmung der Nation nur gewinnen, wenn dieſe ſich 
überzeuge, daß es ſich hier um einen ſchon lange vorhandenen Zuſtand 
handele, der ſich allmählich nach dem Schwergewicht der Dinge immer 
mehr verſchärfe. „Ich kann,“ fuhr der Reichskanzler fort, „nicht mit 
„Krieg in Sicht“ auftreten, werde nicht mit dem Säbel raſſeln und 
nicht ſchwarz malen, ſondern die reine Wahrheit entrollen.“ Die 
deutſche Regierung lebe in normalen und freundſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen mit allen anderen Regierungen, ſie habe auch kein anderes 
Ziel, als die Erhaltung des vom Frankfurter Frieden gegebenen Beſitz⸗ 
ſtandes, und treffend habe der Kaiſer bei der übernahme Helgolands 
geſagt, daß dies das letzte Stück deutſcher Erde ſei, nach dem unſer 
Sinnen ſtand. Nun ſei in der Preſſe und von wohlmeinenden 
Männern eingeworfen, ob wir nicht beſſer thäten, den auf die Dauer 
unerträglichen Zuſtand dadurch zu beenden, daß wir ſelbſt zum 
Schwerte griffen, den günſtigen Augenblick wählten und uns dann 
durch Ausnutzung der erhofften Siege wieder einen Frieden auf 30 
Jahre ſicherten. Dieſer Anſicht würden aber die Regierungen und 
das Volk niemals beitreten, denn außer den moraliſchen ſtänden 
ſchwere ſachliche Bedenken entgegen. Was könne der Siegespreis 
ſein? Wir wünſchten nicht, von Frankreich auch nur einen Quadrat 
kilometer uns anzueignen; die Einverleibung undeutſcher Menſchen 
ins Reich würde nur Verlegenheiten bringen, auch franzöſiſche Kolonien 
könnten wir nicht gebrauchen, da wir an den eigenen genug hätten. 
Ein Blick auf das heutige Frankreich verhindere den Durchbruch der 
Idee eines Präventivkriegs. Wir würden uns mehr Armeekorps als 1870 
gegenüber haben, nicht wie damals mit ruſſiſchem Wohlwollen rechnen 
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können, an eine Linie von Sperrforts an der Maas und Moſel, dann 
die größeren Feſtungen wie Verdun, Toul ſtoßen, die franzöſiſche Reſerve⸗ 
armee ſchlagen, und das zu einer unvergleichlichen Feſtung mit 56 
Forts umgewandelte Paris nehmen und ſelbſt als vollſtändige Sieger 
mit Rüſtungen fortfahren müſſen. Im Anſchluß an dieſe Aus⸗ 
führungen kam der Reichskanzler auf die Frage bezüglich der Emſer 
Depeſche zu ſprechen, die ſeit Wochen die Gemüter ſtark erregt 
hatte, und die nachteilig auf das Schickſal der Militärvorlage ein⸗ 
wirken konnte. Dem ganzen Treiben machte der Reichskanzler durch 
Mitteilung der im Beſitz des auswärtigen Amts befindlichen Urkunden 
ein Ende, auf die auch Fürſt Bismarck ſchließlich verwieſen hatte. 
Der Kanzler erwähnte kurz die Vorgänge in Ems, wie ſie nieder⸗ 
gelegt ſeien in einer Denkſchrift, die der Flügeladjutant Prinz Anton 
Radziwill am Abend des 13. Juli aufgezeichnet habe. Dieſe Denk⸗ 
ſchrift ſei dem auswärtigen Amte erſt am 17. Juli, nach der Rück⸗ 
kehr des Königs, überliefert. Dann teilte der Kanzler den Wortlaut 
der fog. erſten, vom Geh. Rat Abeken verfaßten Emſer Depeſche vom 
13. Juli 1870, 3 Uhr 50 Minuten nachmittags mit. Darin heiße 
es, der König habe ihm mitgeteilt, Benedetti habe verlangt, er ſolle 
ſich für alle Zukunft verpflichten, die Zuſtimmung zu verſagen, wenn 
die Hohenzollern auf die ſpaniſche Kandidatur zurückkämen, und daß 
er ihn abgewieſen habe. Dann erſt habe der König die Nachricht 
vom Verzicht auf die Kandidatur erhalten, worauf er beſchloſſen habe, 
Benedetti nicht mehr zu empfangen. Der König ſtelle nun dem 
Grafen Bismarck anheim, ob nicht die neue Forderung Benedettis 
und ihre Zurückweiſung ſogleich unſeren Geſandten und der Preſſe 
mitgeteilt werden ſolle. Weiterhin teilte Graf Caprivi mit, daß ſich 
in den Akten ein eigenhändiges Billet des Königs an Abeken vom 
13. Juli befinde, welches laute: „Es iſt doch notwendig, an Werther 
zu chiffrieren, daß ich indigniert ſei über die Grammont-⸗Ollivierſche 
Zumutung und mir das Weitere vorbehalte.“ Endlich teilte Caprivi 
noch Urkunden mit Ausſprüchen Lord Granvilles, Gladſtones und 
des Fürſten Gortſchakow mit, wonach ſie äußerten, Preußen ſei bis 
an die äußerſte Grenze der Verſöhnlichkeit gegangen. Dieſe gründliche 
Klarſtellung ſtand mit der Militärvorlage in einer gewiſſen Ver⸗ 
bindung, denn es war nicht gleichgültig, daß der Verdacht, als 
hätte Deutſchland damals den Krieg hervorgerufen, in dem Augen⸗ 
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blicke erregt ward, wo zur Verteidigung eine Heeresverſtärkung ge— 
fordert wird. 

Auf militäriſche Einzelheiten ging der Kanzler nicht ein, aber er 
führte die Thatſache an, daß in der Weiſe, in der die franzöſiſche 
Rüſtung ſich ihrer Vollendung näherte, auch das franzöſiſche Selbſt⸗ 
bewußtſein geſtiegen, und damit der Gedanke, ob man wieder bündnis⸗ 
fähig ſei ſowie der Wunſch nach Abſchluß eines auf Reviſion der 
Karte Europas abzielenden Bündniſſes gekommen ſei. Anders lägen 
die Verhältniſſe in Bezug auf Rußland. Mit dieſer Macht hätten 
wir keinen Streitpunkt, und der jetzige Zar ſei „durch ſeine hoch— 
herzige und friedliche Geſinnung einer der ſtärkſten Faktoren für die 
Erhaltung des Friedens in Europa.“ Auf Grund guter Autorität 
glaubte Graf Caprivi zu wiſſen, wie der Zar die friedliche und loyale 
Politik des Kaiſers würdige. Freilich fielen auch Momente in die 
andere Wagſchale. In den weiteſten Kreiſen des ruſſiſchen Volks ſei 
eine Verſtimmung gegen Deutſchland verbreitet, deren innere Gründe 
ſich ſchwer abſehen ließen; dazu komme, daß die ruſſiſche Militär⸗ 
verwaltung ſicher und zielbewußt in ihren Nüſtungen weitergehe. 
Damit ſei fie noch nicht am Ende, aber das von ihr Erreichte ver⸗ 
diene „unſere ernſte Aufmerkſamkeit“ und laſſe auf Rußlands Glauben 
ſchließen, ſein nächſter Krieg werde nach Weſten geführt werden. 
Zielbewußt ſuche man dort die Truppenverlegungen dem Eiſenbahn 
netze anzupaſſen, gute Truppen nach dem Weſten zu ziehen, die 
Grenze an der Narew und Weichſel zu befeſtigen und Kavallerie⸗ 
maſſen an unſere Grenze zu legen. Der Zar könne, wie ſein Vor⸗ 
gänger, „in eine Lage kommen, wo es ihm als dem Souverän eines 
großen Staats nicht anders möglich iſt, als zum Krieg zu ſchreiten.“ 
Ganz beſtimmt widerſprach der Reichskanzler dem Vorwurf, den 
Draht zerriſſen zu haben, der uns mit Rußland verbindet. Zweifellos 
habe zwiſchen Rußlaud und Frankreich eine innere Annäherung ſtatt⸗ 
gefunden; die Anfänge reichten bis in die 70 er Jahre zurück, nur 
ſei ſie mit der Zeit ſichtbarer hervorgetreten. Ein Zuſammenhang 
zwiſchen dieſer Annäherung und dem beachtenswerten Auftreten der 
ruſſiſchen Preſſe ſei nicht zu leugnen. Wenn aber zwei Liebende mit 
dem Feuer ſpielten und zuweilen Freudenfeuer anzündeten, deren 
Funken über unſern Hof fliegen, ſo hätten wir allen Anlaß, das 
Löſchgerät in ftand zu halten. „Wir ſtehen vor der Notwendigkeit, 
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wenn wir an einen künftigen Krieg denken, uns den mit zwei 
Fronten zu denken, und zwar nicht als die Ausnahme, fondern als 
den wahrſcheinlichen Fall, dem aber ſeien wir nicht gewachſen. Auch 
der Dreibund könne die hierzu nötige Truppenzahl nicht aufbringen; 
deren gemeinſamer Gebrauch werde ſehr erſchwert durch die Neutralität 
der Schweiz und das Vorſpringen des Gouvernements Warſchau 
zwiſchen Galizien und Oſtpreußen. In die Verhältniſſe der ver⸗ 
bündeten Staaten könnten wir uns nicht einmiſchen, und die Haupt⸗ 
laſt würde jedenfalls Deutſchland zu tragen haben. Sein militäriſches 
Übergewicht in Europa habe dieſes verloren, weil unſere Nach— 
barn ihre Wehrkraft in einer nicht vorauszuſehenden Weiſe ſteigerten. 
Wir dagegen hätten uns in Augeublicken, wo wir dem Kriege nahe 
zu ſein glaubten, mit Maßregeln beholfen, deren jede für den Augen— 
blick wirkſam war; jetzt aber handele es ſich um Maßregeln, die 
langſam, ſicher und beſſer wirken. 

An dieſe politiſchen Ausführungen reihte der Reichskanzler die 
militäriſchen. Er führte aus, daß ſein Plan nichts anderes be— 
zwecke, als was Fürſt Bismarck und General v. Verdy ſchon 1890 
erſtrebt hätten. „Wir haben die Möglichkeit, unſere Stellung zu er— 
halten; aber woran es fehlt, das iſt die Stärke und die Organiſation. 
Bir find zu ſchwach, zu alt und zu loſe in bezug auf unſere Kriegs: 
organiſation, und wir wollen verſtärken, verjüngen und verbeſſern.“ 
Die Verſtärkung beſtehe in der Vermehrung um 83894 Mann und 
gründe ſich auf die Rückſicht auf einen Krieg nach zwei Fronten; auch 
wolle man dahin kommen, nicht ſchou am erſten Mobilmachungstage 
Landwehr zweiten Aufgebots und Landſturm einberufen zu müſſen. 
Nicht Zahlen, ſondern Werte ſollten geſchaffen werden, die jungen 
Leute befäßen aber höheren Wert als die Landwehr. Die Grund— 
lage, auf der die Pyramide bisher immer höher gebaut worden, 
müſſe breiter werden. Bei dieſen Darlegungen des Kanzlers ſtellte 
ſich heraus, daß in dem Artikel des „Militärwochenblatts“, der wegen 
Augriffe auf die Landwehr große Aufregung hervorgerufen hatte, eben 
nur jenem Gedanken des Kanzlers hatte Ausdruck gegeben werden ſollen. 
Die Landwehr erſten Aufgebots, ſo fuhr Graf Caprivi fort, müſſe 
zugleich mit der Linie ins Feld geſtellt werden, und dann ſei bisher 
ſtets die Frage entſtanden, ob das Tempo des Ganzen ſich nach dem 
angſameren der Landwehr oder nach dem der Linie richten ſolle. Dieſem 
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Übelſtande müſſe abgeholfen werden. Eine Vermehrung der Kadres 
ſei nötig, damit den Regimentern beim Übergang in den Kriegszuſtand 
nicht mehr ſo ſehr viel an Halt und Stamm entzogen zu werden 
brauche. Ferner könnten die Übelſtände bezüglich der Erſatzverteilung 
nicht länger fortbeſtehen. Die allgemeine Wehrpflicht ſolle durch- 
geführt und es ſolle bei allen Truppen außer bei Kavallerie und 
reitender Artillerie, zur zweijährigen Dienſtzeit übergegangen werden. 
Unter Vorausſetzung der nötigen Kompenſationen ſei dies ohne Schaden 
möglich. Weiterhin ſolle, ſtatt der Maximalziffer der Etatsſtärke, 
eine Durchſchnittsziffer gegeben werden, damit die Organiſation auch 
da weniger durchſichtiger werde, wo wir weniger Neigung hätten, „uns 
in die Karten ſehen zu laſſen“. Zum Schluß bemerkte der Kanzler: 
„Die Vorlage iſt natürlich unwillkommen, aber der Krieg iſt es noch 
mehr und eine Niederlage iſt es am meiſten. Dieſe habe Fürſt 
Bismarck 1887 im Reichstag in packenden Zügen geſchildert, allein 
es ſcheine leider nur für den Augenblick Eindruck gemacht zu haben. 
Solle man etwa dereinſt ſagen, wir hätten, während unſere Väter 
ihr Blut für Deutſchland gegeben, nicht unſer Geld geben wollen?“ 
Der Reichstag beſchloß, die Militärvorlage erſt nach der Be— 
ratung des Reichshaushaltsetats für 1893—94 in Erwägung 
zu ziehen. Dieſer war in Einnahme und Ausgabe auf 1273950571 Mk. 
berechnet. Von den Ausgaben fielen 1006300468 Mk. auf die 
fortdauernden, 82250267 Mk. auf die einmaligen Ausgaben des 
ordentlichen, 185399836 Mk. auf die einmaligen Ausgaben des 
außerordentlichen Etats. Der neue Etat geſtaltete ſich alſo um faſt 
35 Millionen ungünſtiger als der des Vorjahres. Die Einnahmen 
ſind nämlich um 6700000 Mk. geringer und die Ausgaben um 
28 100000 Mk. höher veranſchlagt als damals. Infolgedeſſen ver 
bleibt der überſchuß der gemeinſamen Einnahmen an Zöllen, Ver— 
brauchs- und Stempelſteuern über die Matrikularbeiträge nur noch 
rund 28 Millionen, während er noch 1890-91 66 Millionen betrug. 
55 ee ſind zum Teil ſolche, an denen nichts zu ändern 
B. 5100000 Mk. Schuldzinſen, 2146000 Mk. Penſionen 
Mr Bei den laufenden Ausgaben des Heeres beträgt das Mehr 
887000 Mk., bei denen der Marine faſt 3600000 Mk., bei den 
einmaligen Ausgaben des ordentlichen Etats das Mehr für das Heer 
4600000, das der Marine 4400000 Mk. Ahnlich liegt es in 
INI 
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betreff der aufzunehmenden Anleihe zur Deckung einmaliger außer⸗ 
ordentlicher Ausgaben im Betrage von 168 Millionen Mark für 
Kaſernen⸗ und ähnliche Bauten, Feſtungs- und Waffenweſen, Bes 
kleidung der Mannſchaften und Rate für den Nordoſtſeekanal. 

Die erſte Beratung des Reichshaushaltsetats fand vom 30. No⸗ 
vember bis 2. Dezember ſtatt. Sie wurde vom Stantsjefretär 
v. Maltzahn eingeleitet und geſtaltete ſich thatſächlich bereits zu einer 
Beratung der Militärvorlage. Richter (d.-freif.) warf dem Kanzler 
vor, ſich des Militär-Peſſimismus ſchuldig gemacht zu haben, vor 
dem er ſelbſt in ſeiner Rede vom 27. November 1891 gewarnt 
habe. Die damals von ihm abgewieſenen „Beunruhigungsbazillen“ 
hätten in ſeiner Rede vom 23. November ſtark gewuchert. Was 
habe ſich denn ſeit damals in den auswärtigen Verhältniſſen ge— 
ändert? Lägen geheime Gründe vor, ſo müßte man ähnliche 
Wirkungen doch auch bei Oſterreich und Italien bemerken. Für die 
beabſichtigte lange Übergangszeit werde eher eine Schwächung des 
Heeres bewirkt werden. Das neue franzöſiſche Militärgeſetz erhöhe 
zwar die Zahl der Kadres, nicht aber die Friedenspräſenzſtärke. 
Wenn das Ausland Caprivis neuliche Rede ernft nehme, dann habe 
er das Ausland geradezu eingeladen, uns jetzt mit Krieg zu über⸗ 
ziehen. Seit 1870 ſeien 12 Milliarden für das Heer ausgegeben 
und der jetzige Militäretat betrage 428 Millionen gegen 240 von 
damals. Deutſchlands Steuerkraft ſei ſchon bisher erheblich in Frage 
geſtellt. Der Neichskanzler erwiderte mit der Darlegung, daß 
Vorredner ſeine früheren und feine neulichen Außerungen unrichtig 
aufgefaßt, und daß die freifinnige Partei faſt allen Forderungen nach 
organiſcher Stärkung der Wehrkraft widerſtanden habe. Solle ein 
Konflikt vermieden, ſo müſſe auf die volle dreijährige Dienſtzeit, ſtatt 
der jetzigen verſtümmelten, zurückgegangen werden. Es ſei ein 
militäriſcher, wirtſchaftlicher und finanzieller Fehler, fernerhin alte 
Leute heranzuziehen, um etwa 60000 junge Leute ſozuſagen hinterm 
Ofen ſitzen zu laſſen. Namens der nationalliberalen Partei ſprach 
ſich Buhl im ganzen günſtig für die Militärvorlage aus, wünſchte 
jedoch weitgehende Abſtriche an den Koſten. Auf einen Vorwurf des 
Reduers erwiderte der Reichskanzler, es wäre allerdings politiſch 
wünſchenswert geweſen, Deutſchland mit einer größeren Zahl von 
Kriegsſchiffen bei den Feſten in Genua vertreten zu laſſen, aber bei 
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der geringen Zahl unferer Schiffe müßten wir uns in ſolchen Dingen 
eine Zurückhaltung auferlegen, und es wäre ohne weſentliche Störung 
der damaligen Übungen eine weitere Entſendung nicht zuläſſig geweſen. 
Liebknecht (Soz.⸗Dem.) führte in langer Rede aus, „Pumpen und 
Defizit“ ſei die Signatur des Etats, der Militarismus erdrücke uns, 
und die Erörterungen Caprivis über die Emſer Depeſche ſeien nicht 
beweiſend; Frankreich ſei 1870 zum Kriege nicht gerüſtet geweſen, 
alſo habe es ihn nicht herbeiführen wollen. v. Frege ſprach ſich 
nicht ungünſtig für die Militärvorlage aus. Auch v. Koscielski 
verſicherte, die Polen würden wie bisher jedes zur Sicherheit des 
Reichs nötige Opfer bringen. Die fernere Beratung, an der ſich 
v. Schalſcha (Etr.), Rickert (freiſ.), v. Münch (wild) und Bebel 
(Soz.⸗Dem.) beteiligten, bot kein hervorragenderes Moment. Der 
Etat, von dem ſehr wenig die Rede geweſen war, wurde an die 
Kommiſſion gewieſen. 

Bevor die Frage der Militärvorlage weiteren Verlauf nahm, 
gelangte die ſchon lange dauernde Gärung innerhalb der konſer 
vativen Partei zu einem Abſchluß, dem mit Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung, die er für die ganze Geſtaltung der politiſchen Verhältniſſe 
vielleicht gewinnen könnte, allſeitig mit Spannung entgegengeſehen 
war. Der Vorſtand des Wahlvereins dieſer Partei veröffentlichte 
am 1. Dezember den Entwurf eines Programms, das ſich an das 
feſtzuhaltende Programm von 1876 anlehnen ſollte. Darin war 
geſagt: „Wir wollen die Erhaltung und Kräftigung der chriſtlichen 
Lebensanſchauung in Volk und Staat und erachten ihre praktiſche 
Bethätigung in der Geſetzgebung für die unerläßliche Grundlage jeder 
geſunden Entwickelung. Wir erkennen dem Staat das Recht zu, kraft 
ſeiner Souveränetät ſein Verhältnis zur Kirche zu ordnen, andererſeits 
wollen wir keinen Gewiſſenszwang und deshalb kein Übergreifen der 
ſtaatlichen Geſetzgebung auf das Gebiet des inneren kirchlichen Lebens. 
Die konfeſſionelle chriſtliche Volksſchule erachten wir für die Grund⸗ 
lage der Volkserziehung. Wir bekämpfen den vielfach ſich vor⸗ 
drängenden und zerſetzenden jüdiſchen Einfluß auf unſer Volksleben. 
Wir verlangen für das chriſtliche Volk eine chriſtliche Obrigkeit und 
chriſtliche Lehrer für chriſtliche Schüler. Wir verwerfen die Aus⸗ 
ſchreitungen des Antiſemitismus.“ Die zahlreichen übrigen Sätze 
enthielten kaun etwas Neues, zum Teil Selbſtverſtändliches und wurden 
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in der öffentlichen Beſprechung mehrſeitig für ſehr allgemein, dehnbar, 
vieldentig und verſchwommen bezeichnet. Selbſt innerhalb der Partei 
trat keineswegs einmütig zu Tage, daß man von dieſem Programm 
den verheißenen neuen Aufſchwung erwarten könne, der „Reichs- 
bote“ insbeſondere fürchtete, die „Exiſtenz von zwei Programmen“ 
könne zur Quelle von Streitigkeiten werden, und das v. Helldorfſche 
„Konſervative Wochenblatt“ tadelte, daß die Partei nun zwei 
Programme, etwa eins für den Sommer und eins für den Winter 
haben ſollte. Für die „National-Zeitung“ bedeutete der Entwurf 
ein Fiasko, zu deſſen Würdigung man ſich der Vorgänge nach dem 
Falle des Volksſchulgeſetzes erinnern müſſe, wo die Genoſſen der 
„Kreuzzeitung“ verlangten, daß die Partei als Volkspartei mit anti- 
ſemitiſcher Agitation die Oppoſition einſchlage, während nun von den 
Neuerungen jenes Entwurfs keine Rede ſei und man den Stellen 
über den Antiſe mitismus die Verlegenheit anſehe; überhaupt 
hätten verſchiedene Strömungen das Prograum hervorgebracht, in 
dem unvermittelte oder ſchwach verhüllte Gegenſätze nebeneinander 
ſtänden. Der Parteitag fand am 8. Dezember unter Vorſitz 
v. Manteuffels ſtatt und war von etwa 1200 Perſonen beſucht. 
Faſt alle Redner beſchäftigten ſich, unter Zurückdrängung der Führer, 
nur mit der Judenfrage. Ulrich aus Chemnitz verlangte eine 
ſcharfe und klare Stellung hierzu und bedauerte, daß das, was das 
Volk begeiſtere, ſo leichthin als demagogiſch bezeichnet werde. „Wir 
werden,“ verſicherte er, „das Fähnlein des Antiſemitismus hochhalten. 
bis die Juden ſo klein ſind, wie ſie jetzt groß ſind,“ ſie ſeien der 
unverſöhnliche Todfeind des Konſervatismus. Anwalt Klaſing hielt 
die Judenfrage für den Kernpunkt des ganzen politiſchen Lebens. 
In gegenteiligem Sinne ſprach ſich, unter ſtürmiſchem Widerſpruch, 
ein einziger Redner aus, worauf drei Redner, und unter dieſen ein 
Landrat, erklärten, fie hätten bei der Reichstags-Nachwahl zu Arns⸗ 
walde für den Rektor Ahlwardt geſtimmt, der um dieſe Zeit als der 
fühnfte Vertreter des Antiſemitismus angeſehen wurde. Unter 
Streichung des gegen dieſen gerichteten Satzes wurde darauf das 
neue Programm genehmigt und eine Organiſation der Partei beſchloſſen. 

Die ganze Haltung dieſes Parteitags und der dort angeſchlagene 
Ton überraſchten auf vielen Seiten, und der Vorſitzende des konſer⸗ 
vativen Landesvereins in Sachſen, v. Frieſen, erließ ſogar eine Art 
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von Verwahrung gegen dieſen „Radau-Antiſemitismus“. Dagegen 
rühmte der „Reichs bote“ das „Ereignis“, daß ein ernſter und 
energiſcher Wille zur volkstümlichen Erneuerung der Partei hervor⸗ 
getreten ſei, und warf die Frage auf, ob ſich denn der deutſch nationale 
Geiſt mit der Herſtellung des Reichs ſo erſchöpft habe, daß er nun 
zu gunſten des jüdiſchen Geiſtes abdanken ſolle. Für die „Kreuz⸗ 
zeitung“ waren mit dem Parteitage die kühnſten Erwartungen über⸗ 
troffen und „mit beſonderer Genugthuung“ hatte ſie bemerkt, daß im 
entſcheidenden Augenblicke alle Teilnehmer ihre Bedenken bezüglich der 
Judenfrage fallen gelaſſen hätten. Das Stöckerſche „Volk“ jubelte 
gar: „Das Eis iſt gebrochen, der Frühling wird ſich nun ſchon weiter 
geltend machen.“ über die Zuſammenſetzung des Parteitags ſprach 
ſich das „Konſervative Wochenblatt“ ſcharf aus; er ſei nicht 
eine Verſammlung ruhiger, von hohen politiſchen Zielen geleiteter 
Männer geweſen, ſondern ein treuer Abzug vom Typus der Berliner 
lärmhaften Autiſemitenverſammlungen mit ihren maſſiven Redeblüten. 
Die größte Unzufriedenheit erregte der Parteitag bei den Freiſinnigen. 
Die „Voſſiſche Zeitung“ hob hervor, wieviel ſachlicher und leiden⸗ 
ſchaftsloſer die Verhandlungen der Sozialdemokratie ſich abgeſpielt 
hätten, als die der Junker, Paſtoren und Beamten. Nach der 
„Freiſinnigen Zeitung“ hätten die Konſervativen gefunden, daß 
ihrem bisherigen Programm alle Zugkraft abgehe; darum ſei ihnen 
fein anderer Rettungsgedauke mehr übrig geblieben als die Judenhetze. 
Der „Börſencourier“ tröſtete ſich damit, daß die „reinlichen Ele⸗ 
mente“ der Konſervativen mit den Männern jener „Skandalver⸗ 
ſaunmmlung“ nun nichts mehr gemein haben könnten. Endlich meinte 
die „Volks⸗Zeitung“, daß es zu einer ſolchen Beſiegelung des 
geiſtigen Baukerutts der Reaktionsſtützen notgedrungen habe kommen 
müſſen. Der konſervative Verein in Hannover ſprach ſich für den 
Parteitag aus, aus Sachſen aber ließen ſich noch mehr Stimmen 
dagegen vernehmen. Die Spaltung der Konſervativen ſchien nun 
exit recht zuzunehmen und trat beſonders bei der Reichstagserſatzwahl 
im Bezirke Stuhm⸗Marienwerder hervor, wo, nach dem öffentlichen 
Zeugniſſe des Polizeidirektors Weſſel in Danzig, die antiſemitiſchen 
Konſervativen durch Aufſtellung eines zweiten konſervativen Kandidaten 
einem Polen zum Siege verhalfen. 

Die Zerfahrenheit des konſervativen Parteitags ſtach in der 
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That auffallend ſogar von dem am 18. November in Berlin ftatt- 
gehabten Parteitag der Sozialdemokraten ab, die genau wußten, 
was ſie wollten und darin einig waren. Auf Autrag von Liebknecht 
und v. Vollmar, die ihren Zwiſt beglichen, wurde die Erklärung 
beſchloſſen, die Sozialdemokratie habe mit dem ſogenannten Staats⸗ 
ſozialismus nichts gemein, denn dieſer ſei, ſoweit er ſich mit Ver⸗ 
beſſerung der arbeitenden Klaſſen beſchäftige, ein Syſtem von Halb⸗ 
heiten, das feine Entftehung der Furcht vor der Sozialdemokratie 
verdanke, und er bezwecke, durch kleine Zugeſtändniſſe und allerlei 
Palliativmittel die Arbeiterklaſſe der Sozialdemokratie zu entfremden. 

In einer gewiſſen Verbindung mit den ſtarken judenfeindlichen 
Regungen in der konſervativen Partei ſtand ein Prozeß, der vom 
28. November bis 9. Dezember in Berlin gegen den Rektor a. D. 
Ahlwardt aus Pommern geführt wurde. Er hatte in einer Schrift 
über „Judenflinten“ behauptet, die Löweſche Fabrik in Berlin habe 
der Militärverwaltung unbrauchbare Gewehre geliefert und wurde 
wegen Beleidigung zu fünf Monaten Gefängnis verurteilt. Hoch⸗ 
gradiger Judenhaß führte nun dahin, daß Ahlwardt noch vor dieſem 
Urteil, ſowie ohne Rückſicht darauf, daß er infolge gerichtlichen 
Urteils vom 2. November eine viermonatliche Gefängnisſtrafe abſaß, 
am 24. November im Bezirk Arnswalde-Friedeberg mit 11206 von 
14512 Stimmen zum Reichstagsabgeordneten gewählt wurde. Dies 
hatten die Konſervativen bewirkt, deren Wahlkomitee mit einem 
Aufruf für den Rektor Ahlwardt aufgetreten war. Daß an der 
Spitze dieſes Komitees, im Gegenſatz zu einem königlichen Erlaß, der 
Landrat v. Bornſtädt ſtand, wurde in der Preſſe als Skandal und 
vom „Konſervativen Wochenblatt“ als Beweis „heilloſer Ver— 
wirrung“ unter den Konſervativen bezeichnet. 

Der Ruf der Lö weſchen Fabrik, kaum nachdem er durch jenen 
Prozeß als unantaſtbar erwieſen zu ſein ſchien, wurde wieder getrübt. 
Der Pariſer „Figaro“ veröffentlichte nämlich am 14. Dezember einen 
Brief vom 20. November 1886, in dem dieſe Fabrik den damaligen 
franzöſiſchen Kriegsminiſter Boulanger ſich zur Herſtellung von Ma⸗ 
ſchinen für Maſſenfabrikation von Gewehren angeboten habe. Die 
alsbald erfolgende Bekanntmachung der Fabrik, daß der Brief echt 
ſei, wirkte um ſo beſchämender für den deutſchen Sinn, als gerade 
damals Boulanger den Krieg gegen Deutſchland zu beabſichtigen 
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ſchien. Am ſtärkſten ſprach ſich gegen dieſes Verhalten die freiſinnige 
„Voſſiſche Zeitung“ aus und die antiſemitiſche Preſſe ſuchte den Fall 
gleichſam auszugleichen durch einen Brief, in dem die Firma Krupp 
in Eſſen 1868 dem franzöſiſchen Kaiſer Gußſtahlkanonen angeboten 
habe. Der Angriff fiel jedoch durch eine Erklärung Krupps, daß der 
Brief aus 1858 datiere, der Hauptſache nach zuſammen. 

Die erſte Beratung des Reichstags über die Militärvor— 
lage fand vom 10. bis 15. Dezember ſtatt. Dabei nahm die 
Reichsregierung die Gelegenheit wahr, die wichtige Frage zu beant- 
worten, wie ſie ſich zu den Vorgängen in der konſervativen Partei 
verhalte. Zunächſt legte der preußiſche Kriegsminiſter v. Kalten» 
born-Stahau dar, daß zwei Geſichtspunkten Rechnung getragen 
werden müſſe: der ungerechten Verteilung der perſönlichen Leiſtung 
des Heerdienſtes und der in militäriſcher Hinſicht nicht zureichenden 
Leiſtung an ſich. Immer ſchärfer wäre hervorgetreten, daß das 
Reich nicht über die Machtmittel verfüge, die der Stärke ſeiner Be⸗ 
völkerung, der Kraft und Größe der Nation entſprechen; auch hätten 
ſich mehr und mehr die Folgen der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht in allen Großſtaaten geltend gemacht. Die wir den Ans 
ſtoß zu dieſer Idee gegeben, hätten allmählich den Vorſprung ver⸗ 
loren. Für eine Neuorganiſation ſei eine Verlängerung der Dienſt⸗ 
pflicht behufs Vermehrung der kriegstüchtigen Mannſchaften ausgeſchloſſen, 
weil wir ſchon bis an die äußerſte Grenze gegangen ſeien. Mithin 
komme nur die Erhöhung des Friedensetats und die Vermehrung der 
Kadres in Betracht. Als einziges Mittel hierzu habe ſich ergeben, 
unter Feſthaltung der beſtehenden Organiſation, mehr Leute auszu⸗ 
bilden und im allgemeinen nur die Formen zu ſchaffen, die dieſem 
Zweck dienen und gleichzeitig als Stämme für Kriegsformationen 
Verwendung finden ſollen. So ſei der neue Plan entſtanden, bei 
dem Koſten und Wirkung in ſo günſtigem Verhältnis ſtänden. 

Als erſter von den Abgeordneten hob v. Huene hervor, gegen 
alles dies ſpreche, daß es auch für die Koſten gewiſſe abſolute 
Zahlen gebe und die Zentruntspartei ſei dahin einig, daß die Vorlage 
unannehmbar ſei, jedoch wolle ſie alles zur Einführung der zwei⸗ 
jährigen Dienſtzeit innerhalb der jetzigen Präſenzſtärke Erforderliche 
bewilligen. Namens der Freiſinnigen erklärte Richter, ebenfalls 
unter keinen Umſtänden über die Folgerungen der geſetzlichen zwei⸗ 
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jährigen Dienftzeit hinausgehen zu wollen. Redner erinnerte darau, 
daß vor kurzem die Militärverwaltung ganz andere Anſicht gehegt 
und der ſpätere Kaiſer Wilhelm I. ſich 1857 in einer Denkſchrift 
wegen Unerſchwinglichkeit der Koſten gegen Einſtellung aller Wehr- 
fähigen ausgeſprochen habe. Die Konfervativen wollten, wie v. Manz 
teuffel mitteilte, ihre Stellung davon abhängen laſſen, ob der Kom⸗ 
miſſion die Überzeugung von der Notwendigkeit der Vorlage würde 
beigebracht werden. Die Polen ließen durch v. Komierowski die 
Vorlage für unannehmbar erklären. Der ſächſiſche Kriegsminiſter 
Edler v. Planitz trat einem Gerücht wegen Oppoſition von Bundes- 
regierungen wider die Vorlage entgegen. Die Reichspartei ſprach ſich 
durch v. Stumm dahin aus, daß ſie die geplante Heeresvermehrung 
für notwendig und finanziell durchführbar halte. v. Bennigſen 
bedauerte, daß anfaugs nur Stücke und zum Teil Unrichtiges über 
die Vorlage bekannt geworden und ſich infolge deſſen ſolche Unruhe 
der Bevölkerung bemächtigt habe, daß die Gegner nun noch leichter 
hätten auftreten können; leider hätten auch die Anſichten ver es 
gierungen über die Art der zur Koſtendeckung beſtimmten neuen 
Reichsſteuern nicht von Aufang an feſtgeſtanden, namentlich habe der 
urſprüngliche Plan einer Höherbeſteuerung des Tabaks Mißſtinnuung 
in weiten Kreiſen erregt und von der Bedeutung der Vorlage ab— 
geleitet. Während wir für den Kampf nach zwei Seiten die Bünd⸗ 
niſſe hätten, ließen ſich der Forderung, daß wir Frankreich gewachſen 
ſein müßten, ernſte Gründe nicht entgegenſetzen. Läge nicht der Fall 
vor, daß wir durch den Vorrang unſeres Infanteriegewehrs noch 
einige Jahre uns vor dem Ausbruch des Krieges geſichert halten 
könnten, ſo würde die Regierungen durch Einbringung dieſer Vorlage 
eine ſchwere Verantwortlichkeit treffen. Viele Unmſtände erſchwerten 
einen freudigen Aufſchwung der Bevölkerung für neue Anſtrengungen, 
namentlich der ſchon das zweite Jahr dauernde Niedergang von 
Handel und Induſtrie; Kritik und Unzufriedenheit hätten ſich gegen 
manche Handlungen der Regierungen erhoben, große und kleine 
Fehler ſeien begangen, die geeignet wären, weitgehende Verſtimung 
hervorzurufen. Demgegenüber müſſe der Reichstag Führer der Na⸗ 
tion in der ernſten Übergangszeit ſein. Die Nationalliberalen 
billigten nicht die ganze Vorlage, aber das alle Parteien beherrſchende 
Gefühl großer Verantwortlichkeit müſſe zu einer Verſtändigung führen. 
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Der Reichskanzler bezeigte ſich dankbar für Bennigſens Rede. 
Bebel führte namens der Sozialdemokraten aus, daß mit der bis— 
herigen Belaſtung durch den Militarismus unmöglich fortgefahren 
werden könne; der Widerſpruch zwiſchen dieſem und den Volksbedürf⸗ 
niſſen ſei es, der die Verbiſſenheit im ganzen Volke erzeugt habe. 
Graf Preyſing meinte, eine Verſtändigung ſei auf dem Boden 
dieſer Vorlage ſchwer zu finden; angeſichts des dumpfen Unmuts 
im Volle könne es mit der Laſtenhäufung nicht weiter gehen, die 
Vorlage aber habe das Eigentümliche, daß ſie ſtets fortzeugend neue 
Laſten gebären müſſe. 

Hierauf trat v. Manteuffel Äußerungen entgegen, die der 
Reichskanzler am 12. Dezember bei Beratung eines anderen Gegen- 
ſtandes gethan. Er hatte damals auf Anfrage des Grafen Mirbach, 
über die Haltung der Vertreter der deutſchen Regierungen auf der 
Brüſſeler Münzkouferenz geantwortet, er gehe auf die ungewöhnliche 
Beſprechung ſchwebender diplomatiſcher Verhandlungen nur ein wegen 
der Beſtrebungen, den Bimetallismus mit dem Antiſemitismus vor 
denfelben Wagen zu ſpannen und mit agitatoriſcher Peitſche zu fahren. 
Nun nahm v. Manteuffel die konſervative Partei gegen die 
Meinung in Schutz, als wolle ſie Demagogie treiben. Der Reichs— 
kanzler erwiderte, bezüglich des konſervativen Parteitages ſei er 
namentlich bedenklich geworden wegen deſſen offener Parteinahme für 
den Mann, der die deutſche Heeresverwaltung in einer Weiſe an⸗ 
gegriffen und geſchädigt habe, wie es vorher kaum geſchehen. 
v. Stauffenberg (d.⸗freiſ.) glaubte den Grund der Volksver— 
ſtimmung vor allem im Alters- und Invaliditätsgefeg erblicken zu 
müſſen und bekundete das Verlangen Süddeutſchlands, daß den Mi⸗ 
litäranforderungen endlich ein energiſches Halt entgegengerufen werde. 
Lieber (Zentrum) meinte, wir wollten uns nicht zu einer Armee 
von Bettlern machen und lehnte für den Fall eines Konflikts alle 
Verantwortlichkeit des Reichstags ab. Prinz v. Carolath-Schönaich 
(konſ.) hielt eine Verſtändigung in der Kommiſſion für möglich. Der 
Behauptung Haußmanns (Volksp.) von einem großen Umfange der 

ſeißſtimmung in Süddeutſchland trat Oſann (nat. lib.) mit dem 
Bemerken entgegen, es habe eine gewiſſe Überwindung dieſer 
Stimmung ſtattgefunden. Schließlich wurde die Militärvorlage an 
eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern gewieſen, von denen 19 für 
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deren Gegner galten. Den Beginn ihrer Beratungen verſchob ſie 
aufs folgende Jahr. 

Mit dem Ahlwardtſchen Prozeß wurde der Reichstag zu einem 
zweiten Male befaßt, indem v. Marquardſen (nat. lib.) am 
12. Dezember die Vorgänge mit dem Bemerken zur Sprache brachte, 
nachdem der Staatsanwalt feſtgeſtellt habe, die über die Beſchaffen⸗ 
heit großer Teile unſerer neuen Infanteriebewaffnung vorgebrachten 
antiſemitiſchen Behauptungen hätten das Vertrauen der Heeresver—⸗ 
waltung ſtark erſchüttert und die Disziplin im Heere untergraben, 
erſcheine eine beruhigende Erklärung von berufener Seite wümſcheus⸗ 
wert. Darauf verſicherte der Reichskanzler, das zur Bewaff— 
nung der Infanterie dienende Gewehr, insbeſondere auch die in der 
angegriffenen Fabrik von Löwe in Berlin angefertigten entſprächen 
allen Anfordernugen der modernen Kriegskunſt; einzelne Mißſtände 
lägen nicht an der Waffe, ſondern an den veränderten Zeitverhält⸗ 
niſſen; eine gewiſſe Bemängelung der Gewehre nach der Übung 
konnne ſtets vor. 

In ſeinen mehrfach durch Beſchlußunfähigkeit unterbrochenen 
Sitzungen beſchäftigte ſich der Reichstag bis zu ſeiner Vertagung 
(15. Dezember) noch mit folgenden Angelegenheiten. Am 6. De⸗ 
zember fand die erſte Beratung des in voriger Seſſion nicht ev 
ledigten, wieder vorgelegten Geſetzentwurfs bezüglich des Zuhälter— 
tums und am 3. Dezember die eines Geſetzentwurfs wegen Anderung 
des die Gründung des Reichsinvalidenfonds betreffenden Geſetzes 
ſtatt. Es ſollen 67 Millionen Mark aus den Beſtänden dieſes 
Fonds als Betriebskapital für die Reichskaſſe flüſſig gemacht werden, 
worauf bisher nur mit Hilfe des Zahlungsmodus der Matrikular⸗ 
beiträge hatte verzichtet werden können. Die Anderung ſoll berechtigt 
fein, weil die Aktivmaſſe dieſes Fonds den Kapitalwert der Verbind⸗ 
lichkeiten um rund 117 Millionen überſchreitet. Ferner wurde am 
6. Dezember auf eine Anfrage hin vom Staatsſekretär v. Boet⸗ 
ticher die Auskunft erteilt, daß eine Vorlage wegen Organiſation 
des Handwerkerſtandes und Regelung des Lehrlingsweſens ſich 
in Arbeit befinde, und zu vielſeitiger Befriedigung wurde am 7. De⸗ 
zember auf eine Anfrage hin vom Staatsſekretär Hanauer eröffnet, 
daß ein Geſetzentwurf vorbereitet werde, der Normen für Ent- 
ſchädigung unſchuldig Verurteilter mit Normen für Wieder— 
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einführung der Berufung zuſammenfaſſe. Gleiche Freude erregte 
der Staatsſekretär v. Boetticher am 9. Dezember durch die Mit⸗ 
teilung von der baldigen Vorlegung eines Geſetzentwurfs zur Rege— 
lung der Abzahlungsgeſchäfte und des Hauſierhandels. End— 
lich kam die Frage wegen des Gebrauchs der Schieß waffen ſeitens 
der Militär wachtpoſten wieder zur Sprache. Auf ſeinen Beſchluß 
vom 15. Februar wegen Anderung dieſer Beſtimmungen hatte der Reichs⸗ 
tag keine Antwort erhalten. Nun brachte Petri einen neuen mißlichen Fall 
aus Straßburg vor, worauf der preußiſche Kriegsminiſter die An⸗ 
ordnung in Ausſicht ſtellte, die Wachtpoſten in belebten Straßen nicht 
mehr mit Munition zu verſehen; übrigens möge zunächſt den Zivils 
behörden die Aufſtellung eigenen Wärterperſonals zur Bewachung 
ihrer Gebäude ermöglicht werden. Von Beratung der Geſetzentwürfe 
zur Aufbringung der Koſten der Militärvorlage konnte begreiflich in 
dieſem Jahre noch nicht die Rede ſein. 

Nachdem die Verhandlungen des Reichstags ohne weſentliche 
Aufklärung der politiſchen Lage und ohne Ausſicht auf Verſtändigung 
über die Militärvorlage geendet hatten, waren die letzten zwei Wochen 
des Dezember noch reichlich mit öffentlichen Erörterungen über das 
Schicksal dieſer Vorlage ausgefüllt. Zwar kam die Bereitwilligkeit, 
zum Schutz des Landes alles zu thun, faſt überall zum Durchbruch; 
in den Vordergrund aber drängten ſich die Zweifel, ob das Heer 
wirklich durch Maſſenvermehrung verjüngt werde, ob die Stärke zum 
Krieg nach zwei Seiten nötig ſei und ob in der Weltlage wirklich 
die Notwendigkeit zur äußerſten Anſpannung der Kräfte liege. Die 
Zentrums: und die freiſinnige Partei ließen ihre Anſicht verlauten, 
die Vorlage ſei ſchon als gefallen anzuſehen, es beſtehe aber eine 
Mehrheit für den von den Reichstagsrednern dieſer Parteien bezeich— 
neten Ausweg. Ein Teil der Zentrumspartei ſchien zwar an— 
fänglich die Möglichkeit etwas weiteren Entgegenkommens angedeutet 
zu haben, hatte ſich dann aber, wie aus einer Rede Liebers in 
Montabaur geſchloſſen werden konnte, vorläufig dem anderen. Teile 
gefügt, vielleicht in der Hoffnung, die am 25. November wieder be⸗ 
antragte Aufhebung des Geſetzes gegen die Jeſuiten doch noch ein- 
tauſchen zu können. In dieſer Beziehung hatte aber ein Parteitag 
der Nationalliberalen in Heidelberg gezeigt, eine wie große 
Oppoſition der reichstreueſten Elemente im Falle irgend einer Arts 
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lehuung der deutſchen inneren Politik au die ultramontane Partei zu 
gewärtigen ſein würde. Auf ſeiten der Regierungen hingegen war in 
der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ am 23. und 
28. Dezember angedeutet, daß fie aufs jtrengfte an der vollen 
Forderung feſthielten. Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde die 
allgemeine Parteilage noch dadurch zu trüben verſucht, daß ihr Organ 
„Vorwärts“ Mitteilungen über ſtattgehabte Verausgabungen aus dem 
früheren Welfenfonds an politiſche Perſönlichkeiten veröffentlichte. 
Endlich verlautete, daß Gegner des „neuen Kurſes“ den Plan vor— 
bereiteten, aus den unzufriedenen Elementen der mittleren Parteien 
eine neue „Nationalpartei“, zunächſt in Süddeutſchland, ins Leben 
zu rufen. — So endete hinſichtlich der allgemeinen inneren Lage das 
Jahr mit größerer Unklarheit und größerer Verſtimmung der Parteien, 
als nit der es begonnen hatte. 

Das Ka iſerpaar beſuchte am 7. November Stettin und 
Kiel, namentlich zur Beſichtigung der Werften. Dann hielt der 
Kaiſer Jagden ab, mit dem Könige von Sachſen in der Duberow, 
mit dem Großfürſten Wladimir in der Göhrde, beim Fürſten von 
Stollberg im Harz, ſodann in Pleß und endlich bei Moritzburg in 
Sachſen. Dem Landgrafen ſowie dem Prinzen Friedrich Karl von 
Heſſen, dem Herzog Günther von Schleswig-Holſtein und dem 
Prinzen Johann von Glücksburg verlieh er im November den 
Schwarzen Adlerorden. Am 20. Dezember wohnte er mit der 
Kaiſerin der Einweihung der umgebauten Sophienkirche in 
Berlin bei, und am 30. Dezember ſiedelte der Hof von Potsdam 
nach Berlin über. 

In den höheren weltlichen und geiſtlichen Kreiſen trat im Laufe 
des Jahres eine Reihe von Veränderungen ein. Zum Nachfolger 
des Generals v. Lewinski im Kommando des 15. Armeekorps wurde 
der Generallientenant v. Blume, Kommandeur der 8. Diviſion in 
Erfurt, ernannt. Er gehörte 16 Jahre dem Kriegsminiſterium an, 
zeichnete ſich als Militärſchriftſteller aus und iſt ſeit 1885 Mitglied 
des preußiſchen Staatsrats. Der kommandierende General des 
11. Armeekorps, v. Grolmann, mußte wegen Kränklichkeit aus⸗ 
ſcheiden und erhielt zum Nachfolger in Kaſſel den Generallieutenant 
v. Wittich, bisher dienſtthnenden General-Adjutanten des Kaiſers. 
Der Chef der kriegsgeſchichtlichen Abteilung des Großen Generalſtabs 
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wurde zur Verfügung geftellt und durch Oberſt Meckel erſetzt. Deſſen 
Thätigkeit bewegte ſich bisher auf dem Gebiete der Taktik und 
des Generalſtabsdienſtes. Früher hatte er die Kriegsakademie von 
Japan reformiert. Der deutſche Geſandte in Belgrad, Graf Bray— 
Steinburg, wurde nach Liſſabon verſetzt und der dortige Geſandte, 
Freiherr v. Waecker-Gotter, nach Belgrad. Der Botſchafter 
Freiherr v. Stumm in Madrid trat in Ruheſtand und erhielt zum 
Nachfolger Herrn v. Nadowitz, der ſeit 10 Jahren als Nachfolger 
des Grafen Hatzfeld den Botſchafterpoſten in Konſtantinopel be- 
kleidete. Beſonderes Aufſehen erregte die Abberufung des Herrn 
v. Schlözer von der Stelle eines preußiſchen Geſandten beim päpſtlichen 
Stuhl. Er war 1882, bei Wiederaufnahme dieſer diplomatiſchen 
Beziehung, vom Fürſten Bismarck von ſeinem Poſten in Waſhington 
abberufen und mit Nückſicht auf ſeine früheren Bekanntſchaften in 
Rom zu dieſer ſchwierigen Stellung auserſehen. Die Gründe des 
Rücktritts ſind noch nicht bekannt geworden; er erhielt jedoch das 
Großkreuz des Roten Adlerordens und begab ſich im September zum 
Beſuche des Fürſten Bismarck nach Varzin. Die Geſandtſchaft in 
Rom wurde dem Wirkl. Geh. Rat Otto v. Bülow, deutſchen Ge— 
ſandten zu Bern, übertragen. Er hat einen lahmen Fuß infolge ſeiner 
ſchweren Verwundung im Straßenkampfe beim königl. Schloſſe in 
Berlin am 18. März 1848. Die Geſandtſchaft in Bern erhielt der 
deutſche Geſandte in Stockholm, Dr. Buſch, der dieſe Stelle als 
Nachfolger v. Pfuels ſeit 1888 bekleidete. Erſetzt wurde er hier 
durch den Grafen Karl v. Wedel, der früher in hannoverſchen, ſeit 
1866 in preußiſchen Militärdienſten ſtand. Zehn Jahre war er 
Militär⸗Attache in Wien, dann Kommandeur von Garde-Kavallerie⸗ 
Regimentern und ſeit 1888 Flügeladjutant des Kaiſers. Im Auguſt 
wurde der deutſche Militärbevollmächtigte in Petersburg, Generalmajor 
v. Villaume, abberufen. Er hatte dieſe Stelle ſeit ſechs Jahren be: 
kleidet und wurde bei ſeinem Abſchied vom Zaren mit dem Stanislaus— 
orden und mit einem kunſtvollen goldenen Humpen beehrt. Auch der 
deutſche Botſchafter in Petersburg, der General der Jufanterie Hans 
Lothar v. Schweinitz, erhielt auf ſeinen Wunſch die Entlaſſung. Er 
iſt 70 Jahre alt und hat faſt 52 Jahre im preußiſchen und Reichs⸗ 
dienſte geſtanden, von 1869 bis 1874 als Geſandter in Wien, feit 
16 Jahren am ruſſiſchen Hofe. An ſeine Stelle wurde bald darauf, 
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auf Wuunſch des Zaren, der faſt 70jährige General der Infanterie 
v. Werder ernannt, der von 1869 an 17 Jahre als Militär⸗ 
bevollmächtigter in Petersburg dem jetzigen wie dem vorigen Zaren 
befreundet war. 1886 — 88 bekleidete er die Stelle eines Gouver⸗ 
neurs von Berlin, wo er ſeitdem privatiſierte. Dr. Brückner erhielt 
auf feinen Wunſch im Oktober die Entlaſſung als geiſtlicher Vice— 
präſident des evangeliſchen Oberkirchenrats und als Generalſuper⸗ 
intendent von Berlin. In erſterer Stelle erhielt er den Ober— 
konſiſtorialrat Dr. v. d. Goltz zum Nachfolger. 

Eine nicht unbedeutende Zahl hervorragender Civil- und Militär⸗ 
perſonen, deren Wirkſamkeit das politiſche Gebiet berührte, wurden 
in dieſem Jahre aus dem Leben abberufen. In Stettin verſchied am 
4. Jauuar Dr. Dohrn, der 185861 dieſe Stadt im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe vertrat. Am 9. Januar ſtarb der Okonomierat 
Kiepert in Marienfelde bei Berlin, Vertreter des 3. poſenſchen Be⸗ 
zirks im Abgeordnetenhauſe. Der Vorſitzende des deutſchen Fiſcherei 
vereins, v. Behr-Schmoldow, Mitglied des Herrenhauſes, ſtarb in 
Berlin am 14. Januar. Ihm folgten am 16. Januar Prinz 
Kraft zu Hohenlohe-Ingelfingen, früher General-Adjutant Kaiſer 
Wilhelms I., und Otto Fürſt und Rheingraf zu Salm-Horſtmar, 
Mitglied des Herrenhauſes. Am 15. Februar verſchied das Herreuhaus⸗ 
mitglied Graf Max zu Solms-Rödelheim. Der Schriftſteller 
Glagau, Herausgeber des „Kulturkampf“, ſtarb in Berlin am 
1. März. Am 22. März verſchied in Berlin der Generaladjutant 
Graf Wilhelm Brandenburg, älteſter Sohn des früheren Miniſter— 
präſidenten, der nach Verabſchiedung des Prinzen Auguſt von Württem— 
berg das Gardekorps befehligte, bis er 1884 infolge Sturzes mit 
dem Pferde den Abſchied nehmen mußte. Am 28. März ſtarb in 
Berlin der 88jährige General der Infanterie z. D. Reimar Konſtantin 
v. Alvensleben, derſelbe, dem der Kaiſer am 12. Januar zur Er⸗ 
innerung an die Schlacht von Le Mans den Schwarzen Adlerorden 
verliehen hatte. Der General der Infanterie z. D. v. Pritzelwitz, 
früher Gouverneur von Mainz, ſtarb am 29. März in Potsdam, 
und an demſelben Tage der Präſident des Patentamts, Wirkl. Geh. 
Legationsrat Dr. v. Bojanowski, in Berlin. Am 14. April ſtarb 
der frühere Chefredakteur der „Kreuzzeitung“ v. Niebelſchütz, am 
30. April, 8 1jährig, der Wirkl. Geh. Legationsrat Freiherr v. Rechen- 
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berg, länger als 30. Jahre preuß. Generalkonſul in Warſchau. 
Der Schriftſteller Friedrich v. Bodenſtedt ſtarb in Wiesbaden am 
15. April. Am 4. Mai endete das Leben des Dr. Hans Herrig in 
Weimar, deſſen dichteriſche Werke erſt ſpät Anerkennung fanden, und 
der in den letzten Jahren durch fein in zahlreichen Städten Nord- 
und Süddeutſchlands aufgeführtes Lutherfeſtſpiel am bekannteſten ge- 
worden war. Es ſoll ihm in Braunſchweig ein Denkmal geſetzt 
werden. Generalmajor Albert v. Bülow, ſeit 1885 in Ruheſtand, 
verblich am 9. Mai, und der Generalmajor Heinrich Karl Eli 
v. Blumenthal, früher Befehlshaber der 22. Divifion, am 3. Mai. 
Er hieß urſprünglich Becker und ward 1881 zur Verfügung geſtellt. 
Einer der ſeit langer Zeit bekannteſten Parlamentarier, Hans Hugo 
v. Kleiſt⸗Retzow, Mitglied des Reichstags und des preußiſchen 
Herrenhauſes, ſtarb 78 jährig am 19. Mai auf feinem Gute Kieckow 
im pommerſchen Kreiſe Belgard. Er war von 1851—58 Ober— 
präſident der Rheinprovinz und während ſeiner ganzen öffentlichen 
Thätigkeit einer der Führer der politiſchen und kirchlichen äußerſten 
Rechten, deren Beſtrebungen er ſtets mit der gleichen Entſchiedenheit 
und Lebhaftigkeit vertrat. Er war ferner ein Jugendfreund Bismarcks, 
von dem er ſich in den 70er Jahren trennte. Zahlreiche Parteigenoſſen 
wohnten der Beiſetzung in Kreckow bei Gr.⸗Tychow bei. Profeſſor 
Karl Schellbach, der Neſtor der deutſchen Mathematiker und einſt 
Lehrer des Kaiſers Friedrich, ſtarb in Berlin am 19. Mai. Am 
26. Mai ſtarb Max v. Forckenbeck, ſeit 1878 Oberbürgermeiſter von 
Berlin, langjähriges Mitglied und Präſident des Abgeordnetenhauſes 
und des Reichstags. Im Schloſſe Bellevue im Berliner Tiergarten 
ſchied am 14. Juni im Alter von 94 Jahren ab der Ober-Hof- und 
Hausmarſchall Kaiſer Wilhelms I., der Graf Hermann Konſtantin 
Erdmann v. Puckler, Freiherr v. Groditz. Als Ober-Stallmeiſter 
hatte er 1866 und 1870 den König in die Feldzüge begleitet. Es 
gab wenig Ehren, mit denen dieſer ihn nicht ausgezeichnet hatte. 
1875 hatte er den Schwarzen Adlerorden erhalten, 1877 war er 
zum General der Infanterie ernannt. Am 17. Juni ſtarb in 
Frankfurt a. M. der letzte hannoverſche Geſandte beim Bundestage, 
Gottlieb von Heimbruch, der nach Auflöſung des Bundestags 
ſeinen Wohnſitz dort behalten hatte. In Hannover ſtarb Ende Juni 
der Generalmajor a. D. Jul. Hartmann, ein ehemaliger hannover⸗ 
1602. 13 
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ſcher Artillerieoffizier, der 1866 bei Langenſalza mitgekämpft, dann 
aber in Preußen zum Inſpektor einer Fußartillerie-Inſpektiou auf⸗ 
geſtiegen war. Großes Intereſſe hatten die „Erinnerungen eines 
deutſchen Offiziers“ hervorgerufen, die er nach feiner Penſionierung 
1881 herausgab. Der einſt viel genannte Baron Karl von Scheel⸗ 
Pleſſen ſtarb im Alter von 81 Jahren in Italien. Nach Schleswig⸗ 
Holſteins Erhebung gegen Dänemarck wurde er Präſident der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Kanzlei im dänischen Miniſterium, 1849 über⸗ 
brachte er nach Berlin die Kündigung des Waffenſtillſtands von 
Malmö, 1852 übernahm er mit Graf Reventlow das däniſche Re— 
giment in Holſtein. Bismarck rühmte ihm nach, daß er einer der 
erſten war, der ihm feine Dienſte zur Verwirklichung der Ein- 
verleibung der Herzogtümer anbot. Deren Oberpräſident wurde er 
im Juli 1866. 1879 penſioniert, lebte er in Nehmten bei Plön. 
Juſtizrat Karl Götting, 1872 —85 nat.-lib. Mitglied des Ab⸗ 
geordnetenhanſes, ſtarb am 16. Juli in Hildesheim. Auf feinem 
Gute bei Schweidnitz ſtarb am 3. Auguſt Graf Friedrich v. Bran— 
den burg, Generaladjutant und General der Kavallerie, Zwillings— 
bruder des am 22. März Verſtorbenen. Auf einer Reiſe in der 
Schweiz endete am 9. Auguſt der 64jährige General der Artillerie 
z. D. Rudolf v. Roerdansz, ein Offizier von hervorragender 
wiſſenſchaftlicher Bildung. Landgerichtsrat a. D. Klotz, Mitglied 
der preußiſchen Nationalverſammlung, 1859 —66 freiſinniges Mit⸗ 
glied des Abgeordnetenhauſes, 1886 —90 des Reichstags, ſtarb am 
11. Auguſt. Ein ſchon ſeit längerer Zeit aus dem politiſchen Leben 
ansgeſchiedenes Mitglied der Fortſchrittspartei, Dr. Paur, ſtarb Mitte 
Auguſt auf Rügen. Der Publiziſt Walter Rogge ſtarb 70jährig 
in Halle a. S. Am 9. Sept. verſchied in Berlin der General der 
Infanterie z. D. Friedrich v. Flatow, 72 jährig. Er gehörte 1866 
zum preußiſchen Generalſtab und erwarb ſich den Orden pour le 
mérite. Der langjährige Vertreter von Arnswalde-Friedeberg im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe, Landrat v. Meyer, ſtarb am 
10. September. Er zeichnete ſich durch ſcharfe Waffen gegen den 
Widerſacher, durch geſunden Menſchenverſtand und guten Humor in 
eigentüntlicher Weiſe aus. Zu Thun in der Schweiz verſchied am 
13. September der Wirkl. Geh. Nat v. Günther im Alter von 
77 Jahren. Er war früher Präſident der Seehandlung, dann 
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Oberpräſident von Poſen, wurde 1881 geadelt, 1886 penſioniert. 
Generalmajor a. D. Ferdinand v. Michelmann, der von 1834— 74 
dem preußiſchen Heere angehörte, bei Wörth ſchwer verwundet wurde 
und ſich dann noch in der Schlacht am Mont Valerien 1871 aus⸗ 
zeichnete, ſtarb am 15. September in Potsdam. Rudolf v. Ihering, 
einer der namhafteſten Lehrer des römiſchen Rechts, ſtarb am 
17. September in Göttingen. Er lehrte früher in Baſel, Noftod, 
Kiel und Gießen und wurde 1872 vom Kaiſer von Öfterreich geadelt. 
Der Erforſcher des Tongogebiets, Hauptmann Crich Kling, wurde 
am 18. September in Berlin beerdigt. Um dieſelbe Zeit ſtarb in 
der Nähe des Viktoria-Nyanza der Führer der Vor-Expedition des 
deutſchen Antiſklavereikomitees, Baron Ludwig Fiſcher von Nagy⸗ 
Szalatnya. Vizeadmiral Karl Auguſt Deinhard, erſt ſeit kurzem 
Befehlshaber der Marineſtation Wilhelmshaven, ſtarb hier plötzlich 
am 4. Oktober und wurde unter großen militäriſchen Ehrenbezeigungen 
in Bremen beigeſetzt. Der Wirkl. Geh. Legationsrat Lothar Bucher 
ſtarb am 12. Oktober in Glion bei Territet am Genfer See im Alter 
von faſt 75 Jahren. Als Mitglied der preußiſchen Nationalverſammlung 
flüchtete er 1850 wegen Teilnahme an deren Steuerverweigerung nach 
London, kehrte nach der Amneſtie zurück und wurde 1864 vom 
Miniſterpräſidenten in das Auswärtige Amt berufen. Er erwarb ſich 
deſſen Vertrauen in hohem Grade und lebte meiſt in der unmittel⸗ 
baren Umgebung des Fürſten Bismarck, bei dem er ſeit 1890 in 
Friedrichsruhe zu wohnen pflegte. Der Schlachtenmaler Georg 
Bleibtreu ſtarb am 16. Oktober in Charlottenburg. Von ihm 
ſind bedentende Schlachtenbilder aus den Freiheitskriegen, aus 1866 
und 1870. Sein Andenken wurde vom Kaiſer und vom König von 
Württemberg in hervorragender Weiſe geehrt. Der Geh. Reg.-Rat 
0. D. Piper, 1852—64 Oberbürgermeiſter von Frankfurt a. O., 
Mitglied des Herrenhauſes, ſtarb am 18. Oktober in Roſtock. Am 
23. Oktober verſchied in Göttingen der Geh. Reg.-Rat Prof. 
Soetbeer im 78. Lebensjahre, eine der erſten Autoritäten in 
Währungsfragen, am 13. November der Chefredakteur der Stettiner 
Oſtſeezeitung, O. Wolff. Generalmajor v. Stuckrad, Kommandeur 
der 31. Infanteriebrigade, fand am 19. November in Trier durch 
einen Sturz vom Pferde den Tod. Im 83. Lebensjahre verſchied 
zu Homburg der Wirkl. Geh. Nat Guido v. Madai, der 1866 
12 * 
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Zivilkommiſſar des Gebiets von Frankfurt a. M. und von 1872 — 85 
Polizeipräſident von Berlin war. Der bekannte Geh. Rat Werner 
v. Siemens in Charlottenburg, hochverdient im Fache der Elektrizität, 
ſtarb am 6. Dezember, unmittelbar nach dem Erſcheinen ſeiner 
intereſſanten „Lebenserinnerungen“. Zur Beerdigung erſchien der 
Reichskanzler als Vertreter des Kaiſers, ein Vertreter der Kaiſerin 
Friedrich, mehrere Miniſter und viele Autoritäten der Wiſſenſchaft. 
Aus dem Auslande trafen viele Kundgebungen des Beileids ein, 
darunter von Ediſon und allen amerikaniſchen Elektrotechnikern. 
Nach langen Leiden ftarb am 17. Dezember der Unterſtaatsſekretär 
im Miniſterium für Landwirtſchaft, Dr. v. Marcard in Berlin, 
dem der „Reichsanzeiger“ einen ehrenden Nachruf widmete. Der 
Reichsgraf Alex. von und zu Arco, der ſich um die Landwirtſchaft 
Schleſieus verdient gemacht, ſtarb am 21. Dezember in Groß-Gorzütz 
bei Ratibor. Zu Friedenau bei Berlin verſchied am 24. Dezember 
der Schriftſteller und eigentümliche Kanzelredner Dr. Paulus Caſſel, 
in Bremen am 28. Dezember der volkswirtſchaftliche Schriftſteller 
Lammers. Nach längeren Leiden verſchied am 31. Dezember in 
Berlin der Neichstagsabgeordnete Peter Reichenſperger, Mitglied 
der Zentrumspartei, eine der achtbarſten politiſchen Perſönlichkeiteu. 
Er war Mitglied der deutſchen Nationalverſammlung, des Parlaments 
in Erfurt, ſeit 1849 des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 

Die Verhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete wurden im 
April von dem ſeit Oktober 1890 beſtehenden Kolonialrate ein— 
gehenden Beratungen unterzogen. Bezüglich der Sklaverei ſtellte er 
eine Reihe von Fragen feſt, die den Behörden in den Schutzgebieten 
vorgelegt werden ſollen. Hierzu gehörte vor allen die Frage nach 
der Zweckmäßigkeit geſetzlicher Beſtimmungen, um die eingeborene 
Bevölkerung zur Arbeitsſtellung für öffentliche und private Zwecke 
heranzuziehen. Hinſichtlich der in den Schutzgebieten zu erhebenden 
Zölle ſprach ſich der Kolonialrat für den Vorzug des Syſtems der 
Gewichtszölle vor den beſtehenden Wertzöllen aus. Auch wünſchte 
er, daß bei der bevorſtehenden geſetzlichen Regelung des Auswanderungs⸗ 
weſens auf die Hinleitung deutſcher Auswanderer nach den dazu ge— 
eigneten Schutzgebieten Rückſicht genommen werde. Die Kolonial- 
abteilung des auswärtigen Amts machte durch Erlaß vom 27. Februar 
den Gouvernements und Kommiſſariaten in den Schutzgebieten die 
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Mitteilung, daß der Sprachforſcher Profeſſor v. d. Gabelentz in 
Berlin um Ausarbeitung eines Handbuchs zur Aufnahme fremder 
Sprachen erſucht ſei, das Beamten und anderen Perſonen, die 
Neigung und Verſtändnis für Sprachſtudien haben, ein Hilfsmittel 
bieten ſolle zur Förderung der Kenntnis der in den Schutzgebieten in 
Übung befindlichen Sprachen und Mundarten. Der Vorſtand der 
Kolonialabteilung, Wirkl. Geh. Legat.⸗Rat Kayſer, trat am 2. Mai 
eine Reiſe zur Beſichtigung des oſtafrikaniſchen Schutzgebietes 
an. Hier hatte der Gouverneur v. Soden am 10. April Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen zur Regelung des Verhaltens der Führer und 
am 30. September eine Verordnung wegen Haftbarkeit und Sicher— 
heit der Karawanen. Der kaiſerlichen Schutztruppe in Oſtafrika 
wurden begreiflich noch immer Gelegenheiten gegeben, wider unbot— 
mäßige Volksſtämme zu Felde zu ziehen. So unternahm der Vor⸗ 
ſtaud der Station Mpuapua im Anfang Februar einen Zug gegen 
den Häuptling Koffira in der weſtlich angrenzenden Landſchaft Ugogo, 
weil er den Volksſtamm der Wahehe bei ſeinen Einfällen in die 
Dörfer der Wagogo unterſtützt, auch an der Beraubung von 
Karawauen ſich beteiligt hatte. Erfolgreich wie dieſer Zug war auch 
die Anfang März ſtattgehabte Unternehmung des Vorſtands der 
Station Kiloſſa in der Landſchaft Uſagara gegen den Volksſtamm 
der Mahenge-Mafiti, der mehrere Dörfer zerſtört, Menſchen geraubt 
und die nun um Hilfe bittende Landſchaft Kidunda bedroht hatte. 
Dagegen mißglückte eine Unternehmung v Bülows, des Vorſtandes 
der kaiſerlichen Schutztruppe und Kommiſſars der Kilimandſcharo— 
Station. Der Zug war gerüſtet gegen den Sultan Meli, Sohn 
und Nachfolger Mandaras, der mit den Deutſchen in Freundſchaft 
gelebt hatte. Die Schutztruppe wurde am 10. Juni in einem Ge— 
fechte bei Moſchj von den Eingeborenen beſiegt, v. Bülow nebſt 
Leutnant Wolfrüm und 20 Sudaneſen getötet. Die Stellung am 
Kilimandſcharo wurde jedoch deutſcherſeits behauptet. Endlich 
hatte der Kommandant der neu gegründeten Station Kiſaki, Johannes, 
Ende Auguſt wieder mehrere Gefechte gegen die Mahenge-Mafiti zu 
beſtehen. Da infolge der mehrfachen Unfälle der Schutztruppe ſeit 
Wißmanns Rücktritt viele Angriffe gegen das „Syſtem Soden“ ge⸗ 
richtet wurden, ſo ſchien die Reichsregierung durch die Entſendung 
des Oberſtleutnants v. Schele als Vertreters des Gouverneurs dafür 
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Sorge tragen zu wollen, daß unter Umſtänden die höchſte Zivil— 
wieder mit der höchſten Militärgewalt in Oſtafrika vereinigt werden könne. 
Der am 24. Oktober in Berlin wieder zuſammengetretene Kolonialrat 
ſprach ſich übrigens für Vermehrung der dortigen Schutztruppe und 
für Anwendung größerer Mittel für öffentliche Militäranlagen aus. 
Was die von der Antiſklaverei-Geſellſchaft ausgeſandten Unternehmungen. 
betrifft, jo gelangte die über den Sambeſi- und den Schirefluß nach 
dem Tanganyikaſee beſtimmte im Oktober bis Chiromo, von wo der 
für letztern beſtimmte Dampfer wegen niedrigen Waſſerſtands und 
Billigkeit der Löhne zu Lande weiter beſchafft werden ſollte. Die 
Expedition Dr. Baumanns an die Küſten des Viktoria-Nyanza er 
gab, daß ſich der Sklavenhandel des Wegs über den See garnicht 
bediene, ein Dampfer alſo hier zu dieſem Zweck nicht nötig ſei. 
Die Expeditionen von Gr. Schweinitz, Meyer und Spring langten 
im September an jenem Binnenſee an, worauf dem bisherigen 
Kompanieführer der Schutztruppe, Langheld, die einheitliche Leitung 
aller Expeditionen in das Seengebiet übertragen wurde. 

Mehr als in früheren Jahren wandte ſich die Aufmerkſaukeit 
dem ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiete zu. Nachdem der 
Ruf ſeiner Ergiebigkeit, in der es ſtets geſtanden, ſich weiter be— 
ſtätigt hatte, handelte es ſich um die Verwertung der Landesſchätze. 
Verhandlungen mit einer deutſchen Geſellſchaft in Hamburg zer: 
ſchlugen ſich, worauf die Reichsregierung am 12. September dem 
Dr. Scharlach und dem Kaufmann Wichmann in Hamburg Grund— 
eigentum und Bergwerksgerechtigkeiten über ein Gebiet in Damara— 
land verlieh, das die Otami-Kupfererz-Minen eiunſchließt. Mit Zus 
ſtimmung der Reichsregierung übertrugen dann die Genannten dieſe 
Rechte auf eine unter ihrer maßgebenden Beteiligung in England zu 
bildende Geſellſchaft. Der Kolonialrat bedauerte jedoch im Oktober, 
daß ſo weitgehende Nechte verliehen ſeien und ſprach ſich im übrigen 
für baldige bedeutende Verſtärkung der dortigen Schutztruppe aus, 
namentlich mit Rückſicht darauf, daß am 15. September auch das 
Land zwiſchen Herero und Oyambo unter deutſchen Schutz ge— 
ſtellt war. Zur Schaffung der hierzu nöthigen Mittel ſchlug der 
Kolonialrat eine Abgabe vom Viehbeſtande der anſäſſigen Bevölkerung 
vor. Infolge der erwähnten Mißbilligung jener Konzeſſion wurde 
deren Inhabern am 14. November nachträglich noch aufgegeben, 
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deutſchen Einwanderern den Vorzug vor ſolchen anderer Nationalität 
zu geben, Lieferungen von Eiſenmaterial vorzugsweiſe deutſchen Werken 
zu übertragen und die beſonders waſſerreichen Gebiete ausſchließlich 
für deutſche Anſiedler frei zu halten. 

Ju Elſaß⸗Lothringen wurde der Geburtstag des Kaiſers 
überall, ſelbſt in den kleinſten Orten gefeiert. Hierzu trug das 
Beiſpiel der Stadt Metz viel bei, deſſen Gemeinderat, obwohl er in 
ſeiner Mehrheit aus Proteſtlern und Ultramontanen beſteht, einſtimmig 
ſich für die Feier entſchied. Von Einfluß ſcheint auch das Beiſpiel des 
neuen Straßburger Biſchofs Fritzen geweſen zu ſein, der im Gegenſatz 
zu ſeinem Vorgänger ſelber im Dom die Meſſe las, am Feſtmahl 
teilnahm und der geſamten elſäßiſchen Geiſtlichkeit die eutſprechende 
Direktive gab. Auch kommt in Betracht, daß durch den inzwiſchen 
eingetretenen Tod des aus dem Elſaß gebürtigen ſtreitbaren Biſchofs 
Freppel in Angers eine Art von franzöſiſcher Nebenvegierung über die 
reichsländiſche Geiſtlichkeit hinweggefallen war. Der Landesaus— 
ſchuß trat am 28. Januar zu ſeiner 19. Tagung zuſammen. Der 
Statthalter Fürſt Hohenlohe hob in der Eröffnungsrede den günſtigen 
Stand der Finanzen hervor, der bei fortgeſetzter Schuldentilgung hin⸗ 
reichende Mittel für gemeinnützige Unternehmungen darbiete. Das 
geſamte Präſidium, beſtehend aus Dr. Schlumberger, Jaunez und 
Baron v. Schauenburg, wurde wiedergewählt. Präſident Schlumberger 
hob in ſeiner Anſprache hervor, das ganze Land habe in freudiger 
und gehobener Stimmung den Geburtstag des Kaiſers feſtlich be— 
gangen, und zu den Empfindungen der Ehrerbietung und Treue gejelle 
ſich das Gefühl aufrichtigen Dankes für die Befreiung des Landes 
vom Drucke des Paßzwangs. Der Vorſchlag, dieſen Dank dem 
Kaiſer in einer Adreſſe darzubringen, wurde mit lautem Beifall auf- 
genommen. Bei der allgemeinen Beratung des Etats am 2. Februar 
wurde auch vom Unterſtaatsſekretär v. Köller anerkannt, daß das 
Land jene kaiſerliche Entſchließung mit Freude und Dank aufgenommen 
habe. Unerbittlich aber, fügte er hinzu, werde die Regierung bleiben 
bezüglich derer, die in den letzten Jahren vor dem 17. Lebensjahre 
ausgewandert ſind und von jetzt an unter gleichen Umſtänden aus⸗ 
wandern werden, ſofern bei ihnen unzweifelhaft der Beweggrund die 
Entziehung von der Militärpflicht ſei. Der Statthalter gab am 
24. Februar den Mitgliedern des Landesausſchuſſes ein Feſtmahl, 
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wobei er ſeine Anſprache mit den Worten ſchloß: „Wir werden auch 
ohne Paßzwang unſere Grenzen zu ſichern und unſer Hausrecht zu 
wahren wiſſen.“ Die Arbeiten des Landesausſchuſſes nahmen übrigens 
nicht den von der Regierung gehofften Gang. Ihre wichtigſten Vor⸗ 
lagen, eine Kreisordnung und eine Gemeindeordnung, wurden trotz 
vieler Mühen, welche die Vertreter der Regierung ſich namentlich in 
der vorberatenden Kommiſſion gaben, abgelehut. Von dieſen Ver 
handlungen gab der Unter-Staatsſekretär v. Köller in der Plenar⸗ 
ſitzung vom 7. April ein Bild, indem er die vorgebrachten Ablehnungs⸗ 
gründe auf den Satz zurückführte: „Wir wollen das Geſetz nicht.“ 
Mit Ablehnung der Kreisordnung war das geplante Werk der 
Verwaltungsreform bereits illuſoriſch gemacht. Gleichwohl wurde die 
Gemeindeordnung noch beraten und ihre Ablehnung mit dem Er— 
ſuchen verbunden, in nächſter Seſſion einen andern Entwurf vorzu— 
legen, nach welchem den Gemeinderäten ein Vorſchlagsrecht bei der 
Ernennung der Bürgermeiſter eingeräumt und die Höchſtbeſteuerten 
nicht ſtändig in die Gemeindevertretung einbezogen werden. Die 
Tagung blieb jedoch nicht unfruchtbar: es kam ein Kanalgeſetz 
zuſtande, eine neue Regelung der Grund- und Gebäudeſteuer, ein 
Geſetz über das Notariat und ein Geſetz über Mehrbeſteuerung des 
Roſinenweins behufs beſſeren Schutzes des Weinbaues gegenüber 
der Weinfabrikation. Am 28. April wurde die Tagung durch den 
Staatsſekretär v. Puttkamer geſchloſſen. Der Statthalter unter— 
nahm in den erſten Tagen des Juni eine Reiſe nach Lothringen und 
wurde in Forbach ſowie in Diedenhofen feſtlich und mit patrio— 
tiſchen Anſprachen empfangen. An letzterm Orte war die Bevölkerung 
von nah und fern herbeigeeilt, und es nahm der Beſuch den Charakter, 
eines Volksfeſtes an. Die Reiſe dehnte ſich auch auf das franzöſiſche 
Sprachgebiet aus. Hier wurde der Statthalter namentlich in Feves 
warm begrüßt, wo Pfarrer Jacot mit der ganzen Wärme paſtoraler 
Beredſamkeit den rückhaltloſen Anſchluß au Deutſchland raſtlos pre— 
digte und in einer Schrift mutig gegen die Proteſtler loszog. Wie 
ein Triumphzeichen für Deutſchlands Fortſchritte im Reichsland er— 
ſchien am 11. September ein glanzvolles Feſt in Metz zur Ent⸗ 
hüllung des Volksdenkmals für Kaiſer Wilhelm I, zu dem die 
Mittel in ganz Deutſchland geſammelt waren. Der Kaiſer iſt dar- 
geſtellt auf feinen Schlachtroß als Sieger von Gravelotte, den Blick 
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auf die Landſchaft gerichtet. Das Denkmal trägt die Inſchrift: 
„Errichtet von ſeinem dankbaren Volke.“ Gewiſſe Vorgänge im 
Parteiweſen deuteten ebenfalls die Befeſtigung der Zuſtände an: 
ein elſäßer Katholikentag in Straßburg (6. Nov.) bereitete eine 
Vereinigung der eingeborenen mit den eingewanderten Katholiken an 
und ein gleiches Ziel bezüglich der Freiſinnigen verfolgt ein im No⸗ 
vember in Straßburg gegründeter „Freier elſaß⸗lothringenſcher Bürger⸗ 
verein“. Um dieſelbe Zeit entſtand eine neue elſ.⸗-lothr. Partei mit 
dem Programm: Abſchaffung des Diktaturparagraphen, Erhaltung der 
Gleichberechtigung der Glaubensbekenntniſſe und Rückkehr der aus 
politiſchen Gründen im Ausland Weilenden. Die Manöver im 
Reichsland wurden durch kaiſerl. Erlaß vom 5. September der Cholera 
wegen aufgegeben. Zu Königshofen wurde im Juli ein Kapuziner⸗ 
kloſter zur Heranbildung junger Leute für den überſeeiſchen Miſſions⸗ 
dieuſt errichtet. Am 30. Oktober ſtarb in Mühlhauſen J. A. Schlum— 
berger, die erſte Autorität des Landes in Handelsſachen, und am 
8. November der 82jährige Dichter Adolf Stöber. 

Die freie Stadt Bremen ſchloß mit Preußen einen Vertrag, 
wodurch ihr ein Gebiet behufs Erweiterung der Hafenanlagen von 
Bremerhaven abgetreten wurde, da die bisherigen Hafeneinfahrten 
nicht genügende Tiefe beſitzen. In der freien Stadt Hamburg fand 
am 5. Mai eine Feier zur Erinnerung an den großen Brand ſtatt, 
der vor 50 Jahren einen großen Teil der Stadt verzehrte. Der 
damals unverſehrt gebliebene Teil der engen Straßen im Junern 
gewährte den geeigneten Boden für Verbreitung der Anfang Auguſt 
durch ruſſiſche Auswanderer eingeſchleppten aſiatiſchen Cholera, die 
dadurch plötzlich als eine ſchwere Gefahr für das ganze Reich auftrat 
und erſt im November erloſch, nachdem viele Tauſende der Krankheit 
erlegen waren. Das in ganz Deutſchland ſich kundgebende Mit- 
gefühl war ſtark gemiſcht mit Unwillen über die gemeingefährliche 
Mangelhaftigkeit der ſanitären Einrichtungen Hamburgs. Dieſe 
Klagen wurden auch in der Verſammlung der Bürgerſchaft vorge— 
gebracht und am 5. November ſprachen ſich 9 ſozialdemokratiſche 
Verſammlungen in Hamburg dahin aus, die bisherige Geſtaltung 
des Freiſtaats habe ſich den Intereſſen der Bevölkerung ſchädlich 
erwieſen, weil die in Geſetzgebung und Verwaltung maßgebende 
Minderheit weder Willen nach Fähigkeit gehabt habe, auch nur den 
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ſchlimmſten das Volk bedrückenden Mißſtänden zu ſteuern, weil ferner 
die politiſche Rechtloſigkeit der Maſſe allen Rechtsanſchauungen wider⸗ 
ſpreche. Am 15. November ſtarb der erſte Bürgermeiſter Dr. Pe⸗ 
terſen, deſſen Beerdigung der Staaatsſekretär v. Boetticher bei⸗ 
wohnte, während der Kaiſer dem Senate ſein Beileid ausſprach. 
Der zu Peterſens Nachfolger gewählte Dr. Mönckeberg ſprach ſich 
an 5. Dezember beim Amtsantritt vor Senat und Bürgerſchaft in 
längerer Rede gegen die Bewegung für Anderung der Verfaſſung 
mit dem Hinweiſe aus, daß das kleine Gemeinweſen ſich nur des- 
halb noch behaupte, weil es „in einer geſchichtlich gegebenen Geſtalt, 
auf dem gewachſenem Boden der Jahrhunderte“ feſt begründet da⸗ 
ſtehe. Die freie Stadt Lübeck beklagte am 4. Mai den Tod des 
Senators Harms. Für 1893 und 94 wurde Dr. Kulenkamp 
zum erſten Bürgermeiſter gewählt. Das Budget für 1893 zeigte 
eine Einnahme von 3492 610 und einen Ausfall von 263 693 Mk. 
Das Fürſtentum Reuß ä. L. feierte am 28. März das 25jährige 
Regierungsjubiläum des 46jährigen Fürſten Heinrich XXII., dem im 
November der preußiſche Orden vom Schwarzen Adler verliehen 
wurde. Das Fürſtentum Reuß j. L. beging am 11. Juli dasſelbe 
Jubiläum des 62 jährigen Fürſten Heinrich XIV. Wegen deſſen 
Kränklichkeit kam im Oktober ein Geſetz zur Regelung ſeiner Stell— 
vertretung zu ſtande. In Greiz ſtarb am 13. April der Wirkl. Geh. 
Rat Mortag, Präſident der Landesregierung. Prinz Heinrich XXIX. 
zu Schleiz⸗Köſtritz ſtarb am 30. September zu Radautz in der Bu⸗ 
kowina, wohin er ſich zur Hirſchjagd begeben hatte, an Diphteritis. 
Im Landtage des Fürſtentums Schwarzburg-Rudolſtadt erſtattete 
die Regierung im November einen Bericht, wonach die Finanzlage 
günſtig war. Fürſt Karl Günther von Schwarzburg-Sonders⸗ 
hauſen ward am 28. November durch das Großkreuz des preußiſchen 
Roten Adlerordens erfreut. Im Landtage des Fürſtentums Lippe⸗ 
Detmold wurde am 15. Jaunar von 15 Abgeordneten eine Anfrage 
über den Stand der Frage eines Regentſchaftsgeſetzes eingebracht. 
Der Miniſter v. Wolfgramm erwiderte, die Regierung habe keinen 
Grund, eine neue Vorlage zu machen, da die Mehrheit des Laudtags 
wohl noch dieſelbe Anſicht hegen werde wie 1890, als eine ſolche 
Vorlage ſcheiterte, weil der Landtag den Beiräten des Regenten eine 
Gewalt verliehen zu ſehen wünſchte, die der Regierung unvereinbar 
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mit dem monarchiſchen Prinzip erſchien. Dem am 7. Dezember 
eröffneten Landtage wurde der Entwurf eines dem preußiſchen nach— 
gebildeten Gewerbeſteuergeſetzes und eine Anderung der Landgemeinde⸗ 
ordnung vorgelegt. Der Etat ſchloß mit einem kleinen Defizit, aber 
ein aus Etatsüberſchüſſen der letzten Jahre gebildetes Kapital betrug 
eine halbe Million Mark. Prinz Hermann, zweiter Sohn des Fürſten 
von Schaumburg-Lippe, erlitt im September beim väterlichen 
Jagdſchloß Steyrling in Oberöſterreich durch Sturz mit dem Pferde 
ſchwere Verletzungen. Fürſt Georg eilte dort hin und fiel hier im 
November in eine ſchwere Krankheit. Im Dezember kehrten beide 
heim. Im Herzogtum Anhalt wurde im Mai der Polizeipräſident 
von Potsdam, Dr. v. Koſeritz, zum Staatsminiſter ernannt. Sein 
Vorgänger, v. Kroſigk, ſtarb in Deſſau am 15. Dezember. Herzog 
Georg von Sachſen Meiningen erkrankte im Mai in Cannes und 
begab ſich dann auf ſeine Beſitzung am Comer See. Von hier aus 
erteilte er am 18. Juni der jüdiſchen Gemeinde Bauerbach die Ver— 
ſicherung, „angeſichts der Verſuche, der Verwirrung des Antiſemitis— 
mus auch im Herzogtum Eingang zu verſchaffen“, könnten die Is⸗ 
raeliten des Landes auf ihn zählen. Im Juli fiel die Gemahlin des 
Furſten, Freifrau v. Heldburg, zu Maloja in ſchwere Krankheit. 
Erbprinz Bernhard und Gemahlin weilten im Mai am Hofe des 
Königs von Rumänien. Ernſt, der jüngſte Sohn des Herzogs, 
vermählte ſich in Rom morganatiſch mit einer Tochter des dort 
wohnenden Schriftſtellers Jenſen, die den Titel einer Freifrau 
v. Saalfeld erhielt. Dem älteren Sohne zweiter Ehe, Prinzen 
Friedrich, wurde im Oktober ein Sohn geboren. Hierdurch wurde, 
da der Erbprinz nur eine Tochter beſitzt, die Dynaſtie geſichert. 
Dem am 30. November eröffneten Landtage wurde der Etat für 
1893,95 vorgelegt, der zwar infolge des vorjährigen Einkommen— 
ſtenergeſetzes mit einem jährlichen Überſchuß von 804 000 Mk. ab⸗ 
ſchloß, für die erwartete Gehaltserhöhung der Beamten jedoch nicht 
ausreichte. In den Herzogtümern Koburg und Gotha wurde am 
3. Mai die goldene Hochzeit des Herzogs Ernſt II. gefeiert, der um 
dieſe Zeit in Nizza weilte. Der Landesausſchuß ſandte ihm eine von 
Guſtav Freitag verfaßte Glückwunſchadreſſe. Im Herzogtum Braun- 
ſchweig wurde der jährliche Bußtag auf denſelben Tag wie in 
Preußen verlegt. Die ſchwarze Uniform des Militärs wich am 
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11. April der preußiſchen. Am 5. Jaunar ſtarb in Wien der 
65jährige Prinz Guſtav von Sachſen-Weimar, öſterreichiſcher 
Feldmarſchall a. D. Der 74jährige Großherzog Karl Alexander 
und ſeine Gemahlin Sophie der Niederlande feierten am 8. Oktober 
ihre goldene Hochzeit. Schon am 5. empfingen ſie alle höheren 
Behörden, die Abordnungen aus dem Lande, den Landtag, der 
400 000 Mk. für Wohlthätigkeitszwecke überreichte, und die Goethe: 
Geſellſchaft. An der öffentlichen Feier nahmen der Kaiſer, der König 
von Sachſen, die Königinnen der Niederlande, der Großherzog von 
Baden, Erzherzog Nainer, Großfürſt Wladimir, der Herzog v. Pork 
und noch zahlreiche Fürſtlichkeiten teil. Der kirchlichen Feier folgte 
ein Feſtzug, in dem denkwürdige Vorgänge aus der Geſchichte des 
erneſtiniſchen Hauſes und des Hauſes Oranien zur Darſtellung ge— 
langten. Beim Feſtmahl brachte der Kaiſer namens der anweſenden 
Fürſtlichkeiten den Trinkſpruch aus. Die Gefeierten erließen eine 
öffentliche Dankſagung, in der es hieß: „Wie eine große Familie hat 
das ganze Land an der Feier teilgenommen.“ Der Etat für 1893/97 
wies, nach Erhöhung der Beamtenbeſoldungen, ein Jahresüberſchuß 
von 37 000 Mk. auf. Der Geh. Kirchenrat Lipſius, Profeſſor 
des Kirchenrechts in Jena, ſtarb hier am 19. Auguſt, der frühere 
Bundestagsgeſandte v. Fritſch am 24. Oktober in Dresden. Der 
Großherzog Friedrich Franz III. von Mecklenburg-Schwerin erließ 
am 21. März aus Cannes einen öffentlichen Dank für die vielen 
aus dem Lande ihm zugegangenen Glückwünſche zu feiner Geneſung 
von ſchwerer Krankheit. Die Jahreszeit erlaubte ihm jedoch nicht, 
zur Beerdigung feiner am 21. April verſtorbenen 89 jährigen Groß— 
mutter, der Großherzogin Alexandrine, in der Heimat zu erſcheinen. 
Er traf hier erſt am 28. Mai wieder ein und nahm am 22. Juni 
eine feierliche Kondolenz⸗-Kour entgegen. Im Oktober begab er ſich 
wieder nach Cannes. 

Das wichtigſte Ereignis im Großherzogtum Heſſen war der 
am 13. März eingetretene Regierungswechſel. Daß Großherzog 
Ludwig IV. ſeit einigen Monaten leidend ſei, war zwar bekannt, 
daß es aber ſchlimm ſtehe, ahnte nicht einmal ſeine nächſte Ant 
gebung. Das Leiden datierte, ſeit ihn im vorigen Jahre auf der 
Rückkehr von den Kaiſermanövern bei Mühlhauſen eine ſchwere Ohn⸗ 
macht befiel und er hat dann öfter geäußert, daß er wohl nicht mehr 
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lange leben werde. Au 4. März, nachmittags 3 Uhr, wurde er 
von einem Schlaganfall betroffen. Die rechte Körperhälfte wurde 
gelähmt, das Bewußtſein blieb noch erhalten. Die Leibärzte Eigen⸗ 
brodt und Jäger ſowie der von Heidelberg berufene Profeſſor Kuß⸗ 
maul machten am 6. März bekannt, das Unvermögen der Sprache 
dauere fort, der Kräftezuſtand ſei jedoch im allgemeinen noch gut er— 
halten. Aber am 8. März trat Bewußtloſigkeit ein und nach einer 
anſcheinend kurzen Beſſerung ſtarb der Fürſt am 13. März früh 1 Uhr 
in Gegenwart des von Nizza herbeigeeilten Erbgroßherzogs und der 
Töchter, der Prinzeſſin Heinrich von Preußen ſowie der Großfürſtin 
Sergius von Rußland und den Gemahlen derſelben. Das Herzleiden 
hatte zu einer Verkalkung der Arterien geführt. Der 55j;ährige 
Großherzog Ludwig IV., ein Sohn des Prinzen Karl von Heſſen 
und der Prinzeſſin Eliſabeth von Preußen, hatte 1866 im Kriege 
gegen Preußen die heſſiſche Kavallerie befehligt und im Feldzuge 
gegen Frankreich ſich in den Schlachten um Metz ſowie bei Orleaus 
ausgezeichuet. Am 13. Juli 1877 wurde er durch den Tod ſeines 
Oheinis auf den Thron berufen, den er mit ſeiner Gemahlin, der 
Prinzeſſin Alice von England, nur kurze Zeit teilte. Er hatte das 
glücklichſte Familienleben geführt. Nach der Verheiratung ſeiner 
älteſten Tochter und dem Eintritt ſeines Sohnes in die Garde zu 
Potsdam hatte er feine ganze Fürſorge auf feine Tochter Alice ver— 
einigt. Die Teilnahme am Ableben des verehrten Landesfürſten 
war eine allgemeine. Die feierliche Aufbahrung erfolgte im Neuen 
Palais zu Darmſtadt, die Beiſetzung fand am 17. März auf der 
Roſenhöhe und in Gegenwart der Kaiſerin Friedrich, ihrer Tochter 
Margarete, der ganzen großherzoglichen Familie, der Regenten von 
Baden und Sondershauſen und vieler anderer Fürſtlichkeiten ſtatt. 
Im Reichstag widmete der Präſident v. Levetzow dem Heimge— 
gangenen einen ehrenden Nachruf, der Kaiſer ordnete für alle Offiziere 
der Armee eine dreitägige Trauer um den General⸗Juſpekteur der 
dritten Armee-Inſpektion, den mit dem Range eines Feldmarſchalls. 
bekleideten Generaloberſt der Infanterie an. Nach der Beerdigung 
erließ der neue Großherzog Ernſt Ludwig eine Auſprache an 
das Land, in welcher er die Verſicherung erteilte, daß er ſich „die 
Handhabung von Recht und Gerechtigkeit ſowie die Förderung der 
Wohlfahrt und des Beſten des Landes ſtets angelegen ſein laſſen, 
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die Verfaſſung hochhalten und beobachten, ſowie auch dem Kaiſer 
und Neich die von den Vorfahren erwieſene Treue bewahren werde.“ 
Am 18. März empfing der Großherzog Abordnungen beider Kammern 
des Landtags, welche Huldigungsadreſſen überreichten, und fügte 
ſeinem Danke für die Teilnahme hinzu: „Ich will verſuchen, in die 
Fußſtapfen meines Vaters zu treten. Aber um eins bitte ich Sie, 
helfen Sie mir, wie Sie ihm geholfen haben, und zwar nicht bloß 
aus Gerechtigkeit, ſondern auch ein wenig aus Liebe.“ In einem 
Erlaß vom 28. März an den Staatsmwiniſter Finger ſprach der 
Großherzog ſeinen Dank für die Kundgebungen des Landes aus. 
Königin Viktoria von Großbritannien in Begleitung ihrer Tochter 
Beatrice und deren Gemahls, des Prinzen v. Battenberg, traf am 
26. April zum Beſuche ihres Enkels, des Großherzogs, in Darmſtadt 
ein. Nach deren Abreiſe begab ſich der Großherzog zum Beſuch des 
Kaiſers nach Potsdam (S. 104). Nach ſeiner Rückkehr erließ er 179 zu 
Freiheitsſtrafen Verurteilten die Strafe ganz oder zum Teil. Die 
zweite Kammer bewilligte am 22. Juni eine Erhöhung der Civilliſte 
auf 1200000 Mk. Allgemeinere Beachtung fand Ende Oktober ein 
Erlaß des Staatsminiſteriums an die Zivilbeamten, worin großes 
Befremden ausgedrückt wurde, daß einige derſelben ſich an der anti⸗ 
ſemitiſchen Bewegung beteiligt hätten; der Großherzog mißbillige 
aufs ernſtlichſte dieſe Aufeindung feiner israelitiſchen Unterthanen. 
Darauf wurde dem Großherzoge nach ſeiner Rückkehr vom engliſchen 
Hofe zu Balmoral, am 13. September in Mainz von allen Ver⸗ 
einen, Innungen und Gewerken ein Fackelzug gebracht. Prinz 
Heinrich, Oheim des Großherzogs, vermählte ſich am 20. September 
zun zweiten Male morganatiſch mit Emilie Hugit aus Agram, bis⸗ 
herigen Hoffängerin Milena, die den Titel einer Frau v. Dornburg 
erhielt. Was die Totenliſte betrifft, ſo ſtarb am 22. März der 
75jährige Freiherr v. Nordeck zur Rabenau auf Friedelhauſen, 
bis 1881 Mitglied der Reichspartei im Reichstag, ferner Ende 
Auguſt der Generallieutenant v. Bothmer in Darmſtadt, am 
22. November der frühere Finauzminiſter Schleiermacher und am 
5. Dezember der Staatsrat v. Biegeleben, früher Geſandter beim 
Bundestage. 

Ju Königreich Sachſen begann das Jahr mit der Sorge um 
das Leben des Throufolgers, Prinzen Georg, Bruders des Königs. 
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Kaum vom Beinbruch geneſen, erkrankte er ſchwer an einem Darın- 
leiden. Nach ſeiner Geneſung erließ er am 13. Januar öffentlich 
eine Dankſagung für die zahlreichen Zeichen warmer Teilnahme. 
Der bald hiernach bekannt gewordene Erlaß dieſes Prinzen gegen 
die Mißhandlung von Soldaten erwarb ihm auch in weiteren 
Kreiſen des ganzen Reiches große Anerkennung und Hochachtung. 
Sein älteſter Sohn, Prinz Fried rich Auguſt, beſuchte am 4. Februar 
zum erſten Male mit ſeiner jungen Gemahlin die Stadt Leipzig, 
wo er als dereinſtiger Thronfolger von der Bevölkerung und den 
Behörden mit großen Ehren empfangen wurde. Beide Kammern 
des am 13. November 1891 eröffneten Landtags entwickelten eine 
große Thätigkeit auf den verſchiedenſten Gebieten der Geſetzgebung. 
Vor allem wurde für eine Aufbeſſerung der Gehalte aller Zivil— 
Staatsdiener, ihrer Penſionen ſowie der Penſionen ihrer Witwen 
und Waiſen geſorgt. Der Bericht, den Prinz Georg als Referent 
einer Deputation der erſten Kammer hierüber erſtattete, lieferte aber— 
mals einen Beweis der humanen Geſinnungen desſelben. Auf— 
beſſerungen erfuhren auch die Gehalte der Lehrer an den Volksſchulen 
ſowie die Ruhegehalte der evangeliſch-lutheriſchen und reformierten 
Geiſtlichen. Durch Genehmigung des Baues mehrerer kleineren 
Eiſenbahnen wurde das vielgliedrige Bahnnetz des Landes ange— 
meſſen erweitert. Zur Deckung außerordentlicher Bedürfniſſe der 
drei letzten Finanzperioden wurde die Aufnahme einer dreiprozentigen 
Rentenanleihe im Nennwert von 60 Millionen Mark genehmigt. 
Weiterhin kam es noch zu einer neuen Notariats- und einer neuen 
Geſindeordnung ſowie zu angemeſſenen Anderungen bezüglich der 
Brandverſicherungsanſtalt. Am 5. April wurde die Seſſion von 
König Albert feierlich geſchloſſen, der in der Thronrede feine 
große Befriedigung über die angeſtrengte Thätigkeit der Abgeordneten 
und ihre vollſte Hingebung zur Förderung des Landeswohls zum 
Ausdruck brachte. Nur ein Punkt hatte während dieſer Seſſion 
Mißtrauen hervorgerufen: bei Beratung der erſten Kammer über den 
Kultusetat hatte der katholiſche Biſchof Wahl die Bitte geſtellt, 
es möge erwogen werden, ob und auf welche Weiſe das Geſetz von 
1876 über die Oberaufſicht des Staates über die katholiſche 
Kirche des Landes abgeändert oder ganz abgeſchafft werden konne. 
Zwar hatte der Biſchof die Verſicherung hinzugefügt, es liege ihm 
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völlig fern, den konfeſſionellen Frieden Sachſens ſtören zu wollen, 
aber im Hinblick auf die allgemeine Haltung der Ultramontanen im 
Reiche erſchien der Vorgang manchem bedenklich, namentlich mit 
Rückſicht darauf, daß dieſer Biſchof, der erſt ſeit kurzem Nachfolger 
der friedfertigen Biſchöfe Forwerk und Bernert geworden war, ſchon 
bald nach ſeinem Amtsantritte in der Hofkirche zu Dresden durch 
eine Rede für die Jeſuiten verblüffendes Aufſehen erregt hatte. 
Bald nach dem Schluß des Landtags begab ſich der König zu 
längerem Aufenthalte nach Mentone, wohin ſeine Gemahlin ſchon 
früher abgereiſt war. Die Vorgänge in Preußen gingen auch an den 
Parteiverhältniſſen Sachſens nicht ſpurlos vorüber: der Vorſtand des 
konſervativen Landesvereins zur Erneuerung des 1887 mit der national⸗ 
liberalen Partei abgeſchloſſenen Kartells machte, als dieſe ſich im 
Hinblick auf das Zuſammengehen der Konſervativen Preußens in der 
Volksſchulgeſetzfrage mit der Zentrumspartei zu der Verbindung 
nicht mehr geneigt zeigte, am 5. Februar bekannt, daß das 
Kartell nicht mehr beſtehe. Gleichwohl ward noch ein Verſuch zum 
Zuſammengehen der gemäßigten Parteien unternommen: nach dem 
Falle jenes Geſetzes und kurz vor dem Schluſſe des ſächſiſcheu Land— 
tags wurde die Sache vom König Albert unter der Hand angeregt, 
der von ihrer hohen Wichtigkeit für die Geſtaltung der inneren 
deutſchen Verhälniſſe tief durchdrungen war. In der That erließen 
103 Abgeordnete beider Kammern des ſächſiſchen Landtags, und zwar 
nicht bloß Konſervative und Nationalliberale, ſondern auch Mitglieder 
der Fortſchrittspartei eine offene Erklärung behufs Erneuerung 
des Kartells der gemäßigten Parteien. Bevor der Fall praktiſch 
wurde, fand am 13. Juni in Dresden ein von 500 Teilnehmern 
beſuchter Parteitag der Konſervativen Sachſens ſtatt, in deſſen 
umfangreichen Erklärungen jedoch von einem ſolchen Anſchluſſe keine 
Rede war. Vielmehr nahm dieſer Parteitag vorzugsweiſe Rückſicht 
auf die Frage einer Anderung des Programms der Konſervativen 
Preußens, die ſich hiermit lebhaft beſchäftigten und als deren Ver⸗ 
treter die Abgeordneten v. Manteuffel und v. Hammerſtein in 
Dresden anweſend waren. Der Parteitag ſtellte als unabweisbare 
Pflicht der Konſervativen „die entſchiedene Bekämpfung der Sozial 
demokratie und der anwachſenden Macht des Judentums“ auf und 
verlangte eine dem eutſprechende Anderung des konſervativen Programms 
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von 1876 durch die deutſch⸗konſervative Partei des Reichstags. Die 
nationalliberale Partei ſprach ſich im Juni ebenfalls für ent⸗ 
ſchiedene Einwirkung des Staats gegen die Mißſtände aus, aus denen 
der Antiſemitismus ſich nährt, zugleich aber auch gegen jede Ver- 
letzung der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit. Dem Veteran dieſer Partei. 
Profeſſor Biedermann in Leipzig, wurden am 22. September bei 
Vollendung ſeines 80. Lebensjahres warme Ehrenbezeigungen ſeitens 
der Partei zu teil. Dieſelbe nahm am 12. November Veranlaſſung, 
ſich entſchieden gegen die „fortdauernd wachſenden Anſprüche des 
Ultramontanismus“ auszuſprechen. König Albert beſuchte im Juli 
das Vogtland, hielt ſich im September am Wiener Hofe auf und 
nahm am 12. Oktober die deutſchen und öſterreichiſchen „Diftanz- 
reiter“ ehrenvoll auf. Auf der Brühlſchen Terraſſe in Dresden 
wurde am 1. September ein Denkmal für Gottfried Semper errichtet. 

Was Sachſens Totenliſte betrifft, ſo ſtarb am 25. März in 
Dresden der Schriftſteller Wirkl. Geh. Rat v. Minckwitz, am 
24. Juni der Wirkl. Geh. Rat und Hausmarſchall Graf Hermann 
Vitzthum v. Eckſtädt, am 20. Oktober der Generalmajor a. D. 
v. Bülow in Celle, der bei St. Privat tapfer gekämpft hatte, am 
25. Oktober der 92jährige Wirkl. Geh. Rat Freiherr v. Zehmen 
auf Stauchitz, früher lange Präſident der erſten Kammer, ſodann am 
26. Oktober der Profeſſor Windſcheid in Leipzig, einer der erſten 
Pandektiſten, endlich am 6. November der Profeſſor der Geſchichte 
Maurenbrecher in Leipzig, der eben erſt eine Geſchichte der Ent- 
ſtehung des neuen deutſchen Reichs herausgegeben hatte. 

Wie in ganz Süddeutſchland, fo riefen namentlich im Großherzog: 
tum Baden die politiſchen Vorgänge in Preußen zu Anfang des 
Jahres lebhaften Wellenſchlag hervor. Am 24. Januar fand zu 
Freiburg i. Br. eine zahlreich beſuchte Katholikenverſammlung 
ftatt, in welcher der Reichstagsabgeordnete Lieber in längerer Rede 
von den Hoffnungen der Katholiken ſprach. Manches hätten ſie ſchon 
erreicht und ſie hofften mit der Zeit noch mehr zu erreichen. „Das Licht 
iſt in Berlin ſchon angeſteckt. Es muß, ſo ſagte der Reichskanzler, 
der katholiſchen Bevölkerung Gerechtigkeit werden. Wenn das der 
Kanzler ſagt, dann wird es wohl bald jeder kleinſtaatliche Miniſter⸗ 
präfident nachpfeifen müſſen.“ Aber auch die Gegner des preußiſchen 
Volksſchulgeſetzentwurfs traten mit einer ſcharfen Kundgebung auf. 
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Der Landesausſchuß der nationalliberalen Partei trat am 
9. März in Karlsruhe zuſammen und ſeine Redner nahmen aufs 
entſchiedenſte Oppoſition gegen die preußiſche Regierung. Der alte 
Eckhard ſagte zum Schluß ſeiner Rede: „Dieſem jetzigen preußiſchen 
Syſtem gegenüber in Verbindung mit den Ultramontanen muß es 
heißen: Widerſtand bis zum Außerſten. Alle Mann auf Deck! gegen 
dieſe Reaktion, laut und offen mit Mannesmut und Ausdauer an⸗ 
kämpfen gegen die Allgewalt der römiſchen Kleriſei.“ 

Auch in den Verhandlungen des Landtags trat dieſe Be— 
wegung der Parteien hervor. Ein Geſetz wegen Reorganiſation 
der Miniſterien und Bildung eines vierten Miniſteriums kam im 
Januar zu ſtande, jedoch nicht ohne Widerſpruch der katholiſchen 
Partei, deren Redner in der zweiten Kammer das im Amt befindliche 
Miniſterium als eine nationalliberale Parteirichtung bezeichneten. 
Der Abgeordnete v. Buol erklärte geradezu die kirchenpolitiſchen 
Verhältniſſe als Grund für die Oppoſition gegen dieſe Vorlage. 
Eine Oppoſition anderer Art erhob ſich bei der Etatsberatung 
gegen die Forderung von 700000 Mark zum Ausbau des ſog. 
Schlößchens in Karlsruhe zum Palaſt für den Erbgroßherzog; die 
demokratischen und die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten wurden jedoch 
vom Finanzminiſter und vom Abgeordneten v. Stockhorner darauf 
hingewieſen, daß der Staat nach dem Apanagengeſetz von 1837 
rechtlich dazu verpflichtet ſei. Der Führer dieſer Opponenten, Rüdt, 
ließ ſich zu einer unſchicklichen Außerung über den Großherzog hin⸗ 
reißen und wurde zur Ordnung gerufen. Die katholiſchen Ab— 
geordneten ließen bei der ferneren Beratung des Etats am 24. Fe⸗ 
bruar durch den Abgeordneten Wacker erklären, daß ſie gegen den 
Gehalt des Miniſters des Innern ſtimmen würden. Im übrigen 
wurde beim Etat hervorgehoben, daß die Finanzen des Landes ſich 
geſtärkt haben, was ſich in der bedeutenden Steuerherabſetzung unter 
gleichzeitiger außerordentlich reicher Ausſtattung für wichtige Intereſſen 
des Staats kundgebe. Zu dieſen Intereſſen gehörte in erſter Linie 
die erhebliche Aufbeſſerung der Gehälter der Volksſchullehrer. 
Die Konnniſſion ging in ihren Anträgen noch über die Vorlage 
hinaus, aber der Kultusminiſter Nokk gab unter lautem Beifall aller 
Seiten der zweiten Kammer die Zuſtimmung der Regierung hierzu. 
Die bisherigen fünf Ortsklaſſen im Gehaltstarif fallen nun fort, und 
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die Ordnung erfolgt hinfort nach Altersklaſſen. Während die Lehrer 
in kleinen Gemeinden bisher oft nur ein Gehalt von 700 - 800 Mark 
von der Gemeinde bezogen, wird vom 1. Mai an jedem etatsmäßig 
augeſtellten Lehrer ein Anfangsgehalt von 1100 Mark gezahlt, und 
dieſer Satz ſteigt in dreijährigen Zulagefriſten um je 100 Mark bis 
auf 2000 Mark. Im übrigen bezweckt dieſes Volksſchulgeſetz das 
gerade Gegenteil von dem in Preußen zu Falle gekommenen Ent⸗ 
wurfe. Es regelt die rechtliche Stellung des Lehrers in einem für 
ihn ſehr günſtigen Siune und ſtärkt beſonders feine Selbſtändigkeit 
und Würde, indem es ihn aus dem Schutzverhältniſſe der Gemeinden 
und des Ortsſchulrats, in dem, namentlich in den latholiſchen 
Gegenden, der Geiſtliche die Hauptrolle ſpielt, hinaus in eine Stants- 
ſtellung bringt. Ein anderer hervorragender Verhandlungsgegenſtand 
der zweiten Kammer war die von den katholiſchen Abgeordneten an— 
geregte Frage der religiöſen Orden. Nach dieſen Anträgen ſollte 
das Geſetz vom 9. Oktober 1860 über die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate dahin geändert werden, 
daß es genüge, von der Einführung eines religiöſen Ordens und von 
der Errichtung einer einzelnen Anſtalt eines eingeführten Ordens der 
Regierung einfach Anzeige zu erſtatten; auch ſollte das Geſetz von 
1872 aufgehoben werden, wonach die Abhaltung von Miſſionen und 
die Aushilfe in der Seelſorge nicht eingeführter Orden verboten iſt. 
Die Verhandlungen hierüber dauerten zwei Tage, ohne daß weſentlich 
Neues zu Tage kam. Die katholiſchen Abgeordneten klagten über 
Unterdrückung ihrer Kirche, der Abgeordnete Wacker verkündigte den 
dereinſtigen Sieg der Orden und das Ende der Unterdrückung. Der 
Kultusminiſter Nokk wies alle Angriffe ab und erklärte, ähnlich wie 
es in Württemberg geſchah, die Regierung befinde ſich nicht in der 
Lage, den Anträgen ſtattzugeben, da ſie nicht auf den Einfluß ver⸗ 
zichten könne, deſſen ſie zur Bewahrung des konfeſſionellen Friedens 
bedürfe. Vorſchläge aber wegen Abhaltung von Miſſionen und Ab⸗ 
hilfe in der Seelſorge zu machen, ſei nicht angemeſſen, da die 1888 
gemachten Regierungsvorſchläge abgelehnt ſeien. Die Anträge des 
Zentrums wurden hierauf am 20. Mai mit 31 gegen 28 Stimmen 
abgelehnt. Die Klerikalen ſtellten ferner einen Antrag, für die 
Wahlen zur zweiten Kammer das direkte Wahlrecht einzuführen. 
Sie trafen hierin mit den Demokraten und Freiſinnigen zuſammen, 
13 * 
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die ebenfalls einen ſolchen Antrag einbrachten. Namens der Staats⸗ 
regierung gab am 14. Mai nach zweitägigen Verhandlungen in der 
zweiten Kammer der Staatsminiſter Turban die Erklärung ab, die 
Regierung halte das beſtehende Wahlſyſtem für gut und richtig und 
werde unter keinen Umſtänden in irgend welche Verfaſſungsänderung 
willigen. Für den Beſchluß der Kammer kam nun alles auf die 
Nationalliberalen an. Sie hatten vor zwei Jahren einen gleichen 
Antrag abgelehnt, gegenwärtig aber glaubten ſie aus taktiſchen 
Gründen für den Antrag ſtimmen zu müſſen. Die Anregung dieſer 
und anderer Fragen im Landtage erfolgte ſeitens der Klerikalen zur 
Vorbereitung der nächſtjährigen Kammerwahlen. Die National- 
liberalen, ſchon bei den vorigen Wahlen an Zahl verringert, glaubten 
im Feldzuge von 1893 konkurrieren zu müſſen. Sie beantragten 
daher, ſtatt des klerikalen Antrags, auszuſprechen, daß die Kammer 
mit der Anderung des Wahlſyſtems durch Einführung direkter Wahlen 
einverjtanden ſei, daß fie aber für dieſen Fall eine Geſamtreviſion 
der Verfaſſung für notwendig halte. Dieſer Antrag wurde aus 
genommen. Die erſte Kammer ſprach ſich aber am 13. Juni gegen 
das direkte Wahlrecht aus, nachdem beſonders Freiherr v. Göler den 
von letzterem und ſeiner wüſten Agitation ausgehenden falſchen Partei⸗ 
geiſt geſchildert hatte, der die Schlagworte über die Intereſſen und 
das Wohl des Landes ſetze. Mit dem Landtage kam ferner noch 
eine Reihe von Geſetzen wirtſchaftlicher und ſozialpolitiſcher Natur zu 
ſtande, wenn fie auch weniger lärmhaft als jene Parteianträge er⸗ 
ledigt wurden. Das Eiſenbahnnetz erfuhr eine weitere Vervollſtändigung, 
die Kreisverbände wurden feſt und ausgiebig dotiert, Geſetze über 
Regelung der Kirchenſteuern, über die Gewerbekammern und über 
die Verſicherung der häuslichen Dienſtboten, im ganzen aber während 
der ſeit dem 17. November dauernden Seſſion 29 Geſetze vereinbart. 
In der letzten Sitzung der zweiten Kammer kündigte Präſident 
Lamey an, daß er mit Rückſicht auf ſeine 76 Jahre nicht nur vom 
Vorſitz, ſondern auch aus der Kammer ſcheide, „nicht ohne Schmerz, 
aber auch mit einem Gefühl der Genugthuung.“ Am 22. Juni 
wurde der Landtag durch den Miniſter Turban geſchloſſen, der in 
feiner Rede mit großer Befriedigung die angeſtrengte Thätigkeit des 
Landtags anerkannte, der ein reiches Maß ſegensreicher Geſetze er⸗ 
zielt habe. Sofort nach Schluß des Landtags erließen die Mitglieder 
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der Zentrumsfraktion der zweiten Kammer eine Anſprache an ihre 
Wähler, in der fie offen bekannten, „der Hauptwert“ dieſes Landtags 
liege für ſie darin, daß er die in der Wahlbewegung des nächſten 
Jahrs wirkenden Erfolge „vorbereitet“ habe. 

Großherzog Friedrich eröffnete am 4. Januar die Eiſenbahn 
Kehl⸗Lichtenau⸗Buehl und hob in einer Anſprache beim Feſtmahl 
hervor, daß hierdurch die Verkehrsbeziehungen mit dem Reichslande 
ſich feſter ſchließen würden. Die Tochter des Großherzogs, Kron- 
prinzeſſin Viktoria von Schweden, traf am 6. März von ihren 
Winteraufenthalte in Agypten bei den Eltern wieder ein. Durch eine 
im März in Zürich erſchienene Schrift „Kaspar Hauſer, des 
Rätſels Löſung“ fühlte ſich die fürſtliche Familie und die Regierung 
ſo wenig beunruhigt, als durch die Menge früherer Schriften über 
dieſes Thema; die amtliche Zeitung nannte ſie eine plumpe Ver⸗ 
fälſchung von Aktenſtücken aus der Zeit des Großherzogs Ludwig. 
Der Großherzog erkrankte Ende März an Brouchial-Katarrh, konnte 
daher am 3. April der feierlichen Eröffnung des vom Reichstag be⸗ 
willigten Kadettenhauſes in Karlsruhe nicht beiwohnen. Der Hof 
feierte am 8. April den 100 jährigen Geburtstag des 1859 ver⸗ 
ſtorbenen Markgrafen Wilhelm, zweiten Sohnes zweiter Ehe des 
Großherzogs Karl Friedrich. Der 24. April brachte eine Feier für 
das ganze Land: das 40jährige Regierungsjubiläum des Groß— 
herzogs. Eine Abordnung überreichte ihm feierlichſt eine Huldigungs⸗ 
adreſſe ſämtlicher Gemeinden des Landes. Die Abordnung beſtand 
aus den neun Oberbürgermeiſtern der größeren Städte mit je zwei 
Stadtratsmitgliedern, den Bürgermeiſtern der Amtsſtädte und je zwei 
Landbürgermeiſtern aus jedem Amtsbezirke, zuſammen aus 200 Per⸗ 
ſonen. Auf die Anſprache erwiderte der Großherzog mit herzlichen 
Worten des Dankes und er hob in einem Rückblick auf die Zeit 
ſeiner Regierung deren größtes Ereignis, die Einigung Deutſchlands 
hervor. Kein Opfer ſei zu groß, um dieſe Einigung zu erhalten. 
Der Großherzog ermahnte zu einträchtiger Arbeit; nur durch die 
Einigkeit aller derjenigen, die die Erhaltung des Staates und der 
Ordnung als das höchſte Gut betrachteten, könnten manche Gefahren 
der Zeit überwunden werden. Der Großherzog ſchloß mit der Ver— 
ſicherung, daß fein treues Herz aushalten werde, ſo lange Gott ihm 
Kraft verleihe. Beim Feſtmahle des Stadtrats der Hauptſtadt feierte 
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Oberbürgermeiſter Schnetzler den Landesherrn als einen echt liberalen 
Mann, der einen Patriotismus des Herzens beſitze und deſſen Re 
gierungsthätigkeit ſich dem Rahmen der Wiedererſtehung des Reiches 
einfüge. Der Kaiſer ſagte in ſeinem Glückwunſchſchreiben, der Tag 
werde nicht nur von der jubelnden Begeiſterung ſeines treuen Volks, 
ſondern ſoweit die deutſche Zunge klänge, mit freudiger Teilnahme 
begrüßt. Der Kaiſer ſprach ferner den Wunſch aus, es möge dent 
Großherzog vergönnt fein, noch während einer langen Reihe von 
Jahren die „Früchte einer dem Wohle ſeines geſegneten Landes un⸗ 
abläſſig gewidmeten Fürſorge zu genießen und im Bunde mit den 
übrigen deutſchen Fürſten für die Größe des Reiches zu wirken.“ Am 
6. Mai erließ der Großherzog ein Dankſchreiben an das badiſche⸗ 
Volk. Am 18. Mai ftattete er nebſt Gemahlin den in Sand im 
Schwarzwald zur Kur weilenden Königinnen der Niederlande einen 
Beſuch ab. Am 9. Juni erhielt der Hof in Karlsruhe den Antritts⸗ 
beſuch des neuen Königs von Württemberg und deſſen Gemahlin. 
Bei der Galatafel im Schloß ſprach der Großherzog namens ſeines 
Landes in einem Toaſte herzlichſten Dank für den Beſuch aus und 
fügte hinzu: „Ich darf wohl darin die Fortdauer der durch lange 
Jahre beſtehenden freundſchaftlichen Beziehungen erkennen, in denen 
ich mich mit dem Allerhöchſtſeligen König Karl verbunden fühlte, 
eine Erinnerung, die mir ewig teuer und wert bleiben wird, eine 
Freundſchaft, welcher ich es verdanke, daß ich heute die Ehre habe, 
Eure Majeſtäten als Chef eines württembergiſchen Regiments begrüßen 
zu können; ein Vorzug, den ich hochſchätze und dankbar anerkenne. 
Mögen Eure Majeſtäten glücklichen Zeiten entgegengehen, unſere 
treueſten Wünſche begleiten Sie jetzt und allenthalben, treue Wünſche 
für Höchſtihre Majeſtäten, für das Königliche Haus und für dag 
teure württembergiſche Nachbarland, mit welchem in freundſchaftlichen, 
in innigen Beziehungen noch lange Jahre leben zu dürfen unſer 
ſehnlichſter Wunſch iſt; ein Wunſch, der durch die weiſe Regierung 
Eurer Königlichen Majeſtät gewiß in Erfüllung gehen wird.“ 
König Wilhelm ſprach alsbald ſeinen Dank aus und ſagte: „Es 
hat einen freudigen und aufrichtigen Widerhall in meinem Herzen 
gefunden, und ich kann die Verſicherung geben, daß es mein auf— 
richtigſtes und treueſtes Beſtreben ſein ſoll, die ſo lange Jahre be⸗ 
ſtehenden guten Beziehungen zwiſchen Baden und Württemberg nicht 
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nur aufrecht zu erhalten, ſondern auch zu pflegen und zum Segen 
unſeres gemeinſamen deutſchen Vaterlandes ſtets weiter zu bilden.“ 
Am 11. Juni beſuchte der Großherzog mit ſeinem Sohne von Singen 
am Hohentwiel aus die Gemeinden des Alb-Pfinz⸗Plateaus, denen 
die Waſſerverſorgung zu teil geworden iſt. Nach Schluß des 
Landtags, am 23. Juni, ſah der Großherzog deſſen Mitglieder 
bei ſich zur Tafel und ſagte in einer Anſprache: „Um eins möchte 
ich Sie dringend bitten, ſchaffen Sie mit aller Kraft, daß der Friede 
wieder in unſer Land kehrt. Selig ſind die Friedfertigen; dieſes 
hohe Wort möge in Ihren Herzen wiederklingen! Friede, Liebe und 
Eintracht thut uns not und macht uns ſtark und fähig, ein bedeut- 
ſames Glied am deutſchen Vaterlande zu ſein, wenn ſein Ruf an 
uns ergeht, und macht uns fähig, auch jeder inneren Gefahr ent⸗ 
gegenzutreten.“ Bald hiernach nahm das großherzogliche Paar 
längeren Aufenthalt zu St. Blaſien im Schwarzwald. Obwohl die 
Wahlen zum nächſten Landtag erſt im Oktober 1893 vorzunehmen 
ſind, begann doch ſchon in dieſem Herbſte das ganze Parteileben ſich 
zur Wahlbewegung zuzuſpitzen. Den regſten Eifer entfaltete die 
ultramontane Partei, die alles daran ſetzt, um die nationalliberale 
Mehrheit der zweiten Kammer zu verdrängen. In einer großen 
Versammlung zu Mannheim am 11. September wurde ausgeführt, 
in keinem Lande der Erde ſeien die Katholiken ſo ſchlecht daran wie 
in Baden. Eine Landesverſaumilung der freiſinnigen und der 
Volkspartei in Offenburg am 13. November zeigte, daß auch dieſe 
Parteien vor allem auf Verdrängung der Nationalliberalen aus dem 
Landtage ausgehen. 

Der Kaiſerin Au guſta wurde am 30. September an einer 
idylliſchen Stelle der Lichtenthaler Allee in Baden-Baden von dieſer 
Stadt ein Denkmal geſetzt und am 19. September ehrte die Haupt⸗ 
ſtadt das Andenken an den Dichter Scheffel durch Errichtung eines 
Denkmals vor der Kunſtſchule. Die Badiſche Todtenliſte weiſt 
auf: den Fürſten Karl Egon zu Fürſtenberg, der am 15. März in 
Paris ſtarb; ſodann verſchied am 2. Auguſt der Fabrikant Thorbecke 
aus Mannheim, einer der Führer der nationalliberalen Partei, zu 
Aroſa, und am 27. November Freiherr v. Türkheim, der 19 Jahre 
Baden in Berlin vertrat. 

Das Königreich Württemberg wurde ſeit Beginn des Jahres 


200 Pfarrer Schrempf und die Frage des Apoſtolikums. 


durch kirchliche Angelegenheiten lebhaft bewegt, ſowohl auf evan⸗ 
geliſcher als auf katholiſcher Seite. Der evangeliſche Pfarrer Schrempf 
in Leuzendorf erregte die Gemüter, indem er die Frage der ferneren 
kirchlichen Anwendung des ungeänderten apoſtoliſchen Glaubensbekennt⸗ 
niſſes zur öffentlichen Erörterung brachte. Schrempf hatte ſchon 
mehrmals in früheren Jahren ſeine vorgeſetzten Behörden in Kenntnis 
geſetzt, daß er einen vom Bekenntnis abweichenden Standpunkt ein⸗ 
nehme, war aber in ſeiner Stellung belaſſen worden. Da vollzog 
er im Juli 1891 eine Taufe ohne Anwendung des Apoſtolikums und 
teilte dem Dekanatamt Blaufelden mit, daß er es künftig immer fo 
halten werde. Seiner Gemeinde blieb es eine Zeitlang verborgen, 
daß er das Apoſtolikum nicht als ſeinen Glauben bekennen könne, 
denn auf Rat des Generalſuperintendenten Hall ließ er ſich hinfort 
bei Taufen vertreten. Aber einige Wochen ſpäter ſuchte er durch ein 
Schreiben an die Oberkirchenbehörde ſeiner ſchiefen Stellung ein Ende 
zu machen. Die Fortführung des Amts in bisheriger Weiſe ſei ihm 
ſittlich unmöglich. Und bei der nächſten Taufe, die er vorzunehmen 
hatte, machte er der Gemeinde Mitteilung. Darauf unterſagte das 
Konſiſtorium in Stuttgart dem Pfarrer Schrempf die fernere amtliche 
Wirkſamkeit in ſeiner Gemeinde, weil es nicht dulden könne, daß dieſe 
in ihrem auf dem Bekenutnis ruhenden Glauben durch einen Diener 
der Kirche verletzt und verwirrt werde. Auf die Suſpendierung folgte 
am 24. Mai Schrempfs Entlaſſung „wegen Verfehlung gegen die 
übernommenen Dienſtpflichten“. Der im Juli durch eine Schrift 
Schrempfs näher erläuterte Fall erregte in ganz Deutſchland die Ge— 
müter vieler Geiſtlichen und Laien, die ebenfalls ſchon längſt gewiſſe 
Stellen des Apoſtolikums mit ihrer Überzeugung nicht hatten ver— 
einigen können, und es kam die Frage auf die Tagesordnung, ob es 
nicht zunächſt Sache der kirchlichen Oberbehörden ſei, in beſtimmterer 
Weiſe Stellung zu der Frage zu nehmen und ſo die jungen Geiſt⸗ 
lichen bei Zeiten vor Gewiſſensbedrängnis zu bewahreu. In Preußen 
gab der Fall Schrempf Anlaß zu einer größeren Bewegung für und 
gegen das Apoſtolikum (S. 131). In Stuttgart wurden im No⸗ 
vember von Schrempf Vorträge über dieſe Fragen gehalten. 

Auf katholiſcher Seite wurde die Bewegung für die Männer⸗ 
klöſter ſortgeſetzt, obwohl der Miniſterpräſident v. Mittnacht und 
der Kultusminiſter v. Sarvey ſchon im vorigen Jahre ablehnende 
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Beſcheide erteilt hatten. Über die inzwiſchen für und wider ein⸗ 
gegangenen Bittſchriften wurde dem Könige Vortrag gehalten und 
vom Staatsminiſterium am 15. März Entſcheidung getroffen. In 
Übereinſtimmung mit dem Standpunkt, den es ſeit Erlaß des Geſetzes 
vom 30. Januar 1862 eingenommen, lehnte es das ſeit dem Ulmer 
Katholikentag vom November 1890 durch wiederholte Eingaben be— 
fürwortete Geſuch um Zulaſſung von Männerorden in der Didzeſe 
Rottenburg ab, weil kein Grund vorliege, von bewährten Grund» 
ſätzen zur Erhaltung des religiöſen Friedens abzuweichen. Dieſe 
Entſcheidung wurde mit Stimmeneinheit getroffen, indem auch die 
beiden katholiſchen Miniſter ſich für Bewahrung der bisherigen Haltung 
ausſprachen. Darüber zeigte ſich das Hauptorgan der württem— 
bergiſchen Katholiken, das „Deutſche Volksblatt“ in Stuttgart, ſehr 
ungehalten. Es bezeichnete dieſe Ablehnung als ſchroff und von einer 
merkwürdigen Härte, vermißte ein Wort des Bedauerns und „den 
Hauch irgend eines wohlwollenden Anerkennens“; es handele ſich um 
den „hohen, ganz unveräußerlichen Grundſatz der Freiheit der Kirche 
in ihren eigenen inneren weſentlichen Angelegenheiten“. In demſelben 
Sinne äußerte ſich das Amtsblatt für Ehingen, „der Volksfreund 
für Oberſchwaben“. In ganz Württemberg, „landauf und landab“, 
ſeien die Gemüter des katholiſchen Volks „in Aufruhr verſetzt“, an ſo 
ſchroffe Abweiſung habe doch niemand gedacht; gegenüber der faſt 
ſchrankenloſen Freiheit, welche den Apoſteln des Umſturzes und des 
Unglaubens gewährt werde, könne man die Abweiſung faſt nicht be⸗ 
greifen. Der Domkapitular Dr. v. Linſemann ſuchte in einer im 
Auftrage des biſchöflichen Ordinariats Rottenburg verfaßten Denk⸗ 
ſchrift den Befürchtungen entgegenzutreten, die ſich an die Zulaſſung 
von Klöſtern knüpfen, und im Namen des Ausſchuſſes des württem⸗ 
bergſchen Katholikentags erließ deſſen Vorſitzender, Graf Otto 
v. Rechberg und Rothenlöwen, einen Aufruf an die Katholiken 
des Landes. Hiernach ſei durch die vorjährigen Audienzen bei den 
Miniſtern nichts weiter erreicht „als notdürftige Angaben unzulänglicher 
Gründe“, und es wurde der Satz aufgeſtellt, die religiöſen Orden 
ſeien ein ſo notwendiges Glied am Organisnus der katholiſchen Kirche, 
daß erſt mit ihnen und durch ſie die Kirche in den Stand geſetzt ſei, 
ihre Aufgabe ganz und nach allen Seiten hin zur Löſung zu bringen. 
Das katholiſche Volk wurde aufgefordert, auf ſeinem guten Rechte zu 
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beharren, zu ſeiner Erkämpfung in Verſammlungen und Vereinen ſich 
immer inniger zuſammenzuſchließen und bei jeder Gelegenheit mit 
allen geſetzlichen Mitteln darauf hinzuarbeiten, daß ihm endlich ſein 
Recht werde. Als es ſpäter zu einer Reihe von größeren Katholiken⸗ 
verſammlungen in mehreren Teilen des Reichs kam, in welchen die 
konfeſſionelle Schule, die Wiederzulaſſung der Jeſuiten und die terri⸗ 
toriale Unabhängigkeit des päpſtlichen Stuhles gefordert wurde, ward 
eine ſolche Verſammlung auch in Ravensburg veranſtaltet. Sie 
fand am 7. Juni ſtatt, war von mehr als 4000 Teilnehmern beſucht 
und vom Erbgrafen von Waldburg-Wolfegg präſidiert. Sie 
ſprach ſich, nach längeren Reden der Reichstagsabgeordneten Gröber 
aus Heilbronn und Lieber, auch für die Männerorden in Württem⸗ 
berg aus. Deren Ablehnung wurde als Beeinträchtigung der ver⸗ 
faſſungsmäßig zugeſicherten Religionsfreiheit erklärt und dem Mini⸗ 
ſterium ein förmliches Mißtrauen erteilt. Im Auſchluß hieran ſuchte 
der Biſchof Karl Joſeph v. Häfele zu Rottenburg durch Schreiben 
vom 12. Juni die Katholiken des Landes zu fortgeſetzter Bewegung 
für die Männerorden anzuregen. 

Auf der anderen Seite hielten am Standpunkt der Regierung 
in dieſer Frage alle diejenigen feſt, welche in der Richtung, die ſich 
im preußiſchen Volksſchulgeſetzentwurfe hervorgewagt hatte, eine große 
Gefahr für die geſamte innere Entwicklung des Reichs erblickten. 
Voran ſtand die deutſche Partei Württembergs, die es eben mit 
Rückſicht auf dieſe Vorgänge ſeit Fürſt Bismarcks Rücktritt für an⸗ 
gezeigt hielt, ihr Programm in liberalem Sinne neu zu geſtalten. 
Dies geſchah in der Landes verſammlung zu Stuttgart am 
22. Februar. In Angelegenheiten des Reichs ſchloſſen ſich die ein⸗ 
zelnen Punkte des Programms den Forderungen der nationalliberalen. 
Fraktion des Reichstags an; bezüglich der württembergiſchen Ver⸗ 
hältniſſe wurde in erſter Linie Verwirklichung der Verfaſſungsreviſion 
verlangt. Ohne auf die Forderung des Einkammerſyſtems zu ver⸗ 
zichten, forderte die Partei Entfernung der Privilegierten aus der 
zweiten Kammer, deren Bildung ausſchließlich aus Vertretern des 
allgemeinen Wahlrechts, ſtärkere Vertretung größerer Städte und 
Reform der erſten Kammer. In der Verwaltung wurde Aufhebung 
der Lebenslänglichkeit der Ortsvorſteher, Magiſtratsverfaſſung für 
Stuttgart und Einführung von Kreisausſchüſſen verlangt. Der Stand 
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der Volksſchullehrer folle nicht länger von der Anteilnahme an der 
Schulaufſicht ausgeſchloſſen bleiben. Bei den Verhandlungen über 
dieſes neue Programm war vom Rechtsanwalt Schall namentlich 
des Vertrauens gedacht, welches die Partei dem früheren Leiter der 
deutſchen Politik entgegengebracht habe. Dieſes Vertrauen habe mehr 
als formulierte Programme gegolten und ſeit dem Rücktritt des 
Fürſten ſei der Wunſch lebhaft geworden, der gemeinſchaftlichen 
politiſchen Überzeugung in beſtimmter Form Ausdruck zu geben. Als 
dann bei Tiſch der Trinkſpruch auf den Fürſten Bismarck aus⸗ 
gebracht wurde, rief dies eine begeiſterte Zuſtimmung hervor, die als 
wahrhaft überwältigend bezeichnet wurde. Neu geſtärkt feierte die 
deutſche Partei am 8. Mai ihr 25jähriges Beſtehen. Das Feſt 
wurde am 7. Mai eingeleitet durch einen Zuſammentritt der Kammer: 
fraktion mit dem Landesausſchuß in der Silberburg zu Stuttgart. 
Beim Feſtakt am folgenden Tage in der Liederhalle hielt Dr. W. Lang 
die Rede, in der ein Rückblick auf die Entſtehung und die Geſchichte 
der Partei gegeben wurde. Die Reden beim Feſtmahl im Stadt— 
garten zeichneten ſich durch hohen Patriotismus aus. Nach den 
Toaſten des Kanzlers v. Weizſäcker, des Landtagsabgeordneten Stälin 
und des Reichstagsabgeordneten Siegle ergriff der Neichstags- 
abgeordnete Dr. Oſann aus Darmſtadt das Wort zu einer be— 
geiſterungsvollen Rede auf den Fürſten Bismarck. Er ſagte u. a.: 
„Wir haben eine große Zeit hinter uns; aber wir haben ja nicht 
alles gehört und erlebt in dem Sinn, daß uns damals alles in 
ſeiner heutigen Bedeutung zum Bewußtſein gekommen iſt. Erſt jetzt 
wird allmählich der Schleier gelüftet über dem Regen und Weben 
aller der Kräfte, die an der Einheit des Reichs gearbeitet haben. 
Erſt jetzt wird der Schleier gelüftet über dem Arbeitsſinn des großen 
Gärtners, der die Anlagen des deutſchen Reiches hergeſtellt hat. Was 
war denn Deutſchland vorher? Weniger als ein Begriff, eine in 
jeder Richtung gefeſſelte, in ihrer Entwicklung gehemmte Geſtalt. 
Dieſe Feſſeln durchhauen zu haben, das iſt Bismarcks erſtes Verdienſt. 
Darin liegt dieſe hohe bedeutende Kraft, daß er ſtets die rechte Zeit 
abwartete, daß er den Gegner wie ein Taubenpaar betrachtet und 
ſich ihm mit Girren nähert oder aber ihn mit drohendem Stirn⸗ 
runzeln zurückſchreckt. Er war ein unumſchränkter Beherrſcher des 
geſamten politiſchen Apparats und Beſitzer des ungeheuren Geiſtes 
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und ſomit dazu beſtimmt, den Knoten zu durchhauen.“ Die haupt⸗ 
ſächlichſte Wirkung dieſes Parteifeſtes beſtand darin, daß die Be— 
ziehungen der deutſchen Partei zu den verwandten Parteien im 
Reich enger geknüpft wurden; noch niemals waren in Schwaben ſo 
begeiſterte Kundgebungen für v. Bennigſen als den Führer des 
liberalen Bürgertums erfolgt. Nach dieſen Anregungen erſchien es 
übrigens auffallend, daß die deutſche Partei gerade in Stuttgart im 
November eine Niederlage erlitt, indem nicht der Vorſtand ihrer 
Kammerfraktion, Dr. Götz, ſondern der zunächſt von der Volkspartei 
als Kandidat aufgeſtellte Oberſteuerrat Rümelin zum Ober: 
bürgermeiſter der Hauptſtadt gewählt wurde. 

Angeregt durch das kühne Vorgehen des deutſchen Katholikentags 
in Mainz, friſchten die Katholiken Württembergs im Herbſt die Be- 
wegung für Herſtellung der Männerorden aufs neue an. Ver- 
ſammlungen des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland in 
Stuttgart am 13, in Gmünd am 18. September und in Horb 
am 24. Oktober ſtellten aufs neue dieſes Verlangen auf. 

König Wilhelm und Königin Charlotte trafen am 
24. Januar zum Beſuche am königlichen Hofe in Berlin ein und 
weilten hier bis zum 28. Januar (Seite 5). An dieſem Tage 
ſtatteten fie ihren Beſuch dem königlichen Hofe in Dresden ab und 
fangten am 29. Januar in Weimar an. Beim Ausſteigen wurden 
ſie hier von der Militärkapelle mit dem württemberger Liede empfangen, 
wozu auf Veranlaſſung des Großherzogs ein Ulmer Hautboiſt die 
Noten gebracht hatte. Der Großherzog, der Erbgroßherzog und 
Prinz Bernhard waren zum Empfang erſchienen und geleiteten die 
Säfte durch die von einer großen, grüßenden Menſchenmenge erfüllten 
Straßen zum Schloß, in dem abends 6 Uhr ein Prunkmahl und 
dann ein Konzert ſtattfand. Am 25. Februar feierte Württemberg 
zum erſten Male den Geburtstag des neuen Königs. Am Geburts⸗ 
tage des verſtorbenen Königs Karl, den 6. März, begaben ſich 
König Wilhelm, ſeine Gemahlin und Prinzeſſin Pauline in die Gruft 
unter der Schloßkirche und legten Kränze am Sarge nieder. Dann 
folgte für den ganzen Hof ein Trauergottesdienſt in der Schloßkirche. 
Hofprediger Prälat v. Schmid hielt die Gedächtnisrede. Die vers 
witwete Königin Olga nebft der Herzogin Wera und den Prinzeſſinnen 
Elſa und Olga wohnten mit ihrem Hofſtaat einem ruſſiſchen Trauer⸗ 
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gottesdienſte im Sterbezimmer des Königs Karl bei. Am 14. März 
ſtattete das Königspaar dem königlichen Hofe in München ſeinen 
Beſuch ab (Seite 218). Die 48 jährige Herzogin Wilhelmine 
Eugenie, Tochter des 1857 verſtorbenen Herzogs Eugen und Ge— 
mahlin ihres Oheims, des Herzogs Nikolaus von Württemberg, ſtarb 
am 24. April zu Karlsruhe in Oberſchleſien. Der 1. Mai brachte 
dem königlichen Hofe den Beſuch des Königspaars von Sachſen. 
König Wilhelm empfing die Gäſte ſehr herzlich am Bahnhof zu 
Stuttgart. Unter den Klängen der ſächſiſchen Königshymne wurde 
die Front der vom Dragonerregiment „Königin Olga“ geſtellten 
Ehrenwache abgeſchritten. Auf der Fahrt zum Schloſſe bildeten die 
Truppen Spalier. Bei der Galatafel brachte König Wilhelm einen 
Trinkſpruch auf die Gäſte aus; er erinnerte namentlich daran, 
daß die ſächſiſchen und die württembergiſchen Truppen auf den Schlacht— 
feldern gemeinſam für die Einigung Deutſchlands gekämpft und ge— 
blutet; das Band der Freundſchaft, welches die Fürſten beider Länder 
verknüpfe, ſei unauflöslich. König Albert erwiderte, indem er die 
Worte ſeines königlichen Wirtes beſtätigte, und dankte für den ihm 
bereiteten großartigen und herzlichen Empfang. Am 9. Juni trafen 
König Wilhelm und Gemahlin zu einem kurzen Beſuche des groß— 
herzoglich badiſchen Hofes in Karlsruhe ein. Das vom König 
Wilhelm errichtete und nach ihm benannte Stift in Ludwigsburg 
wurde von ihm am 11. Juni unter Feierlichkeiten eröffnet. Die 
Anſtalt iſt zur Aufnahme gebrechlicher Knaben im Alter von acht bis 
ſechzehn Jahren beſtimmt, die hier für ein Handwerk herangebildet 
werden. Folgenden Tags wohnte das Königspaar dem Rennen in 
Weil bei Eßlingen bei. Die erſte Parade ſeit ſeiner Thronbeſteigung 
nahm der König über die Garniſonen von Stuttgart und Ludwigs— 
burg am 20. Juni auf dem Kannſtatter Exerzierplatze ab. Folgenden 
Tags hielt das Königspaar in feſtlicher Weiſe ſeinen Einzug in 
Tübingen. Nach Beſichtigung des Bataillons fuhren die Majeſtäten 
unter ſtürmiſchen Hochrufen der Bevölkerung zum Ühlands- und zun 
Wildermuthsdenkmal, ſodann auf den Marktplatz. Hier brachte vom 
Balkon des Rathauſes der Obmann des Bürgerausſchuſſes ein Hoch 
auf die Majeſtäten aus, in das die feſtlich gekleidete Menſchenmenge 
mit größter Begeiſterung einſtimmte. Die Königshymne hörten die 
hohen Gäſte im Wagen ſtehend an. Vor dem Univerſitätsgebäude 
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bildeten die Studierenden Spalier. Unter Führung des Rektors 
Prof. v. Funk und des Kanzlers v. Weizſäcker betraten ſie die Aula, 
in der alle Lehrer der Hochſchule verſammelt waren. Auf eine An⸗ 
ſprache erwiderte der König: Es werde jederzeit ſein feſtes Beſtreben 
fein, die Wiſſenſchaften zu fördern. „Nehmen Sie meinen herzlichen 
Dank für den wahrhaft großartigen Empfang, der uns zu teil ge⸗ 
worden. Möge die Univerſität immerdar blühen und gedeihen.“ Nach 
fernerer Beſichtigung öffentlicher Anſtalten und des Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Turmes auf dem Oſterberg begaben ſich die hohen Gäſte nach 
Bebenhauſen. Der präſumtive Thronfolger, Herzog Wilhelm, traf 
am 22. Juni zum Beſuche des ihm bei Anweſenheit des Königspaars 
in Berlin vom Kaiſer verliehenen Regiments „Herwarth v. Bittenfeld“ 
in Münſter ein und wurde hier mit vielen Ehren aufgenommen. 
Beim Feſtmahl feierte ihn der Oberſt v. Warendorf unter dem 
Hinweis, daß der neue Chef in ſechs Feldzügen als glänzendes Vorbild 
echt ſoldatiſcher Tugenden ruhmvoll gefochten und geblutet habe. 
Die Offiziere ſtimmten freudig in das Hoch ein und die Muſik ſpielte 
„Preiſend mit viel ſchönen Reden“. In ſeiner Erwiderung ſagte der 
Herzog: „Der Herr Oberſt hat meiner Vergangenheit erwähnt; ich 
erkenne darin einen Maßſtab, wie klein meine Verdienſte ſind im 
Vergleich zu den Großthaten, deren mein Regiment — ich nenne es 
mit Stolz das meinige — ſich rühmen darf, Thaten, welche ihres 
Gleichen ſuchen in der Weltgeſchichte. Ich beneide jeden, der teil⸗ 
genommen hat an den großen Erfolgen dieſes Regiments in dem 
jüngiten Kriege. So etwas wird jo leicht nicht wiederkommen, aber 
Kriege wird es noch viele geben, und es wird mein glänzendſter Tag 
ſein, an dem es mir vergönnt wäre, ſelbſt Zeuge zu ſein, wenn der 
Sturm über das Vaterland hereinbricht, wie das Regiment ſich bes 
währt, alles niederwerfend, was ſich ihm entgegenſtellt zum Ruhnie 
Gottes, des Vaterlandes und des Kaiſers.“ 

Das Königspaar ſtattete am 29. Juni der Stadt Reutlingen 
einen Beſuch ab, wo ihm herzliche Huldigungen dargebracht wurden. 
Während ſodann der König einen Ausflug nach den Gemeinden des 
Härdtsfeld⸗Aalbuch⸗Waſſerverſorgungsgebiets machte, begegnete der 
Königin Charlotte in Stuttgart ein Unfall mit ihrem Wagen, der 
dank ihrer Geiſtesgegenwart ohne ernſte Folgen ablief. Die Hinter⸗ 
achſe des Wagens brach, der Kutſcher fiel herab und die Pferde 
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gingen durch, bis die Königin die am Boden ſchleifenden Zügel er⸗ 
haſchte. Im Kranz der Städte, die dem neuen Königspaar ihre 
Huldigung darbrachten, folgte die Hauptſtadt am 5. Juli durch ein 
glänzendes Feſt im Stadtgarten. Wie zu allen Zeiten, nahm die 
Bevölkerung des Landes innigen Anteil am Wohl und Wehe des 
Fürſtenhauſes. Das zeigte ſich wieder bei der Vermählung des Grafen 
Wilhelm von Württemberg, Herzogs von Urach, mit der Herzogin 
Amalie in Baiern zu Tegernſee am 4. Juli, bei der Verlobung 
des künftigen Thronfolgers, Herzogs Albrecht von Württemberg 
aus der katholiſchen Linie mit der Erzherzogin Margarete Sophie, 
Tochter des Erzherzogs Karl Ludwig, am 13. Juli und beim Ableben 
der Königin-Witwe Olga zu Friedrichshafen am 30. Oktober. 
Der feierlichen Beiſetzung in Stuttgart am 4. November wohnten 
bei der Kaiſer, die Großherzogin von Baden, der Erbgroßherzog von 
Weimar, die Prinzen Ludwig von Baiern und Georg von Sachſen, 
Erzherzog Ludwig Viktor, Großfürſt Wladimir und Großfürſtin Kon⸗ 
ſtantin. Im Dezember erhielt das Königspaar den Beſuch des Groß— 
herzogs von Baden und ſeiner Gemahlin. 

Der „Staatsanzeiger“ veröffentlichte am 17. Dezember einen 
Vortrag des Finanzminiſters v. Riecke über den Staatshaushalt 
für 1893— 95. Danach wird der Staatsbedarf auf jährlich 68 Millionen, 
zwei mehr als im vorigen Etat, veranſchlagt. Der Reinertrag des 
Kammerguts wurde um etwa 2 Millionen niedriger als bisher an- 
genommen; es iſt daher für beide Jahre eine Verſtärkung der 
Deckungsmittel um 8,4 Millionen nötig, wovon die Landesſteuern 
5,9 Millionen mehr aufbringen ſollen, und zwar durch höhere Anſätze 
bei verſchiedenen Abgaben. 

Von hervorragenden Württembergern ſtarben in dieſem Jahre: 
Geh. Rat Rud. v. Mohl, Borftand des Verwaltungs-Gerichtshofs, 
am 16. Auguſt; der Litteraturhiſtoriker Prof. Klaiber am 14. Sep⸗ 
tember und der Rechtsanwalt Georgii in Wilhelmsdorf, eine der 
angeſehenſten Persönlichkeiten im Lande und langjähriger Vorſtand der 
Allgemeinen Deutſchen Turnerſchaft, am 25. September. 

Im Königreich Baiern ftanden zunächſt die weiteren Ver⸗ 
handlungen des ſeit dem 1. Oktober 1891 verſammelten Landtags 
im Vordergrund. Die Beratung des Etats verlief im ganzen ziemlich 
ruhig. Die Abgeordnetenkammer ſprach ſich am 12. Januar ein⸗ 
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ſtimmig für Ermäßigung des Perſonentarifs aus und bewilligte als 
Geſamteinnahme der baieriſchen Bahnen 109 625626 Mk. Beim 
Kultusetat kam die Frage der Ruückberufung des Ordens der 
Redemptoriſten wiederum zur Sprache. Der Abg. v. Soden hob 
hervor, ſchon wegen des Prieſtermangels ſei die Wiederberufung not⸗ 
wendig; eine Verwandtſchaft mit den Jeſuiten beſtehe nicht, und es 
handele ſich um Beſeitigung eines begangenen Unrechts. Der Kultus⸗ 
miniſter Müller erwiderte, die Staatsregierung habe den Wunſch, 
der katholiſchen Bevölkerung in dieſer Frage friedlich entgegenzukommen, 
es hätten ſich aber Schwierigkeiten ergeben. Zur Prüfung der hierbei 
entſcheidenden Frage, ob die Redemptoriſten mit den Jeſuiten nicht 
verwandt geweſen oder jetzt nicht mehr mit ihnen verwandt ſeien, 
habe ein umfangreiches Material ſich angeſammelt; deſſen Sichtung 
habe lange Zeit erfordert, weil es in einer Hand habe bleiben 
müſſen und nunmehr habe die Staatsregierung die Anſchauung, daß 
eine Verwandtſchaft mit den Jeſuiten nicht beſtehe und nicht beſtanden 
habe. Dieſe Anſicht habe ſie in einer Denkſchrift den verbündeten 
Regierungen durch den Bundesrat mitteilen laſſen, und ſeitdem bewege 
ſich die Angelegenheit noch auf dem Boden ſtrenger Vertraulichkeit. 
Andererſeits ſprach ſich der Abg. Schauß mit Rückſicht auf den 
konfeſſionellen Frieden gegen die Rückberufung der Redemptoriſten 
aus. Dieſe Meinung werde von 72 Abgeordneten geteilt, von 
welchen viele Katholiken ſeien; Autoritäten der katholiſchen Kirche, 
eine Reihe katholiſcher Geiſtlichen ſowie mehrere baieriſche Könige 
hätten ſich ebenfalls in dieſem Sinne ausgeſprochen. Der Abg. 
v. Fiſcher machte gleichfalls geltend, daß nicht nur die proteſtantiſche, 
ſondern auch ein namhafter Bruchteil der katholiſchen Bevölkerung 
wünſche, der Bundesrat werde an ſeinem Beſchluſſe vom 20. Mai 1872 
feſthalten. Dieſen Ausführungen trat der Abg. Orterer entgegen. 
Solche Angſtlichkeit ſei nicht begründet und in Berlin beſtänden nicht 
mehr die Strömungen, die zu jenem Beſchluſſe führten. Der 
Kultus miniſter ergriff dann nochmals das Wort, um darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Regierung zu allen Zeiten den Redemptoriſten ein 
eutſchiedenes Wohlwollen entgegengebracht und daß es fi ſchon 
1872 nicht darum gehandelt habe, ob dieſer Orden etwa eine un⸗ 
heilvolle Thätigkeit entfalte, ſondern lediglich, wie jetzt, um die Rechts⸗ 
frage, ob er unter das Jeſuitengeſetz falle. v. Stauffenberg ſtellte 
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den Prieſtermangel in Abrede, da 18 katholiſche Geiſtliche gegenwärtig 
Zeit hätten, in der zweiten Kammer ein Mandat auszuüben. Der 
Kultusetat gab ferner Anlaß zu längeren Verhandlungen über die 
Frage einer Reform des oberſten Schulrats und über die Frage der 
Gymnaſialreform. Erſteren verteidigte der Kultusminiſter gegen 
zahlreiche Angriffe, namentlich hob er die Notwendigkeit hervor, ihn 
nicht einſeitig zuſammenzuſetzen. Im übrigen ſtellte er eine Reorga⸗ 
niſation der iſolierten Lateinſchule in Ausſicht. Beim Etat der Zölle 
und indirekten Steuern wurde der Ertrag des Malzaufſchlags um 
700000 Mk. höher als im Entwurf, mit 36 Millionen Mark be- 
willigt. Beim Forſtetat verteidigte der Finanzminiſter v. Riedel die 
Forſtverwaltung gegen Angriffe wegen der Verwüſtungen der Nonnen— 
raupe. Die große Gefahr habe man nicht vollſtändig erkannt und 
unterſchätzt, ſei daher mit ungenügenden Mitteln in den Kampf getreten. 
Statt hundertweiſe hätte man gleich anfangs hunderttauſendweiſe 
Geld aufwenden ſollen. Erſt die Beobachtungen des Oberforſtrats 
Huber hätten einen Feldzugsplan ermöglicht, der aber für alle Zeit 
für ganz Deutſchland von Nutzen ſein werde. Im übrigen verdient 
hervorgehoben zu werden, daß zur Aufbeſſerung der Lehrergehalte 
891000 Mk., 26000 Mk. mehr als im Voranſchlag, und für den 
Neubau des Germaniſchen Muſeums in Nürnberg 1100000 Mk. 
als erſte Rate bewilligt wurden. Was endlich den Militäretat betrifft, 
ſo brachte bei deſſen Beratung der Abg. Beckh die Frage der 
Militärgerichtsbarkeit wiederum zur Sprache. Er meinte, die 
Haltung des baieriſchen Bevollmächtigten am Bundesrate gegenüber 
der in Ausſicht ſtehenden Reichsmilitär⸗Strafprozeßordnung ſcheine 
nicht der Willensmeinung der Kammer zu entſprechen. Der Kriegs⸗ 
miniſter v. Safferling beruhigte jedoch durch Wiederholung ſeiner 
früheren Zuſicherungen, daß die Regierung den Grundſatz der Öffent- 
lichkeit und Mündlichkeit in wirkſamſter Weiſe wahren werde. Auch 
die Frage bezüglich der Soldatenmißhandlungen kam zur Erörterung. 
Anlaß dazu bot der Umſtand, daß am 19. Februar ein Erlaß des 
Kriegsminiſteriums vom 3. Dezember 1891 zur ungeahnten Ver⸗ 
öffentlichung gelangt war. Darin war, in Anknüpfung an zwei zur 
Unterſuchung gekommene Fälle, den Offizieren die ſtrenge Beobachtung 
eines im Jahre 1888 gegen rohe Behandlung der Soldaten ge— 
richteten Erlaſſes eindringlich eingeſchärft. Zwar war der Pflichteifer 
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der Geſamtheit der Offiziere anerkannt, aber es war hervorgehoben, 
„daß noch immer gewiſſe vorſchriftswidrige Ausbildungs⸗Praktiken in 
Anwendung ſind und geduldet werden“. Hierzu war z. B. das un⸗ 
verhältnismäßig lange Verharren der Mannſchaften in der Kniebeuge 
gerechnet, Übungen, die von Unteroffizieren häufig eigenmächtig in 
einer Weiſe angewendet ſeien, die ſich als rohe Quälereien heraus⸗ 
ſtellten. Der Kriegsminiſter erklärte nun, es ſei ihm peinlich 
geweſen, daß dieſer Erlaß, mit dem er nur ſeine Schuldigkeit gethan 
habe, in die Offentlichkeit gedrungen ſei; es werde alles aufgeboten, 
um die Mißhandlungen ganz aus der Welt zu ſchaffen. Die neuen 
Forderungen des Etats für Zeltausrüſtung der Truppen, Beſchaffung 
von Hunden für die Jägerbataillone u. dergl. wurden ohne weiteres 
genehmigt. j 

Als es ſich gegen Ende der Etatsberatungen um den Matrikular: 
betrag handelte, der in Höhe von 42⅜ Millionen Mark genehmigt 
wurde, erwähnte der Abg. Orterer am 13. Mai einen Bericht, 
den der preuß iſche Geſandte in München, Graf Eulenburg, 
über die in Baiern über den preußiſchen Volksſchulgeſetzent wurf 
herrſchende Stimmung nach Berlin geſandt habe. Dieſer Bericht 
hätte zum Scheitern jener Vorlage beigetragen. Die Sache war 
ſchon am 10. Mai im Finanzausſchuſſe vorgekommen, und die 
dortigen Verhandlungen hatten über die baieriſchen Grenzen hinaus 
großes Aufſehen erregt. Im Ausſchuſſe hatten die Zentrumsführer 
Daller und Orterer bemerkt, ſie hätten mit großem Bedauern 
beſtimmte Kenntnis erhalten, daß die Wendung bei jener preußiſchen 
Frage auf einen Bericht des Grafen Eulenburg zurückzuführen ſei. 
Maßgebende Perſonen in Berlin hätten es mitgeteilt. Die Antwort 
des Miniſters des Außern, Freiherrn v. Crailsheim, ging dahin, 
daß er von ſolchem Berichte nichts wiſſe, auch nicht die Aufgabe 
habe, ſolche Berichte zu überwachen; er proteſtiere gegen die Be⸗ 
hauptung, daß der Geſandte nicht objektiv berichtet habe. Orterer 
erwiderte, die Anregung ſei nur aus patriotiſchem Gefühl angeregt 
worden. Die Nachricht von dieſen Vorgängen im Finanzausſchuſſe 
rief in der Preſſe große Befremdung hervor. Als unerhört wurde 
es bezeichnet, daß Berichte eines Geſandten an ſeinen Herrſcher, 
Schriftſtücke vertraulichſten Charakters, in dem Lande, aus dem ſie 
abgingen, zur öffentlichen Erörterung geſtellt werden; der völker— 
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rechtliche und politiſche Anſtand gebiete, von einer durch Verrat er⸗ 
langten Kenntnis nicht zu reden. Wie die Konſervativen in Preußen 
die ihnen unangenehme Wendung auf den Abg. v. Helldorff zurück⸗ 
zuführen ſuchten, ſo hätten die baieriſchen Ultramontanen durch gleichen 
Ummut ſich verleiten laſſen, den preußiſchen Geſandten in München 
verantwortlich zu machen. Der ganze Vorgang, ſagte die „Nat.⸗Ztg.“, 
ſei ein Zeichen von der Höhe des Übermuts der baieriſchen Klerikalen. 
Trotz aller dieſer Erörterungen gab nun der Referent des Finanz⸗ 
ausſchuſſes, Orterer, im Plenum der zweiten Kammer das Protokoll 
über jene Verhandlungen bekannt und bezeichnete als Zweck, feit- 
zuſtellen, daß die baieriſche Regierung an dem Eulenburgſchen Be⸗ 
richte unbeteiligt war. Der Minifterpräfident v. Crailsheim er— 
widerte, die baieriſche Regierung betrachte den Schulgeſetzentwurf 
lediglich als eine innere preußiſche Angelegenheit und könne deshalb 
auf eine ſachliche Beſprechung desſelben nicht eingehen; die Sache 
gehöre nicht vor den Landtag. Er hätte gehofft, daß ſie im Plenum 
nicht aufgegriffen werde, da ein Ergebnis der Beſprechung nicht ab- 
zuſehen ſei. Selbſtverſtändlich habe auch die baieriſche Regierung 
jene Schulgeſetzfrage und deren Wellenſchlag im übrigen deutſchen 
Reiche aufmerkſam verfolgt; „allein es konnte und kann uns nicht in 
den Sinn kommen, irgend eine Einwirkung auf die preußiſche Re⸗ 
gierung im diplomatiſchen Wege verſuchen zu wollen. Was würde 
man ſagen, wenn die preußiſche Regierung auf die baieriſche Ge- 
ſetzgebung in ſolcher Weiſe Einfluß nehmen wollte? Es handelt ſich 
auch um ein ausſchließlich preußiſches Aktenſtück. Die baieriſche Re⸗ 
gierung hat davon keine Kenntnis, ſie hat kein Recht, danach zu 
fragen und keine Kontrollbefugnis. Es iſt gegen allen Brauch, daß 
nicht amtlich veröffentlichte diplomatiſche Aktenſtücke der parlamentariſchen 
Erörterung unterſtellt werden.“ Das einzig praktiſche Ergebnis 
könnte nur eine Verſtimmung der preußiſchen Regierung ſein, wenn 
nicht die Beziehungen zwiſchen Preußen und Baiern ſo herzlich wären, 
daß eine Trübung durch derartigen Zwiſchenfall ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheine. Der liberale Abgeordnete v. Schauß ſtimmte dem Miniſter 
in der Kritik des „unglaublichen Verfahrens“ bei und bemerkte, im 
Januar habe Orterer den Liberalen zugerufen: „Seien ſie nur ruhig, 
jetzt pfeift der Wind aus einem andern Loch;“ nun ſei es aber in 
Berlin wieder anders geworden; das Verfahren der klerikalen Ab- 
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geordneten ſei nicht geeignet, den politiſchen Ruf Baierns im Aus⸗ 
lande zu vermehren. Daller erwiderte, es ſei Thatſache, daß 
jener Bericht exiſtiere und von Einfluß auf den Gang der Dinge in 
Preußen geweſen ſei; er habe nicht eine Einmiſchung in dieſelben, 
ſondern nur feſtgeſtellt ſehen wollen, daß die baieriſche Regierung dem 
Berichte fernſtehe. Darauf erwiderte der liberale Abgeordnete 
Fiſcher, die einzige Entſchuldigung für das Vorbringen der Sache 
ſei der Arger über die geänderte Windrichtung, und wenn der Ge- 
ſandte berichtet habe, daß die an Deutſchlands Wiedergeburt ſeit 25 
Jahren beteiligten Perſonen und Parteien im Vertrauen auf Preußen 
erſchüttert ſeien, es auf eine abſchüſſige Bahn gehen ſähen, fo habe 
er richtig berichtet. Damit war die Sache im Landtage beendet, in 
der Preſſe aber ſetzten ſich die Erörterungen noch eine Zeitlang fort. 
Ein katholiſches Blatt bezichtigte den Kultusminiſter, ein anderes die 
Geſamtregierung des Anteils am Eulenburgſchen Berichte. Die 
„Norddeutſche Allg. Ztg.“ wies darauf hin, daß ſeit Gründung des 
Reichs die ultramontane Partei im baieriſchen Landtage ſelten 
eine Seſſion habe vorübergehen laſſen, „ohne in mehr oder weniger 
ungehöriger Weiſe irgend eine Angelegenheit des Reichs oder eines 
außerbaieriſchen Bundesstaates vor ihr Forum zu ziehen.“ Die 
„Köln. Ztg.“ ſuchte zu zeigen, daß Graf Eulenburg eben nur ſeine 
Schuldigkeit gethan habe, wenn er, ein durchaus konſervativer Mann, 
nicht einſeitig, ſondern von der abfälligen Beurteilung des preußiſchen 
Entwurfs in den liberalen Kreiſen Baierns berichtet habe. Nach 
Meinung der „Münchener Neueſten Nachrichten“ beſtand für die 
Ultramontanen des Pudels Kern darin, daß die baieriſche Regierung 
den Eulenburgſchen Bericht nicht korrigiert habe. Bei der Schärfe 
dieſes publiziſtiſchen Streits konnte es nicht fehlen, daß franzöſiſche 
Blätter, wie z. B. das „Journal des Debats“, dieſe Vorgänge als 
einen Beweis verwerteten, daß die deutſche Einheit ihre Lücken habe. 

Nach Abſchluß der langen Etatsberatungen wurde das Finanz— 
geſetz am 24. Mai von der zweiten Kammer feſtgeſtellt. Es weiſt 
in Einnahmen und Ausgaben den Betrag von 306292271 Mark 
auf. Von allgemeinerer Bedeutung war ferner die Verhandlung 
über eine Beſchwerde des altkatholiſchen Landesvereins namens ſämt⸗ 
licher Altkatholiken Baierns wegen Verletzung verfaſſungsmäßiger 
Rechte. Dieſe ſollten verletzt ſein durch den Miniſterialerlaß vom 
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15. März 1890, wonach den Altkatholiken nicht erlaubt iſt, ſich der 
Amtskleidung der katholiſchen Prieſter ſowie der Glocken und ſonſtiger 
Auszeichnungen der öffentlichen Kirchengeſellſchaften zu bedienen. Der 
liberale Referent befürwortete nun die Beſchwerde, weil dem Staate 
eine Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten einer Religions: 
geſellſchaft nicht zuſtehe; allein nach den Ausführungen des Kultus— 
miniſters behielt die Anſicht die Oberhand, daß die Beſchwerde auf 
Grund einer Auslegung der Verfaſſungsbeſtimmung über Ausübung 
des Privatgottesdienſtes abzuweiſen ſei. 

Außerdem genehmigten die Kammern noch eine Reihe von 
Geſetzentwürfen. Es wurde eine Aprozentige Zinsgarantie für die 
von den pfälzer Bahnen zu Erweiterungen zu verausgabende Summe 
von 7889000 Mark bewilligt. Da infolge der geſteigerten Preiſe 
die Veranſchlagung für die Naturalverpflegung des Heeres ſich 
als unzulänglich erwieſen hatte, wurde für 1891 —92 ein Nachtrags⸗ 
kredit von 1172336 Mark genehmigt. Eine Vorlage wegen Er- 
weiterungs- und Neubauten auf den Staatsbahnen im Betrage 
von 20770000 Mark wurde einſtimmig angenommen, zur Her 
ſtellung von Nebenbahnen wurden 17513000 Mark, zur Aufbeſſerung 
des Gehalts der pragmatiſchen Staatsbeamten 2487000 Mark be⸗ 
willigt. Aus früheren Budgetüberſchüſſen wurden acht Millionen 
den Diſtrikten und Städten überwieſen. Endlich wurde ein Geſetz 
zur Ausführung des Krankenverſicherungsgeſetzes und eine Gebühren⸗ 
novelle genehmigt, auch ein Erſuchen um Vorlegung einer Kirchen⸗ 
gemeindeordnung beſchloſſen. 

Die Kammer der Reichsräte, in welche am 15. April Prinz 
Karl, zweiter Sohn des Prinzen Ludwig, eingeführt wurde, trat den 
Beſchlüſſen der zweiten Kammer bei, worauf es am 28. Mai zum 
Schluß des Landtags kam. Im Landtagsabſchiede wurden alle 
Beſchlüſſe der Kammern genehmigt, insbeſondere hinſichtlich der Reichs- 
Militärſtrafprozeßordnung thunlichſte Berückſichtigung der baieriſchen 
Einrichtungen, ſoweit ſie ſich bewährt haben, zugeſichert. Der Abſchied, 
deſſen Verleſung der Prinz⸗Regent und alle Prinzen des königlichen 
Hauſes beiwohnten, ſchloß mit dem Ausdruck lebhafter Befriedigung 
über die geſamte Thätigkeit des 21. Landtags. 

Da das Mandat der am 28. Juni 1887 gewählten Abgeordueten⸗ 
kammer dem Erlöſchen nahe iſt, ſo kam es bereits zu einigen Vor⸗ 
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bereitungen für die nächſten Wahlen. Die deutſch⸗freiſinnige 
Partei ſprach ſich am 24. April auf ihrem Parteitage zu Nürnberg 
für möglichſtes Zuſammengehen aller Liberalen aus, ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Parteitag zu Regensburg am 26. Juni entſchied ſich dahin, 
noch in dieſem Jahre mit aller Energie in die Bewegung für die 
Landtagswahlen zu treten, und eine Verſammlung der Zentrums- 
partei in Freiſing am 29. Juni diente ebenfalls der Vorbereitung 
für die Wahlen. Hier ſprachen ſich die Abgeordneten v. Soden und 
Orterer in ſehr feindſeliger Weiſe gegen den Fürſten Bismarck aus. 
Erſterer meinte, der Fürſt habe durch ſeine Reiſe nach Wien zeigen 
wollen, daß er unentbehrlich ſei, „und das in einer Weiſe, die eine 
Schädigung des monarchiſchen Gedankens bedeutet“; Orterer meinte 
gar, des Fürſten jetzige Manier ſei heroſtratiſch und grenze an 
Landesverrat. 

Gegenüber den mancherlei Zeichen klerikaler Erbitterung über 
die Wendung in Preußen lag es den Liberalen nahe, durch Hinweis 
auf verſchiedene neueren Vorgänge die ganze Richtung jener Elemente 
und die Verhältniſſe, zu denen fie führen können, aufs neue zu be- 
leuchten. Dazu diente u. a. die das allgemeinſte Aufſehen erregende 
Entdeckung einer in Baiern neuerdings ſtattgehabten „Teufel— 
austreibung“. Die „Kölniſche Zeitung“ vom 17. Mai veröffent- 
tichte nämlich ein ſpäter als echt anerkanntes, umfangreiches Schrift 
ſtück eines Paters Aurelian in dem bei Donauwörth liegenden 
Kapuzinerkloſter Wemding, worin geſchildert ward, wie der 10jährige 
Sohn der Eheleute Zilk in der Oberlottermühle höchſt auffällige Er— 
ſcheinungen gezeigt habe. Er hätte kein Gebet mehr verrichten oder 
anhören können, ohne in heftige Wutausbrüche zu verfallen. Mehrere 
Benediktionen, die er, der Pater, auf Wunſch der Eltern vorge— 
nommen, hätten nichts gefruchtet, da habe er mit Zuſtimmung dev 
Biſchöfe von Augsburg und Eichſtädt einen feierlichen Exorcismus 
vorgenommen. Der Teufel habe ſich anfangs ſehr geſträubt, aus 
dem Knaben zu fahren und habe auf Befragen geäußert: „J moat 
net“; als Grund habe er angegeben, eine Frau Namens Herz ver- 
hindere es. Endlich ſei das Werk gelungen, und als Urſachen der 
Beſeſſenheit führte der Pater an, die Mutter des Knaben ſowie die 
Frau, die ihn durch das Geſchenk von Huzeln behext habe, ſeien 
Proteſtanten. Weitere Aufklärung erfuhr man durch die „Süddeutſche 
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Landpoſt“ in Augsburg, nach deren Darſtellung die Müllerleute unter 
ſtändigem Druck der katholiſchen Geiſtlichen geſtanden haben, weil ſie 
nicht in die katholiſche Erziehung der Kinder willigten, und die aus 
der beſonders proteſtantenfeindlichen Gegend von Cham gekommene 
Mutter des Müllers habe durch ihre Gewaltthätigkeiten die Nervoſität 
des Knaben hervorgerufen. Nach dem Urteil der geſamten nicht 
ultramontanen Preſſe wurde durch dieſen wemdinger Fall das Drängen 
der baieriſchen Klerikalen nach Wiederzulaſſung der Redemptoriſten in 
ein neues Licht geſetzt, denn grade dieſe Ordensgeiſtlichen ſeien es 
hauptſächlich, welche das Beſeſſenweſen förderten. Und ebenſo wurde 
hervorgehoben, daß dieſer Fall des ausgeprägteſten Konfeſſionalismus 
denen zu denken gebe, die dem Zedlitzſchen Schulgeſetzentwurfe nach— 
weinten. Pater Aurelian wurde übrigens bald in das Kloſter Lohr 
in Unterfranken verſetzt, das durch viele Hexenprozeſſe des 17. Jahr- 
hunderts bekannt geworden iſt. Von ſeiten der Regierung geſchah 
nichts; weder das am 31. Oktober 1803 von der Regierung zu 
Neuburg gegen dieſen „greulichen Unfug“ erlaſſene Verbot, noch der 
gegen die Verbreitung des Aberglaubens gerichtete Erlaß des Miniſters 
v. Abel vom 15. Mai 1842 wurden in Erinnerung gerufen. Aber 
ſelbſt ultramontane Blätter zeigten ſich durch den Vorgang peinlich 
berührt. So meinte die „Tremonia“ in Dortmund, jeder ernſte 
Katholik könne über den Blödſinn nur lachen, und die klerikale 
„Deutſche Reichs⸗Ztg.“ in Bonn bedauerte, daß der liberale Zeitgeiſt 
auf manche gutgefinnte Katholiken Einfluß habe. Im November 
wurde die Sache noch einmal der erſtaunten Welt vorgeführt: im 
Beleidigungsprozeß gegen Pater Aurelian in Eichſtädt kam ein 
Gutachten des dortigen Dompropſtes Pruner zum Vortrag, der bezeugte, 
daß Beſeſſenheit möglich und wirklich, ſowie daß der Pater berechtigt 
geweſen ſei, Beſeſſenheit anzunehmen. „Der Dämon ſetzt ſich wirklich 
im Organismus feſt und operiert von dort aus.“ Ein anderer Sach⸗ 
verſtändiger, Domkapitular Schmidt, legte „außerordentliches Gewicht“ 
darauf, daß der Knabe gegen geweihtes Waſſer, nicht aber beim 
Brunnenwaſſer „reagierte“, ohne daß er den Unterſchied wußte. Das 
proteſtantiſche Oberkonſiſtorium nahm nunmehr Veranlaſſung, den 
Geiſtlichen die Bekämpfung des Aberglaubens in ihren Gemeinden 
aufs neue ans Herz zu legen. Zugleich bezeichnete es die in jenen 
Vorgängen einem unbeſcholtenen Gliede der evangeliſchen Kirche zu⸗ 
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gefügte Unbill als Ehrenkränkung des im paritätiſchen Baiern gleich⸗ 
berechtigten Proteſtantismus. Gegen dieſen Erlaß wandte ſich am 
21. Dezember eine Kundgebung des biſchöflichen Ordinariats 
Eichſtädt. Es erhob nämlich vom allgemeinen Rechtsſtandpunkt und 
auf Grund der durch die Verfaſſung der katholiſchen Kirche gewähr- 
leiſteten Rechte Proteſt gegen die „Unbill“, welche durch das Ober— 
konſiſtorium der katholiſchen Kirche in ihrer „Lehre, Einrichtungen und 
Prieſtertum“ zugefügt ſei; die von Sachverſtändigen auf Eidespflicht 
vor Gericht abgegebeue „Darlegung der Lehre der katholiſchen Kirche, 
daß Wahrſagerei und Magie unter Einfluß des Dämon möglich ſei“, 
hätte nicht als eine „mit der heiligen Schrift in keiner Weiſe zu 
deckende abergläubiſche Behauptung“ bezeichnet werden dürfen. 

Die in einem großen Teile Deutſchlands herrſchende Unzufrieden— 
heit über die ganze Lage im Reiche trat auch in Baiern hervor. Als 
ein ſolches Zeichen erſchien u. a. das Ergebnis der großes Aufſehen 
erregenden Reichstagserſatzwahl im Bezirk Kehlheim am 19. Ok— 
tober. Während dieſer bisher jahrelang durch ein Mitglied der Centrums⸗ 
partei vertreten war, ſiegte jetzt deren Kandidat nur mit knappſter 
Mehrheit über Dr. Sigl, den Redakteur des „Vaterland“ in München. 
Dieſer gehört zwar ebenfalls zur ultramontanen Partei, die zahlreichen 
Stimmen waren für ihn aber mehr in preußenfeindlichem Sinne ab⸗ 
gegeben, als daß fie auf einen Zwieſpalt in der Ceutrumspartei 
ſchließen ließen, fo ſehr auch infolge dieſer Wahl Mitglieder dieſer 
Partei in Baiern ſich gegen einander ereiferten; der Publiziſt Ratzinger 
z. B. meinte, die intelligenten Elemente der Partei ſähen ſich, „angeekelt 
vom Geſchäftskatholizismus und Preßterrorismus“, zum Rückzug ge— 
zwungen; die Partei ſei an ihrer „geiſtigen Verſumpfung“ angekommen. 
Das in Baiern ſo leicht in Preußenfeindſchaft ſich äußernde Unbehagen 
ſteigerte ſich im November durch die auch von andern Parteien in 
Süddeutſchland geteilte Abneigung gegen die Reichsmilitärvorlage. 

In ähnlicher Weiſe wie der Erlaß des Prinzen Georg von Sachſen 
gegen Mißhandlung von Soldaten, erregte der ebenfalls von einem 
ſozialdemokratiſchen Blatt veröffentlichte Erlaß des Befehlshabers des 
2. baieriſchen Armeekorps, v. Parſeval, Aufſehen (S. 210). Er 
richtete ſich gegen die wiederholten Fälle von Mißbrauch der Dienit- 
gewalt von ſeiten roher Unteroffiziere. 

Die königliche Familie erhielt am 18. Januar den Beſuch 
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der verwitweten Kronprinzeſſin Stephanie von Dfterveich, welcher fie 
viele Aufmerkſamkeiten zu teil werden ließ. Am 26. Januar ward 
der königl. Hof in Trauer verſetzt durch das Ableben der 83jährigen 
Herzogin Ludovika in Baiern. Sie war eine Tochter des Königs 
Maximilian I. und in 60jähriger Ehe verheiratet geweſen mit dem vor 
zwei Jahren verſtorbenen Herzog Maximilian. Als der Zuſtand ſich 
verſchlimmerte, wurden alle Familienglieder zuſaunnenberufen. Von 
ihren Kindern waren die Herzöge Ludwig, Karl Theodor und Max 
Emanuel, die frühere Königin Maria beider Sicilien und die Gräfin 
Trani herbeigeeilt, die Kaiſerin von Oſterreich war durch eigenes 
Leiden verhindert; ftatt ihrer erſchien Erzherzog Ludwig Viktor; ſtatt 
der Herzogin von Alengon erſchien deren Gemahl; endlich traf auch der 
Fürſt von Thurn und Taxis, Sohn einer verſtorbenen Tochter der 
Herzogin, ein. Im März trat wieder ein freudiges Ereignis bei 
Hofe ein: die älteſte, 27jqährige Tochter des Herzogs Karl Theodor, 
des bekannten Augenarztes, Anralie, verlobte ſich mit dem 28jährigen 
Herzoge Wilhelm von Urach aus der Linie, welche von einem 
Bruder des Königs Wilhelm J. von Württemberg abſtammt. Die 
Feier des 71. Geburtstages des Prinz-Regenten wurde ver— 
herrlicht durch die feierliche Übergabe des von ihm für die Feldherrn⸗ 
halle in München geſtifteten Heeres-Denkmals. Die geſamte 
Garniſon nebſt den Abordnungen aller Truppenteile nahm im Karree 
vor der Halle Aufſtellung, der von allen Prinzen umgebene Regent 
gab mit einigen Worten der Widmung den Befehl zur Enthüllung, 
und unter Kanonendonner fiel die Hülle von dem in Erz gegoſſenen 
Denkmal. Der Kriegsminiſter General Safferling dankte im Namen 
des Heeres und forderte zu einem dreimaligen Hoch auf den Regenten 
auf, in das die Truppen und das Publikum einſtimmten. Bürger⸗ 
meiſter v. Widenmayer trat hierauf mit den Abordnungen der 
ſtädtiſchen Behörden vor und ließ die von der Stadt errichteten, auf 
Erzſockeln ſich erhebenden Flaggenmaſte mit koſtbaren goldgeſtickten 
Fahnen enthüllen. Hiernach nahm der Regent vor dem Denkmale 
feines Vaters, des Königs Ludwig J., die Truppenparade ab, worauf 
die Truppen an dem neuen Denkmal unter militäriſchen Chren- 
bezeigungen vorbeizogen. Nachmittags 3 Uhr gab der Regent den 
Vertretern des Heeres im Ballſaale der königl. Reſidenz ein Feſtmahl. 
Die Tafel bildete eine Hufeiſenform, in deren Mitte noch drei größere 


218 Heeresdeukmal in München. 


Tiſche Platz gefunden hatten. In der Mitte der größeren Tafel nahm 
der Regent, der mit ſeiner Schweſter, der Herzogin Adelgunde von. 
Modena, am Arm im Saale erſchien, und zu beiden Seiten die 
Prinzen und Prinzeſſinnen des Hauſes Platz. Nach dem zweiten 
Gange erhob ſich der Regent und ſagte: „Ich trinke auf das Wohl der 
tapfern baieriſchen Armee. Sie lebe hoch!“ Bald danach brachte 
Prinz Ludwig im Namen aller Angehörigen des baieriſchen Heeres 
einen Trinkſpruch auf den Regenten aus. Im Eingang wies er 
darauf hin, daß nun die Ludwigſtraße, dieſe Schöpfung König Lud⸗ 
wigs J., von deſſen einzig noch lebendem Sohn einen würdigen Ab⸗ 
ſchluß durch das neue Denkmal erhalten habe. „Dem Prinz-Regenten, 
der ſeit 50 Jahren dem baieriſchen Heere angehört, deſſen Feldzüge 
er mitgemacht hat und der ſeit ſechs Jahren die Regierung des Landes 
führt, möge Gott noch ein langes Leben ſchenken. Im Namen der 
ganzen baieriſchen Arme rufe ich: Se. königl. Hoheit der Prinz- 
Regent, mein vielgeliebter Vater lebe hoch!“ Der Toaſt fand ſtür— 
miſchen Wiederhall und die Muſik ſtimmte die Nationalhymne an. 
Von den drei Kaiſern liefen Glückwünſche ein. Beim Feſtmahl der 
Reichsräte hielten deren Präſident, Fürſt Fugger, bei dem der 2. Kammer 
der Präſident Freiherr v. Ow und Bürgermeiſter v. Widenmeyer 
patriotiſche Anſprachen. 

Am 14. März erhielt der königliche Hof den Beſuch des 
württembergſchen Königspaares. Es wurde am Bahnhofe von 
allen Prinzen und Prinzeſſinnen empfangen und hielt einen feierlichen 
Einzug in die mit baieriſchen und württembergſchen Fahnen geſchmückten 
Straßen von München. Die hohen Gäſte nahmen an der Familien⸗ 
tafel des Regenten im Wintergarten teil und folgten abends der 
Einladung zum Prinzen Leopold. Am 15. März empfing König 
Wilhelm eine Abordnung der in München lebenden Württemberger. 
Nachmittags 4 Uhr fand im Ballſaale des Feſtſaalbaues der Reſidenz 
Galatafel ſtatt. Nach dem dritten Gang erhob ſich der Prinz— 
Regent und brachte folgenden Toaſt aus: „Ich trinke auf das Wohl 
Meiner hohen Gäſte und bringe ihnen meinen tiefgefühlteſten Dank 
aus für den Mich ebenſo ehrenden als auch erfreulichen Beſuch. Ich 
fordere Sie auf, auf das Wohl Ihrer Majeſtäten, des Königs und, 
der Königin von Württemberg das Glas zu erheben und zu rufen: 
Seine Majeſtät der König und Ihre Majeſtät die Königin, ſie leben 
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hoch, hoch, hoch!“ König Wilhelm dankte mit folgenden Worten: 
„Ich ſpreche zugleich namens der Königin meinen herzlichen Dank aus 
für die Worte, welche Eure Königliche Hoheit an uns gerichtet haben, 
wie überhaupt für den wohlwollenden und herzlichen Empfang, den 
ich hier gefunden habe. Ich möchte dieſen Gefühlen der Dankbarkeit 
und Freundſchaft dadurch Ausdruck geben, indem ich Sie auffordere, 
das Glas zu erheben: Sr. Königl. Hoheit der Prinz⸗Regent und ſein 
königliches Haus, ſie leben hoch, hoch, hoch!“ Nach beiden Toaſten 
fiel die Muſik in die kräftigen Hochrufe ein und ſpielte die Königs— 
hymne. Abends 8 Uhr 30 Min. reiſte König Wilhelm nach Stutt- 
gart zurück, die Königin Charlotte nach Tölz, wo ſie vom Großherzog 
von Luxemburg empfangen und nach feinem Schloſſe Hohenburg ge— 
leitet wurde. 

Am 11. April erhielt der Regent einen kurzen Beſuch des 
Kaiſers von Oſterreich. Sein älteſter Sohn, Prinz Ludwig, nahm 
am 15. Mai an der Wanderverſammlung der baieriſchen Landwirte 
in Würzburg teil und empfing dort Abordnungen der Städte Unter⸗ 
frankens, denen er die Hoffnung ausſprach, daß es gelingen werde, 
die große Waſſerſtraße Main⸗Paſſau⸗Wien herzuſtellen. Beim Feſt⸗ 
mahl nahm der Prinz Gelegenheit hervorzuheben, die Landwirtſchaft 
finde ihr Gedeihen nur im Zuſammenhange mit Handel und Induſtrie, 
und die Erhaltung des Friedens beruhe auf der Sorge für ein ſtarkes 
Heer, das jedem verleide, Deutſchland anzugreifen. Der Regent 
erwiderte am 30. Mai den Beſuch am württembergiſchen Hofe in 
Stuttgart und eröffnete am 1. Juni die 6. internationale Kunſt⸗ 
ausſtellung in München. Bei dem hieran ſich anſchließenden 
Feſtmahle verbreitete ſich Prinz Ludwig in längerer Rede über den 
Anteil der Wittelsbacher an der Förderung der Kunſt. Sein Bruder 
Prinz Leopold wurde im Juli vom Kaiſer zum Generalinſpektor 
der 4. Armeeinſpektion ernannt, worauf die von ihm bis dahin be⸗ 
kleidete Stelle eines Befehlshabers des baieriſchen Armeekorps. 
dem Prinzen Arnulf übertragen wurde. Der Regent wurde, 
als er im Auguſt in Partenkirchen weilte, durch herzliche Kund- 
gebungen der Anhänglichkeit der Gebirgsbewohner erfreut. Als 
Prinz Leopold im Auguſt ſich als Inſpekteur beim Kaiſer in Berlin 
meldete, erregte er durch ſeine impoſante Geſtalt bei der großen 
Parade Aufſehen. Eine Tochter des Regenten, Prinzeſſin Thereſe, 


220 Die deutſch⸗liberale Partei in Oſterreich. 


Am 


wurde im November wegen ihrer Reiſebeſchreibungen zum Ehren⸗ 
mitgliede der baieriſchen Akademie der Wiſſenſchaften ernannt. Der 
61 jährige Herzog Ludwig in Baiern vermählte ſich am 19. No⸗ 
vember mit der Ballettänzerin Frl. Antonie Barth, die den Namen 
v. Bertolf erhielt. 

Es ſtarben in dieſem Jahre folgende hervorragende Perſönlich⸗ 
keiten in Baiern: am 1. März der Geh. Rat und Akademiker 
Dr. Franz v. Löher, bekannt als Schriftſteller, früherer Direktor 
des Allgemeinen Reichsarchivs, Sekretär und litterariſcher Referent 
der beiden vorigen Könige, ferner am 26. Februar der frühere 
Miniſter des Innern Braun, am 1. Juli der Generalleutnant 
Ritter v. Malaiſe, der 1870 eine Brigade unter v. d. Tann be— 
fehligte; am 13. Oktober Geh. Rat Eſſenwein, Direktor des 
germaniſchen Nationalmuſeums, und am 12. November der frühere 
Präſident des Verwaltungsgerichtshofes, v. Feder. 


Gſterreich-Ungarn. 


In den erſten Tagen des Jahres erfuhr das für die innere 
politiſche Lage Sſterreichs wichtige Verhältnis der Regierung zur 
deutſch-liberalen Partei eine Richtigſtellung. Nach der Annäherung 
beider hatte ein Mitglied dieſer Partei, Graf Kuenburg, am Ende 
des vorigen Jahres Aufnahme in das Miniſterium gefunden. Nun 
trat der Graf am 8. Januar in einer Klubſitzung der vereinigten 
Linken mit der Erklärung auf, er verbleibe Mitglied der Partei, ſein 
Eintritt in die Regierung drücke zwar eine gewiſſe freundſchaftliche 
Annäherung der Partei an die Regierung aus, aber ohne daß dieſer 
damit die Verpflichtung überkommen ſei, als Regierungspartei aufzu⸗ 
treten. Er fer ausſchließlich öſterreichiſcher, nicht deutſcher Landsmann⸗ 
Miniſter, werde aber die berechtigten Intereſſen des deutſchen Volks⸗ 
tums nach Kräften vertreten. Der Befriedigung der Partei über dieſe 
Auslaſſung gab der Abg. v. Plener Ausdruck. 

Die wichtigſte Frage für dieſe Partei bildete die der Herſtellung 
eines friedlichen Verhältniſſes unter den beiden Nationalitäten 
Böhmens. Zwei der Geſetze, die man im Januar 1890 bei Ver⸗ 
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einbarung des Programms über den herbeizuführenden Ausgleich ins 
Auge gefaßt hatte, waren 1890 und 1891 mit Ach und Krach zu 
ſtande gekommen; nun handelte es ſich um die übrigen vier Geſetze. 
Aber die Ausſicht auf das zunächſt an die Reihe kommende Geſetz 
über Abgrenzung der Gerichtsbezirke nach der Nationalität ihrer 
Bewohner rief unter den Jungczechen eine leidenſchaftliche Oppoſition 
hervor. Dieſe Partei hatte ſich durch ihr rückſichtsloſes Vorgehen 
und ihren Deutſchenhaß allmählich eine ſolche Popularität bei allen 
Czechen zu verſchaffen gewußt, daß die gemäßigten und aufrichtig 
eine Vereinbarung erſtrebenden Altezechen faſt gänzlich verdrängt 
waren. Durch dieſen Erfolg fühlten ſich die Jungczechen ſehr er— 
mutigt, und ihr Einfluß beherrſchte alle czechiſchen Kreiſe. Sogar der 
frühere czechiſche Vorkämpfer Rieger, der in den letzten Jahren von 
den Jungczechen weit überholt und in Unpopularität verſetzt war, 
ließ jetzt den Ausgleich fallen, obwohl gerade er an der Vereinbarung 
von 1890 vorzugsweiſe beteiligt geweſen war und noch vor kurzem 
das Anſinnen, den Ausgleich in Stich zu laſſen, mit dem Hinweis 
abgelehnt hatte, daß er durch ſolchen Wortbruch als Lügner und 
Komödiant erſcheinen würde. 

Angeſichts der Beſchlüſſe, welche der Prager Stadtrat im Januar 
zur Hemmung des Zudrangs czechiſcher Kinder in die deutſchen 
Volksſchulen ſowie zur Einſchränkung des deutſchen Sprachunterrichts 
in den czechiſchen Volksſchulen Prags faßte, und angeſichts einer 
Reihe von Vorgängen, die aus wachſendem Haß gegen alles 
Deutſche hervorgingen, lag die Frage auf der Hand, ob eine Fort⸗ 
ſetzung des Ausgleichswerks überhaupt noch Ausſichten habe. Es 
kam alles darauf an, ob die Regierung feſt bleibe und ob die deutſch— 
liberale Partei noch ferner auf die Elemente rechnen könne, die bisher 
in dieſer Sache mit ihr gegangen waren. Die deutſch⸗liberale Partei 
Oſterreichs würde in eine völlig veränderte Stellung zur Regierung 
geraten, wenn etwa dieſe die Hand dazu bieten ſollte, daß an den 
Ausgleichsvereinbarungen gerüttelt werde. Nach einer Beſprechung, 
die der Abg. v. Plener am 28. Januar mit dem Miniſterpräſidenten 
Grafen Taaffe hatte, ſchien die Partei hierüber beruhigt zu ſein. 
Und alle Bedenken wegen Feſthaltens der Partei in dieſer Sache 
fielen, als v. Plener in der Klubſitzung der vereinigten Linken mit⸗ 
geteilt hatte, es ſei ihm zwar die Stelle des Präſidenten des gemein⸗ 


222 Die Ausgleichsfrage in Böhmen. 


ſamen Rechnungshofes angeboten, aber bei der gegenwärtigen politiſchen 
Lage, insbeſondere gegenüber der neuſten Verwickelung der böhmiſchen 
Angelegenheiten, halte er es für ſeine Pflicht, im Abgeordnetenhauſe 
wie im böhmiſchen Landtage zu verbleiben, er habe daher jenes An⸗ 
erbieten abgelehnt. Die Verwickelung in Böhmen beſtand darin, daß 
die bisherigen Kampfgenoſſen der deutſch-liberalen Partei, die Alt 
czechen und die konſervativen Großgrundbeſitzer, von dieſer Gemein⸗ 
ſchaft zurücktraten. In langen Erklärungen, welche dieſe beiden 
Parteien erließen, bekannten ſie ſich zwar fortgeſetzt als Freunde des 
Ausgleichs, wollten aber deſſen weitere Verfolgung im Intereſſe 
grade ſeines einſtigen Zuſtandekommens verſchoben wiſſen. Die 
Altezehen fagten in ihrer Erklärung vom 15. Februar, die Ver⸗ 
abredungen von 1890 ſchädigten zwar weder das Staatsrecht noch 
die Unteilbarkeit des Landes, aber durch die Verhandlung der bis 
herigen Ausgleichsvorlagen ſeien die Verhältniſſe im Lande in einer 
bisher nicht dageweſenen Weiſe aufgewühlt und die nationalen Gegen⸗ 
ſätze nur noch mehr als vordem verſchärft; es ſei daher nötig, eine 
Beruhigung der Gemüter abzuwarten. Und die Großgrundbeſitzer 
ſagten in ihrer Erklärung vom 7. März, eine Reihe von Ereigniſſen 
habe den tief zu beklagenden Beweis geliefert, daß bei beiden 
Nationalitäten die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer aufrichtigen 
Verſtändigung noch viel zu wenig gekräftigt ſei, um die unvermeid⸗ 
lichen Opfer im Intereſſe des Ganzen willig zu bringen, namentlich 
verhalte ſich die Mehrheit der Czechen gegen die im „Zuge befindlichen 
Ausgleichsvorlagen“ entſchieden ablehnend, und da deren Ablehnung 
„gefährlich“ für den inneren Frieden fein würde, möchten fie ver— 
ſchoben werden. Glaubte man auch zu wiſſen, daß bei dieſen beiden 
Parteien die Hoffnung auf allmähliche Abkühlung der Jungczechen 
im Hintergrund ſtehe, zumal in ihrem Klub bereits Spaltungen ein. 
getreten waren, ſo war doch die deutſch-liberale Partei entrüſtet 
über dieſe „Wortbrüchigkeit“. Sie meinte, daß nach Lage der Dinge 
alle Freunde des Ausgleichs nur um ſo entſchiedener für ihn auf⸗ 
treten müßten, zumal die von der jungczechiſchen Agitation vorgebrachten 
Behauptungen offenbar unſtichhaltig ſeien. Gegen eine Abgrenzung 
der Gerichts- und Verwaltungsbezirke nach Nationalitäten wurde 
allerdings der Einwurf erhoben, die Deutſchen wollten aus dem von 
den Czechen nicht beeinflußten Teile Böhmens eine Art irredentiſtiſchen 
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Gebiets machen und warteten dann nur auf den Augenblick, ſich von 
Oſterreich loszureißen und dem Deutſchen Reiche anzuſchließen! 

Der böhmiſche Landtag wurde am 3. März eröffnet. Die 
Regierung legte in der That die in der vorigen Seſſion nicht er⸗ 
ledigten vier Geſetzentwürfe über den Ausgleich wieder vor, die Rede 
aber, mit welcher der Oberſt⸗Landmarſchall Fürſt Lobkowitz den Land⸗ 
tag eröffnete, machte durchaus nicht den Eindruck, als ob die Re— 
gierung großen Wert auf die Annahme dieſer Vorlagen lege, denn 
ſtatt mit Entſchiedenheit hierauf hinzuweiſen, erwähnte fie der Marſchall 
nur in formeller und matter Weiſe. Um ſo kühner traten alsbald 
die jungczechiſchen Abgeordneten hervor. Schon am 4. März rügten 
fie im Landtage in herausfordernd tadelnder Weiſe, daß in dem Er⸗ 
laſſe zur Einberufung des Landtags der Ausdruck „Landtag in 
Böhmen“ gebraucht ſei, während die geſetzliche Bezeichnung laute: 
„Landtag des Königreichs Böhmen“. Das ſei von Wichtigkeit, denn 
mit letzterem Ausdruck werde die Unteilbarkeit des böhmiſchen Reiches 
bezeichnet. Dann folgte am 17. März die Rüge, daß den Schulen 
verboten ſei, den 28. März als den 300. Geburtstag des großen 
Pädagogen Johann Amos Comenius zu feiern. Es war dies 
einfach deshalb nicht geſtattet, weil es nicht möglich ſei, der Schul⸗ 
jugend die Bedeutung dieſes Pädagogen als Reformator zu ver— 
deutlichen. Das war aber den Czechen gleichgültig, fie betrachteten 
ihn eben als ihren Nationalhelden, da er in Komnia bei Brünn in 
Mähren geboren war. Die Verhandlung hierüber am 26. März 
führte zu ſtürmiſchen Szenen im Landtage. Der Abgeordnete Herold 
ſagte, der Unterrichtsminiſter Gautſch habe das Andenken des größten 
Pädagogen der Welt verunglimpft, aber die frevelnde Hand, welche 
ſich gegen Comenius erhoben, werde zurückgeſchlagen werden; anderswo 
dürfe ein ſolcher Miniſter nicht im Amte bleiben, nur in Oſterreich 
ſei es möglich, daß ein ſolcher Parvenu ſich erheben dürfe. Der 
Vorſitzende bezeichnete dieſen Ausdruck unpaſſend, die Jungczechen aber 
riefen in wildem Eifer, der Ausdruck gebühre dem Miniſter, und 
nachdem der Vorſitzende den Tadel wiederholt, rief Graf Kaunitz, 
der Ausdruck ſei noch zu gut für den Miniſter. In Verbindung mit 
dieſen Vorgängen im Landtag ſtand es, daß am Comeniustage die 
Studenten in Prag in Scharen durch die Straßen zogen, beim 
Denkmal des czechiſchen Dichters Halek nationale Kampflieder ſangen 
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und dem Miniſter Gautſch ein pereat brachten. Dabei kam es zu 
ſtürmiſchen Ausſchreitungen, die das Aufgebot der geſamten 
Sicherheitswache notwendig machten und mit Verhaftung vieler 
Perſonen endeten. Und dabei hatten die Czechen um ſo weniger 
Veranlaſſung, Comenius als den ihrigen in Beſchlag zu nehmen, als 
er ſich in ſeinen Schriften als ein Vertreter der Gewiſſensfreiheit, 
der Toleranz, als ein Feind aller Ausſchließlichkeit gezeigt hat und 
deshalb Deutſchland viel näher ſteht als dem Czechentum. Deſſen 
fanatiſches Weſen machte in erſter Linie die Comeniusfeier un⸗ 
möglich. 

Die Abgeordneten, deren Parteien ſich für Vertagung der Aus- 
gleichsvorlagen ausgeſprochen hatten, brachten alsbald in der Aus— 
gleichskommiſſion den entſprechenden Antrag ein. Hierauf wurde der 
Statthalter Graf Thun eingeladen, in der Kommiſſion zu er— 
ſcheinen. Er kam am 24. März und erklärte zwar, die Regierung 
ſei überzeugt, daß die Ausgleichsvorlagen die Vorausſetzung für An 
bahnung des nationalen Friedens in Böhmen bildeten, aber er ver- 
band damit den Ausdruck der Befriedigung, daß die Abgeordneten 
des Großgrundbeſitzes die wohlthätigen Wirkungen der bereits zu 
ſtande gekommenen Ausgleichsgeſetze anerkannt hätten. Dieſe 
Äußerung bezeichnete v. Plener als auffallend, denn die Erklärung 
der Großgrundbeſitzer enthalte in der That eine wenig verhüllte Ab⸗ 
lehnung. Auch das Feſthalten der Regierung am Ausgleiche ſei in 
ſchwächerer Form als früher ausgeſprochen. Mit einer ſolchen Er⸗ 
klärung wie die des Statthalters werde die Durchführung des Aus— 
gleichs nicht gefördert. Die Kommiſſion ſprach ſich am 1. April für 
Vertagung der Vorlagen aus. Damit galt der Ausgleich für 
beendet, und die czechiſchen „Narodni Liſty“ ſchrieben: „Ein ſo 
elendes Ende wie das der Staatspunktations-Aktion iſt in der 
zentraliſtiſchen Politik Oſterreichs noch nicht vorgekommen; man hat 
vor der allgemeinen Erregung des czechiſchen Volks kapitulieren müſſen.“ 
Der Abgeordnete v. Plener bezeichnete die Lage dahin, Herr der— 
ſelben ſei Dr. Vaſaty geblieben. Dieſer iſt der rabiateſte aller 
Czechen und hatte am 7. März in einer großen Volksverſammlung 
zu Prag verkündigt, der Kampf gegen den Dreibund liege im ge⸗ 
ſunden Inſtinkt der czechiſchen Nation, Frankreich und Rußland 
würden niemals zugeben, daß den Czechen auch nur ein Haar ge— 
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krümmt werde. Die Stimmung der ſiegreichen Jungcezechen trat 
prägnant hervor in Reden, die zwei ihrer Abgeordneten am 3. April 
vor ihren Wählern hielten. „Wir haben,“ ſagte einer von ihnen, 
„den Ausgleich vereitelt und wollen nun die föderaliſtiſche Um⸗ 
geſtaltung des Reichs anſtreben, um in Böhmen, Mähren und 
Schleſien die czechiſche Hegemonie begründen zu können.“ Die Wähler 
erklärten begeiſtert ihre Zuſtimmung und hatten nur auszuſetzen, daß 
ihre Abgeordneten nicht noch ſchärfer und rückſichtsloſer aufgetreten 
ſeien. Die deutſch⸗liberale Partei zeigte ſich alsbald entſchloſſen zum 
Kampfe gegen die Jungczechen, entſchied ſich jedoch noch nicht zur 
Wiederaufnahme des Kampfes gegen die Regierung, und Graf 
Kuenburg trat vom Miniſterpoſten noch nicht zurück. 

Die Ausgleichsfrage beherrſchte auch die Budget beratungen des 
Landtags. Schmeykal von der deutſchen Partei warf der Regierung 
vor, daß ſie die Ausgleichsvorlagen ihrem Schickſal überlaſſen habe. 
Zeithammer hob hervor, es ſei nicht möglich, die Durchführung des 
Ausgleichs, nachdem er geſcheitert ſei, zu erzwingen. Gregr führte 
aus, der nationale Kampf beſchränke ſich nicht auf Böhmen, ſondern 
breite ſich über ganz Oſterreich und Ungarn aus; dies ſei die Folge 
des zentraliſtiſchen Syſtems der jetzigen Staatspolitik. Graf Palffy 
verteidigte die Haltung der Großgrundbeſitzer. Unter Proteſtrufen 
der deutſchen Abgeordneten führte er aus, daß ſie nur dem Ausgleich 
zuliebe für deſſen Vertagung geſtimmt hätten, denn Fortſchreiten 
im bisherigen Verfahren würde nur zur einſeitigen Befriedigung eines 
Volksſtammes geführt haben. v. Plener verſicherte, der Ausgleich 
werde immer wieder vor den Landtag gebracht werden; das von den 
Czechen gewünſchte Staatsrecht bedeute eine Zerreißung der Monarchie. 
Daran ſchloß ſich am 8. April eine Anſprache der deutſchen 
Abgeordneten an das deutſche Volk in Böhmen. Der Ausgang 
der Ausgleichsaktion, hieß es hier, habe zwar tiefe Erbitterung hervor⸗ 
gerufen, es gelte aber feſtzuhalten an dem bisher Erlangten und an 
deſſen weiterer Fortſetzung. Eine Verordnung vom 23. April über 
Errichtung eines Bezirksgerichts in der deutſchen Gemeinde Weckels⸗ 
dorf zeigte nun wiederum, daß die Regierung ihrerſeits zur Durch⸗ 
führung des Ausgleichs bereit ſei, und gab der deutſchen Partei die 
Möglichkeit, ihr gutes Verhältnis zur Regierung noch aufrecht zu er⸗ 
halten. Das gab natürlich auf czechiſcher Seite wieder Anlaß zum 
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Sturm. Der Abgeordnete Gregr verhieß ſchon am 24. April in 
einer Volksverſammlung zu Schlan, wenn mit ſolchen Maßnahmen 
fortgefahren werde, würde das czechiſche Volk eine noch nie dageweſene 
Oppoſition entwickeln. Die Regierung möge nur die jungczechiſchen 
Beſtrebungen unterſtützen, denn die Germaniſierung Böhmens komme 
der Vernichtung Oſterreichs gleich; am Ziele würden die Czechen erſt 
bei der Krönung des böhmifchen Königs fein; um dies zu erreichen, 
müßten ſie jetzt zum Angriff übergehen, auch die Ungarn hätten durch 
Kampf dieſes Ziel endlich erreicht. Unbekümmert um ſolche Drohungen 
verkündigte jedoch Miniſter Graf Kuenburg am 26. April in der 
Fraktion der deutſchen Linken, die Regierung halte am Ausgleich feſt 
und werde ohne Rückſicht auf den böhmiſchen Landtag mit der 
nationalen Abgrenzung der Gerichtsbezirke weiter vorgehen. 
Das Wetter hierüber ließen die Czechen im Reichsrate heraufziehen; 
vorläufig vergnügte ſich die czechiſche Nation wieder mit Kundgebungen 
für Frankreich. Der vorjährige Beſuch franzöſiſcher Studenten in 
Prag verdiente eine Erwiderung. Alſo machten ſich am 2. Juni 
82 Perſonen, worunter 46 Sokoliſten oder Turner von hier auf, um 
nach Nancy zu reiſen. Eine große Volksmenge begleitete dieſe 
Wallfahrer an den Bahnhof, rief: „Es lebe Frankreich!“ und ſang 
die Marſeillaiſe in czechiſcher Sprache. Ein Mann rief: „Bringt 
den Franzoſen die Grüße des Czechenvolks!“ Dieſer Ruf wurde von 
den Anweſenden entblößten Hauptes wiederholt. Die Teilnehmer am 
Zuge trugen eine Denkmünze mit der Inſchrift „Nancy 1892“. 
Bei der Durchreiſe in Luneville wurden ſie feſtlich begrüßt, und in 
Nancy wurde ihnen von den Pariſer gymnaſtiſchen Geſellſchaften und 
Studenten in der Turnanſtalt der Rue „des Martyrs“ ein großer 
Empfang bereitet. Herr Sansboeuf begrüßte in längerer Rede die 
erſchienenen Czechen, worauf ein böhmiſcher Landtagsabgeordneter 
herzlich dankte und mit den Worten ſchloß: „Künftighin ſind Fran 
zoſen und Czechen Brüder. Man wird das ſehen, wenn es erſt 
einmal Krieg giebt.“ Und Herr Schmidt, Profeſſor der franzöſiſchen 
Sprache in Prag, ſagte, nachdem er die Stellung der Deutſchen und 
der Czechen in Oſterreich entwickelte, „die Czechen in Oſterreich kennen 
nur Eine Liebe: die zu Frankreich und Rußland!“ Die Behörde in 
Nancy hatte die Ausbringung deutſchfeindlicher Trinkſprüche verboten, 
ein czechiſcher Student aber ſprach in feinem Toaſte den Wunſch aus, 
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das künftige Studentengeſchlecht möge Nancy nicht mehr als Grenzort 
finden. Mit ſtürmiſchem Jubel wurde von den Verbrüderten der 
auf ſeiner Reiſe durch Frankreich gerade zur Zeit dieſes Feſtes 
plötzlich in Nanch erſcheinende Großfürſt Konſtantin begrüßt. Es 
ſchien, als ob er durch dieſen Beſuch die Bedeutung aufwiegen ſollte, 
die man dem Beſuche des Czaren beim deutſchen Kaiſer in Kiel bei⸗ 
zulegen geneigt ſein könnte. Zu der Czechenliebe für Rußland paßte 
es übrigens nicht recht, daß czechiſche Turner auch zum polniſchen 
Turnerfeſte nach Lemberg wanderten und hier durch Verbrüderung 
mit den Polen demonftrierten, wie wenn die Czechen gleich dieſen 
eine unterdrückte Nation ſeien. 

Das Abgeordnetenhaus des Reichsrats begann am 12. Januar 
die Beratung der Handelsverträge mit dem Deutſchen Reiche und 
Italien. Sie fanden kaum irgend einen ſachlichen Widerſpruch und 
wurden nur aus politiſchen Geſichtspunkten bekämpft. Vor allen 
ſpielten ſich in dieſer, wie in vielen anderen Fragen des Hauſes die 
Jungczechen lärmhaft auf. Der Abgeordnete Kramarz führte aus, 
den Jungczechen ſei der Dreibund unſympathiſch, weil er zu einer 
Verquickung der elſaß-lothringenſchen mit der Balkanfrage führe. 
Dagegen erhob ſich der Abgeordnete Suklje und erklärte unter dem 
Beifall der Slovenen, dieſe ſeien für den Dreibund, der eine 
Garantie des europäiſchen Friedens bilde. Hallwich hob die durch 
die Verträge erhöhte Stärke des Dreibunds hervor. Pattai ſprach 
die Hoffnung aus, Deutſchland werde in den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen mit Rußland nicht einſeitig, ſondern ſtets in Verbindung 
mit Oſterreich⸗Ungarn vorgehen. Meznik bezeichnete die Verträge 
als ein ebenſo weiſes Werk wie den politiſchen Anſchluß. Koslowski 
wies darauf hin, daß die loyale Haltung der preußiſchen Polen von 
der deutſchen Regierung anerkannt ſei; um ſo mehr müßten die 
öſterreichiſchen Polen für die Verträge eintreten. Prinz Lichtenſtein 
ſprach aus wirtſchaftlichen Gründen gegen dieſe Verträge, hoffte aber, 
auch wenn ſie wieder vergeſſen ſeien, werde der Dreibund fortbeſtehen. 
Der tiroler klerikale Dipauli war gegen den Vertrag mit Italien 
und meinte, für dieſen würde ſich keine Mehrheit gefunden haben, 
wenn er nicht unter der Militärmuſikbegleitung des Dreibunds vor- 
gelegt wäre. Der Jungczeche Adamek wünſchte eine entſchiedene 
Zurückweiſung der Worte des deutſchen Reichskanzlers im Reichstage: 
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„Wir müſſen Oſterreich und Italien in den Stand ſetzen, die Rüſtungen 
zu ertragen.“ Hieraus klinge das Selbſtbewußtſein des Protektors 
hervor und werde Oſterreich verletzt. Der Jungczeche Vaſaty endlich 
ſagte, Deutſchland hätte alle Bedingungen Oſterreichs unterſchreiben 
müſſen, und verſicherte, die Sympathien des czechiſchen Volks gehörten 
Frankreich und Rußland. Das Haus genehmigte am 22. Januar 
die Verträge und verband damit das Erſuchen um Vereinbarung 
eines Schiedsgerichts über die aus dieſen neuen Verträgen ent⸗ 
ſpringenden Streitigkeiten. Im Herrenhauſe drückte am 25. Januar 
Fürſt Schönburg der Regierung Dank aus für die Rieſenarbeit 
der Verträge, und der Handelsminiſter Bacquehem wies die Be— 
hauptung von einer Schädigung der Intereſſen Böhmens und Wiens 
durch die Verträge zurück. 

Dem Abgeordnetenhauſe wurde am 19. Februar eine wichtige 
Steuerreform-Vorlage gemacht. Die Erwerbsſteuer ſoll neu ge— 
regelt und die bisherige dreiklaſſige Einkommenſteuer durch eine Be⸗ 
ſoldungs⸗, eine Renten- und eine Perſonal-Einkommenſteuer erſetzt 
werden, dieſe mit einem Minimum von 600 Gulden und einer 
Stufenfolge von 0,6 bis 4 Prozent. Bei der Erwerbsſteuer ſoll 
zwiſchen Wien, Orten mit 1000 bis 10000 und Orten mit mehr 
Einwohnern unterſchieden werden. Von der Rentenſteuer ſind die 
Zinſen der Staatsſchuldverſchreibungen befreit. Die Perſonal⸗ 
Einkommenſteuer läßt einen Abzug von 25 Gulden für jedes Kind 
zu, ſoweit deren Zahl in den größeren Städten zwei, in den kleineren 
Orten vier überſteigt. Als Ziel der Reform bezeichnete der Finanz⸗ 
miniſter Stein bach: gerechte Ausgleichung durch Heranziehung der 
bisher der Steuerleiſtung nicht unterworfenen Elemente, beſſere Ab⸗ 
ſtufung nach der thatſächlichen Leiſtungsfähigkeit und Entlaſtung der 
Überbürdeten, beſonders der wirtſchaftlich Schwachen. Die Vorlage 
begegnete im Abgeordnetenhauſe einer großen Teilnahmloſigkeit. Bei 
der erſten Leſung am 29. April erklärten ſich die Jungcezechen gegen 
jede Kräftigung der Staatseinnahmen, weil dadurch das gegenwärtige 
Regierungsſyſtem würde gekräftigt werden. Die übrigen Parteien 
zeigten ſich zwar bereit, die Reform in Angriff zu nehmen, ſetzten 
jedoch keinen Eifer dafür ein. Die Beratung fand ihren Höhepunkt 
in dem von v. Plener für die deutſchliberale Partei gemachten, der 
Miquelſchen Steuerreform nachgebildeten Vorſchlag, den Ertrag der 


Reform der öſterreichiſchen Währung. 229 


neuen Perſonalſteuern dem Staate vorzubehalten, während nach der 
Vorlage den einzelnen Ländern 20 Prozent zugewieſen werden ſollen, 
dafür aber die einzelnen Länder durch einen Teil der Erträge aus 
den Realſteuern zu entſchädigen. Der Entwurf wurde einem Aus⸗ 
ſchuſſe üͤberwieſen. 

An die Frage der Steuerreform ſchloß ſich die der Währungs- 
reform. Die betreffenden Entwürfe waren im Anfang März einer 
aus Bankdirektoren, Handelskammer-Präſidenten, Großinduſtriellen 
und Profeſſoren beſtehenden Kommiſſion vorgelegt und wurden am 
14. Mai im Parlamente eingebracht. Es waren ſechs Geſetzentwürfe. 
Nach einem derſelben ſollte der Finanzminiſter ermächtigt werden, 
die 5prozentige ſteuerfreie Notenrente und einige Eiſenbahn⸗Obligationen 
zu konvertieren, die fünf anderen betrafen die Valuta-Regulierung. 
In einem von dieſen Entwürfen ward die Kronenwährung dahin feſt⸗ 
geſtellt, daß an Stelle des Guldens ein halber Gulden unter der 
Bezeichnung „Krone“ als Münzeinheit treten und die Krone in hundert 
Heller zerfallen ſoll, deren jeder einem halben Kreuzer gleichkommt. 
Der Münzfuß wird dahin beſtimmt, daß 3280 Kronen aus einem 
Kilogramm Feingold auszuprägen ſind. Goldmünzen werden in 
Stücken zu 20 und zu 10 Kronen ausgeprägt, auch für Privatrechnung. 
Neben dieſen Landes-Goldmünzen ſollen die Landes-Silbermünzen 
öſterreichiſcher Währung in Umlauf bleiben. Als Teilmünzen ſollen 
geprägt werden: Einkronen- und Fünfzighellerſtücke in Silber, 20- 
und 10⸗Hellerſtücke in Nickel, 2⸗ und 1⸗Hellerſtücke in Kupfer. Der 
zweite jener Geſetzentwürfe enthält den Münz⸗ und Währungsvertrag 
mit Ungarn, der bis Ende 1910 gelten ſoll. Der dritte Entwurf 
ordnete an, daß die Zahlungsverbindlichkeiten in Goldgulden auch in 
Landesgoldmünzen geleiſtet werden können, wobei 42 öſterreichiſche 
Goldgulden gleich 100 Kronen gerechnet werden. Eine vierte 
Vorlage enthielt einen Zuſatz zu den Statuten der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Bank, wodurch dieſe verpflichtet wird, geſetzliche Gold⸗ 
münzen zum Nennwert und Goldbarren nach dem geſetzlichen Münzfuß 
der Kronenwährung jederzeit gegen Banknoten einzulöſen. Die fünfte 
Vorlage betraf die Aufnahme einer Anleihe zur Beſchaffung von 
Gold zum Zweck der Ausprägung. Der Finanzminiſter Steinbach 
bezeichnete in ſeiner Einführung dieſer Vorlagen als Hauptaufgabe 
die Stabiliſierung der öſterreichiſchen Währung. Die gegenwärtige 
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Einbringung der Vorſchläge rechtfertige ſich durch den Abſchluß der 
Handelsverträge, den Aufſchwung der produzierenden Klaſſen Oſter⸗ 
reichs und die Verhandlungen über die freie Silberprägung in Nord⸗ 
amerika. Nach längeren Beratungen wurde am 31. Mai ein 
Ausſchuß niedergeſetzt, deſſen Verhandlungen öffentlich waren. Im 
Hauſe ſelbſt wurden die Beratungen am 11. Juli wieder aufgenommen. 
Dabei erklärte ein jungczechiſcher Abgeordneter die Valuta-Regulierung 
als eine Folge der Dreibundspolitik, dieſe werde aber im Orient 
ein Ende mit Schrecken nehmen. Der Abg. v. Plener trat namens, 
der Deutſch-Liberalen entſchieden für die Vorlagen ein. Szezepa— 
nowski verteidigte die öſterreichiſchen Polen gegen den Vorwurf, nur 
aus Haß gegen Rußland für dieſe Vorlagen zu ſtimmen und darauf 
auszugehen, die Monarchie in einen Krieg zu verwickeln; dieſer Krieg 
würde doch nur auf polniſchem Gebiete geführt werden. Der 
rutheniſche Abg. Barwinski hielt dieſe Gelegenheit für angebracht, 
die Lage der Ruthenen in Oſterreich zu preiſen, während in Rußland 
die Sprache dieſes Volksſtammes aus Kirche und Schule verbannt 
ſei. Am 21. Juli wurden die Valutavorlagen in dritter Leſung ge— 
nehmigt und am 11. Auguſt im Geſetzblatt verkündigt. 

Die Durchbringung dieſer Reform erſchien weſentlich mit als 
ein Verdienſt der deutſch-liberalen Partei. Deren Maßhalten nach 
dem formellen Hinfall des weiteren Ausgleichs in Böhmen hatte ſich 
als richtig herausgeſtellt und belohnt. Denn die oben, unter den 
Angelegenheiten Böhmens, erwähnte Verfügung des Juſtizminiſters 
Grafen Schönborn wegen Errichtung eines Bezirksgerichts in der 
deutſchen Gemeinde Weckelsdorf in Böhmen zeigte, daß die Res 
gierung doch noch am Ausgleich feſthielt, ja in demſelben auf einem 
Gebiete vorzugehen entſchloſſen war, auf dem ſie durch alle czechiſchen 
Manöver nicht gehindert werden konnte. Die Czechen hatten geglaubt, 
infolge des Beſchluſſes des Landtags wegen Vertagung des Ausgleichs 
dürfe die Regierung an dieſen ſelbſt in den Stücken, die ihre eigene 
Machtvollkommenheit betreffen, nicht rühren. Dieſen Glauben hatte 
jene Verordnung zerſtört und nun erhoben die Jungezehen im Ab⸗ 
geordnetenhauſe den Antrag auf Verſetzung des Juſtizminiſters in den 
Anklagezuſtand. Zur Begründung wies der Abg. Tilſcher am 
4. Mai darauf hin, daß der Verfügung ein Gutachten des böhmiſchen 
Landtags hätte vorausgehen müſſen, bedachte aber nicht, daß dieſer 
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durch den Vertagungsbeſchluß das abverlangte Gutachten zu geben 
verweigert hatte. Tilſcher nannte die Verordnung einen Fauſtſchlag 
ins Antlitz der czechiſchen Nation, verſagte Oſterreich die Bezeichnung 
eines Rechtsſtaats und zog ſich durch die Bemerkung, die gegenwärtige 
Regierung ſei eine der korrupteſten Regierungen, den Ordnungsruf zu. 
Dagegen wieſen der Juſtizminiſter und der Abg. v. Plener die Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit der Verordnung nach. Dem Landtage habe das Geſetz 
eben nur die Möglichkeit gegeben, ſich in ſolchen Fällen zu äußern; 
die Regierung könne ihre Verordnungen ſogar im Gegenſatz zu einem 
Gutachten des Landtags erlaſſen und habe dies auch ſchon früher 
gethan. Nun warf der Jungczeche Pacek der deutſch-liberalen Partei 
vor, durch dieſe Theorie zur Schwächung des Parlamentarismus bei⸗ 
zutragen und den abſolutiſtiſchen Neigungen der Regierung Vorſchub 
zu leiſten; das Recht des böhmiſchen Landtags ſei verletzt, man möge 
aber die Geduld des czechiſchen Volks nicht auf eine allzu harte 
Probe ſtellen. Der altczechiſche Abg. Zucker ſtellte eine ſofortige 
Wiedervereinigung der beiden czechiſchen Parteien in Ausſicht, wenn 
fie zum ernten Verteidigungskampfe gezwungen werden ſollten. Graf 
Deym meinte, die ganze Frage gehöre nicht vor den Reichsrat, 
ſondern vor den böhmiſchen Landtag. Der Jungczeche Vaſaty hätte 
lieber das ganze Kabinett des Grafen Taaffe auf der Anklagebank 
geſehen und drohte, dieſer werde, wenn die Dinge noch eine Weile 
ſo fortgingen, bald wieder vor einem Rumpfparlamente ſtehen. Der 
Dalmatiner Bianchini trat vom Standpunkt der ſlaviſchen Solidarität 
für den Antrag ein; das kroatiſche Staatsrecht werde durch die Ver- 
fügung ebenſo verletzt, wie das czechiſche. Als ſodann der Jungczeche 
Maſaryk den Deutſchen vorgeworfen hatte, durch ihre Haltung und 
Taktik im böhmiſchen Ausgleich die Verſtändigung mit dem czechiſchen 
Volke erſchwert zu haben, ergriff noch einmal v. Plener das Wort: 
Der Juſtizminiſter habe allzu vorſichtig geſprochen, er hätte das 
Hauptgewicht auf das unbeſchränkte Verordnungsrecht der Regierung 
legen ſollen; die Jungczechen als die jetzt einzigen Vertreter des 
czechiſchen Volks möchten den Kampf nicht auf die Spitze treiben 
und bedenken, daß dem czechiſchen Volke ſelber ein Gemütszuſtand 
nicht frommen könne, der ſchließlich zum Bürgerkrieg führen würde. 
Die Antwort des Jungczechen Herold ließ aber auf eine Verminde⸗ 
rung der Kampfluſt nicht ſchließen; die ganze czechiſche Nation habe 
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ihr Urteil über den Juſtizminiſter gefällt und wenn auch ihre Ver⸗ 
treter den Prozeß hier im Hauſe verlieren würden, ſo werde doch 
das czechiſche Volk ſelbſt nicht geſtatten, daß man über ſeine Rechte 
zur Tagesordnung übergehe. Dieſe Rede wurde auf beiden Galerien 
von flaviſchen Herren und Damen, die ſich in großer Zahl einge⸗ 
funden hatten, ſo ſtürmiſch mit Beifall begrüßt, daß ſie geräumt 
werden mußten. Infolgedeſſen herrſchte eine zeitlang unbeſchreiblicher 
Lärm im Hauſe. Schließlich wurde über den Autrag auf Anklage 
des Juſtizminiſters mit 238 gegen 41 Stimmen einfach zur Tages⸗ 
ordnung übergegangen. Im übrigen war in dieſer Seſſion nur ein 
Zuſammenſtoß v. Pleners, des Führers der vereinigten deutſchen 
Linken, mit Jaworski, dem Führer der Polen, bemerkenswert. Dieſer 
war in gleicher Weiſe wie die Czechen aufgebracht über eine am 
4. Juli ſtattgehabte Verſtändigung der Regierung mit der deutſch⸗ 
liberalen Partei. Miniſter Graf Taaffe hatte damals die Hebung 
der Mißverſtändniſſe zugeſagt, welche dieſe Partei verſtimmt hatten. 
Die Angriffe der Polen wurden von v. Plener kräftig zurückgewieſen. 
In einer längeren Rede, die v. Plener nach dem Schluß der Seſſion 
am 22. Auguſt vor ſeinen Wählern in Eger über die Zuſtände 
Oſterreichs hielt, wandte er ſich mit beſonderer Schärfe gegen den 
Fanatismus der Czechen. Man ſolle ſich nicht mit polizeilichen 
Maßregeln in den einzelnen Fällen behelfen, ſondern uit feſter Hand 
Ruhe auf der Straße und Ordnung in den Köpfen herſtellen. 

Die Landtage der einzelnen Kronländer traten am 9. September 
zuſammen. In dem von Niederöſterreich traten die Antiſemiten 
ſehr herausfordernd auf. Die Beratung des Impfgeſetzes gab den 
Abgeordneten Lueger und Gregowig Anlaß, die Geſcheitheit der 
„alten Weiber“ gegenüber den Arzten zu preiſen. Die meiſten der⸗ 
ſelben ſeien Juden und das ganze Inipfen ſei ein Schwindel. Noch 
ſtärker waren die Ausfälle bei Beratung eines Kredits für Desinfektions⸗ 
mittel an die Gemeinden. Hier ſprach der Abg. Schneider die 
Befürchtung aus, daß die jüdiſchen Arzte die ärmere Bevölkerung 
wegen angeblicher Erkrankung an Cholera in die Spitäler ſchickten, 
damit ſie dort ſterbe; da in Rußland nächſtens ein Erlaß zu er⸗ 
warten ſei, wonach alle Juden ins ſchwarze Meer geworfen werden 
ſollten, fo würde dieſes „Geſindel“ ſich über Oſterreich ergießen und 
hier Krankheiten und Proſtitution verbreiten. Profeſſor Sueß trat 
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mit Ausdrücken tiefſter Entrüſtung gegen dieſe Schürung des Zwieſpalts 
zwiſchen Juden und Chriſten auf. Im Landtage von Oberöſterreich 
ſcheiterte die beantragte Gründung eines Fonds für Suppenanſtalten 
zu gunſten von Kindern, die ſtundenweit zur Schule zu gehen haben, 
an der klerikalen Mehrheit. Der Landtag von Krain unternahm 
einen Sturm gegen die wenigen noch beſtehenden Schulen des Landes, 
doch ſah ſich der gut floveniſche Statthalter Baron Winkler genötigt, 
hiergegen aufzutreten. Am Tiroler Landtage erlebte die Regierung 
inſofern eine Niederlage, als ſämtliche Abgeordnete Südtirols, die 
im vorigen Jahre nicht erſchienen waren, weil ſie einen eigenen 
Landtag mit italieniſcher Geſchäftsſprache beanſpruchten, zu den 
Mandaten, die infolgedeſſen für erledigt erklärt waren, wiedergewählt 
wurden. In den Landtagen von Mähren und Schleſien, die noch 
deutſche Mehrheiten beſitzen, kamen keine Zwiſchenfälle vor. Im 
galiziſchen Landtage wurde dem Kaiſer Dank geſagt für die Vor- 
kehrungen zum Schutz gegen die Cholera. Im Landtag der Buko— 
wina kam es zu heftigen Auseinanderſetzungen zwiſchen den Rumänen 
und den Deutſchen. Wie in den meiſten dieſer Landtage, trat der 
Nationalitätenſtreit auch auf dem am 28. Auguſt in Laibach ſtatt⸗ 
gehabten erſten floveniſchen Katholikentage hervor, der ſich mit einem 
Verſuche befaßte, die national-ſloveniſche Bewegung im klerikalen 
Fahrwaſſer zu erhalten und fo das Altſlaventum vor dem Schickſale 
des Altczechentums zu bewahren. Der Landtag von Steiermark 
faßte den eigentümlichen Beſchluß, daß zum Eingehen der Ehe fortan 
die Zuſtimmung der zuſtändigen Gemeinde nötig ſein ſolle. Politiſch 
war der böhmiſche Landtag am bedeutendſten. Seit ſeiner letzten 
Seſſion hatte ſich das Verhältnis zwiſchen beiden Nationalitäten nur 
noch ungünſtiger entwickelt. Die jungczechiſche Preſſe hatte in dieſer 
Zwiſchenzeit Stimmung dafür zu machen geſucht, daß zur Auffriſchung 
der czechiſchen Sache etwas geſchehen müſſe. Infolgedeſſen kam es 
zu allerhand Kundgebungsverſuchen und Roheiten gegen Deutſche. 
Eine Versammlung in Prag wurde am 24. Juli wegen heftiger 
Angriffe auf die Regierung aufgelöſt, ein Czechenausflug nach München 
polizeilich verhindert, ein Turnerfeſt in Teſchen verboten, dagegen 
wurden am 7. Auguſt beim Schützenfeſt in Olmütz die Deutſchen 
überfallen und auf dem Kongreß des nordböhmiſchen Ceechiſierungs⸗ 
vereins in Raudnitz am 14. Auguſt in der heftigſten Weiſe gegen 


234 Die Stadt Reichenberg in Böhmen. 


die Deutſchen losgezogen. Ein die Unterdrückung czechiſcher Minder⸗ 
heiten darſtellendes lebendes Bild wurde zwar verboten, aber das 
Verbot politiſcher Reden mit den Rufen „Schmach der Regierung!“ 
aufgenommen, worauf ein Redner ausführte, der deutſche Moloch 
drohe in Böhmen die Czechen zu verſchlingen. Vor dem deutſchen 
Kaſino in Prag wurde auf Vorübergehende geſchoſſen und die Mit⸗ 
glieder deutſcher Vereine in der Nähe von Iglau von Fabrikarbeitern 
mit glühenden Eiſenſtangen geſchlagen. Mit aller Macht hatte ſich 
die czechiſche Agitation auf Mähren geworfen. Ein czechiſcher 
Kongreß in Boskewitz ſuchte Eifer hineinzubringen, worauf dann 
aber am 8. September in Iglau 2000 Deutſche Mährens zur Ver⸗ 
teidigung ihres Beſitzſtands die Behörden aufforderten. Unter ſolchen 
Verhältniſſen trat der böhmiſche Landtag am 9. September 
wieder zuſammen. Sie drückten auch auf die Regierung derart, daß 
ſie ihr angekündigtes Fortſchreiten auf der Ausgleichsbahn zu vertagen 
Miene machte. Umſomehr drangen die deutſchen Abgeordneten darauf, 
die Ausgleichkommiſſion des Landtages wieder in Thätigkeit zu ſetzen. 
Aber die Regierung hielt ſich aus Nückſicht auf die Feudalen paſſiv 
und der Landesausſchuß ſprach ſich gegen die Geſetzlichkeit der Er⸗ 
richtung des Bezirksgerichts in Weckelsdorf aus. Durch alles dies 
aufs neue ermuntert, beantragten die Jungezechen im Landtag, an 
die Krone eine Adreſſe zu richten, in der die Czechen als ein grauſam 
bedrücktes Volk hingeſtellt wurden, das unter der deutſchen Tyrannei 
geradezu rechtlos ſei. Aber weder dies noch ſonſt eine Frage rückte 
im Landtage weiter. Er wurde am 27. September geſchloſſen, und 
die Regierung ſchien froh zu ſein, ihn eine zeitlang los zu ſein. Um 
aber zu zeigen, daß ſie zur Vertagung des ferneren Ausgleichs die 
Hand nicht bieten würden, richteten die deutſchen Abgeordneten am 
28. September an die Regierung die dringende Mahnung, dieſes 
Werk in der nächſten Seſſion entſchieden zu fördern. Demgegenüber 
ſprach am 1. November eine Konferenz der czechiſchen Parteiführer 
von Böhmen, Mähren und Schleſien ihr Feſthalten an einer Ver⸗ 
wirklichung des böhmiſchen Staatsrechts aus. Zu welch ungeſunden 
Verhältniſſen dieſe unerquicklichen Zuſtände Böhmens führen können, 
zeigte ſich in der Stadt Reichenberg. Sie hat faſt nur deutſche 
Bevölkerung, dieſe hat aber durch die langjährige Zurückſetzung der 
Deutſchen Böhmens die Liebe zum öſterreichiſchen Vaterlande einge⸗ 
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büßt. Dies trat immer mehr in einer Weiſe hervor, daß die 
Regierung einſchritt. Am 20. Oktober wurde das dortige Stadt⸗ 
verordnetenkolleg aufgelöſt und der Bürgermeiſter durch einen Re⸗ 
gierungskommiſſar erſetzt. Das war ein Schlag gegen die „deutſch⸗ 
nationale Partei“, die in ihren Ausläufern mit den Antiſemiten 
ſympathiſiert und unter Führung von Schönerer offen auf Vereinigung 
mit Deutſchland hinwirkt. 

Die Delegationen traten am 1. Oktober in Peſt zuſammen. 
Das ihnen unterbreitete Budget für 1893 wies ein Geſamt-Ergebnis 
von 143821887 Gulden auf. Nach Abzug der eigenen Einnahmen im 
Betrage von 2677493 Gulden bleibt ein Netto-Erfordernis von 
141144394 Gulden. Im Kriegsbudget wurde eine Erhöhung des 
Friedenspräſenzſtandes bei der Infanterie verlangt, weil er bedeutend 
geringer als der in anderen europäiſchen Großſtaaten ſei. Jede 
Kompanie müſſe um einen Korporal, einen Gefreiten und ſechs Ge— 
meine erhöht werden. Außerdem wurden die Koſten für 1150 neue 
Zöglinge der Kadettenſchulen eingeſtellt. Am 3. Oktober empfing der 
Kaiſer die Delegierten in der Ofener Burg und erwiderte die An- 
ſprache der Präſidenten mit einem Hinweis auf die andauernd 
freundlich und vertrauensvoll gebliebenen Beziehungen zu allen 
Mächten. Nach dem feierlichen Empfange hielt er Cercle, wobei er 
faſt alle niederöſterreichiſchen Abgeordneten anſprach und wiederholt 
ſein Bedauern über die antiſemitiſchen Angriffe im nieder— 
öſterreichiſchen Landtage ausdrückte. Zu einem Abgeordneten ſagte 
er: „So kann es nicht weiter fortgehen, gedeihliche Arbeit iſt un⸗ 
möglich. Es iſt eine Schande vor der ganzen Welt.“ Und zum 
Profeſſor Sueß bemerkte er: „Sie haben böſe Tage gehabt. Wie 
das in dem Landtage zugeht, das iſt ein Skandal. Man weiß nicht, 
was man dazu ſagen ſoll.“ Noch an demſelben Tage fand die erſte 
Sitzung des Budgetausſchuſſes der öſterreichiſchen Delegation 
ſtatt, in welcher der Jungczeche Eym die Anfrage an die Regierung 
ſtellte, ob der Bündnisvertrag mit Deutſchland alle Vereinbarungen 
zwiſchen beiden Reichen aufzähle oder ob er Klauſeln enthalte, die 
Oſterreich auch außerhalb ſeiner Grenze Schutz böten, wenn es ſich 
genötigt ſehen ſollte, infolge einer Verletzung ſeiner Intereſſen auf 
der Balkanhalbinſel zum Angriff vorzugehen. Ferner bat er um 
Auskunft, ob und unter welchen Bedingungen dieſe Klauſeln ver⸗ 


236 Augriffe auf den Dreibund i. d. öfter. Delegat. 


öffentlicht würden, auch ob ein Vertrag mit Italien oder ein ge⸗ 
meinſamer Vertrag der Dreibundsmächte exiſtiere. Als Grund ſeiner 
Anfragen bezeichnete Eym die Gegnerſchaft des böhmiſchen Volks 
gegen den Dreibund. Der Miniſter des Außern, Graf Kalnoky, 
hielt es für unftatthaft, daß jeder Volksſtamm im Reiche beanſpruche, 
die ganze auswärtige Politik ſolle nur von ſeinem internationalen 
Standpunkte abhängig gemacht werden. Eyms Auftreten ſei ſchädlich 
für die Intereſſen der Monarchie. Der Vertrag mit Deutſchland 
enthalte ein ſo offenes Verteidigungsbündnis, daß er ganz hätte ver⸗ 
öffentlicht werden können; der Vertrag mit Italien trage ebenfalls 
weſentlich den Charakter der Verteidigung, ſeine Geheimhaltung ſei 
vereinbart. Die Beziehungen zu Rußland wären fortgeſetzt fremd: 
liche. Was die allgemeine Lage betreffe, ſo ſei keine bedeutende 
Frage zu beſprechen, zu Beſorgnis liege kein beſonderer Anlaß vor. 
Der Ausſchuß zeigte ſich hierdurch ſehr befriedigt und ſprach in ſeinem 
Berichte volles Vertrauen zu der „beſonnenen und umſichtigen Politik“ 
des Miniſters aus. Das hinderte jedoch den Abgeordneten Eym 
nicht, die Beratung dieſes Berichts im Plenum mit einer Brandrede 
gegen den Dreibund zu eröffnen. Oſterreich ſei im Handelsvertrage 
mit Deutſchland zu kurz gekommen, das czechiſche Volk ſei voll Miß⸗ 
trauen gegen Deutſchland und vergeſſe nie, was dieſes den Slaven 
angethan; der Planſlavismus exiſtiere nicht, wohl aber bilde der 
Pangermanismus eine Gefahr für Oſterreich; wegen des über- 
mächtigen Einfluſſes Deutſchlands auf die öſterreichiſche Politik ſeien 
Oſterreichs Vorteile durch den Dreibund zweifelhaft. Auf dieſe 
Angriffe wurde dem czechiſchen Redner ſtark heimgeleuchtet. Nicht 
bloß Deutſche, ſondern auch ein mähriſcher, ein flovenifcher und ein 
böhmiſcher Abgeordneter, dieſer namens der Großgrundbeſitzer, nahmen 
dagegen Partei. Den größten Eindruck machte aber v. Pleners Rede. 
Er hob hervor, daß das Bündnis mit Deutſchland ſich eingelebt, in 
die Bedürfniſſe und Gefühle des Volks übergegangen ſei, was nicht 
möglich geweſen wäre, wenn es nur ein diplomatiſches Bündnis der 
Höfe gegen oder ohne die Sympathien der Völker geweſen wäre. 
Beide Armeen ſeien hiervon erfüllt, während ein Bündnis mit dem 
von den Czechen als Freund angeſehenen Fraukreich einen Krieg mit 
Deutſchland nach ſich ziehen müßte, den doch wohl ſelbſt die Czechen 
nicht wünſchten. Der Grund, warum Rußland ſich von Oſterreich 
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entfernt habe, liege darin, daß dieſes von den in Petersburg maß⸗ 
gebenden Perſonen verantwortlich gemacht werde für die Fehler, 
durch welche die ruſſiſche Politik ihren Einfluß in Bulgarien verloren 
habe. Darauf ſprach die Delegation dasſelbe Vertrauen wie ihr 
Ausſchuß zur Leitung der äußeren Politik aus. Die czechiſchen An⸗ 
griffe hatten das Gute, daß nun an offiziellſter Stelle völlig klar⸗ 
geſtellt war, wohin Oſterreich gerate, wenn fernerhin ſo viele Nachſicht 
gegen die czechiſchen Gelüſte im Innern geübt werde. Klugerweiſe 
wies denn auch das Organ der Altezechen, „Hlas Naroda“, jede Ge= 
meinſchaft mit den Ausführungen Eyms zurück. Auch gegen das 
Heeresbudget erhoben die Jungczechen eigentümliche Anſprüche. Der 
Kriegsminiſter Bauer mußte dem Delegierten Pacek bedeuten, daß 
es eine böhmiſche Staatsſprache nicht gebe. Am 19. Oktober ſchloß 
die Delegation ihre Sitzungen, die ohne die czechiſchen Angriffe 
diesmal wohl recht ſtill verlaufen ſein würden. 

Was die ungariſche Delegation betrifft, ſo entſpann ſich in 
deren Heeresausſchuſſe eine längere Verhandlung über den Gebrauch 
der ungariſchen Sprache im Heere; der Reichskriegsminiſter 
v. Bauer hob aber die abſolute Notwendigkeit der Erhaltung der 
deutſchen Dienſtſprache in der gemeinſamen Armee hervor. Einer 
ſcharfen Inquiſition wurde der Miniſter bezüglich der angezweifelten 
Haltbarkeit des rauchſchwachen Pulvers unterzogen. Am härteſten 
wurde um die Erhöhung des Friedenspräſenzſtandes um neun Mann 
für die Kompanie gekämpft und ſie ſchließlich nur für 25 Regimenter 
bewilligt. Im auswärtigen Ausſchuſſe wiederholte der Miniſter Graf 
Kalnoky ſeine friedlichen Verſicherungen und fügte hinzu, die 
urſprünglichen Zweifel, ob heutzutage Bündniſſe bloß zu Friedens- 
zwecken geſchloſſen werden könnten, ſeien faſt ganz geſchwunden, der 
Dreibund diene offenſichtlich der Sicherheit der beteiligten Staaten. 
Freilich könne ein durch Jahrzehnte dauerndes Bündnis nicht für alle 
möglichen Fälle der Zukunft Vorſorge treffen, aber die freundſchaftliche 
Fühlung der am Geiſte des Dreibunds feſthaltenden Mächte ſei ein 
beachtenswerter Faktor für alle Fälle. Was Rumänien betreffe, ſo 
ſei die dortige Regierung einer korrekten Haltung gegen Oſterreich 
befliſſen, es möge dort aber wohl nicht immer leicht ſein, nationalen 
Strömungen entgegenzutreten; diesſeits viel Aufhebens davon zu 
machen, ſei nicht immer klug. Im Plenum wurde die äußere Politik 
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nur kurz berührt. Der Ausſchuß betonte in ſeinem Berichte, daß 
Ungarn treu am Dreibund halte und ihn durch keinerlei andere 
Kombination erſetzt zu ſehen wünſche. Nachdem noch Vertreter der 
äußerſten Linken und der Siebenbürger mit größter Anerkennung für 
den Dreibund aufgetreten waren, ſprach die Delegation ihre Billigung 
der äußeren Politik aus. 

Der Reichsrat trat am 5. November wieder zuſammen, nach— 
dem das Herrenhaus am 1. November eine nicht unbedeutende 
Veränderung durch Pairs ſchub erfahren hatte. Unter 21 neu Er⸗ 
nannten befanden ſich neun bewährte Mitglieder der deutſch⸗liberalen 
Partei, ſodaß dieſe ihre in den letzten Jahren verlorene Bedeutung 
wieder einigermaßen zurückerhielt. Von den übrigen kamen ſechs auf 
die mittelparteiliche und ſechs auf die konſervative Gruppe. Der 
zur ausgleichsfreundlichen Gruppe der böhmiſchen Feudalen gehörende 
Fürſt Alfred Windiſchgrätz wurde zum Vizepräſideuten des Herren⸗ 
hauſes ernannt. Dem Abgeordnetenhauſe wurde alsbald das 
Budget für 1893 vorgelegt, welches ein Geſamterfordernis von 
608684795 Gulden aufwies, alſo 22376181 Gulden mehr als 
im Vorjahr. Die Geſamtdeckung betrug 609572 085 Gulden. 
Miniſter Steinbach begleitete die Vorlage mit einer Rede, die ſichtlich 
günſtigen Eindruck machte. Er verſicherte, die politiſchen Verhältniſſe 
ſeien derart, daß man auch finanziell mit Beruhigung der nächſten 
Zukunft entgegenſehen könne, jedoch warnte er vor hohen Anforderungen, 
ſolange die Reform der direkten Steuern nicht durchgeführt ſei. 
Hiernach ergoß ſich eine Flut von Anfragen gegen die Miniſterbank. 
In den Vordergrund drängte ſich jedoch aufs neue der Gegenſatz 
zwiſchen Czechen und Deutſchen. Schon am 18. November 
führte er zu einem ſtürmiſchen Zwiſchenfalle. Gereizt durch eine 
Rede des Jungczechen Maſaryk, der das Bündnis mit Deutſchland 
angriff und von geiſtiger Verrohung in Deutſchland geſprochen hatte, 
wies Menger auf die Gehäſſigkeiten der Czechen und bemerkte: 
„Wir Deutſchen kennen kein böhmiſches Staatsrecht und halten es 
für Hochverrat, von dieſem zu ſprechen.“ Als darauf die Czechen, 
um Menger geſchart, ſtürmiſch Widerruf forderten, ſagte Menger: 
„Ich erkläre, daß es keinen Deutſchen in ganz Schleſien giebt, der 
die Begründung eines böhmiſchen Staats nicht für Hochverrat hielte.“ 
Darauf neuer toſender Proteſt der Czechen. Folgendentags gab 
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Menger die Erläuterung, er habe dem tief verletzten Nationalgefühl 
und der Empörung über die Behandlung der deutſchen Nation den 
geeigneten Ausdruck geben müſſen. Darauf erhielt er zwar aus 
Böhmen und Schleſien viele Beweiſe der Zuſtimmung, das Haus 
aber ſprach am 22. November ſeine Mißbilligung über jene Außerungen 
aus, und der angeſehenſte Vertreter des böhmiſchen Großgrund⸗ 
beſitzes, Fürſt Schwarzenberg, ſtellte am 30. November die 
Forderung, daß die mit dem 31. Juli durch Pracacks Rücktritt er⸗ 
ledigte Stelle eines böhmiſchen Lands mannſchaftsminiſters 
bald wieder beſetzt werde. Zu höchſter Verblüffung der deutſchen 
Partei ſtellte der Miniſterpräſident Graf Taaffe dieſe Beſetzung 
allerdings in Ausſicht. Damit war der ganzen viel geprieſenen 
Annäherung der Regierung an die Vereinigte Linke plötzlich der Boden 
wieder entzogen. Graf Taaffe verſuchte, eine Kriſis hinauszuſchieben, 
aber der Plan einer Zuſammenfaſſung der Linken mit den Polen 
und einen Teile des Hohenwartklubs zu einer feſten Mehrheit 
ſcheiterte am Widerſtreben dieſer letzteren Elemente, worauf v. Plener 
am 1. Dezember bei Beratung des Dispoſitionsfonds ſich über die 
nunmehrige Lage ausführlich ausſprach und die Ablehnung dieſes 
Fonds ſeitens der deutſchen Partei als Zeichen des Mißtrauens gegen 
Graf Taaffe in Ausſicht ſtellte. Der Deutſche Prade ſchilderte bei 
dieſer Beratung, wie die Regierung mit allen geſetzlichen und un⸗ 
geſetzlichen Mitteln die Slaviſierung und Förderaliſierung Oſterreichs 
fördere. Nunmehr gab Graf Taaffe die Erklärung ab, die Re⸗ 
gierung ſtehe unverrückbar auf dem Boden der Verfaſſung und er- 
blicke in der gemeinſamen Arbeit aller gemäßigten Parteien das 
ſicherſte Mittel zur Bildung einer feſten Mehrheit; die Verſtändigung 
zwiſchen den Volksſtämmen in Böhmen werde ſie auch fernerhin er- 
ſtreben. Der Fonds wurde am 2. Dezember mit 167 gegen 147 
Stimmen abgelehnt, und Graf Kuenburg erhielt auf ſeinen Wunſch 
am 6. Dezember die Entlaſſung als Miniſter, da die Stellung nun 
keine Bedeutung mehr hatte. Die am 3. Dezember zur Sprache 
gebrachte Auflöſung des Stadtverordnetenkollegs der deutſchen Stadt 
Reichenberg in Böhmen mißbilligte Graf Taaffe, meinte jedoch, ſie 
ſolle die Möglichkeit einer Losreißung von den Launen eines nahezu 
terroriſtiſchen Parteigeiſtes bieten, dem auf die Dauer keine Ver⸗ 
waltung ruhig zuſehen könne. Warum gegen die czechiſche Ver⸗ 
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waltung Prags nicht ebenſo verfahren ſei, verſchwieg der Miniſter. 
Sehr bezeichnend für den hohen Grad, den die Bewegung gegen die 
Juden in Oſterreich angenommen, war die Sitzung vom 29. No⸗ 
vember, in der ſich eine unerhörte, ganz unchriſtliche Judenhetze unter 
Gebrauch der gemeinſten Ausdrücke abſpielte. Da ſich das Deutſch⸗ 
tum auch in Kärnten immer mehr gegen die Slovenen zu wahren 
hat und eine große deutſche Verſammlung in Klagenfurt am 
13. November in dieſer Richtung Stellung zu nehmen ſich genötigt 
geſehen hatte, brachte am 13. Dezember Steinwender im Ab- 
geordnetenhauſe den Antrag auf Einſetzung einer Kommiſſion ein zur 
Prüfung der Rechtmäßigkeit von Entſcheidungen des Miniſteriums 
des Innern, wodurch den Magiſtraten von Klagenfurt und Cilli die 
Annahme ſloveniſcher Eingaben und deren Erledigung in ſloveniſcher 
Sprache aufgegeben war; das Haus aber ſchob die Sache auf die 
lange Bank. Für die deutſchen Abgeordneten hätte Anlaß genug 
vorgelegen, ſich über die unermüdliche Förderung der Sloveniſierungs⸗ 
bewegung durch den Landespräſidenten von Krain, v. Winkler, zu 
beſchweren, der eben deshalb im Oktober Herrn v. Hein hatte 
weichen müſſen. 

Die kaiſerliche Familie wurde am 18. Januar zum dritten Male 
binnen weniger Wochen in tiefe Trauer verſetzt: Erzherzog Karl 
Salvator, Bruder Ferdinands IV., des letzten Großherzogs von 
Toscana, ſtarb im Alter von 43 Jahren an der Influenza, derſelben 
Krankheit, durch welche die Erzherzöge Heinrich und Sigismund 
dahingerafft waren. Karl Salvator hatte den Schmerz gehabt, in 
kurzer Zeit 4 Kinder zu verlieren, in letzter Zeit aber war er beglückt 
durch die Vermählung ſeines Sohnes Franz Salvator mit Marie 
Valerie, der Tochter des Kaiſers. Seine Mutter, Maria Antonia 
von Bourbon, war bereits durch das Schickſal ihres verſchollenen 
Sohnes Johann (Orth) von ſchwerem Kummer heimgeſucht. Wenige 
Tage nach dieſem Todesfall kam die Erzherzogin Marie Valerie 
mit einer Tochter nieder, die am 2. Februar in der Taufe den Namen 
der Kaiſerin Eliſabeth erhielt. Mitte März verfiel Erzherzog 
Leopold in eine ſchwere Lungenkrankheit. Er war ſeit Jahren leidend 
und lebte zurückgezogen auf ſeinem Schloſſe Hornſtein, wurde aber 
nicht vom Schickſal ſeiner oben erwähnten Brüder Heinrich und 
Sigismund betroffen. Um dieſelbe Zeit verlobte ſich in Nervi des 
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Erzherzogs Heinrich hinterlaſſene Tochter, Gräfin Waideck, mit dem 
Herzoge Della Grazia, einem Enkel der Herzogin von Berry. Im 
März erſchien ein Buch, welches die Kronprinzeſſin⸗Witwe Stephanie 
verfaßt hatte. Es nennt ſich Lacroma und iſt eine Beſchreibung dieſer 
gegenüber der Stadt Raguſa liegenden Inſel im adriatiſchen Meere. 
Kaiſer Franz Joſeph ſtattete am 9. April dem Prinz⸗Regenten von 
Baiern in München einen Beſuch ab und wohnte am 23. April der 
feierlichen Enthüllung des Denkmals für den 1858 verſtorbenen Feld⸗ 
marſchall Grafen Nadetzky in Wien bei. Erzherzog Albrecht hielt 
hierbei eine Anſprache an den Kaiſer, in der es hieß, das Standbild 
möge jeden Vorübergehenden daran erinnern, daß die göttliche Vor— 
ſehung ſeit ſechs Jahrhunderten das Erzhaus Oſterreich in den größten 
Bedrängniſſen ſtets Männer der rettenden That habe finden laſſen, 
welche die tapferen Heere zum ſchließlichen Siege führten. Der Kaiſer, 
der im Stabe Radetzkys in Italien zugebracht hatte bis zu dem Mo- 
mente, wo ihm, dem achtzehnjährigen, die Krone zufiel, erwiderte mit 
dem Hinweis auf den erhebenden Moment und dankte im Namen 
ſeiner geſamten Wehrkraft. Unter unendlichem Jubel der Menge, 
den Klängen der Volkshymmne und des Radetzkymarſches ſowie den 
Gewehr⸗ und Geſchützſalven der ausgerückten Truppen wurde das 
Reiterſtandbild enthüllt, an deſſen marmornem Sockel die Inſchrift 
ſteht: „In Deinem Lager iſt Oſterreich“. Bald hiernach nahm der 
Kaiſer Geſangvorträge der Berliner Liedertafel im Schloſſe zu Schön⸗ 
brunn entgegen. Am 7. Mai eröffnete er die internationale Muſik⸗ 
und Theater-⸗Ausſtellung in Wien und empfing im Laufe des Mai 
die Beſuche des Regenten von Baiern, des in Bulgarien regierenden 
Prinzen Ferdinand von Koburg und des Großherzogs von Weimar. 
Am 26. Mai begab er ſich zum Bundesſchießen nach Brünn. Hier 
und auf der ganzen Reiſe mit Kundgebungen der Anhänglichkeit von 
beiden Nationalitäten Mährens überſchüttet, ließ er es an Mahnungen 
zur Verſöhnlichkeit nicht fehlen, namentlich in einer Antwort auf eine 
Anſprache des Biſchofs Bauer, deſſen Auftreten bei einer Bereiſung 
der Schulbezirke erſt kürzlich den Deutſchen Anlaß zu lebhaften Klagen 
gegeben hatte. Einer czechiſchen Abordnung aus Mähren gegenüber, 
deren Mitglieder ſich ihm als Böhmen vorſtellten, bemerkte der Kaiſer, 
ſie ſeien Mähren. Als der Kaiſer bei der Vorſtellung der Vertreter 
des Landwirtſchafts⸗Vereins den Grundbeſitzer Czepek fragte, wie es 
1892. 16 
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ihm gehe, antwortete dieſer in czechiſcher Sprache: „Mir geht es gut, 
es möchte aber wohl beſſer gehen, wenn Ew. Majeſtät ſich zum König 
von Böhmen krönen ließen.“ Der Kaiſer wandte ſich ſofort um. Der 
in der Begleitung desſelben befindliche Miniſter Prazak hatte das 
Mißfallen der Czechen erregt; nun zogen czechiſche Haufen vor deſſen 
Wohnung und ſchrieen: „Pereat der Verräter des czechiſchen Volkes 
und des böhmiſchen Staatsrechts!“ Der Kaiſer wohnte am 4. Juli 
der Vermählung ſeiner Nichte, der Prinzeſſin Amalie von Baiern, mit 
dem Herzoge von Urach in Tegernſee bei. Am 16. Juli verlobte 
ſich auf dem Schloſſe zu Reichenau in Böhmen die Erzherzogin 
Margarete Sophia, älteſte Tochter von des Kaiſers Bruder 
Karl Ludwig, mit dem Herzoge Albrecht von Württemberg, und am 
26. Juli vermählte ſich die Tochter des verſtorbenen Erzherzogs 
Heinrich, Gräfin Waideck, mit dem Fürſten Campofranco. Die 
deutſchen Diſtancereiter, darunter Prinz Friedrich Leopold von Preußen 
und Herzog Günther von Schleswig⸗Holſtein, wurden am 10. Oktober 
vom Kaiſer empfangen. Mit großen Ehren und mit Herzlichkeit 
wurde am 12. November der ruſſiſche Thronfolger am kaiſerlichen 
Hofe aufgenommen. Lag dem Beſuche auch die Politik fern, ſo 
glaubte man in ihm jedenfalls ein Anzeichen erblicken zu dürfen, daß 
die gleichzeitigen Gerüchte über den Abſchluß eines ruſſiſch-franzöſiſchen 
Vertrags nicht viel zu bedeuten hätten. Die Kaiſerin brachte im 
Dezember auf Korfu und Majorca zu. Die Erzherzoge Franz 
Ferdinand und Leopold Ferdinand (ältefter Sohn des letzten 
Großherzogs von Toscana) traten am 14. Dezember in Trieſt eine 
Reiſe um die Erde an. 

Die Totenliſte Sſterreichs weiſt zunächſt den am 15. Jannar 
zu Wien im 52. Jahre verſtorbenen Kavallerie-Inſpektor Freiherrn 
v. Gemmingen auf. Am 8. Februar ſtarb in Wien Fürſt Egon 
von Thurn und Taxis, 61 Jahre alt. Großes Aufſehen erregte 
in Wien der in Preßburg am 6. April erfolgte Selbſtmord des 
Ritters v. Zwölf, Vicepräſidenten am oberſten Rechnungshofe. Der 
frühere Juſtizminiſter und langjährige Führer der öſterreichiſchen Ver⸗ 
faſſungspartei, Eduard Herbſt, ſtarb am 25. Juni zu Wien an 
Lungenlähmung. Ihm widmete Präſident Smolka im Abgeordneten⸗ 
hauſe einen Nachruf; der Abg. v. Plener hielt bei der Beſtattung 
eine Gedächtnisrede, und zwar als der Zug auf der Höhe der Rampe 
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des Parlamentsgebäudes angelangt war. Am 30. Juli ſtarb in 
Wien Graf Alexander Hübner, einer der bekannteſten Diplomaten 
aus der Zeit der öſterreichiſchen Reaktion. Er war es, an den Kaiſer 
Napoleon am Neujahrstag 1859 die berühmte Anſprache hielt, die 
den italienischen Krieg ankündigte. 1868 penſtoniert, unternahm er 
große Reiſen, über die er ſein Werk „Ein Spaziergang um die Welt“ 
ſchrieb. Der Kardinal Fürſt⸗Erzbiſchof Landgraf Friedrich von Fürſten⸗ 
berg aus der Nebenlinie Waitra ſtarb in Olmütz am 10. Auguſt. 
Der an feine Stelle am 8. November gewählte Kanzler dieſes Erz- 
bistums, Dr. Theodor Kohn, ſtammt von jüdiſchen Großeltern. Die 
Eltern waren Kleinhäusler in einem mähriſchen Dorfe. Am 11. Sept. 
ſtarb auf Schloß Venningen der Feldmarſchalllieutenant v. Degenfeld. 
Das Mitglied des Herrenhauſes Fürſt Camill Rohan ſtarb am 
13. September auf Schloß Sicherow in Nordböhmen. Er hatte in 
Gaſtein oft mit dem alten Kaiſer Wilhelm verkehrt. Am 15. Sep⸗ 
tember verſchied in Troppau der Führer der Liberalen Schleſiens, 
der Abg. v. Demel, früher Mitglied des Parlaments in Frankfurt. 
Am 1. November verſchied der frühere Bürgermeiſter von Wien, 
Ritter v. Uhl. 

Der erſte politiſche Vorgang im Königreich Ungarn beſtand in 
der die allgemeine Lage des Landes betreffenden Rede, welche der 
Miniſterpräſident beim Neujahrsempfange zu halten pflegt. Auf die 
Begrüßung durch die liberale Partei erwiderte Szapary mit dem 
Hinweis auf die vollzogene Herſtellung des finanziellen Gleich⸗ 
gewichts ſowie den Abſchluß der neuen Handelsverträge und ſtellte 
als die nächſten Aufgaben der Geſetzgebung die Verwaltungsreform 
und Maßnahmen zur Aufrechthaltung des Anſehens des Reichstags 
hin. Bei den bevorſtehenden Neuwahlen des Reichstags werde ſich 
die Nation ohne Zweifel, wie bei den ſieben ſeit 1869 ſtattgehabten 
Wahlen, für Aufrechthaltung der ſtaatsrechtlichen Grundlagen von 1867 
entſcheiden. Das Miniſterium werde die liberale Richtung auch ferner 
verfolgen. 

Die lange Seſſion des Reichstags wurde am 5. Januar mittelſt 
Thronrede geſchloſſen, in der namentlich auf die Befriedigung über 
die den Frieden erhaltenden Bündniſſe der Monarchie hingewieſen 
war. Alsbald hiernach begann eine vierwöchige recht lebhafte Bewegung 
für die Neuwahlen, in der beſonders das zum erſtenmal erfolgende 
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Auftreten einer ultramontanen Partei und Reden einiger Miniſter 
vor ihren Wählern hervortraten. Miniſter Wekerle machte in ſeiner 
Wahlrede zu Nagybanya auf die Bedeutung der Handelsverträge und 
der in Ausſicht genommenen Valutaregulierung aufmerkſam. Der 
Miniſterpräſident hielt am 6. Februar, als bereits feſtſtand, daß die 
Führung der Angelegenheiten des Landes in den Händen der liberalen 
Partei bleiben werde, vor ſeinen Wählern in Temesvar eine längere 
Rede, in der er betonte, daß die liberale Partei auch fortan den 
1867er Ausgleich verteidigen werde gegen die Unabhängigkeitspartei 
und gegen die Nationalpartei wie die Partei Ugrons, die Anderungen 
dieſes Ausgleichs anſtrebten. Gegenüber den Vorwürfen wider die 
Nationalitätenpolitik der Regierung hob er hervor, daß die liberale 
Richtung die einzige ſei, bei der eine Beruhigung der Bürger ver- 
ſchiedener Nationalitäten zu erlangen ſei. Als eine der wichtigſten 
Aufgaben der nächſten Zeit bezeichnete der Miniſter Maßregeln, durch 
welche verhindert werde, daß die aus Eitelkeit und dem Streben nach 
Macht entſpringende ſcharfe Parteileidenſchaft von Abgeordneten nicht 
ſchadenbringend für das Vaterland werde. Dahin gehöre eine Ein⸗ 
ſchränkung der mißbrauchten Redefreiheit. Die 415 Neuwahlen 
fanden in der Zeit vom 28. Januar bis 6. Februar ſtatt, nicht ohne 
Schlägereien und blutige Ausſchreitungen an mehreren Orten, infolge 
deren Jäger und Dragoner aus Mähren und Steiermark nach Ungarn 
geſchickt wurden. Die liberale Mehrheit fiel für die Regierung nicht 
ſo reichlich als gehofft war aus; dieſe wurde ſogar ſchwer betroffen 
durch die Niederlage einiger ihrer hervorragendſten Mitglieder, wie 
Falke, Pulßkys und Stephan Tiszas, Sohns des früheren Miniſter⸗ 
präſidenten. Die Partei Apponyis erſchien in bisheriger Stärke. 
Der neue Reichstag trat am 20. Februar in Peſt zuſammen. 
Am Abend vorher machte der Miniſterpräſident Szapary im Klub 
der liberalen Partei darauf aufmerkſam, daß es an Angriffen der 
Oppoſition wieder nicht fehlen, daß ihn dies aber nicht anfechten 
werde, ſolange er das Vertrauen der Mehrheit genieße. Die Vor⸗ 
ausſagung traf in der That in reichlichem Maße ein. Noch vor der 
feierlichen Eröffnung des Reichstags führte die Unabhängigkeitspartei 
einen peinlichen Auftritt herbei. Der Zufall wollte, daß ihr die zwei 
zunächſt zum Alterspräſidium berufenen Abgeordneten angehörten. 
Der zunächſt berufene Abg. Cſanady erklärte, er könne nur unter 
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der Bedingung annehmen, daß er nicht genötigt werde, den Reichs⸗ 
tag nach Ofen zu geleiten, wo von der Königlichen Burg die ſchwarz⸗ 
gelbe Fahne wehe; der Herrſcher ſei für die Nation da, nicht dieſe 
für den Perrſcher; der Monarch komme zu uns und eröffne den 
Reichstag in deſſen Hauſe. Die öſterreichiſche Fahne wehte zwar 
auf der Ofener Burg, aber neben der ungariſchen und zur Andeutung 
des Dualismus der Monarchie, den freilich jene Partei nicht aner⸗ 
kennt. Cſanady lehnte den Vorſitz ab, und der nun an die Reihe 
kommende Madarasz behandelte dasſelbe Thema noch eingehender. 
Er nahm den Vorſitz an, jedoch mit der Erklärung, daß Ungarn nur 
durch die Erreichung feiner vollſten ſtaatlichen Unabhängigkeit aufblühen 
werde, daß es frei von jeder fremden Einmiſchung ſein und alles dem 
Entgegenſtehende beſeitigt werden müſſe. Schon dieſe Worte waren 
von ſtürmiſchem Beifall der äußerſten Linken begleitet. Dieſer 
ſteigerte ſich dann aufs heftigſte, als Madarasz, bevor er zur Ver⸗ 
leſung des zur feierlichen Eröffnung einladenden miniſteriellen Schreibens 
ſchritt, den „ungeſetzlichen Mißbrauch“ bedauerte, der ſich eingebürgert 
habe und darin beſtehe, daß der König bei der feierlichen Eröffnung 
nicht ausſchließlich von ungariſchen Bannerherren umgeben ſei, ſowie 
daß dabei nicht ausſchließlich die Fahne und das Wappen Ungarns 
gebraucht werde. Das Verlangen, daß dies jetzt beobachtet werde, 
wurde vom Miniſterpräſidenten mit dem Hinweis auf eine 25 jährige 
Praxis abgewieſen, worauf Madarasz das Präſidium niederlegte. 
Der nun an die Reihe kommende Janieſary war glücklicherweiſe 
kein „Unabhängiger“, ſondern führte am 20. Februar den Reichstag 
trotz der zwei Fahnen in die Ofener Burg. In der Thronrede 
gedachte der König der 25jährigen Jahreswende des für die ganze 
Monarchie fo wichtigen Ausgleichs, wies auf die großen Fortſchritte 
Ungarns auf allen Gebieten hin und gab der „Zuverſicht auf eine 
ruhige und ſtete Entwickelung auf dieſer bewährten und vor allen 
Erſchütterungen zu bewahrenden Grundlage“ auch für die Zukunft 
Ausdruck. An die Aufzählung der in Ausſicht ſtehenden Vorlagen 
ſchloß ſich die mit Beifallsrufen aufgenommene Verſicherung des un⸗ 
veränderten Fortbeſtehens der guten Beziehungen zu den auswärtigen 
Mächten. In der erſten Sitzung beider Häuſer des Reichstags am 
22. Februar ward die Thronrede nochmals verleſen, worauf im 
Oberhauſe der Präſident Vay den Segen des Himmels auf den 
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König, „den hochſinnigen Hüter der Verfaſſung“ herabflehte, „der 
durch ſeine die menſchliche Kraft faſt überſteigende Wirkſamkeit ein 
leuchtendes Beiſpiel“ ſei. Das Unterhaus wählte mit 243 gegen 
158 Stimmen den Baron Banffy zum Präſidenten. Die Ver⸗ 
handlungen dieſes Hauſes über die auf die Thronrede zu erteilende 
Antwort verliefen nicht ſo ſchlimm, wie man nach dem Eindrucke 
des erbitterten Wahlkampfs erwartet hatte. Der Entwurf der Partei 
Ugron verſtieg ſich freilich zu der Behauptung, der Ausgleich von 
1867 habe die Entwickelung beider Staaten gehemmt, die Verhandlung 
über die Adreſſe ward aber von Zwifchenfällen nur wenig geſtört, 
auch nicht übermäßig ausgedehnt, und als am 26. März der Entwurf 
der Mehrheit angenonmnen wurde, hob der Miniſterpräſident hervor, 
daß deren kräftiges Zuſammenhalten durch dieſe Verhandlungen dar- 
gethan ſei. In der Adreſſe wurde der feſte Entſchluß, an den 
Schöpfungen des Ausgleichs von 1867 unverändert feſtzuhalten und 
bereitwillig an den Reformarbeiten mitzuwirken, ausgeſprochen. Die 
Adreßverhandlung im Oberhauſe gab dem früheren Miniſterpräſidenten 
Tisza Anlaß, den Ausgleich von 1867 entſchieden zu verteidigen. 
In den ferneren Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes ſpielten 
die von der Unabhängigkeitspartei herbeigeführten lärmhaften und 
meiſtens offenſichtlich von vornherein nutzloſen Vorgänge eine große 
Rolle. Wütend fielen die Männer der Oppoſition am 17. März 
über den Präſidenten Banffy her bei ſeinem erſten Verſuche, dem 
unter ſeinem Vorgänger Pechy eingebürgerten Unfuge zu ſteuern, 
daß unter dem Titel einer perſönlichen Bemerkung Abgeordnete, die 
nicht zum Worte gemeldet waren, lange Reden mitten in einer 
fachlichen Debatte hielten. Banffy wollte feinen Standpunkt näher 
ausführen, wurde aber durch Zwiſchenrufe daran gehindert, und die 
Sitzung wurde unter Tumult aufgehoben. Hiernach bot die Budget— 
beratung ein reiches Feld für Zwiſchenfälle. Beim Titel „König⸗ 
liche Hofhaltung“ verlangte die Oppoſition die Errichtung einer 
ſelbſtändigen ungariſchen Hofhaltung für die Zeit, in der der König 
ſich in Ungarn aufhalte. Der Antrag fiel am 2. April, nach⸗ 
dem der Finanzminiſter Wekerle auseinandergeſetzt hatte, es ſei 
dies nicht zweckmäßig und man könne ſich damit begnügen, daß die 
Regierung die Verantwortlichkeit dafür übernehme, daß die Ein⸗ 
richtungen des Hofes weder der Verfaſſung noch dem Nationalgefühl 
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zuwiderliefen; übrigens erwäge die Regierung, wie die ſtaatsrechtliche 
Lage nach außen hin und beim Verkehr des Hofes zum gehörigen 
Ausdruck gelange. Am 7. April hatten Szapary und Wekerle ſich 
gegen die Behauptung zu wenden, daß Ausländer zu den Wahlkoſten 
der liberalen Partei beigetragen und die Regierung einen Betrag 
aus der Ablöſung der öſterr.-ung. Staatsbahn zu Wahlzwecken ver⸗ 
wendet habe. Die Aufforderung eines Regierungsvertreters am 
22. April an alle Parteien, zur Reform der Verwaltung mitzuwirken, 
hatte Außerungen mehrerer Oppoſitionsredner zur Folge, wegen deren 
ihnen das Wort entzogen werden mußte. Eine der ſtürmiſchſten 
Sitzungen fand am 25. April ſtatt: die Oppoſition tadelte heftig, 
daß die Gendarmerie ſchwarz-gelbe Portepees und den doppel⸗ 
köpfigen Adler als Abzeichen trage. Szapary wies darauf hin, daß 
die Gendarmerie als Teil der bewaffneten Macht dieſelben Abzeichen 
wie dieſe führen müſſe. Darüber ungeheure Entrüſtung und fort⸗ 
geſetzt tumultuariſche Szenen, die zur Aufhebung der Sitzung führten. 
Auch die Einladung des Reichstags zur Radetzkyfeier in Wien 
wurde lebhaft getadelt. Hierdurch werde der Reichstag zum Rang 
eines Provinziallandtags degradiert. Szapary wies dagegen kühl 
darauf hin, daß Radetzlys Wirkſamkeit eine rein militäriſche geweſen 
ſei. Er habe einfach als Soldat ſeine Pflicht gethan, auch zu der 
Zeit, da er gegen Ungarn aufgetreten. Die nüchſte Skandalſache 
beſtand am 18. Mai in heftigen Angriffen auf die Regierung, weil 
die Leiche des Generals Klapka ohne weiteres auf den Friedhof geführt 
ſei, während die größten Feierlichkeiten für den Nationalhelden von 
1848 geplant waren. Man könne dieſes Verfahren des Miniſter⸗ 
präſidenten nicht ſcharf genug brandmarken, meinte der Abg. Polonyi. 
Nach den Aufklärungen Szaparys und des Kultusminiſters ſtellte 
ſich jedoch heraus, daß die Regierung an dem Vorgang ſchuldlos 
war. Es liege ihm, erklärte erſterer, fern, den Pomp der Beſtattung 
irgendwie zu ſchmälern. Dauach legten ſich die Wogen, wenngleich 
Beſtattung und Grabmal auf Staatskoſten abgelehnt wurden. Ein 
Heidenlärm wurde von demſelben Polonyi am 2. Juni aufgeführt. 
Er wollte wiſſen, was die Regierung gegen den Übelſtand zu thun 
gedenke, daß auswärtige Blätter, namentlich die „Hamburger Nach⸗ 
richten“, die Monarchie mit dem Namen Ofterreich ftatt mit Oſterreich⸗ 
Ungarn bezeichneten. Szapary erwiderte, daß in den meiſten Fällen 
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nicht übler Wille, ſondern mangelnde Kenntnis die Schuld trage, und 
daß der Leiter jenes Blattes ſich entſchuldigt habe. Damit war die 
Sache erledigt, aber die Oppofition bemerkte, daß mehrere Mitglieder 
der Mehrheit fehlten, und benutzte dies zu dem Beſchluß, die Sache 
noch weiter zu beſprechen. Es war dies aber nur ein Heiterkeits⸗ 
erfolg, und als die Beſprechung anhob, kam gar nichts weiter zu 
Tage. Die hauptſächlichſten Vorlagen, welche in dieſer Seſſton des 
Reichstages zur Annahme gelangten, betrafen den Bau einer Eiſen⸗ 
bahnlinie von Marmaros in den Waldkarpathen über Sziget an der 
Theiß nach Stanislau in der Bukowina; das Finanzgeſetz wurde 
am 17. Juni mit 397523636 Gulden Einnahme und einem Über: 
ſchuß von 14725 Gulden über die Ausgaben feſtgeſtellt, nachdem die 
oppoſitionellen Parteiführer dem Miniſterpräſidenten nochmals ihr 
gründliches Mißtrauen verſichert hatten; die Vorlagen über die Valuta 
und die Konverſion wurden vom Unterhaus am 15., vom Oberhaus 
am 19. Juni genehmigt. Zur Vorlage kam noch ein Geſetzentwurf 
wegen Unfallverſicherung der Arbeiter und Anſtellung von Fabrik— 
inſpektoren. Auch die kirchenpolitiſche Frage wurde berührt. 
Die Lage hatte ſich inſofern verſchärft, als die katholiſche Geiſtlichkeit 
nicht mehr bloß den Erlaß von 1890 über die Anzeigepflicht in 
Sachen des ſogenannten Wegtaufens der Kinder aus Miſchehen be⸗ 
kämpfte, ſondern der Erzbiſchof von Gran am 4. April im Ober⸗ 
hauſe eine Anderung des Geſetzes von 1868 verlangt hatte, wonach 
bei Miſchehen die Knaben der Konfeſſion des Vaters, die Töchter der 
der Mutter zu folgen haben. Der Unterrichtsminiſter Cſaky lehnte 
nun am 19. Mai im Unterhauſe hierauf bezügliche Anträge, die in 
beiden Häuſern in Ausſicht ſtanden, von vornherein ſehr entſchieden 
ab, ſtellte aber einen Geſetzentwurf wegen Einführung von Zivil⸗ 
ſtandsregiſtern für Kinder aus Miſchehen in Ausſicht. Als ſodann 
am 24. Mai Graf Apponyi für völlige Rechtsgleichheit der 
Israeliten und für ein Geſetz, betreffend die freie Religionsübung 
ſowie die Gleichberechtigung der Glaubensbekenntniſſe, auftrat, ſagte 
der Miniſter auch eine ſolche Vorlage zu. Am 20. Juli wurde die 
Seſſion vertagt. 

Mit großer Begeiſterung wurde am 8. Juni der 25 jährige 
Jahrestag der Krönung des Kaiſers Franz Joſeph zum König 
von Ungarn gefeiert. Er langte am 6. Juni in Peſt an. Mi 
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brauſenden Eljenrufen wurde der Hofzug am Bahnhof empfangen. 
Der König entſtieg in großer ungariſcher Galauniform dem Wagen. 
Unter dem Geläute aller Kirchenglocken und dem Donner der Ge— 
ſchütze ſetzte ſich der Zug in Bewegung, deſſen Glanzpunkt das aus 
150 Trägern der hiſtoriſchen Namen der ungariſchen Ariſtokratie in 
den prächtigſten Nationalkoſtümen beſtehende berittene Banderium 
bildete. In den aufs feſtlichſte geſchmückten Straßen wurde der König 
von einer ungeheuren Menſchenmenge mit ſtürmiſchen Huldigungen 
begrüßt. Im Hofe der Burg angelangt, nahm er eine Revue über 
das Banderium ab. Abends wiederholte ſich die ſtürmiſche Begrüßung 
im Theater, wo das Jubiläumsſtück „Die heilige Krone“ aufgeführt 
wurde. Am 7. Juni hielt der Kaiſer in Gegenwart aller Erzherzoge 
eine glänzende Truppenſchau bei Ofen ab. Der 8. Juni begann mit 
einem feierlichen Gottesdienſte, bei dem der Fürſtprimas Vaszary die 
ſeltenen Tugenden des Monarchen ſowie ſeine unverbrüchliche Treue 
gegenüber der Nation hervorhob und Gottes Beiſtand dafür auflehte, 
daß die Stephauskrone immerdar ihr Licht in den Frieden ausſtrahle; 
wenn aber nötig, dann möge die Schärfe unſeres tauſendjährigen Schwerts 
die Feinde des Vaterlandes wie ein Blitz treffen. Dann ſegnete er 
den König, die Königin und das ganze Herrſcherhaus und forderte 
die ungariſche Nation auf, den Glauben und die Traditionen ſich zu 
erhalten. Die Königin blieb den Feſtlichkeiten fern, weil es ihr zu 
großen Schmerz bereitet haben würde, bei dieſem Anlaſſe das Fehlen 
des Sohnes wahrzunehmen. Nach dem Tedeum fand feierlicher 
Empfang zahlreicher Abordnungen aus dem ganzen Lande in der 
Ofener Burg ſtatt. Als der König in den Saal trat, dauerte der 
Sturm der begeiſterten Zurufe minutenlang, ſodaß der Präſident des 
Abgeordnetenhauſes ſeine Rede nicht beginnen konnte. Währenddem 
jtand der König tief bewegt und verbeugte ſich mehrmals dankend, 
was immer neuen Jubel hervorrief. Auf die Anſprache des Präſidenten 
des Oberhauſes erwiderte der König mit dem Ausdruck der Freude, 
daß ſein Vertrauen in die alten Tugenden der Nation, insbeſondere 
der Magnaten, vollſte Rechtfertigung erfahren hätte durch den großen 
Aufſchwung des Staats und die gehobene Machtſtellung der Monarchie. 
Auf die Anſprache des Präſidenten des Abgeordnetenhauſes dankte der 
König und gedachte der großen Patrioten, die vor 25 Jahren und 
ſpäter ſeine treuen Ratgeber und die weiſen Führer der Nation ge⸗ 
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weſen ſeien; es ſei troſtreich, daß ihr Geiſt im Lande fortlebe. Auf die 
Anſprachen der ſtädtiſchen Abordnungen erwiderte der König, er er⸗ 
blicke in der Begeiſterung des ganzen Landes einen erfreulichen 
Beweis der warmen Pietät der Nation für die Stephanskrone und 
bitte, der ganzen Bevölkerung Ungarns, Kroatiens und Slavoniens 
ohne Unterſchied der Nationalität und der Religion ſeinen Dank zu 
melden; er hege den feſten Glauben, daß er auf die Söhne der 
ungariſchen Länder unter allen Umſtänden rechnen könne. Bei Anbruch 
der Dunkelheit wurde Peſt prächtig erleuchtet. An der Haupppfarrkirche 
befand ſich ein koloſſales, die Krönung verſinnbildlichendes Transparent. 
Auf der dem Donauufer zugewandten Front war ein rieſiges Doppel- 
kreuz angebracht, das ſtrahlend verkündigte, daß der König an dieſer 
Stelle vor 25 Jahren den Eid geleiſtet habe. Auf den Schiffen der 
Donau wurden Feuerwerke abgebrannt, auf den Bergen der Umgegend 
brannten weithin leuchtende Freudenfeuer. An drei Stellen wurden 
die von der Stadt Peſt gegebenen Volksfeſte gehalten. Es wurden 
Maſtochſen am Spieße gebraten, auf rieſigen Gerüſten waren Fäſſer 
aufgereiht, aus denen Wein und Bier geſchenkt wurde, und bekränzte 
Wagen fuhren hin und her mit Würſten und Broten. Leider nahm 
das Volksfeſt einen blutigen Ausgang. Der Gratiswein verfehlte 
ſeine Wirkung auf Soldaten nicht, welche die Bürger nicht an die 
Schankſtellen laſſen wollten. Es kam zum Handgemenge und zu ſchweren 
Verwundungen. Auf der Soiree bei Hofe erſchienen 1500 der an⸗ 
geſehenſten Perſonen des Landes. Der König reiſte am 10. Juni 
wieder ab, nachdem er der Stadt Peſt geſtattet hatte, die Bezeichnung 
„Ungariſche Haupt- und Reſidenzſtadt“ zu führen. Entſprechende 
Feſtlichkeiten fanden am 8. Juni auch in Konſtantinopel, Sofia und 
Belgrad ſtatt. 

Den Zeitpunkt kurz vor dieſer großen Feier der Magyaren hatte 
die rumäniſche Nationalpartei Ungarns, Siebenbürgens und des 
Banates für geeignet gehalten zur Entſendung einer großen Ab- 
ordnung nach Wien. Die im ſüdöſtlichſten Ungarn wohnenden 2½ 
Millionen Rumänen hatten ſich der Magyariſierung am wenigſten 
zugänglich erwieſen und waren in letzter Zeit unſtreitig im Vor⸗ 
dringen ſowohl gegenüber den Magyaren als den Deutſchen in Sieben⸗ 
bürgen. Nun erſchien am 29. Mai in Wien eine aus 237 Mit⸗ 
gliedern, nämlich Geiſtlichen, Juriſten, Journaliſten, der Mehrzahl 
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nach aber aus Bauern beſtehende Abordnung, die dem Kaiſer eine 
Denkſchrift überreichen ſollte. Darin war, unter Verſicherung der 
Treue gegen das Herrſcherhaus, gebeten, die Rumänen der Monarchie 
in den Beſitz der ihnen von den Magyaren auf ungeſetzlichem Wege 
entriſſenen nationalen Rechte wieder einzuſetzen. Vergeblich hatten 
die Behörden den Abgang der Deputation zu hindern geſucht. In 
Wien wurde ihr bedeutet, daß der Kaiſer ſie jetzt nicht empfangen 
könne. Es erſchien dies unmöglich kurz vor der großen Feier des 
Dualismus der Monarchie, auf deſſen Grundlage die Willkür be— 
ruhte, gegen die hier Klagen geführt wurden. So abgewieſen, wurden 
die Rumänen in Wien von den Antiſemiten an ſich gezogen. In 
einer von dieſen am 30. Mai veranſtalteten Verſammlung traten 
die Führer der Abordnung mit der Darlegung auf, daß eine gleich- 
mäßige Verteilung der Rechte für alle Völker der Monarchie erſtrebt 
werden müſſe. 

Während der Vertagung des Reichstags vergrößerte ſich der 
kirchenpolitiſche Streit. Zu dem Widerſtreite zwiſchen der Res 
gierung und der katholiſchen Kirche trat der zwiſchen dieſer und der 
proteſtantiſchen Kirche. Ein Haupt derſelben, der reformierte Biſchof 
Pap, trat am 5. September in Komorn bei der Feier des 25 
jährigen Jubiläums des früheren Miniſterpräſidenten Tisza als 
Oberkurators des kalviniſchen Kirchenbezirks jenſeits der Donau gegen 
den neuen Fürſtbiſchof Vaszary auf. In Paps Berichte hieß es, 
die Lage habe ſich ſeit 1890 nicht zum Beſſern gewendet, ſei vielmehr 
gefährlicher geworden, weil fi) jetzt auch die höhere katholiſche 
Geiſtlichkeit mit dem Primas an der Spitze der friedenſtörenden Be⸗ 
wegung im niederen Klerus angeſchloſſen habe; in Vaszarys Friedens- 
liebe habe man ſich getäuſcht. Im Anſchluß an dieſe Rede ergriff 
Tisza das Wort. Er ſtellte zwar für den Notfall eine feſte Haltung 
des ungariſchen Proteſtantismus in Ausſicht, lieh aber der Hoffnung 
auf einen befriedigenden Ausgleich Ausdruck, weil der Staat dieſen 
Frieden nicht entbehren könne. Gleichwohl rief die Schärfe des 
reformierten Biſchofs ſtarken Unwillen auf katholiſcher Seite hervor, 
und um ſchärfere Ausbrüche abzuſchneiden, ermahnte der Primas die 
Geiſtlichkeit, ſich nicht zu ſehr hinreißen zu laſſen. Großen Eindruck 
erzielte er dabei mit dem Hinweis, daß der Beſtand der Nation 
keinen Schaden erleiden dürfe. Nun kamen wieder Kundgebungen 
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auf proteſtantiſcher Seite: Der Präſident des Unterhauſes, Bauffy, 
ſprach in einer proteſtantiſchen Verſammlung in Klauſenburg am 
10. September die Hoffnung aus, daß Tisza der Kirche inmitten 
der aufgeregten Wogen den Weg weiſe, und der reformierte Biſchof 
Szaß ſprach die Hoffnung aus, daß die evangeliſche Kirche für die 
liberalen Ideen kämpfe und daß deren Sieg nicht zweifelhaft ſein 
könne, weil „die Räder der Jahrhunderte nicht rückwärts gedreht 
werden“ könnten. 

Neben dieſer Verſchärfung der kirchlichen Gegenſätze fühlte 
ſich die Regierung unangenehm berührt durch eine weit verbreitete 
Feier des 90. Geburtstags Ludwig Koſſuths. Der frühere 
Diktator Ungarns, der am 14. April 1849 die Dynaſtie des Thrones 
verluſtig erklärte und am 21. September 1851 in effigie gehängt 
wurde, lebt in freiwilliger Verbannung zu Turin. Er ſteht noch 
auf ſeinen alten Standpunkt und die Parteien befinden ſich läugſt 
nicht mehr mit ihm in Verbindung. Wenn nun plötzlich in Ungarn 
Huldigungen von ungewöhnlicher Ausdehnung für ihn ſtattfanden, fo 
ging dies nicht aus dynaſtiefeindlichem Sinne hervor, und es war 
darin kein Widerſpruch gegen die erſt vor drei Monaten beim 
Krönungsfeſte dem Herrſcher dargebrachten Huldigungen zu finden, 
ſondern man ehrte in Koſſuth den oberſten Träger der Ideen, als 
deren Erben das ganze heutige verfaſſungsmäßige Ungarn ſich bekennt. 
Die Stadtbehörde von Peſt beſchloß mit 120 gegen 68 Stimmen, 
Koſſuth zum Ehrenbürger zu ernennen, ihm eine Begluͤckwünſchungs⸗ 
adreffe zu ſenden und eine Straße nach ihm zu benennen. Eine 
ganze Reihe von Orten ernannte ihn ebenfalls zum Ehrenbürger. 
Der Geburtstag wurde am 19. September im ganzen Lande ge— 
feiert durch Volksverſammlungen, Reden, Fackelzüge und Tänze. 
In Peſt fand ein Feſtzug ſtatt. In den hier gehaltenen Reden wurde 
übrigens betont, daß das Volk Koſſuths Anſichten nicht teile, ſoweit 
ſie gegen die Dynaſtie, den gekrönten König und den Verband mit 
Oſterreich ſich richten, daß er aber die Leibeigenen befreit, den 
Parlamentarismus und die Preßfreiheit eingeführt und die Rechts⸗ 
gleichheit vertreten habe. Schließlich entblößte die Menge die Häupter 
und gelobte, die Koſſuthſchen Ideen nie zu verleugnen. Welchen 
Zauber Koſſuth noch immer auf die ungariſche Volksſeele ausübt, 
zeigte ſich vor allem in der Feier zu Tallya, wo die reſtaurierte 
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evangeliſche Kirche eingeweiht wurde, in der der Gefeierte getauft iſt 
und zu der viele Hunderte aus den fernſten Landesteilen wallfahrteten. 
Die 21 Abgeordneten, welche nach Turin reiſten, hatten einen eigen⸗ 
tümlichen Empfang. Ihre Adreſſe war zwar im Tone höchſter Ver: 
ehrung gehalten, hob aber hervor, daß man nicht die ſtaatsrechtlichen, 
ſondern nur die freiheitlichen Ideen Koſſuths teile. Dieſer betonte 
die trennende Kluft, glaubte aber in den Kundgebungen ein „Er⸗ 
wachen“ der Nation erblicken zu müſſen. 

Die Seſſion des Reichstags wurde am 26. September wieder 
eröffnet. Das ihm vorgelegte Budget für 1893 weiſt an Ausgaben 
485265596 Gulden und einen Überſchuß von 14047 Gulden auf. 
Bald hiernach kam es im Abgeordnetenhauſe zu ſtürmiſchen Ver⸗ 
handlungen. Es handelte ſich wiederum um einen Gegenſtand 
nationaler Aufwallung. Am 2. November ſollte nämlich in der 
Ofener Feſtung das Denkmal der 1848 bei der Eroberung Ofens 
durch die Ungarn gefallenen Honveds enthüllt werden. In der 
Feſtung befindet ſich aber auch das Denkmal des öſterreichiſchen 
Generals Hentzi, der die Feſtung verteidigte und dabei fiel. Die 
Veranſtalter der Honvedfeier und die Regierung gedachten nun aus 
der Feier gleichſam ein Feſt der Verſöhnung zu machen, und es 
wurde deshalb beſtimmt, daß zwei Kompanien der gemeinſamen 
Armee die militäriſchen Ehren erweiſen ſollten, während Fürſt 
Lobkowitz als Vertreter der Armee, die gegen die Honveds gefochten, 
einen Kranz niederlegen ſollte. Als Erwiderung ſollte der Zug ſich 
dann zum Hentzidenkmal begeben, wo der Präſident des Honved⸗ 
vereins einen Kranz niederlegen ſollte. Kaum war dieſes Abkommen 
bekannt geworden, ſo nahm die oppoſitionelle Preſſe gegen die dem 
Honvedverein angeſonnene „Entwürdigung“ heftig Partei und brachte 
eine Antwort Koſſuths hierüber zum Vorſchein, wonach er das 
Hentzidenkmal als Beſchimpfung des ungariſchen Volks anſehe. Als 
die Sache am 17. Oktober im Abgeordnetenhauſe zur Sprache kam, 
ſagte der Miniſterpräſident Szapary, daß er den Plan als patriotiſch 
mit Begeiſterung aufgegriffen habe, zahlreiche Redner der Oppoſition 
ſprachen ſich aber ſo heftig dagegen aus, daß die Feier verſchoben 
wurde. Dies gab Anlaß zu neuen Angriffen. Die Oppoſition be⸗ 
hauptete, das Miniſterium habe die Krone und das Heer in dieſer 
Sache engagiert, ohne ſich der Mitwirkung der alten Honveds ver⸗ 
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ſichert zu haben, und müſſe deshalb zurücktreten. Am heftigſten trat 
Apponyi gegen das Miniſterium auf. Dieſes war in der That 
erſchüttert, jedoch nicht bloß wegen dieſer Denkmalſache, ſondern weil 
ihm im Laufe der Zeit eine Reihe von Handlungen mißglückt war. 
Hierzu gehörten, außer der Denkmalſache, vor allem die Folgen des 
ſog. Wegtaufungsſtreits. Die Unbotmäßigkeit der niederen katholi⸗ 
ſchen Geiſtlichkeit gegen die betreffende Miniſterialberordnung war 
während des Oktobers zur Lawine geworden, brachte die ſeit zwei 
Jahrzehnten ungeſtörte Einigkeit unter den Bekenntniſſen ins Wanken 
und bedrohte die ganze Parteigeſtaltung. Der Klerus widerſetzte ſich 
ſogar dem Primas, indem er dieſen in einer ſcharf und nicht ehr— 
erbietig gehaltenen Denkſchrift von feinem mit dem Miniſterium ver- 
abredeten Plane abzubringen ſuchte, daß er während der Reichstags— 
ſeſſion ſowie der Anweſenheit des Königs in Peſt hier reſidiere. Die 
Oppoſition des Klerus gegen die Regierung trat u. a. hervor in 
dem vom Erzbiſchof von Kalocſu beſtätigten Verbote des Abſingens 
der ungariſchen Nationalhymne in der Kirche zu Thereſiopel. 
Lavierungsverſuche waren für das Miniſterium ausgeſchloſſen, es 
ſpitzte ſich in der kirchlichen Frage vielmehr alles zu auf die Frage 
der Einführung der obligatoriſchen Zivilehe. Dieſe und die 
Einführung von Zivilſtandsregiſtern wurde daher am 6. November 
vom Miniſterium dem Könige vorgeſchlagen. Da dieſer ſich nur für 
letzteren Punkt entſchied, bat das Miniſterum Szapary am 9. No⸗ 
vember um ſeine Entlaſſung, denn die liberale Partei, auf die es ſich 
ſtützte, hatte inzwiſchen ein Programm aufgeſtellt, wonach ſie im Fall 
der Einführung der obligatoriſchen Zivilehe bereit iſt zur Anderung 
der von der katholiſchen Kirche ſo heftig angefochtenen Beſtimmung 
über das Bekenntnis der Kinder aus Miſchehen. Am 14. November 
wurde der Finanzminiſter Dr. Wekerle zum Minifterpräfidenten, 
Karl Hieronymi, ein bedeutender Verwaltuugsfachmann, zum Mi 
niſter des Innern und Graf Ludwig von Tisza zum Miniſter 
a latere ernannt. Die bisherigen Miniſter Szilägyi, Cſaky, Fejervary, 
Bethlen und Lukacs behielten ihre Portefeuilles. Mit großer Be⸗ 
friedigung nahm das Land dieſes Miniſterium auf, nur auf ultra⸗ 
montaner Seite ward die Beſtallung Tiszas, eines „Kalviniſten“, 
zum Vermittler zwiſchen dem Miniſterium und dem König übel ver 
merkt. Wekerle iſt der Sohn eines aus Württemberg eingewanderten 
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Gutsbeamten und jetzt 44 Jahre alt. Er war noch 1877 Konzipiſt 
im Finanzminiſterium, ſtieg dann raſch infolge ſeiner beſonderen 
Fähigkeiten und iſt als Finanzminiſter volkstümlich geworden wie 
kaum ein anderer Mann des öffentlichen Lebens. Das neue Mini⸗ 
ſterium ſtellte ſich am 21. November beiden Häuſern des Reichstags 
vor, worauf Wekerle das Regierungsprogramm darlegte. In 
kirchlicher Beziehung ſollten Geſetzentwürfe vorgelegt werden über die 
Rezeption der israelitiſchen Religion, Einführung allgemeiner Zivil⸗ 
ſtandsregiſter und freie Religionsübung; die Verordnung wegen der 
Wegtaufen ſolle aufgehoben werden; das Ehrenrecht ſolle allgemein 
für alle Staatsbürger verbindlich ſein, die obligatoriſche Zivilehe und 
und die zivilgerichtliche Rechtſprechung in Eheſachen ſolle eingeführt 
und die Handelsbeziehungen zum Auslande, beſonders mit den 
Orientſtaaten, ſollten durch Verträge ſichergeſtellt werden. Über 
dieſes Programm war natürlich die katholiſche Kirche nicht erbant, 
der päpſtliche „Moniteur de Rome“ ſagte ſogar, Ungarn ſpiele ein 
gewagtes Spiel; wolle es einen Kulturkampf, ſo werde man die 
Kirche auf der Breſche finden; bisher habe der päpſtliche Stuhl Ge: 
duld gehabt; wenn die ungariſche Regierung den Rubicon überſchreite, 
werde ſie die Folgen ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben. Allein Wekerles 
Berufung war eine ſehr populäre Maßregel. Das zeigte ſich u. a. 
durch die große Huldigung, die ihm am 22. November von 40000 
Bürgern der Hauptſtadt zu teil wurde. Auf deren Begrüßung betonte 
Wekerle, daß es ſtets das Glück Ungarns geweſen ſei, den Grund— 
ſätzen der Demokratie zu folgen; das bürgerliche Element ſei berufen, 
alle Schichten der Geſellſchaft zum Wohle des Vaterlandes zu ver— 
einigen. Im Abgeordnetenhauſe fanden am 25. November Angriffe 
auf das Progrannn der neuen Regierung ſtatt, Wekerle wies ſie 
jedoch mit Geſchick zurück und betonte vor allem die allerentſchiedenſte 
Durchführung der kirchenpolitiſchen Reform. Dagegen beſchloß die 
Biſchofskonferenz am 15. Dezember, dem Papſte und dem Könige 
die Gefahren und ernſten Folgen dieſer Reform darzulegen. 

Aus Ungarns Nebenländern iſt nur bemerkenswert, daß die 
Nationalpartei in Dalmatien ſich ſpaltete. Ein Teil derſelben iſt 
für ein entſchiedeneres Auftreten für die Vereinigung des Landes mit 
Kroatien; daher die Scheidung in Alte und Junge, wie in Böhmen. 
Für Kroatien ſelbſt beſchloß am 1. Mai ein Parteitag der 
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Starcewitſchianer in Fiume gewiſſermaßen den Krieg gegen das 
Staatsrecht der Monarchie und gegen die Mächte des Berliner 
Kongreſſes; die Wahlen zum kroatiſchen Landtage fielen jedoch vor⸗ 
wiegend auf Freunde der Magyaren, ein Ergebnis, das freilich nach 
Behauptung der Radikalen nur durch Einſperren oppofitioneller Wähler 
erreicht ſein ſoll. Für Bosnien und die Herzegowina wurde am 
18. Juli eine Verordnung erlaſſen, die bei der Bevölkerung großen 
Jubel hervorrief. Nach dem türkiſchen Straßengeſetze mußten alle 
Männer zwiſchen 16 und 60 Jahren, ferner alle Trag- und Zugtiere 
in fünf Jahren wenigſtens 620 Arbeitstage leiſten. Nun wurde 
dieſe Tier⸗Robot gänzlich aufgehoben, und die Perfonen-Robot ſoll 
ablösbar ſein. 

Was die ungariſche Toteuliſte betrifft, fo ſtarb am 9. Mai 
in Peſt der Handelsminiſter Gabriel Baroß de Beluß nach ſchweren 
Leiden im Alter von 44 Jahren. Von Geburt Slovake, fühlte er 
ſich als Kernmagyare und hatte ſeine hervorragende Begabung lange 
Zeit auf die Hebung der handelspolitiſchen Verhältniſſe des Landes 
verwandt. 1866 war er als Verkehrsminiſter in das Kabinet Tisza 
getreten und blieb ſeitdem Handelsminiſter, deſſen Reſſort mit jenem 
Miniſterium vereinigt wurde. Der Reichstag ehrte das Audenken des 
von allen Parteien hochgeſchätzten Mannes und feine Beſtattung fand 
in Illava auf Staatskoſten ſtatt. An ſeine Stelle wurde am 20. Juli 
der Staatsſekretär Lukacs ernannt. Am 17. Mai ſtarb in Peſt der 
aus dem Kriege Ungarns gegen Sſterreich in den Jahren 1848/49 
bekannte General Georg Klapka im 73. Jahre. Er hatte die 
Oſterreicher bei Izſaſzany geſchlagen, wofür er vom Diktator Koſſuth 
zum General ernannt war; durch ſeinen Sieg bei Nagy Sarlo be— 
freite er die Feſtung Komorn, die er dann als den letzten Poſten des 
ungariſchen Widerſtandes lange ehrenvoll verteidigte. 1866 hatte er 
im Auftrag der preußiſchen Regierung aus gefangenen ungariſchen 
Soldaten eine „ungariſche Legion“ zu bilden begonnen, als der 
Friedensſchluß plötzlich eintrat. 1867 amneſtiert, kehrte er aus dem 
Ausland zurück und war eben mit ſeinen Memoiren beſchäftigt, als 
er abberufen ward. Am 18. März ſtarb in Peſt Graf Alexander 
Teleki, der den Karliſtenkrieg in Spanien mitgemacht, im ungariſchen 
Freiheitskampfe 1849 Generaladjutant Bens geweſen war, 1860 
die ungarischen Legionäre Garibaldis befehligt hatte und dann italie⸗ 
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niſcher General geworden war. Der Abgeordnete Iranyi, Führer 
der Unabhängigkeitspartei, ſtarb 70 Jahre alt am 2. November in 
Nyiregyhaza. Er hieß eigentlich Halbſchuh, ſtammte aus einer ſchwä⸗ 
biſchen Familie und war früher Vertrauensmann Koſſuths. 


Rußland. 


Das große ruſſiſche Reich hatte auch in dieſem Jahre mit 
ſozialen Nöten an allen Ecken und Enden in einer Weiſe zu 
ſchaffen, die mit der ihm gleichzeitig von gewiſſer Seite beigelegten 
politiſchen Bedeutung in grellem Gegenſatz ſtand. Die Hungersnot 
dauerte in 17 öſtlichen Gouvernements in bedenklicher Weiſe fort. 
Nach dem Gouvernement Tobolsk, wo der Notſtand den bedenk— 
lichſten Charakter angenommen hatte, wurde Ende Januar Fürſt 
Galitzin zur Leitung und Beauſſichtigung der Verpflegung geſandt. 
Denn der Grund, warum trotz Anwendung großer Summen aus der 
Staatskaſſe noch kaum eine Beſſerung der Lage ſich bemerkbar machte, 
lag größtenteils in der Läſſigkeit und Unredlichkeit der mit Verteilung 
der Hilfsmittel betrauten Beamten. Das zur Verteilung beſtimmte 
Mehl und Getreide wurde häufig zum Gegenſtand eines Handels 
zwiſchen den Beamten und den Notleidenden gemacht. Dazu wurden 
die Geldſendungen aus dem Staatsſchatze durch überflüſſige Förmlich⸗ 
keiten ungebührlich verzögert. Große Unterſchleife wurden in allen 
jenen Bezirken entdeckt. Die Agenten, durch welche die Beamten 
Mehl und Getreide bezogen, lieferten es oft gänzlich verdorben oder 
vermiſcht mit allen möglichen ungenießbaren Stoffen. In Magazinen 
lagerten zwar große Vorräte von Getreide, die Beſitzer aber pflegten 
nicht eher zu verkaufen, als bis ſie den Preis ungebührlich in die 
Höhe geſchraubt hatten. Auch Fälle von bedeutendem Gewichts⸗ 
abgang wurden feſtgeſtellt. So gelangte von den bis zum 1. April 
für Brot und Saatkorn vom Staate verausgabten 125 ¼ Millionen 
Rubel nicht alles an ſeine Beſtimmung. Der Emir von Buchara 
ſandte auf die Nachricht von der Hungersnot dem unter Leitung des 
Großfürſten⸗Thronfolgers ſtehenden Hilfskomitee 100 000 Rubel, der 
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König von Rumänien 10000 Fr. Eine neue Plage entſtand da⸗ 
durch, daß vom Lande eine Menge hungernder Leute in die ohnehin 
keinen Überfluß an Nahrung und Heizmaterial beſitzenden Städte 
ſtrömten, vergeblich um Arbeit und Unterſtützung bettelten, in Schmutz 
verkamen und anſteckende Krankheiten verbreiteten. In Charkow 
mußte daher ein beſonderes Typhushoſpital errichtet werden. Zu 
Kaſan herrſchte der Typhus in 66 Straßen, in Jekaterinenburg 
und andern Orten mußte aus gleichem Grunde ein Teil der Straßen 
geſperrt werden. An Arzten fehlte es namentlich in den von der 
Hungersnot heimgeſuchten Gegenden. Die Bauern ſahen ſich hier 
genötigt, ihre Pferde zu Schleuderpreiſen zu verkaufen, infolgedeſſen 
im Frühjahr die Felder nur mangelhaft beſtellt werden konnten. Der 
Hausminiſter ließ daher 30000 Pferde in den kirgieſiſchen Steppen 
aufkaufen und in jene Bezirke bringen. Dörfer und Städte wurden 
der Schauplatz von Räubereien Notleidender. Zur Beſchaffung 
von Viehfutter der Bauern entſandte das landwirtſchaftliche Miniſte⸗ 
rium im März Beamte in verſchiedene Gegenden. In Libau traf 
am 19. März ein nordamerikaniſcher Dampfer mit Lebensmitteln für 
die Notleidenden ein. Als dem nordamerikaniſchen Generalkonſul 
Crawford hierfür Dank geſagt wurde, erwiderte er, alles was Amerika 
für Rußland gethan, trete weit hinter den Dienſt zurück, den Ruß— 
land vor 30 Jahren Amerika erwieſen, als es ſeine Flotte entſandt 
habe, um den Vereinigten Staaten im Kampfe gegen die Südſtaaten 
beizuſtehen. Mit Rückſicht auf den Notſtand wurden die Manöver 
bei Petersburg und im Weſten abbeſtellt, wodurch 1½ Millionen 
Rubel erſpart wurden; allein gleichzeitig hörte man, daß das ganze 
Landſchaftsamt des Gouvernements Sſamara wegen begangener „Miß 
bräuche“ bei der Verpflegung der Bevölkerung durch den Senat der 
gerichtlichen Verantwortung übergeben ſei. Leider mißriet in ſieben der 
Notſtandsbezirke die Winterſaat gänzlich. Unter dieſen Umſtänden 
war es auffallend, daß am 8. März die Ausfuhr von Mais aus 
dem Gouvernement Kutais freigegeben, am 25. März das Verbot 
der Ausfuhr von Weizenmehl aus den Häfen des Schwarzen 
und des Aſowſchen Meeres und am 23. Auguſt das Verbot der 
Ausfuhr von Roggen und Kleie wieder aufgehoben wurde. Ein 
anderer Mißſtand trat durch die maſſenhaften Arbeits einſtellungen 
zu Lodz in Polen und im dortigen Kreiſe hervor. Infolge von Auf⸗ 
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reizungen ſtellten Anfang Mai 30000 Arbeiter in Fabriken die Arbeit 
ein. Gegen ihre Ausſchreitungen mußte Militär aufgeboten werden. 
Im Auguſt wiederholten ſich dieſe Vorgänge in Jekatenoslaw. 
Verſchiedenen ſozialen Mißſtänden ſuchte die Geſetzgebung ab- 
zuhelfen. Im Februar wurden Geſetze erlaſſen wegen Unveräußer⸗ 
lichkeit der Bauernländereien und wegen Gründung von Hilfs- und 
Penſionskaſſen für die Arbeiter an den Staatseiſenbahnen. Ferner 
kam ein Geſetz zuſtande wegen Beſtrafung des Überfalls eines Teils 
der Bevölkerung durch einen andern. Der Schuldige an einem Auf⸗ 
lauf, bei dem es zur Vergewaltigung von Perſonen, Raub oder 
Schädigung von Eigentum kommt, ſowie der Verſuch zu ſolchen An— 
ſtiftungen, die aus religiöſer, Raſſen- oder Standesfeindſchaft ent⸗ 
ſtehen, geht aller Standesrechte verluſtig und wird nach Sibirien ver⸗ 
bannt. Dieſes Geſetz kam vorzugsweiſe den Juden zu ſtatten; anderer— 
ſeits aber fuhr die Regierung fort in dem Beſtreben, möglichſt viele 
Juden auf auſtändige Art aus dem Reiche los zu werden. Der 
Miniſterrat genehmigte am 19. Mai den Plan des Barons Hirſch 
bezüglich der Maſſenauswanderung ruſſiſcher Juden nach Amerika. 
Dieſe ſollten in bemitteltere und mittelloſe geteilt werden. Zur Ver⸗ 
meidung einer Rückſchaffung der letzteren ſoll das Auswanderungs— 
komitee auf Verlangen der ruſſiſchen Regierung jedem Hilfsbedürftigen 
500 Rubel als Darlehn einhändigen und eine Bürgſchaftsſumme zur 
Deckung unvorhergeſehener Ausgaben erlegen. Altersſchwache, gebrech— 
liche, mit mehr als ſechs Kindern geſegnete und ſtrafgerichtlich ab— 
geſtrafte, keinem anſtändigen Berufe nachgehende Perſonen ſollen von 
der Auswanderung ausgeſchloſſen bleiben. Am 21. Mai ward eine 
neue Städteordnung erlaſſen, in der u. a. beſtimmt wurde, daß 
die Zahl der nicht einem chriſtlichen Bekenntniſſe angehörenden Stadt⸗ 
verordneten ein Fünftel der Geſamtzahl nicht überſteigen darf, und 
das bisher ſo ſehr übliche Ausbleiben der Stadtverordneten aus den 
Sitzungen wurde mit Strafe bedroht. Endlich fand am 19. Juni 
ein Nachſpiel der früher von Alexander II. verfügten Befreiung der 
Leibeigenen ſtatt. In Aſtrachan wurde nämlich ein Befehl des Zaren 
verkündigt, wonach das gemeine Volk der Kalmücken fortan unab- 
hängig von den herrſchenden Klaſſen ſein ſolle. Es wurden hierdurch 
etwa 150000 Menſchen aus einer thatſächlichen Sklaverei befreit, in 
der ſie bisher unter einer Gruppe von „Steppenherren“ ſtanden. 
17* 
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Am 20. Auguſt wurde ein Geſetz erlaſſen, durch das der Bauer vor 
der Landplage der Kulaks geſichert werden ſoll, die in Ausnützung der 
Lage des Verkäufers Korn aufzukaufen pflegen. 

Zu allen ſozialen Leiden im Reiche kam nun auch noch die 
Cholera, die von Rußland aus das übrige Europa erſchreckte. Die 
erſten Nachrichten vom Ausbruch dieſer Krankheit in ruſſiſch Mittel⸗ 
aſien gelangten Ende Juni nach Europa. In Samarkand, Kaakha und 
Uzur⸗Ada forderte die Seuche bereits viele Opfer. Bald hiernach 
trat ſie in Turkeſtan und zu Baku in Transkaukaſien heftig auf. Ihr 
Ausbruch in Aſtrachan am kaſpiſchen Meer und zu Taſchkent in 
Turkeſtan hatte Anfang Juli erhebliche Unruhen zur Folge. In 
Aſtrachan widerſetzte ſich eine arbeitsloſe Menge der Fortführung der 
Erkrankten in die Hoſpitäler. Die unwiſſende und erregte Bevölkerung 
wütete gegen die Arzte, warf die Cholerawagen ins Waſſer, drang 
in die Krankenhäuſer, mißhandelte das Perſonal, brachte die Kranken 
ihren Angehörigen zurück und erſchlug einen Arzt. Alle Beſchwichti⸗ 
gungsverſuche der Behörden blieben erfolglos. Ein Krankenhaus 
wurde unter dem Jubel der Menge in Brand geſteckt, ein Feldſcher 
wurde in petroleum⸗getränkte Tücher gewickelt und verbrannt. Einige 
Feldſcherer retteten ſich in bereit ſtehende Särge und ſtellten ſich, 
als das Volk dieſe hinaustrug, ſchwer krank. Dadurch entſtand die 
Meinung, die Arzte ließen Kranke lebendig begraben. Endlich wurden 
vom Militär Salven auf die Menge gegeben und die Fliehenden von 
Koſacken verſprengt. In ähnlicher Weiſe verliefen die Unruhen in 
Taſchkent und Saratow. Der Stadtchef Oberſt Palußew wurde 
faſt totgeſchlagen. Die ruſſiſche Regierung ergriff zeitig entſchiedene 
Maßregeln, um die Verbreitung der Seuche zu verhindern, auch wies 
das unter dem Thronfolger ſtehende Komitee den Reſt der für die 
Hungernden geſammelten Mittel den verſeuchten Bezirken zu, die 
Krankheit verbreitete ſich aber doch in die verſchiedenſten Bezirke des 
großen Reichs; ſie trat in Jaroslaw, Tambow, Perm, Rjäſan, im 
Dongebiet, in Moskau, Warſchau und Petersburg auf. Der Handel 
in Niſchni⸗Nowgorod litt bedeutend. In Kaſan und anderen Orten 
proteftierten zahlreiche Arzte gegen Abhaltung von Prozeſſionen und 
Bittgängen, aus der durch frühere Erfahrungen wohl begründeten 
Beſorgniß, daß durch ſolche Anſammlungen von Menſchen die Seuche 
außerordentlich große Verbreitung finden würde. Minderwertig war 
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die Anordnung des Gouverneurs Baranow in Nowgorod, wonach 
die Verbreiter falſcher Nachrichten über dieſe Krankheit mit Knuten⸗ 
hieben und Aufhängen beſtraft werden ſollten. Durch dieſe An⸗ 
ordnung entſtanden Mißſtände verſchiedener Art und Unruhen, die 
zur Wiederaufhebung des Erlaſſes führten. Die Ausfuhr von 
Roggen, Roggenmehl und Kleie wurde am 23. Auguſt wieder 
verboten. 

In Fortſetzung der Ruſſifizierung Polens, Finnlands und 
der Oſtſeeprovinzen erfolgten zwar nicht viele, aber ſehr eingreifende 
Schritte. Für Polen erging im Anfang Auguſt ein Erlaß des 
Verkehrsminiſters, der thatſächlich auf eine Verdrängung zahlreicher 
und intelligenter Perſonen aus dem Eiſenbahndienſte hinauslief, die 
durch frühere Maßregeln aus der Verwaltung, dem Schulweſen und 
den Gerichten verdrängt waren. Daran ſchloß ſich eine Verſetzung 
zahlreicher Beamten polniſcher Nationalität in das Innere Rußlands. 
Die Liebe der Polen zu Rußland wurde durch dieſe Maßregeln nicht 
hervorgerufen, vielmehr wurde am 3. Mai in ganz Polen der 
100jährige Erinnerungstag an die polniſche Verfaſſung gefeiert. Für 
Finnland erging der Befehl, daß alle Beamten der dortigen Eiſen⸗ 
bahnen, die nicht binnen vier Wochen der ruſſiſchen Sprache mächtig 
ſind, entlaſſen werden ſollten. In den Oſtſeeprovinzen wurde am 
10. Mai verfügt, daß den Lehrern an den höheren Lehranſtalten, 
wenn ſie ihre Vorträge in ruſſiſcher Sprache halten, höhere Penſionen 
zu teil werden ſollten, und Anfang Juli wurden mehrere deutſche 
Lehranſtalten, wie die von der livländiſchen Ritterſchaft unterhaltenen 
Gymnaſien in Fellin und Birkenruh, geſchloſſen, weil ſie mit deutſcher 
Unterrichtsſprache nicht fortbeſtehen ſollten. Dies und die allen 
Zuſagen zuwider vorgenommene Ruffifizierung der Domſchule, des 
uralten deutſchen Gymnaſiums in Reval, bewogen im Oktober die 
eſthländiſche Ritterſchaft, die gleichfalls aus Landesmitteln erhaltene 
Mädchenſchule zu Finnen lieber eingehen zu laſſen, als ſie gleichem 
Schickſale auszuſetzen. Am 31. Oktober wurden wieder ſechs Paſtoren 
im Dorpater Kreiſe zum Verluſt von Amt und Anſtellungsfähigkeit 
verurteilt und hiernach vom Kaiſer zur Verbannung aus ihrem 
Vaterlande, den Oſtſeeprovinzen, „begnadigt“, weil ſie diejenigen 
Perſonen als Lutheraner bedient hatten, die vom vorigen Kaiſer die 
ausdrückliche Erlaubnis erhalten hatten, zur lutheriſchen Kirche zurück⸗ 
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zukehren. Zur Einleitung der endgültigen Ruſſifizierung der ehemals 
deutſchen Univerſität zu Dorpat wurde im November zu ihrem Rektor 
der Profeſſor Budilowitſch in Warſchau ernannt. Kurz vorher war 
der Profeſſor Rohland in Dorpat plötzlich abgeſetzt, bloß um einem 
Ruſſen Platz zu machen. Aus gleichem Grunde wurden plötzlich alle 
lutheriſchen und katholiſchen Maſchiniſten an der Eiſenbahnſtation 
Walk des Dienſtes entſetzt. Dagegen war keine Macht im ſtaude, 
zwei ruſſiſche Blätter in Mitau und Reval am Leben zu erhalten. 
Sie mußten im Oktober wegen Mangels an Abnehmern eingehen. 

Der Verkehrsminiſter Hübbenet wurde am 30. Januar entlaſſen 
und durch den Wirklichen Staatsrat Witte erſetzt. Der Finanzminiſter 
Wyſchnegradski erhielt am 8. April, nach einer Szene mit dem 
Kaiſer, einen mehrmonatlichen Urlaub, und am 15. September vollzog 
ſich ſein längſt erwarteter Rücktritt. Das Ergebnis ſeiner faſt ſechs⸗ 
jährigen Amtsführung beſtand in der Iſolierung Rußlands von der 
europäiſchen Finanzwelt, der Steuer-Überbürdung der verarmten 
Bevölkerung, der Hemmung des Handelsverkehrs durch hohe Zölle 
und der Vernachläſſigung der landwirtſchaftlichen Jutereſſen zu gunſten 
augenblickliche finanzieller Erfolge. Sein Nachfolger war der 
46jährige Verkehrsminiſter Witte, der ſich im Eiſenbahndienſte von 
untenauf emporgearbeitet hatte. Bald nach dieſem Wechſel wurde 
die Lage der Staatsfinanzen amtlich bekannt gemacht. Man erfuhr 
nun, daß die außerordentlichen Ausgaben für 1891 mit 63 413 500 
Rubel angeſetzt waren, in der That aber 232313000, alſo 
168 899 500 Rubel mehr, betragen haben, ferner daß im erſten 
Halbjahr von 1892 bereits zehn Millionen außerordentlicher Ausgaben 
mehr gemacht, als fürs ganze Jahr angeſetzt waren. Noch troſtloſer 
erſchienen aber die Staatsfinanzen im Hinblick auf die durch 
Mißernte, Hungersnot und Cholera erheblich geſunkenen Einnahmen. 
Dieſem Zuſtande gedachte nun Witte durch Wiedereinführung der 
Salzſteuer ſowie Gründung eines Tabak- und Branntwein⸗Monopols 
abzuhelfen. An Stelle Wittes trat als Verkehrsminiſter der Wirkl. 
Staatsrat Kriwoſcheln, ein früherer Artillerieoffizier. 

Unter dem Druck der allgemeinen Verhältniſſe im Innern trat 
die Leidenſchaftlichkeit gewiſſer Parteien nicht ſo ſtark wie in früheren 
Jahren hervor. Indes war doch bemerkenswert, daß Graf Ignatiew 
als Vorſtand der panſlaviſtiſchen Vereinigung im November in einem 


Franzoſenfrenndliche Kundgebungen in Rußland. 263 


Schreiben an ein ſerbiſches Blatt ſagte, man habe in Petersburg 
Kenntnis davon, daß die bosniſchen und herzegowiniſchen Verhältniſſe 
nicht derart ſeien, wie die Oſterreicher fie darſtellten; „das Serben⸗ 
tum,“ fügte er hinzu, „duldet und leidet auch dort und wartet die 
Stunde der Befreiung ab. Es wird wenig Zeit vergehen, bis einmal 
Rußland, der wahre Verteidiger der Slaven, laut fordern wird, 
daß Oſterreich⸗Ungarn jenes Land räume, daß Bosnien zu Serbien 
gehöre.“ Nicht minder feindſelig gegen den Dreibund waren Kund⸗ 
gebungen für Frankreich bei Gelegenheit des internationalen 
Eiſenbahnkongreſſes zu Petersburg. Die franzöſiſchen Teil⸗ 
nehmer wurden ſchon bei ihrer Durchreiſe in Warſchau zu einer 
militäriſchen Feier herangezogen. Sie wurden vor den aufgeſtellten 
Truppen mit Muſik und Anſprache eines Generals begrüßt, dann 
zogen die Truppen in Parademarſch vor ihnen vorüber, und beim 
folgenden Feſtmahl brachte nach den Tönen der Marſeillaiſe General⸗ 
major Foulon, Kommandeur des Grenadierregiments, deſſen Chef 
der deutſche Kaiſer iſt, in franzöſiſcher Sprache ein Hoch auf die 
Gäſte, in dem er an das in Sebaſtopol den tapferen Söhnen 
Frankreichs und Rußlands, die damals freilich gegeneinander kämpften, 
geſetzte Denkmal erinnerte. Am 24. Mai wurde in ganz Volhynien 
das 900 jährige Jubiläum der Einführung des Chriſtentums in dieſen 
Landesteil gefeiert. 

Die kaiſerliche Familie wurde am 24. Januar in Trauer 
verſetzt durch den Tod des 65 jährigen Großfürſten Konſtantin, 
Sohnes des Kaiſers Nikolaus. Anfang Februar weilte der Kronprinz 
von Schweden am Kaiſerlichen Hofe. Nachdem die Kaiſerin vom 
Beſuche ihres leidenden Sohnes Georg aus der Krim zurückgekehrt 
war, begab ſich die ganze übrige kaiſerliche Familie am 21. Mai 
nach Kopenhagen und brachte, wie in den letzten Jahren, einige 
Wochen am däniſchen Hofe zu. Von hier erfolgte der Beſuch des 
Zaren und ſeines Sohnes beim deutſchen Kaiſer in Kiel (S. 112). 
Anfang Juli wurde Finnland beſucht und das Sanatorium beſichtigt, 
das der Zar bei Wiborg errichten ließ. Großfürſt Wladimir hatte 
den Unfall, beim Einfahren eines Kurierzuges in die Bahnhofshalle 
zu Tſchergowetz aus der von ſelbſt ſich öffnenden Kupeethür zu ſtürzen. 
Im September brachte der Zar mit Familie in Polen zu, wo er den 
Manövern bei Iwangorod beiwohnte. Nach der Schlußparade ſagte 
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er, dieſe habe ſein Herz erfreut und er ſei glücklich über den glänzenden 
Zuſtand der Truppen. Am 11. Oktober wohnte der Zar in Czenſtochan 
der Enthüllung eines Denkmals für feinen Vater bei. Großfürſt 
Michael Michaelowitſch, der ſich gegen den Willen des Zaren mit 
der Gräfin Mehremberg vermählte, ließ am 15. Oktober in Wiesbaden 
eine Tochter auf den Namen ſeiner Schweſter Anaſtaſia, der Groß⸗ 
herzogin von Mecklenburg-Schwerin, taufen. Der Thronfolger 
nahm im Oktober an der Feier der ſilbernen Hochzeit des Königs 
von Griechenland in Athen teil und beſuchte auf der Heimkehr am 
13. November den öſterreichiſchen Hof. Die glänzende und herzliche 
Aufnahme, die er in Wien fand, wurde in Blättern beider Regierungen 
als ein Zeichen fortdauernd freundſchaftlichen Verhältniſſes derſelben 
dargeſtellt, gegen das obige panſlaviſtiſche und franzoſenfreundliche 
Kundgebungen in Rußland bedeutungslos erſchienen. 

Dieſe Verſicherungen würden an und für ſich glaubhaft ſein, 
allein erſt im Juli war ein ruſſiſcher Regierungserlaß bekannt ge⸗ 
worden, aus dem hervorging, daß man in Petersburg vor 10 Jahren 
ganz direkt gegen Oſterreich Nänke ſpann, obwohl amtlich ebenſo 
freundliche Beziehungen mit dem Nachbarreiche beſtanden wie jetzt. 
Dieſer durch den Mordprozeß in Sofia feiner Verborgenheit entzogene 
Erlaß des aſiatiſchen Departements in Petersburg an den ruſſiſchen 
Vertreter in Bukareſt beſagte, der Zar habe auf Vortrag des Staats⸗ 
ſekretärs befohlen, daß der ſlaviſchen Bevölkerung Bosniens und der 
Herzegowina Hilfe gewährt werde; es ſollten im ſtillen Gelder 
für die „unglücklichen Slaven“ in jenen Ländern geſammelt 
und den „Freiwilligen, die an Ort und Stelle den bedrängten 
Slaven auf jede mögliche Art helfen wollten,“ Auslandspäſſe verab⸗ 
folgt werden. Obiges Schreiben Ignatiews ſcheint nun darzuthun, 
daß in der langen Zwiſchenzeit die völkerrechtlich unzuläſſige ruſſiſche 
Wühlerei im Nachbarreiche angedauert hat. Seit in Sommer der 
Staatsſekretär v. Giers erkrankte, übernahm der Geheimrat Schiſchkin, 
der bisherige Leiter des aſiatiſchen Departements, die Führung der 
auswärtigen Geſchäfte. Durch ihn kam ein lebhafterer und ſchärferer 
Ton in die Außerungen der Staatskanzlei. Das zeigte ſich zunächſt 
in den Angelegenheiten Bulgariens (ſiehe dort), ſodann gegenüber der 
Pforte. Und zwar in drei Augelegenheiten. Zunächſt wurde durch 
den Botſchafter in Konſtantinopel mündlich, dann am 5. November 


Meerengenfrage. Armeniſche Kirche. 265 


mittels Note an die rückſtändige Zahlung von 165000 Pfd. als 
Entſchädigung für die durch den letzten ruſſiſch⸗türkiſchen Krieg benach⸗ 
teiligten ruſſiſchen Unterthanen erinnert. Der zweite Punkt betraf 
die Frage der Meerengen. Rußland wünſchte in den neuen, mit 
der Pforte zu ſchließenden Handelsvertrag Beſtimmungen aufgenommen 
haben, wonach den unter der Handelsflagge fahrenden ruſſiſchen 
Schiffen, die ſich von einem ruſſiſchen Hafen nach einem anderen 
begeben, z. B. von Odeſſa nach Kronſtadt, die freie Durchfahrt durch 
die Meerenge eingeräumt werde. Die Pforte aber möchte dieſe 
Frage im Rahmen der die Schiffahrt durch die Meerenge regelnden 
internationalen Vereinbarungen behandelt ſehen. 

Der dritte Punkt war folgender: Im perſiſchen Armenien, 
das Rußland 1828 eroberte, liegt die Kloſterfeſtung Etſchmiadzin, 
der Sitz des „allgemeinen Biſchofs“ oder Katholikos der arme— 

niſchen Kirche. Das Recht der Beſtätigung desſelben ging damit 
auf den Zaren über. Von den drei für den Poſten des Katholikos 
neuerdings vorgeſchlagenen Perſonen wählte nun der Zar gerade 
diejenige, welche der Pforte die unangenehmſte iſt, nämlich den 
früheren armeniſchen Patriarchen in Konſtantinopel, Khrimian, der 
vor einigen Jahren mit der türkiſchen Regierung in Streit geriet 
und ſeitdem im Kloſter St. Jakob zu Jeruſalem in der Verbannung 
leben mußte. Die ruſſiſche Regierung ſandte eine Kommiſſion unter 
Leitung des Generals Ignatiew nach Jeruſalem, um den neuen 
Katholikos feierlich abzuholen. In Konſtantinopel ſollten er und ſeine 
Begleitung, altem Gebrauche gemäß, Station machen, um den neuen 
Würdenträger, deſſen Herrſchaft ſich ja auch über weite Gebietsteile 
der Türkei erſtreckt, dem Sultan vorzuſtellen. Als dieſer den Wunſch 
ausſprach, der Katholikos möchte lieber gleich direkt nach Ruſſiſch⸗ 
Armenien reiſen, legte Schiſchkin entſchiedenen Proteſt ein; es würden 
Gefahren entſtehen können, wenn das geiſtliche Haupt der Armenier 
beleidigt würde. 

Die 1891 aufgetauchte Pamir-Frage war allmählich wieder 
in den Hintergrund getreten, nachdem die Ruſſen ſich von dieſem 
gewaltigen Hochplateau Mittelaſiens wieder zurückgezogen hatten. 
Dieſer Rückzug war jedoch nur des Winters wegen erfolgt. Es bilden 
dieſe bisher von China beanſpruchten, aber thatſächlich herrenloſen, 
unwirtbaren, von Stürmen heimgeſuchten Steppen in einer Höhe von 
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14000 Fuß über dem Meere an ſich einen wenig verlockenden Beſitz, 
aber ſie haben den Wert eines ſtrategiſchen Knotenpunkts und 
gewähren dem Inhaber durch Gebirgspäſſe den Zugang zu den an⸗ 
grenzenden, dort in ihren Spitzen zuſammenſtoßenden Ländern Indien, 
Afghaniſtan, China und Ruſſiſch⸗Turkeſtan, und es iſt ein öffentliches 
Geheimnis, daß in dieſen Gegenden Hochaſiens dereinſt die Neben⸗ 
buhlerſchaft Rußlands und Englands über die Vorherrſchaft in Aſien 
zur Entſcheidung kommen muß. 1891 war es eine angeblich 
„wiſſenſchaftliche“ Expedition, die ſich vom ruſſiſchen Turkeſtan aus 
in das Pamirgebiet begeben hatte. 1892 aber waren es richtige 
ruſſiſche Truppen, die ſich unter dem Oberſt Yanow, dem genaueſten 
Kenner der Pamirgegenden, von Margilan im ruſſiſchen Bezirk 
Ferghana aus anfangs Juni dorthin begaben. Nach Angaben der 
amtlichen turkeſtaniſchen Zeitung ſollten dieſe Truppen den dort im 
Intereſſe der Erweiterung der indiſchen Beſitzungen weilenden engliſchen 
Offizieren ſowie den Afghanen und Chineſen, die den Pamir unter 
ſich teilen wollten, klar machen, daß ſie dort nichts zu ſuchen hätten. 
Auf die Klage der Bevölkerung wegen Vergewaltigung durch die 
Afghanen begab ſich Oberſt Yanow mit Koſaken an die bezeichnete 
Stelle in den angrenzenden öſtlichſten Teil Afghaniſtans, den Bezirk 
Wakhan. Nach einem vergeblichen Geſpräche Yanows mit dem 
afghaniſchen Kapitän über die Zugehörigkeit dieſer Gegenden kam es 
am 12. Juli zu einem Gefechte bei Somataſch, das mit der Nieder⸗ 
lage der Afghanen endete, worauf die Ruſſen bis Kalapary am Oxus 
vorrückten. Im Dezember wurde der Großfürſt Nikolai Nikolajewitſch 
auf vier Monate ins Ausland beurlaubt. Der Grund wurde ge— 
funden in ſeiner beabſichtigten Vermählung mit der geſchiedenen Frau 
des Kaufmanns Burenin in Moskau. 

Die ruſſiſche Totenliſte betreffend, ſo verſchied Ende März 
der hochbetagte Biſchof v. Richter, das geiſtliche Oberhaupt aller 
evangeliſchen Kirchen Rußlands; am 21. April der Geſandte von 
Freedericksz in Stuttgart, am 9. Mai der Generalleutnant 
v. Greſſer, Stadthauptmann von Petersburg, angeblich an Blut⸗ 
vergiftung. Er hatte ſeit 11 Jahren eine äußerſt ſtrenge Aufſicht 
über die Nihiliſten und eine genaue Kontrolle der in der Hauptſtadt 
ein und ausſtrömenden Elemente eingeführt. Zu Greſſers Nachfolger 
wurde der Generalleutnant v. Wahl ernannt. Am 22. November 
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ſtarb in Petersburg Admiral Nowoſſilski, der ſich ſchon im 
Türkenkriege von 1829, dann in der Seeſchlacht bei Sinope und bei 
der Verteidigung Sebaſtopols auszeichnete. Admiral v. Glaſenapp, 
General⸗Adjutant des Zaren, ſtarb am 5. Dezember in Wiesbaden. 
Endlich verſchied am 26. Dezember in München Graf Nikolai 
v. Adlerberg, früher General-Gouverneur von Finnland, dann 
Miniſter des kaiſerlichen Hauſes. 


Frankreich. 


Das Jahr begann mit einem ſehr friedlichen Tone. Präſident 
Carnot beantwortete am 1. Januar die Anſprache des das diplo— 
matiſche Korps vertretenden päpſtlichen Nuntius mit der Hoffnung 
und dem Wunſche, das Jahr werde ein friedliches und fruchtbringendes 
ſein, während deſſen die Regierungen ſich den wirtſchaftlichen Intereſſen 
und den ſozialen Fragen widmen könnten. Wenn die Republik das 
Bewußtſein der Rechte und der Traditionen Frankreichs habe, ſo ſei 
ſie nicht weniger feſt der Politik des Friedens und der internationalen 
Eintracht ergeben. 

Die ordentliche Seſſion der Kammern wurde am 12. Januar 
eröffnet. Die Deputiertenkammer wählte Floquet wieder zum 
Präſidenten, jedoch mit bedeutend weniger Stimmen als früher, an⸗ 
ſcheinend weil er in der ſtürmiſchen Sitzung vom 11. Dezember 
v. J. den vorigen Papſt als Freimaurer bezeichnet hatte. Nicht 
lange nach der Eröffnung kam es wieder zu einer ſehr ſtür⸗ 
miſchen Sitzung. Boulangiſtiſche Abgeordnete, darunter Laur, ver⸗ 
langten von der Regierung Auskunft über Beſchuldigungen, die 
das Pariſer Blatt „Intranſigeant“ gegen den Miniſter Conſtans 
vorgebracht hatte. Als die Stellung der Vorfrage beantragt wurde, 
proteſtierte Laur hiergegen mit dem Bemerken, durch Annahme der 
Vorfrage werde die Kammer einen Miniſter ſchützen, der ſchon ſeit 
langem von der öffentlichen Meinung gebrandmarkt ſei. Conſtans, 
hierüber erbittert, ſtürzte nach dieſen Worten in größter Erregung 
zur Tribüne; hier traf er mit Laur zuſammen und ſchlug ihm ins 
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Geſicht. Infolgedeſſen entſtand auf allen Seiten ein ſolcher Lärm, 
daß die Sitzung aufgehoben werden mußte. Unter den im Saale 
verbleibenden Abgeordneten kam es dann noch zu ferneren Thätlich⸗ 
keiten. Nach Wiederaufnahme der Sitzung entſchuldigte ſich Conſtans, 
daß er die Beratung geſtört habe, es gebe aber Fälle, in denen es 
unmöglich ſei, die Kaltblütigkeit zu bewahren. Die Vorfrage ward 
dann mit bedeutender Mehrheit angenommen, worauf ſich die 
turbulenten Szenen in den Wandelgängen fortſetzten. Es kam hier 
noch zu vielen Ohrfeigen und Duellforderungen. Die Miniſter 
nahmen für Conſtans Partei, und eine Klage Laurs gegen dieſen 
wurde vom Gericht wegen mangelnder Zuſtimmung des Senats ab— 
gewieſen. Die Kammern einigten ſich am 23. Januar über das mit 
1 Million Francs Überſchuß abſchließende Budget für 1892 und 
vertagten ſich bis zum 16. Februar. 

Als fie wieder zuſammentraten, waren die Gemüter ſehr bewegt 
über die erneut hervorgetretene Oppoſition von Biſchöfen gegen die 
Regierung. Schon in den erſten Tagen des Januar hatte das 
Organ des Vatikans, der »Osservatore romano« mit Bezug auf 
die vorjährige Widerſpenſtigkeit einer Reihe von Biſchöfen ausgeführt, 
die wahren Katholiken dürften ſich nicht der Religion bedienen, um 
der beſtehenden Regierung ſyſtematiſche Oppoſition zu machen, und 
daß die Beſtimmung der Beziehungen zwiſchen der Kirche und dem 
Staate ausſchließlich dem Papſte vorbehalten bleiben müſſe. Was 
dieſer aber beſtimmt habe, brachte Kardinal Lavigerie, Erzbiſchof 
von Algier, bald darauf durch Rundſchreiben wieder in Erinnerung. 
Vor einem Jahre, ſagte er, habe er allen Katholiken Frankreichs ges 
raten, in eine notwendig gewordene Bahn der religiöſen Eintracht 
und Beſchwichtigung einzulenken, um deſto wirkſamer für das Heil 
der Kirche und des Vaterlandes, das ſchwer bedroht ſei, arbeiten zu 
können. Er ſei mit dieſem Rate „einfach das Echo der Lehren des 
heiligen Stuhls“ geweſen, und doch ſei leider der Rat nicht einmütig 
befolgt. Gegenüber den „Spaltungen“ in der Geiſtlichkeit erinnere 
er noch einmal an das „einfache, fruchtbringende Programm“ des 
Papſtes. Endlich ließ dieſer ſelbſt durch den Kardinal Rampolla 
an den Erzbiſchof von Paris, den Kardinal Richard, einen auch für 
die übrigen Biſchöfe Frankreichs geltenden Brief mit der Auf⸗ 
forderung richten, von ihrer heftigen Oppofition gegen die republi⸗ 
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kaniſche Regierung abzulaſſen. Richard und Genoſſen vermochten 
aber nicht dies über ſich zu bringen, auch nicht der gegen den Drei⸗ 
bund gerichteten Politik zu Gefallen. Der Erzbiſchof unterließ es, 
den Willen des Papſtes in ſeiner authentiſchen Form bekannt zu machen 
und ließ nur bekannt geben, es werde in dem Briefe den Katholiken 
zur Ruhe und Hinnahme der beſtehenden Einrichtungen geraten. 
Daran ſchloß ſich am 24. Januar eine in allen Kirchen verleſene 
Botſchaft der fünf franzöſiſchen Kardinal⸗Erzbiſchöfe. Hierin ge⸗ 
horchten ſie zwar dem Buchſtaben der päpſtlichen Anweiſung, indem 
ſie ſagten, ſie machten „der Regierungsform, die Frankreich ſich ge⸗ 
geben, keinerlei Oppoſition“; dann aber konſtatierten ſie, daß die 
Republik ein Programm verkörpere, das dem katholiſchen Glauben 
direkt zuwiderlaufe, und endlich faßten ſie die Pflichten der Katholiken 
artikelweiſe auf eine Art zuſammen, die dem Geiſte der päpſtlichen 
Anweiſung ſchnurſtracks zuwiderlief. Damit ſchien die Verſöhnung 
mit dem Staate nur erſchwert zu ſein, und von radikaler Seite wurde 
die Kundgebung als Kriegserklärung gegen die Republik bezeichnet. 
Dieſen Charakter verſuchte Lavigerie zu verwiſchen, indem er, nur 
die Anerkennung der Republik betonend, der Erklärung ſeiner fünf 
Genoſſen beitrat. Ohne Motive traten dann nach und nach faſt 
alle Biſchöfe bei. Einen Proteſt gegen die Erklärung erhob aber 
namens der königlichen Partei Herr Lur⸗Saluces in Bordeaur. Der 
Papſt ließ ſich die Zweideutigkeiten nicht gefallen. Nach einem Be⸗ 
richte des Pariſer „Petit Journal“ ſagte er in einer Unterredung 
mit deſſen Redakteur: „Ein jeder mag im innerſten Herzen lieben 
was er will, aber auf dem Gebiet der That giebt es nur die Re⸗ 
gierung, die Frankreich eingeſetzt hat. Die Republik iſt eine ebenſo 
rechtmäßige Staatsform wie die anderen.“ Offiziell aber erließ der 
Papſt am 20. Februar eine Eneyklika an die Geiſtlichkeit und alle 
Katholiken Frankreichs, in der es als Pflicht für alle erklärt ward, 
die beſtehende Regierung anzuerkennen und nichts zu ihrem Sturze 
zu unternehmen. 

Die Regierung fühlte wohl, daß ſie etwas thun müſſe, um die 
Übergriffe der Biſchöfe zurückzuweiſen, wagte aber nicht, hierin weit 
zu gehen, weil ſie ſich der großen politiſchen Bedeutung der vom 
Papſte gebotenen Unterſtützung der Kirche bewußt war. Um den 
vorausſichtlichen Sturm in der Kammer zu dämpfen, ließ ihr die 
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Regierung noch während der Vertagungszeit einen Geſetzentwurf über 
die Genoſſenſchaften zugehen. Er war hauptſächlich beſtimmt, die 
Erſtarkung der veligiöfen Genoſſenſchaften zu verhindern und 
ſie der ſtaatlichen Beaufſichtigung, der ſie ſich bisher entzogen, zu 
unterwerfen. In der erſten Sitzung der Kammer, am 18. Februar, 
beantragte der radikale Abgeordnete Hubbard die Dringlichkeit dieſer 
Vorlage. Der Miniſterpräſident Freyeinet hatte zwar nichts da— 
gegen, ſprach ſich aber gegen die Tendenz der Radikalen aus. Die 
Vorlage bezwecke keineswegs die Verfolgung der Kirche, und die Re⸗ 
gierung würde es abweiſen, eine Trennung der Kirche vom Staate 
vorzubereiten. Als nun nach einer längeren Verhandlung Freyeinet 
die Vertrauensfrage ſtellte, ſprach ſich die Kammer mit 304 gegen 
202 Stimmen gegen das Miniſterium aus. Die Mehrheit beſtand 
aus 194 Radikalen und 110 von der Rechten. Erſteren ging es 
nicht weit genug, letzteren zu weit. Infolgedeſſen trat das Mini⸗ 
ſterium Freyeinet, das ſeit dem 17. März 1890 im Amte war, 
am 27. Februar zurück, und Präſident Carnot ließ durch den Senator 
Loubet aus Montelimar, den Vertreter des Drome-Departements, 
ein neues Miniſterium bilden. In dieſes traten die bisherigen 
Miniſter Freycinet, Ribot, Roche, Develle, Rouvier und 
Bourgeois wieder ein. Hinzu kamen Cavaignac für die Marine, 
Ricard für Juſtiz und Kultus, Viette für öffentliche Arbeiten. 
Das Programm, mit dem dieſes Miniſterium am 3. März vor die 
Kammern trat, hatte ſeine Bedeutung beſonders im Punkte der 
Kirchenpolitik. Es glaubte nicht, das Mandat zur Vorbereitung einer 
Trennung der Kirche vom Staate zu haben, wollte aber die 
Konkordatsgeſetzgebung mit feſter Hand aufrecht erhalten und ſie 
ihrem wahren Weſen entſprechend anwenden. Die Geiſtlichkeit ſolle 
den Geſetzen des Landes gehorchen und ſich von den Parteikämpfen 
fern halten. Sollten ſich die Geſetze unzulänglich erweiſen, ſo 
würden weitere Schritte beim Parlamente beantragt werden. 

Die Geiſtlichkeit ſtellte das Miniſterium bald auf die Probe. 
In den Pariſer Kirchen St. Marie und St. Joſeph wurden am 
22. März Predigten politiſcher Art gehalten, wodurch die Anweſenden 
ſehr erregt wurden. Der Prediger ward unterbrochen, und als 
infolge des zunehmenden Lärms das Gas ausgedreht wurde, kam es 
zu wilden Auftritten. Während die Orgel ſpielte, wurde die 
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Carmagnole und die Marſeillaiſe geſungen. Schließlich brach zwiſchen 
den Störern und den Klerikalen ein Kampf aus, der zu Verwüſtungen 
in der Kirche führte. Solche Vorfälle wiederholten ſich in den Haupt⸗ 
kirchen zu Roanne und Beauvais, am tollſten aber ging es im 
Dome zu Nancy her. Am 26. März in der Kammer hierüber 
befragt, verſicherte der Miniſterpräſident, er werde nötigenfalls mit 
Schließung der betreffenden Kirchen antworten, und Anfang April 
wies der Juſtizminiſter, unter Tadel der Geiſtlichen, welche die Kanzel 
in eine politiſche Tribüne verwandelten, die Generalprofuratoren zur 
Verfolgung der Urheber der Skandale an. Schlimmer jedoch als 
die niedere, machte es die hohe Geiſtlichkeit. Den Anſtoß hierzu gab 
am 9. April der Biſchof von Mende in Languedoc indem er die 
Geiſtlichen ſeines Sprengels aufforderte, von jedem Bewerber für die 
nächſtens bevorſtehenden Wahlen zu den Gemeinderäten eine Ver— 
pflichtung zur Unterſtützung der religiöſen Intereſſen zu verlangen. 
Als dies in der Kammer zur Sprache kam, verſicherte Miniſter 
Ricard, der Biſchof werde vor den Staatsrat geſtellt und fein Ge— 
halt geſperrt werden. Die Kammer ſprach ihr Vertrauen in die 
Entſchiedenheit der Regierung aus und beſchloß den Anſchlag der 
Rede des Miniſters in allen Gemeinden. Höchſt provozierend ant⸗ 
worteten am 17. April die Erzbiſchöfe von Aix und Avignon 
ſowie die Biſchöfe von Valence, Nimes, Montpellier und Viviers mit 
dem Erlaß von Vorſchriften für die Gemeinderatswahlen an die 
Geiſtlichen ihrer Sprengel. Dabei legten ſie das päpſtliche Rund⸗ 
ſchreiben vom 20. Februar dahin aus, des Papſtes Vorſchrift, die Republik 
anzunehmen, beſage nicht, daß man ihr beitreten, ſondern nur, daß 
man nicht den Aufſtand erheben ſolle. Der Biſchof von Nancy 
ſuchte durch eine Broſchüre auf jene Wahlen einzuwirken und erklärte 
„vor dem Lande“, daß er ſein Haupt nicht beugen werde. „Unſere 
wahre Macht liegt im gemeinſamen Vorgehen. Retten wir das 
chriſtliche Frankreich!“ Die Regierung beſchloß, dieſe Biſchöfe vor 
den Staatsrat zu ſtellen, kräftiger aber griff der Papſt am 6. Mai 
ein durch ein Schreiben an die franzöſiſchen Kardinal-Erzbiſchöfe. 
Darin ſagte er, ſein Rundſchreiben vom 20. Februar dulde nicht 
zweierlei Deutung; der Sinn desſelben ſei der, man müſſe die 
Republik unbedingt, ohne Hintergedanken und mit vollkommenſter 
Ehrlichkeit anerkennen und ihr als der von Gott verordneten 
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Staatsform unterthan ſein. Zwar trat nun der Abgeordnete d'Hulſt, 
Direktor der katholiſchen Akademie in Paris, mit Heftigkeit gegen dieſes 
Schreiben und mit der Lehre auf, in anderen als kirchlichen Dingen 
habe der Papſt „nur diejenige Autorität, die ihm ſeine Erfahrung 
und ſein guter Wille geben könnten“; aber die Oppoſition war doch 
vorerſt im weſentlichen gebrochen. Erzbiſchof Richard von Paris 
berief die von ihm zur Bekämpfung der Lehre Lavigeries gegründete 
„Union des chriſtlichen Frankreich“ und ſagte hier am 10. Mai, 
der Papſt, mit dem er kürzlich eine Unterredung gehabt, verlange 
nun einmal die loyale Anerkennung der Republik. Gleich darauf kam 
eine Depeſche des Kardinal⸗Staatsſekretärs Rampolla an, in der 
die feſte Erwartung ausgeſprochen war, die Verſammlung werde die 
vom Papſt vorgeſchriebene Haltung beobachten. Darauf löſte fi) 
diefe Union auf. Beſtürzt hierüber, erließ das Haupt der Orleaniſten, 
der Graf von Paris, am 19. Mai einen Aufruf an die Monar⸗ 
chiſten, gleichwohl um ihren Prinzen und die von ihm vertretenen 
Grundſätze vereinigt zu bleiben. 40 von den 70 Mitgliedern der 
rohaliſtiſchen Rechten der Kammer ſprachen ſich dann auch am 9. Juni 
offen dahin aus, die Regierungsform ſei eine Frage, die in Frank⸗ 
reich gelöſt werden müſſe. Die lirchliche Frage ſchloß mit einem 
Schreiben des Papſtes vom 22. Juni an den Biſchof von 
Grenoble ab, in dem er ſich mißbilligend über die Katholiken 
ausließ, die ſich gegen ſeine Führung unter dem Vorwand auflehnten, 
daß es ſich dabei um Politik handele. Endlich hatten die Bemühungen 
der Biſchöfe um die Gemeinde rats wahlen gar keinen Erfolg, 
denn dieſe fielen am 1. und 8. Mai ganz überwiegend zu gunſten 
der Republik aus. 

Die De putiertenkammer lehnte Anträge auf Abſchaffung des 
Kolonialminiſteriums und der Theaterzenſur ab. Der Senat ge— 
nehmigte am 29. März einen Geſetzentwurf zur Regelung der tüg- 
lichen Arbeitsdauer für Frauen und Mädchen. Die Arbeitszeit der 
mehr als 18jährigen ſolle höchſtens 11 Stunden betragen. Der 
Kriegsminiſter Freycinet rechtfertigte der Kammer gegenüber ſeine 
überſchreitung des Militäretats mit den hohen Preiſen der Lebens⸗ 
mittel und errang dabei einen patriotiſchen Erfolg, indem er unter 
allgemeinem Beifall an die Fortſchritte des Heeres erinnerte. Nie⸗ 
mals ſei ein Heer beſſer befehligt geweſen. Ende März beſchäftigte 
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ſich die Kammer mit einem Geſetzentwurf, der durch den paniſchen 
Schrecken hervorgerufen war, in den Paris während dieſes Monats 
ſich durch verheerende Dynamitbomben-Anſchläge verſetzt ſah. 
Am 11. März zerſtörte eine ſolche Bombe das Haus Nr. 136 am 
Boulevard St. Germain, am 16. März ward auf dieſelbe Art die 
Lobau⸗Kaſerne beſchädigt, am 28. März verwüſtete eine Bombe das 
Haus Nr. 39 der Clichyſtraße. Im erſtern Falle war es auf Benoit, 
den Rat am Appellhofe, abgeſehen, der beim Schwurgerichtsprozeß 
gegen Anarchiſten von St. Denis präſidiert hatte, und im letztern 
Falle auf den Generalprokurator Buloz, der die Vorunterſuchung 
gegen Anarchiſten von Lavallois geführt hatte. Die Kammer ge— 
nehmigte ohne weiteres jenen Geſetzentwurf, wonach die Dynamitleger 
fortan gleich den Brandſtiftern zum Tode verurteilt werden, die Mit⸗ 
ſchuldigen aber, die vor Ausübung des geplanten Verbrechens den 
Behörden Anzeige erſtatten, ſtraflos ausgehen ſollen. Gerichtsſeitig 
wurden am 4. April jene Anſchläge auf den Anarchiſten Ravachol 
zurückgeführt, der ſchon vor einem Jahre die Anzündung von Paris 
an 50 verſchiedenen Stellen vorbereitet hatte. Der Prozeß gegen 
Ravachol ſollte am 26. April ſtattfinden. Behufs Einſchüchterung 
des Gerichts und der Geſchworenen verübten daher Anarchiſten am 
Abend vorher eine heftige Dynamit⸗Exploſion im Reſtaurant Very 
auf dem Boulevard Magenta, wo Navachol verhaftet worden war. 
Der Zweck wurde inſofern erreicht, als die Richter ſich in der Prozeß⸗ 
verhandlung auffallend freundlich gegen den Mörder benahmen und 
die Geſchworenen ſich zwar für die Schuld, aber mit mildernden Um⸗ 
ſtänden ausſprachen. Der Schrecken ſetzte ſich im April noch fort 
durch Drohbriefe an zahlreiche Richter und Polizeibeamte, durch die 
Exploſion in einem Güterzuge bei Chalons ſowie in Lens, Troyes, 
La Louviere und am 29. Mai durch eine Anarchiſtenverſammlung zu 
Paris, in der offen zu Diebſtahl, Mord, Dynamitanſchlägen und An 
griffen gegen die beſtehende Ordnung aufgefordert, Ravachol als nach— 
ahmenswerter Apoſtel geprieſen wurde. Dann wurde das Lied an⸗ 
geſtimmt: »Dame Dynamite, que l'on danse vite. Dansons et 
ehantons, Dynamitonse. Und dies geſchah, nachdem die Regierung 
ſchon am 20. März 40 Anarchiſten des Landes verwieſen hatte. Jene 
Aufforderungen waren, wie der Juſtizminiſter am 31. Mai in der 
Kammer erklärte, nach den beſtehenden Geſetzen ſtraflos. 
1892. 18 


274 Krieg Frankreichs gegen das Negerreich Dahomeh. 


Sodann befchäftigte ſich die Kammer ferner mit Vorgängen in 
Dahomeh. Behanzin, der König dieſes an der Sklavenküſte Guineas 
liegenden Negerreichs, hatte den Vertrag läſtig gefunden, den er am 
10. Mai 1891 mit Frankreich hatte eingehen müſſen. Er hatte zwar die 
Jahresrente von 20000 Fr. gern eingeſtrichen, die ihm damals aus- 
geſetzt war zum Erſatz von Zolleinnahmen in Kotonu, der von 
Behanzins Vorgänger 1868 an Frankreich abgetretenen Seeſtadt; 
aber er fühlte ſich zu ſehr geniert dadurch, daß er die Jagden zur 
Ergänzung ſeines ſtarken Sklavenbedarfs nicht mehr in die Gebiete 
von Kotonn und der Seeſtadt Porto Novo ausdehnen konnte, die 
ſich 1862 aus Furcht vor den Engländern in deren angrenzender 
Kolonie Lagos unter franzöſiſchen Schutz begeben hatte. Dem fran⸗ 
zöſiſchen Gouverneur Ballot hatte der König noch am 2. März die 
friedlichſten Verſicherungen gegeben, aber am 26. März überfielen 
ſeine Truppen das Gebiet von Porto Novo und zerſtörten hier drei 
Dörfer. Ballot rief Streitkräfte aus Franzöſiſch-Senegambien herbei 
und ſuchte ſich mit ſeinen 750 Mann gegen eine bedeutende Über: 
macht zu halten. Auf feine Vorſtellungen über den Friedensbruch 
antwortete der König mit einem unverſchämten Briefe, der einer 
Kriegserklärung gleichkam und außerdem ſo gehalten war, daß ſich 
dabei die Behauptung des „Temps“ und auderer Pariſer Blätter nicht 
mehr aufrechterhalten ließ, wonach ein deutſches Kaufhaus in der 
Seeſtadt Weidah an den Sklavenzügen des Königs als Lieferant 
von Arbeitern an die Kongoregierung ſchuld ſei. Das Miniſterium 
Loubet hatte nun weniger Beſorgnis vor König Behanzin, als vor 
einer parlamentariſchen Verhandlung über dieſe Vorgänge. Es war 
vorauszuſehen, daß auch dieſes Mißgeſchick dem Miniſterium zur Laſt 
gelegt und daß die Gegner der ganzen Kolonialpolitik ſich ermuntert 
zeigen würden. Freyeinet erklärte daher ſchon am 6. April im Budget⸗ 
ausſchuß der Kammer: „Wir werden uns von niemandem beſchinipfen 
laſſen.“ Und als folgenden Tags die Regierung von der Kammer 
einen Kredit von 3 Millionen für Dahomeh und den Sudan verlangte, 
ſprach ſich der Unterſtaatsſekretär Etienne dahin aus, Frankreich 
werde feinen Rechten Achtung verſchaffen, aber feinen Beſitz in Dahomeh 
nicht weiter ausdehnen. Schwer war der in der Kammer erhobene 
Vorwurf wegen früherer Vorgänge. Es waren nämlich unlängſt Ur⸗ 
kunden veröffentlicht, aus denen hervorging, daß beim vorigen Streite 


Kolonialheer. Franzoſiſche Expeditionen in Afrika. 275 


mit König Behanzin der Gouverneur in Kotonu infolge verſchiedener 
Befehle des Marine und des Kolonialminiſters keine Hilfe von dem 
dort liegenden franzöſiſchen Kriegsſchiffe hatte erlangen können und 
daher ſtarke Verluſte erlitt. Jetzt parierte Etienne kühn den parla- 
mentariſchen Schlag. Er habe unter früheren Miniſterien die Kolonie 
Guinea geſchaffen und behaupte, das nationale Leben fordere gebieteriſch 
die Fortſetzung der Kolonialpolitik. „Wollen Sie unthätig bleiben, 
während ganz Europa ſich auf die Eroberung Afrikas ſtürzt?“ Er 
legte ſchließlich Berufung an das Nationalgefühl ein und ſetzte damit 
am 11. April die Bewilligung des Kredits durch. Im Mai kamen 
Verſtärkungen in Guinea ein, worauf die Armee von Dohomeh ſich 
ziemlich weit, auf Allahdah zurückzog. Die Küſte wurde am 18. Juni 
in Blockadeſtand verſetzt. Die Vorgänge hatten ferner die Folge, daß 
am 24. Mai Geſetze wegen Neuordnung der Kolonialverwal— 
tung und wegen Bildung einer Kolonial armee zu ſtande kamen. 
Über andere Mißgeſchicke in afrikaniſchen Kolonien wurde in der 
Kammer nicht viel geredet. Durch den apoſtoliſchen Vikar im fran— 
zöſiſchen Kongogebiete lief Anfang April die Beſtätigung der Ermor⸗ 
dung Crampels ein, der im Intereſſe des hochfliegenden Plans der 
Gründung eines großen franzöſiſchen Reichs in Nordafrika eine Expe⸗ 
dition nach dem Tſchad-See unternommen hatte, um eine Verbin- 
dung des fraͤnzöſiſchen Kongogebiets mit dem öſtlichen franzöſiſchen 
Sudan herzuſtellen. Er war in Ober-Übanghi einem Hinterhalte des 
Sultans von Wadai zum Opfer gefallen. Faſt gleichzeitig ſtellte ſich 
heraus, daß auch die Expedition Menards aufgerieben ſei, der 
ausgezogen war, um die Krümmung des Niger von Kong bis nach 
dem Senegal zu erforſchen. Banden des Negerkönigs Samory, mit 
dem Oberſt Humbert von der Kolonie am Senegal aus mit wachſen⸗ 
dem Glück Krieg führte, hatten die Expedition vernichtet. Glücklicher 
fiel der Zug des Leutenants Mizon durch die Landſchaften zwiſchen 
dem deutſchen Kamerungebiete und dem Tſchad-See aus. 

Zu Anfang Juni wurde die Aufmerkſamkeit durch Feſtlichkeiten 
in Nancy vollſtändig in Anſpruch genommen. Die Urheber dieſes 
Turn⸗ und Univerſitätsfeſtes beabſichtigten damit eine gegen Deutſch⸗ 
land feindliche Kundgebung. Die Studentenſchaft veröffentlichte am 
4. Mai ein Schreiben, wonach ſie alle Univerſitäten mit Ausnahme 
der deutſchen eingeladen habe. Als Zweck des Feſtes gab ſie an, 
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es ſolle die elſaß⸗lothringenſche Univerſität in Nancy groß und ſtark ge⸗ 
macht werden gegenüber der deutſchen Univerſität in Straßburg. An 
der Spitze des Komitees ſtand der elſäſſer Emigrant Sansboeuf, 
Präſident der unlängſt gegründeten Föderation der in Frankreich be⸗ 
ſtehenden elſaß⸗lothringenſchen Vereine. Mit Rückſicht auf die Ge⸗ 
fährlichkeit unbeſonnenen Verhaltens der Feſtteilnehmer beſtellte die 
Regierung Ende Mai eine große Revue auf der Hochebene von 
Malzeville wieder ab, die einen Teil des Feſtprogramms bildete. 
Das Feſt begann am 4. Juni mit überſchwänglichen Begrüßungen 
czechiſcher Turner. Ihnen wurde bei der Ankunft eine czechiſche Fahne 
verehrt, da ſie gezwungen waren, ohne eine ſolche zu reiſen. Bei 
den Verbrüderungen ſangen die Czechen das Lied: „Und gäbe es ſo 
viel Deutſche als Teufel in der Hölle, Nußland iſt mit uns. Iſt 
jemand gegen uns, Frankreich ſchmettert ihn zu Boden.“ Die Ver⸗ 
brüderung wurde durch einen beſonderen Triumphbogen angedeutet. 
Am 5. Juni traf Präſident Carnot ein, wahrſcheinlich um durch den 
Beſuch im Sinne der Mäßigung einzuwirken. Der Biſchof von 
Verdun empfing ihn mit einer langen Rede, worin verſichert wurde, 
daß „in der Stunde der großen Gefahr“ die Prieſter mit den Sol⸗ 
daten an Tapferkeit wetteifern würden. Zu allgemeiner überraſchung 
traf Großfürſt Konſtantin, Vetter des Zaren, aus Contrexeville 
in Nancy ein und wurde von den 150 000 Feſtgenoſſen mit ſtür⸗ 
miſcher Begeiſterung begrüßt. Die Menge begleitete unter dem Ge⸗ 
ſang der ruſſiſchen Hymne den mit ruſſiſchen Fahnen und einer elſaß⸗ 
lothringenſchen umgebenen Wagen, obwohl deren Entfaltung verboten 
war. Bei der Ankunft des Großfürſten auf dem Stanislausplatze 
wurde gar eine Fahne mit der Inſchrift „Das ruſſiſche Heer 1870 —“ 
entfaltet. Der Beſuch des Großfürſten trug mit Rückſicht auf die 
gleichzeitige Zuſammenkunft des Zaren mit dem deutſchen Kaiſer in 
Kiel den Charakter eines Theatercoups. Carnots Rede beim Feſtmahl 
war ohne politiſche Bedeutung. Trotz alles Lärms verlief die ganze 
Kundgebung ohne politiſche Nachteile. 

Die Sommerfeffion der Deputiertenkammer wies noch einige 
bemerkenswerte Vorgänge auf. Der Marineetat wurde Gegen— 
ſtand lebhafter Angriffe. In der Rechtfertigung der Ergänzungskredite 
für die Marine hatte der Miniſter Cavaignac am 2.— 4. Juli 
einen ſchweren Stand. Es wurde behauptet, mit den Ausgaben für 
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die Marine ſtehe deren Verteidigungskraft nicht in Verhältnis, die 
Schiffe ſeien trotz aller Bewilligungen noch nicht mit ſchnellfeuernden 
Kanonen bewaffnet, es herrſche in der Marine Verſchwendungsſucht 
und es fehle für ſie ein feſtes Programm. Die Verteidigung des 
Miniſters ließ man zwar gelten, griff ihn aber am 11. Juli bei der 
Frage über die Verwendung der zum Kriege gegen Dahomey be— 
willigten Mittel um jo härter an. Cavaignaec gab eine Überſicht der 
ergriffenen Maßnahmen und führte hierbei aus, daß dem Oberſt 
Dodds der Befehl über die Streitkräfte zu Lande übertragen ſei, 
während der Marineminiſter den Befehl über die Kreuzer habe. Eine 
ſolche Teilung ſagte jedoch der Kammer durchaus nicht zu, man er— 
innerte an früher hierdurch entftandene Unfälle, und Cavaignac blieb 
die Antwort ſchuldig auf die Frage, wer im Falle der Meinungs- 
verſchiedenheit die Entſcheidung gebe. Auf den Beſchluß zu Gunſten 
der Einheitlichkeit des Kommandos nahm Cavaignac die Entlaſſung 
und wurde durch Burdeau erſetzt. Er gehörte zu einer ſeit kurzem 
gebildeten Gruppe, die ſich die kolonialen Angelegenheiten vorzugsweiſe 
angelegen ſein ließ. Aus dieſer Gruppe gingen, gegen Schluß der 
Seſſion, auch Nachforſchungen über die Lage in Tongking aus. Der 
Abg. Bouge führte aus, daß von einer Beruhigung dieſes Landes noch 
keine Rede fein könne, und wies auf den Überfall eines Militär⸗ 
transports durch Piraten hin, worauf die Kammer am 12. Juli 
die Erwartung ausſprach, daß die Regierung die Errichtung eines 
Kolonialheeres beſchleunigen werde. Die Kammer beſchäftigte ſich 
endlich mit der Antiſemitenfrage, nachdem der jüdiſche Hauptmann 
Mayer in Paris vom Antiſemiten Marquis de Mores am 23. Juni 
im Zweikampfe erſchoſſen war. 

Mit der Höhe des Sommers hob für Frankreich eine Reihe von 
nationalen Feſtlichkeiten an, die durch die Erinnerung, denen 
die meiſten gewidmet waren, und durch die dermalige Richtung der 
patriotiſchen Wünſche in weiten Kreiſen das nationale Selbſtgefühl 
ſchwungvoll erhöhten. Der Nationalfeſttag des 14. Juli brachte 
in Paris zwar, wie gewöhnlich, außer einer großen Truppenſchau des 
Präſidenten Carnot, Kundgebungen vor den Denkmälern Gamibettas, 
der Jungfrau von Orleans und der Stadt Straßburg, er erhielt 
aber einen ganz beſonderen Charakter durch die Verſchmelzung der 
franzöſiſchen mit den ruſſiſchen Farben. Nicht nur waren die 
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Häuſer mit den Fahnen dieſer Länder geſchmückt, ſondern es wurden 
vom frühen Morgen an Kokarden verkauft, die links die drei franzö⸗ 
ſiſchen Farben, rechts den ruſſiſchen Doppeladler auf gelbem Grunde 
zeigten. In den Bazars fanden ebenſo eingerichtete Fahnen reißenden 
Abſatz. Die Fuhrwerke aller Art waren auf dieſe Weiſe geſchmückt, 
auf den Köpfen der Pferde ſah man ruſſiſche Fahnen. Auf den 
Straßen ſpielten die Muſikkorps unausgeſetzt die Marſeillaiſe und die 
Ruſſenhymne unter ungeheurer Begeiſterung. An dieſes Feſt ſchloß 
ſich am 15. Juli die Feier der vor hundert Jahren eingetretenen 
Vereinigung Savoyens mit Frankreich. Beim Feſtmahle in Paris 
hob der Kammerpräſident Floquet in einer Rede hervor, dieſe Länder 
hätten ſich 1792 freiwillig vereinigt, ſeien dann gewaltſam getrennt 
worden, jetzt aber wieder vereinigt; bedeutungsvoll fügte er hinzu, 
die Erfahrung beweiſe, daß die Geſchichte eine Revanche kenne, die 
man jedoch abzuwarten, vorzubereiten und zu verdienen verſtehen 
müſſe. Dieſer eigentümlichen „Revanche der Geſchichte“ gegenüber 
iſt zu beachten, daß Savoyen in früheren Jahrhunderten niemals zu 
Frankreich gehört hat, vielmehr die Wiege der italieniſchen Königs— 
fumilie bildet und 1860 an Frankreich abgetreten wurde als Preis 
für deſſen im italieniſchen Befreiungskriege geleiſtete Dienſte. Die 
hervorragendſte Feier dieſes Vorgangs von 1792 fand am 3. Sept. 
in Chambery ſtatt. Präſident Carnot wurde hier u. a. von ſieben 
jungen Mädchen in der Tracht der früheren Kantone des Landes 
begrüßt. Am 4. September hielt er hier eine Truppenſchau ab, empfing 
zahlreiche Geiſtliche, Gemeindevertreter und Arbeiter, die ſämtlich ihre 
treue Anhänglichkeit an Frankreich und die Republik verſicherten, und 
wohnte dann der Enthüllung eines den damaligen Vorgang vers 
ewigenden Denkmals bei. Dieſes ſtellt ein rüſtiges Landmädchen 
dar, das vom Gebirge herab, die dreifarbige Fahne in die Arme 
ſchließend, dem Heere der erſten Republik entgegeneilt. Beim Feſtmahl 
gab's wieder eine anzügliche Rede. Der Maire Perrier wies in 
ſeiner Rede darauf hin, daß nur Ländervereinigungen ewig dauern 
würden, welche wie dieſe von 1792 und 1860 freiwillig, unauf⸗ 
gefordert und einſtimmig erfolgten, während gewaltſame Anſchlüſſe, 
ohne Befragen der Intereſſenten aufgezwungen, zerreißen würden, 
„wenn die Stunde der immanenten Gerechtigkeit ſchlägt“. Es iſt aber 
eine bekannte Thatſache, daß die Vereinigung in beiden Fällen, 1860 
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trotz der Komödie einer Abſtimmung, nichts weniger als freiwillig 
war. Carnot erwiderte in einfacher Rede. Der wahre Patriotismus 
liege darin, daß die Parteien vor dem Willen der Nation die Waffen 
ſtrecken müßten. An demſelben Tage wurden noch andere amtliche 
Reden gehalten. Der Unterſtaatsſekretär Jamais redete bei der 
Enthüllung eines Denkmals zu Perpignan zu Ehren eines Führers 
der Freiwilligenkorps von 1870. Dieſe Rede ſowie eine Anſprache 
des Miniſters Bourgeois in Royan waren von roſigen Betrachtungen 
über die Lage des Landes erfüllt. Die Republik ſei mündig und 
triumphierend, ihre letzten Feinde entmutigt und entwaffnet, das 
Volk gerade durch ſein Unglück groß geworden. Bei der in allen 
dieſen Reden ſich ausdrückenden Befriedigung war übrigens die 
drohend angewachſene ſozialiſtiſche Gefahr überſehen. Auf der Nüd- 
reife traf Carnot in Aix-les-Bains mit dem Herzoge von 
Leuchtenberg und dem Könige von Griechenland zuſammen. Bei der 
Begrüßung am Bahuhof trug ein ruſſiſch gekleidetes Bürſchchen dem 
Präsidenten ein Verschen vor, worauf Carnot es küßte mit den 
Worten: „Ich umarme Rußland!“ Nunmehr nahte die Reihe der 
Haupt⸗Gedenktage an die Revolution vor 100 Jahren. Be— 
gonnen hatte ſie eigentlich ſchon am 25. April mit dem Jubelfeſt 
der Entſtehung der Marſeillaiſe, das durch Errichtung eines 
Denkmals für ihren Dichter Rouget de l'Isle im Städtchen Choiſy-le⸗ 
Roi gefeiert war. Der 10. Auguſt, der Tag der Erſtürmung der 
Tuilerien, wurde durch eine Reihe von Banketteu gefeiert. Die 
hervorragendſte Rede war die des früheren Miniſterpräſidenten 
Briſſon. Er ſchilderte den 10. Auguſt als einen der ſchönſten 
Tage der Revolution, als den Tag des eigentlichen Patriotismus. 
Was die Geſchichtsforſcher erſt ſpäter herausgebracht, nämlich daß der 
König und die Königin ſich mit dem Auslande gegen Frankreich 
verſchworen hätten, das habe das Volk damals nicht gewußt, „aber, 
was weit größer war, gefühlt“. Der patriotiſche Juſtinkt habe es 
ſicher geleitet, und die Folge ſeien Siege im Felde ſowie der Aufruf 
der Völker zur Freiheit geweſen. Der Gedenktag von Mars⸗la⸗Tour, 
der 16. Auguſt, gab wieder Anlaß zu Revanchereden. Der 
Zudrang zu dieſer Feier in Paris war enorm. In ſeiner Rede vor 
dem Denkmal ſagte Senator Volland von Nancy: Dieſer heilige 
Altar des Vaterlandes erhebt uns über uns ſelber und lenkt unſere 
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Blicke auch auf jenes große Datum der Zukunft, die noch nicht ge⸗ 
ſchrieben iſt, aber von der wir alles hoffen dürfen;“ daran ſchloß 
ſich ein Vergleich mit Jena, das, wie Bismarck gejagt, für Deutſch⸗ 
land mehr gethan habe, als glänzende Siege. Die großen September⸗ 
feſtlichkeiten wurden eingeleitet durch die bei Montmorillon ſtattfindenden 
Manöver des 9. und 12. Armeekorps. Präſident Carnot, der am 
15. September dabei erſchien, hielt beim Bankett in Poitiers eine 
für das Land programmartige Rede. Davon ausgehend, daß 
die Republik endlich von allen Parteien endgültig anerkannt ſei, wies 
der Präſident auf die Notwendigkeit hin, zu verhüten, daß die ſo 
gewonnene Einigkeit durch neue Zwietracht im Schoße der republikaniſchen 
Parteien ſelber geſtört werde. Er ermahnte dieſe, von unnützen 
politiſchen Fragen abzuſehen, ihre Kräfte nur den ſozialen Aufgaben 
zu widmen, und ſich mit denen zu beſchäftigen, „welche arbeiten 
und leiden“. Die Schwierigkeit beſtehe darin, daß in jeder ſozialen 
Frage zwei ſich widerſprechende Elemente, die perſönliche Freiheit 
und die geſellſchaftliche Solidarität, miteinander zu verfüßnen ſeien. 
Nachdrücklich warnte Carnot vor dem Fanatismus nach der einen oder 
anderen Seite, der nur zur Gewaltthat, mithin zur Zerſtörung des 
bisher mühſam Gewonnenen führen könne. Was den in der Anſprache 
des Maire berührten Wunſch nach einer längeren Fortdauer von 
Carnots Regierung betrifft, ſo ging er inſofern darauf ein, als er 
ſagte, er wolle, unter Ausſcheidung des rein Perſönlichen, den all⸗ 
gemeinen patriotiſchen Gedanken, von dem dieſer Wunſch ausgehe, 
feſthalten. Die eigentliche Jahrhundertfeier der Revolution fand am 
22. September ſtatt. Zur Vorfeier wurde in Paris am 21. die 
Bildſäule des Generals Kellermann in Paris enthüllt und die 
Erinnerung an die Tage der Schlacht bei Valmy wurden mit großem 
Pomp gefeiert. Das Pautheon war die Hauptſtätte der Feier am 22. 
Der Dom war im Innern und Außern mit Blumen, Trophäen und 
Fahnen geſchmückt. Carnot, die Präſidenten der Kammern, die 
Miniſter und andere hohe Beamte nahmen auf einer Bühne Platz, 
davor 4000 Perſonen. Bei Ankunft Caruots ſpielten die Orcheſter 
die Marſeillaiſe und die Chöre fangen: „Amour sacre de la patrie, 
conduis, soutiens nos bras vengeurs“. Drei Reden wurden 
/ gehalten. Miniſterpräſident Loubet wies auf die Zuſtände hin, aus 
( denen die Republik hervorgegangen ſei. Sie allein könne Frankreich 
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die nötige Kraft verleihen, um über ſeine Feinde zu triumphieren. Die 3 
Republik ſei und bleibe ein Werk der Wiederaufrichtung und des I 
Friedens. Kammerpräſident Floquet feierte in begeiſterten Worten 
die Revolution. Die jetzige Republik habe die nationale Kraft wieder⸗ 
hergeſtellt und werde durch den Sieg des Rechts über die Gewalt 
die Hoffnung auf Brüderlichkeit unter den Nationen eröffnen. Der 
erſte Vizepräſident des Senats, Challemel-Lacour verherrlichte 
beſonders den Tag des 22. September 1792. Darauf wurde der 
„Chant du départ“ vorgetragen, deſſen kriegeriſche Worte ungemein 
zündeten. Unter den Klängen der Marſeillaiſe verließ man das 
Pantheon. Als hier Admiral Gervais erſchien, erſchollen Hochrufe auf 
Rußland. Nun ſetzten ſich nach verſchiedenen Gegenden der Stadt zwei 
Feſtzüge in Bewegung, deren jeder aus ſechs Wagen und 2000 koſtümierten 
Perſonen beſtand. An der Spitze befanden ſich Reiter in der Uniform 
des 18. Jahrhunderts. Ihnen folgte der Wagen mit den Vorläufern 
der Revolution, 90 Perſonen. Auf einer Terraſſe darunter wurden 
lebende Bilder dargeſtellt, z. B. Waſhington, wie er Lafayette die Hand 
reicht. An der Spitze des Wagens der Marſeillaiſe ſtand die Republik 
mit einem Lorbeerkranz in der Hand, zu ihren Füßen Bürger und 
Soldaten in der Jakobinermütze gruppiert. Hinter dieſem Wagen er- 
ſchienen die Freiwilligen der Republik, dann die Armee von Valmy in 
zerlumpten Anzügen und mit bloßen Füßen. Der höchſte Wagen war der 
des „Chant du départ“, ein Triumphbogen; er bedeckte zwölf Quadrat⸗ 
meter und hatte eine Höhe von acht Metern; er wurde von 20 Pferden 
gezogen, und auf ihm befanden ſich 72 Perſonen, gekleidet wie Volk und 
Soldaten von 1794. Die Statue der Republik machte während der 
Fahrt bedenkliche Schwankungen, auch die Statuen Rouſſeaus und 
Voltaires wären beim Anziehen der Pferde beinahe geſtürzt. Beſchloſſen 
wurde der Zug durch den idylliſchen Wagen der Eintracht, hinter dem 
eine dreifache Reihe von Poliziſten die Figurantinnen gegen allzu große 
Vertraulichkeiten des Publikums ſchützten. Die Züge hielten auf 
ihrem Marſch fünfmal, wobei jeder Wagen die ihm zugewieſene Rolle 
zu ſpielen hatte. Am 8. Oktober gab's wieder Feſtlichkeiten in Lille 
zur Jahrhundertfeier der ſiegreichen Verteidigung dieſer Stadt gegen 
die Oſterreicher. Neben allen dieſen verſchiedenartigen Feſten zog ſich 
ſeit Juli eine Reihe von Kundgebungen für Rußland hin, die 
in gleicher Weiſe wie jene zur Hebung des patriotiſchen Selbſt— 
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bewußtſeins beitrugen. Im Juli ſetzte ein parlamentariſcher Ausſchuß 
eine Bewegung für Unterſtützung der Notleidenden in Rußland in 
Gang. Vom 13. bis 21. Auguſt wurde im Tuileriengarten ein 
ruſſiſch⸗franzöſiſches Feſt gefeiert. Es wurde hier der „rothe 
Platz“ in Moskau, die Meſſe von Niſchni-Nowgorod, ein ruſſiſches 
Dorf, das Eremitagetheater von Petersburg und dergleichen veran⸗ 
ſchaulicht. Daneben allerlei Buden, Tanz⸗ und Schlittſchuhlaufſäle. 
Anfangs September erfuhr man, daß der Botſchafter in London, 
Waddington, in einer Rede keinen Zweifel gelaſſen habe über das 
Beſtehen eines, wenn auch nicht ſchriftlichen Bündniſſes mit Rußland. 
Dieſelbe Behauptung trat ein paar Wochen ſpäter mit großer Be⸗ 
ſtimmtheit in einigen Pariſer Blättern auf. Vielleicht waren dies 
Nachklänge von Beſprechungen, welche franzöſiſche Miniſter, bei 
Gelegenheit von Carnots Neife im Süden, mit dem in Aix⸗les Bains 
zur Kur weilenden ruſſiſchen Miniſter v. Giers gehabt hatten. 
Kleinere Kundgebungen für Rußland kamen hier und dort vor, ſo 
wurden z. B. die ruſſiſchen Offiziere, welche den franzöſiſchen 
Manövern an der deutſchen Grenze anwohnen wollten, am 6. Sep- 
tember in Toul ganz beſonders geehrt. Nicht ſehr verſchieden von 
dieſer Stimmung war die, welche dem Feſte zu grunde lag, das der 
„Bund der elſaſſiſchen und lothringiſchen Geſellſchaften“ am 23. Oktober 
in Paris beging. Der Feſtſaal trug die Inſchrift: „Die Zurück⸗ 
forderung unſerer Rechte ſteht immer allen und jedem offen.“ Es 
wurden hier viele Reden gehalten und u. a. der famoſe Sergeant 
Hoff vorgeſtellt, der während der Belagerung von Paris hundert 
Preußen niedergeſchoſſen zu haben behauptet. 

Wie ſehr die Sache der Republik gegenüber ihren Gegnern im 
Junern gewonnen hatte, zeigte ſich vor allem an den Monarchiſten 
ſelber. Nach den Neuwahlen zu den Geueralräten, die am 1. Auguſt 
ſtattfanden, hatten von den 87 Generalräten nur noch drei monar⸗ 
chiſtiſche Vorſtände. Der ziemlich vergeſſene Prätendent Don Carlos 
teilte am 5. Auguſt ſeinem Vertreter in Paris, dem Prinzen Valori, 
mit, daß er unter den obwaltenden Umſtänden keines Vertreters in 
Fraukreich mehr bedürfe. Valori wandte ſich dann in einer Rede zu 
Chusclan gegen die Berechtigung des Papſtes, den Katholiken die 
Republik anzuraten. Der royaliſtiſche Abgeordnete Marquis de 
Breteuil legte ſein Mandat nieder, weil, wie er in einem Schreiben 
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an die Wähler ſagte, der Papſt den Royaliſten das Vertrauen ent 
zogen, dadurch eine Störung in die konſervative Partei gebracht habe, 
und der übergehende Parteiteil neue Männer verlange. Für den 
feſtbleibenden Teil ſtellte am 26. September Graf d'Hauſſonville 
in einer Rede zu Montauban ein Programm auf: Der Papſt habe 
den Royaliſten unmöglich befehlen wollen, auf die Hoffnung einer 
Wiederherſtellung der Monarchie zu verzichten. „Der heilige Stuhl 
kann nicht daran gedacht haben, eine neue Sünde, die Sünde der 
monarchiſchen Geſinnung zu ſchaffen“, die Monarchie ſei „unausrott⸗ 
bar“ in Frankreich; deshalb könnten die Royaliſten mit den zur 
Republik übergegangenen Katholiken in zeitweiligem Einvernehmen 
bei den nächſten Wahlen gehen. Dieſer bemäntelte übergang wurde 
vom Grafen von Paris ausdrücklich genehmigt. Eigentümlich ſtellte 
ſich der Prätendent Viktor Napoleon. Auch er begriff, daß vorläufig 
für monarchiſtiſche Prätendenten in Frankreich nichts mehr zu hoffen 
iſt, und verwandelte ſich flugs in einen republikaniſchen Prätendenten. 
In einer Verſammlung zu Rouen ließ er durch den Baron Legoux 
ſeine Kandidatur für die Präſidentſchaft der Republik anzeigen und 
am 21. September behandelte er in einem „Manifeſt“ den Satz, 
daß nur die beiden Kaiſer Napoleon den Grundſatz der Volksoberhoheit 
zur allgemeinen Geltung gebracht hätten. Wichtiger war es, daß 
Baron de Mackau, der bisherige Führer der Rechten in der Kammer, 
in einer Rede zu Carrouges ſeinen vollen vorbehaltloſen Übergang 
zur Republik erklärte. 

Noch während in amtlichen Reden und in Feſten eine hohe Be: 
friedigung über die Lage des Landes ſich kundgab, trat jedoch eine 
bedenkliche Kehrſeite derſelben grell zu Tage. Die in der Arbeiter- 
welt zur Herrſchaft gelangte ſozialiſtiſche Strömung begann auf 
dem öffentlichen Gebiete ſich in einer für das Anſehen der Regierung 
bedrohlichen Weiſe geltend zu machen. Die Grubenbevölkerung von 
Carmaux im Tarn⸗Departement hatte einen ſozialiſtiſchen Gemeinde⸗ 
rat und dieſer den Grubenarbeiter Calvignac zum Bürgermeiſter ge- 
wählt. Dieſer vernachläſſigte infolgedeſſen ſeine Arbeiterpflichten und 
wurde deshalb vom Grubenvorſtand entlaſſen. Seine Kameraden 
faßten dies als Rache für die Wahl des Gemeinderats, mithin als 
Verletzung des allgemeinen Stimmrechts auf und verlangten Calvignaes 
Wiederaufnahme ſowie die Entlaffung des Grubendirektors Humblot. 


284 Die Arbeiterbewegung in Carmaux. 


Auf die Ablehnung dieſer Forderungen ſtürmten am 15. Auguſt 
mehrere Tauſend Arbeiter das Haus des Direktors, der nur durch 
Unterzeichnung ſeines Entlaſſungsgeſuchs ſein Leben retten konnte, und 
begaben ſich dann ans Plündern. Daran ſchloß ſich ein allgemeiner 
Streik der Grubenarbeiter. Die ſozialiſtiſchen Abgeordneten leiteten 
ihn und ſorgten eifrig für ſeine Fortdauer. Welcher Geiſt hierdurch 
in weiteren Arbeiterkreiſen entſtand, zeigte ſich auf dem Kongreß, den 
die ſozialiſtiſchen Gemeinderäte vom 11.—13. September in Saint 
Ouen hielten. Er verband mit ſeinen Ermunterungen zur Fortſetzung 
des Ausſtandes grobe Verſpottungen des Anſehens der Regierung. 
Dieſer kam es in ihrer Verlegenheit nur auf raſche Herſtellung des 
Friedens an. Der Arbeitsminiſter Viette machte daher Vorſchläge 
zur Verſöhnung, mutete damit jedoch der Grubenverwaltung ſo ſtarke 
Stücke zu, daß ſie unbedingt ablehnte. Dies veranlaßte wiederum 
die Vertreter der Ausſtändigen zum Aufruf, kühn in der Ent⸗ 
ſchloſſenheit zu verharren und alle reaktionären Manöver zu ver- 
achten, ſollte auch der Streik Monate dauern. Die Erbitterung der 
Arbeiter ſtieg noch durch die Verurteilung von Kameraden wegen 
jener Plünderung, vor allem aber durch die unſichere Haltung der 
Regierung. Dieſe fing, als die Lage um Mitte Oktober ernſte 
Formen annahm, damit an, Truppen nach Carmaux zu ſchicken, 
aber gleich darauf erlaubte ſie den Ausſtändigen, angeſichts dieſer 
Truppen den Ausſtand den Arbeitern, die ihn nicht wollten, auf⸗ 
zuzwingen. Dann gab ihnen der Miniſterpräſident Loubet einen 
noch ſtärkeren Beweis ſeiner Teilnahme, indem er ankündigen ließ, 
er werde ein Geſetz einbringen, das dem Staate erlaube, zu ihren 
Gunſten gegen die Grubengeſellſchaft einzuſchreiten. Plötzlich aber 
blies der Wind aus einer anderen Ecke; die Regierung ließ den 
Arbeitern, die ihr ſchon faſt Glauben geſchenkt hatten, die Kund— 
gebungen verbieten, die ſie zwei Monate geſtattet hatte. Nun be⸗ 
gannen die Anarchiſten ſich einzumiſchen. Unter dem Rufe: „Nieder 
das Vaterland!“ nahmen fie am 23. Oktober in einer Verſammlung 
zu Paris Partei für die Ausſtändigen von Carmaux. Nunmehr fällte 
Loubet einen ſalomoniſchen Schiedsſpruch: Calvignac wird als Arbeiter 
wieder angenommen, erhält aber für die Dauer ſeiner Amtsthätigkeit 
als Maire Urlaub, die Geſellſchaft nimmt alle ſtreikenden Arbeiter 
außer den gerichtlich verurteilten wieder in Arbeit und der Direktor 
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bleibt in ſeiner Stellung. Obwohl der Spruch ſehr günſtig für die 
Ausſtändigen war, lehnte deren Komitee ihn ab, allein der Ab— 
geordnete Clemenceau begab ſich nach Carmaux und bewog die 
Arbeiter zur Wiederaufnahme der Arbeit, erkaufte dies jedoch durch 
Erklärungen, die ihn als Schmeichler der dortigen Demagogen er— 
ſcheinen ließen. Es ſchien hieraus hervorzugehen, daß die äußerſte 
Linke der Kammer, wenn ſie bei den künftigen Wahlen wieder auf 
die Stimmen der Arbeiterpartei Anſpruch machen will, ſich deren 
revolutionärem Programm fügen muß. Die Arbeiter in Carmaux 
ſahen ſich als die Sieger an und feierten dies am 6. November 
unter reichlicher Anwendung roter Abzeichen. Die Ruhe war aller⸗ 
dings hergeſtellt, aber in einer Weiſe, welche die ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
meinderäte in Roubaix, Wattrelos und anderen Orten jeden Augen⸗ 
blick zur Nachahmung des Beiſpiels veranlaſſen konnte. Blätter wie 
der Pariſer „Matin“ meinten, nach all dieſen Vorgängen höre der 
Begriff der Regierung auf, man müſſe die Anarchie für eröffnet 
erklären. Zum Überfluß wurden am 2. November zehn der ver- 
urteilten Plünderer begnadigt. Sechs Tage ſpäter zeigte ſich recht 
deutlich, welcher Art die durch die Schwächen der Regierung erreichte 
Verſöhnlichkeit war: im Gebäude der Bergwerksgeſellſchaft von 
Carmaux, in der Rue des bons enfants zu Paris, wurde eine 
Dynamitbombe gefunden, die, nachdem ſie in ein Polizeibureau 
gebracht war, infolge eines im Innern befindlichen Uhrwerks ex⸗ 
plodierte und vier Beamte tötete. Die Bevölkerung von Paris 
wurde dadurch aufs neue in großen Schrecken verſetzt. Ra vachols 
Hinrichtung zu Montbriſon am 11. Juli hatte offenbar nicht ab⸗ 
ſchreckend gewirkt. Die Arbeiter von Carmaux ſprachen übrigens 
ihren Abſcheu aus gegen dieſe Ausnutzung der Vorgänge durch 
Anarchiſten. Der ſechſte Kongreß der franzöſiſchen Sozial— 
revolutionäre, der vom 24.—28. September in Marſeille 
tagte, war von der Partei als ein wichtiges Ereignis angekündigt, es 
kam aber nur zu langen Reden über den glücklichen Zuſtand, der 
unter Umſtänden in der Welt herrſchen könnte. Der deutſche 
Reichstagsabgeordnete Liebknecht gab hier auf eine Anfrage die Er⸗ 
klärung ab, daß weder ein Krieg noch die Rückgabe des deutſchen 
Reichslandes „die elſaß⸗lothringenſche Frage“ beenden würde, ſondern 
nur ein Sieg des Sozialismus in beiden Ländern. 
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Die Seſſion der Kammern wurde am 18. Oktober wieder 
eröffnet. Miniſterpräſident Loubet rückte nunmehr mit einem Ge⸗ 
ſetze wider die Anarchie hervor, das jedoch lediglich in einem Zuſatze 
zum Preßgeſetze von 1881 beſtand. Es ſollte nämlich die Präventiv- 
haft gegen die Urheber von Aufreizungen durch Wort und Schrift 
ſowie die ſofortige Beſchlagnahme der Blätter und Plakate geſtattet 
ſein. Da Loubet die baldige Beratung in der Kammer nur durch 
Stellung der Vertrauensfrage durchgeſetzt hatte, glaubte man an 
heftige Oppoſition, aber bei der Verhandlung vom 17. November 
riefen einige patriotiſche Wendungen Loubets langanhaltendes Ent- 
zücken hervor, ebenſo fein Ausſpruch: „Jetzt gilt es, noch etwas für 
die Arbeiter zu thun, ſie vor Verführung zu bewahren, daher dieſer 
Geſetzentwurf.“ Am 19. November wurde er genehmigt. 

Die durch die Vorgänge auf ſozialem Gebiete gedrückte Stimmung 
wurde durch die Nachrichten aus Afrika wieder etwas belebt. Oberſt 
Dodds, der den Befehl über die Streitkräfte gegen Dahomeh über⸗ 
nommen, hatte am 19. Juni an Abgeſandte des Königs Behanzin 
eine heftige Auſprache gehalten, alle Verhandlungen mit dem Be— 
merken abgeſchnitten, Frankreich werde ſich nicht noch einmal täuſchen 
laſſen, und dabei die auffallende Wendung gebraucht, der König möge 
nur ſeine Abſicht, alle Europäer in Weidah töten zu laſſen, ohne 
Aufſchub ausführen. Es waren dies nämlich nur Deutſche, da die 
übrigen Bewohner den Ort wegen ſeiner Beſchießung verlaſſen hatten. 
Nachdem ſich die verheerenden Einfälle Behanzins bis zum 5. Auguſt 
fortgeſetzt hatten, brach Dodds mit allen Streitkräften am 7. Sep— 
tember nach Abomeh, dem Sitz des Königs, auf. Die Dahomeher 
leiſteten entſchloſſenen Widerſtand und wurden darin durch die 
Terrainverhältniſſe außerordentlich unterſtützt. Die Franzoſen rückten 
längs des Hauptfluſſes des Landes, am eme vor, wurden aber 
durch viele Waſſerläufe, Wälder und Moräſte gehindert. Am 
19. September kam es zu einem heftigen Kampfe, in dem die Kern⸗ 
truppen von Dahomeh eine völlige Niederlage erlitten. Behanzin 
bot noch einmal alle ſeine Kräfte auf, aber auch die 10000 Mann 
mit 10 Hinterladergeſchützen, die er am 4. Oktober bei Pogueſſa auf 
ſtellte, wurden gänzlich in die Flucht geſchlagen. Beim weiteren 
Vorrücken hatte Dodds gegen Anfang des November noch eine 
Reihe ſchwerer Kämpfe zu beſtehen, bis endlich der Widerſtand als 
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gebrochen galt. Dieſer Nachricht hatte man übrigens in Paris mit 
einiger Bangigkeit entgegengeſehen und beſonders den Rückſchlag eines 
übeln Ausgangs auf die Lage im Innern befürchtet. Ende No⸗ 
vember war man aber darüber beruhigt, Dodds wurde zum General 
und Großoffizier der Ehrenlegion befördert, die Kammern ſprachen 
ihm Dank aus und genehmigten die Prägung einer Erinnerungs⸗ 
medaille, der Marineminiſter bezeichnete die Einnahme Abomehs als 
einen entſcheidenden Schlag, welcher das auf Sklaverei und Menſchen— 
opfer gegründete Königreich öffne. 

Die durch ſolche Vorgänge in der Ferne endlich eingetretene 
Aufmunterung der allgemeinen Stimmung vermochte jedoch 
nicht vorzuhalten gegenüber einer dunklen Wolke, die über Frankreich 
allmählich heraufzog. Die Aktionäre der 1887 gegründeten Panama— 
Kanal-Geſellſchaft hatten bis 1890 immer glänzende Berichte 
über den Fortgang des Unternehmens erhalten und wurden daun 
plötzlich überraſcht durch die Mitteilung, daß aus Mangel an Mitteln 
die Arbeiten eingeſtellt werden mußten, nachdem kaum für die ebenen 
Strecken gegen 1400 Millionen verausgabt waren. Daher kam es 
1890 zur gerichtlichen Beſtellung eines Liqnidators. Aus deſſen 
Prüfung der Vermögenslage der Geſellſchaft ergab ſich, daß bis 
dahin die Einnahme rund 1330, die Ausgaben 1314 Millionen be⸗ 
tragen hatten und daß die Arbeiten mit dem Reſt von 16 Millionen 
nicht fortgeſetzt werden könnten. Die Entrüſtung ſtieg durch den 
weiteren Bericht, daß ſich unter den Ausgaben 530 Millionen für 
Verwaltung, Studien, Verſammlungen, Reiſen fanden, daß ferner 
viele Millionen für die günſtigen Berichte in der franzöſiſchen Preſſe 
gezahlt ſeien und daß für die in Panama verausgabten 783 Millionen 
verhältnismäßig wenig geleiſtet war. Eine unparteiiſche Unterſuchung 
des techniſchen Standes der Sache hatte ferner ergeben, daß für die 
Vollendung des Kanals wenigſtens noch 800 Millionen nötig ſeien; 
alle Verſuche zur Herbeiſchaffung weiterer Mittel ſcheiterten jedoch, 
weil das Vertrauen geſchwunden war. Dagegen erhob ſich immer 
dringender der Ruf nach gerichtlicher Verfolgung der Unternehmer. 
Die Regierung wollte lange nicht an die Sache rühren und hatte 
deshalb die ihr im vorigen Winter von der Kammer überwieſene 
Bittſchrift der Aktionäre nicht beantwortet. Dieſe wandten ſich nun 
aber aufs neue, und zwar in Zahl von mehr als 100000, an die 
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Kammer, und Interpellationen war nicht auszuweichen. Im Miniſter⸗ 
rat beſtand über die Behandlung der Angelegenheit längere Zeit 
Zwiſt, da der kleinere Teil, worunter der Juſtizminiſter Ricard, in 
Übereinftimmung mit der öffentlichen Meinung, die gerichtliche Ver⸗ 
folgung der Gründer verlangte, während der andere Teil, um Skandal 
zu vermeiden und um den großen Franzoſen, den 87 jährigen 
de Leſſeps, zu ſchonen, die Unterſuchung niedergeſchlagen wiſſen wollte. 
Der Bericht der Sachverſtändigen vom 10. Oktober verlangte jedoch 
deſſen gerichtliche Verfolgung, und die Deputiertenkammer verlangte 
am 12. November die Aufhebung der vom Strafgeſetzbuch vorgeſchrie⸗ 
benen ausnahmsweiſen Gerichtsbarkeit der Großkreuze der Ehrenlegion, 
zu denen Leſſeps gehört. Nun war der Schwerpunkt der Angelegenheit 
in die Deputiertenkammer verlegt. Am 21. November wurde hier vom 
Abgeordneten Montaut die Koſtenfreiheit von Klagen der Beſitzer von 
Panama-Papieren beantragt. Damit waren die Schleuſen für eine 
Schmutzwelle eröffnet, die ſich über die Abgeordneten ſelbſt ergoß. 
Der Abgeordnete Delahaye forderte die Kammern zu einem „Werke 
der öffentlichen Reinlichkeit“, zur Einſetzung eines Ausſchuſſes auf, 
der eine Reihe von Thatſachen prüfen ſolle, die Redner angab und 
zum Teil in Ausſicht ſtellte. In der Wilſonſache, ſagte er, habe es 
ſich 1887 bloß um ein einzelnes Anzeichen der Fäulnis gehandelt, 
welche die regierende Klaſſe zerfreſſe, in der Panamaſache dagegen 
handle es ſich um dieſe Fäulnis ſelbſt, um die Beuteverteilung am 
lichten Tage. An der Spitze des Panama-Unternehmens ſtänden 
Boulangiſten; die Losanleihe habe nur mit Hilfe eines Finanz⸗ 
mannes durchgedrückt werden können, der alle käuflichen Parlamentarier⸗ 
gewiſſen gekannt habe; an 150 Parlamentarier ſeien 3 Millionen 
verteilt worden; „Panama“ habe für die Wahlen im Norddepartement 
300000, einem jetzt nicht mehr lebenden Miniſter 400000 France 
gezahlt. Der Miniſterpräſident Loubet ſprach ſich unter dem Ein⸗ 
druck dieſer ſchweren Behauptungen für die Unterſuchung aus und 
fügte hinzu: „Ich habe nichts zu verbergen.“ Nun kam noch ein 
anderer Abgeordneter, Leprevoſt-Delaunay und ſetzte Delahayes 
Angaben fort. Zwei Banken, die er nannte, hätten der Panama— 
Geſellſchaft 60 Millionen gegen 85% Zinſen geliehen; Leſſeps ſei 
nicht der Schuldigſte, vielmehr habe die Preſſe am ſchwerſten ge⸗ 
ſündigt; „alle Finanzberichte der Blätter waren erkauft, das 
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franzöſiſche Volk konnte alſo die Wahrheit nicht erfahren;“ die Eigen⸗ 
tümer der Zeitungen müßten entlarvt und ſittlich gebrandmarkt 
werden. Die „Panama-Kommiſſion“ wurde hierauf gewählt, 
erhob Briſſon zum Vorſitzenden und vernahm eine Reihe von 
Perſonen. In der Preſſe wurden die in der Kammer gemachten 
Angaben durch Belaſtung und Verdächtigung hervorragender Perſonen 
fortgefeßt. Da es auf der Hand lag, daß bei der parlamen— 
tariſchen Unterſuchung nicht viel herauskommen könne, ſo wurde 
am 26. November beantragt, der Kommiſſion die Befugniſſe der 
richterlichen Gewalt beizulegen, die Kammer lehnte es jedoch 
ab, weil hierdurch ein wahrhaft revolutionärer Zuſtand geſchaffen 
würde. Inzwiſchen hatte der Juſtizminiſter der Unſchlüſſigkeit des 
Miniſterrats durch eine Art von Staatsſtreich ein Ende gemacht, 
indem er ohne deſſen vorherige Genehmigung die ſtrafrechtliche Ber: 
folgung der Gründer auf Grund eines Berichts des Generalprokurators 
anordnete. Als nun das Gerücht Glauben fand, daß der am 
20. November in Paris verſtorbene Bankier v. Reinach durch Selbſt⸗ 
mord geendet habe, wurde er allgemein als der Vermittler behufs 
Beſtechung von Abgeordneten aus den „Panama“-Mitteln bezeichnet. 
Unter dieſem Eindruck ſprach am 28. November die Kammer, auf 
Briſſons Antrag, ihr Bedauern aus, daß der Juſtizminiſter Ricard 
die Offnung der Leiche Reinachs und die Beſchlagnahme ſeiner 
Papiere nicht angeordnet habe. Dies verſetzte den Miniſterpräſidenten 
Loubet in die größte Aufregung. Er fagte: „Wenn Sie ſich ein- 
bilden, daß man ſo regieren kann, dann regieren Sie mal ſelber, ich 
habe Ihnen nichts mehr zu ſagen.“ Die Kammer war einen Augen- 
blick ſtarr und ſtumm, dann machte die Verblüffung einer Aufregung 
Platz, und hundert Rufe kreuzten ſich. Das ärgerte Loubet, und 
ohne aufzuſtehen rief er mit Donnerſtimme, die Regierung weiſe die 
von Briſſon beantragte (und von anderer Seite zu einer Vertrauens— 
erklärung unigeſtaltete) Tagesordnung zurück, mit dem Bemerken: 
„Alle unſere Abſichten und Handlungen find von früh bis ſpät ver 
dächtigt, ich werde jeden Augenblick von der Rechten und der Linken 
unterbrochen; unter ſolchen Verhältniſſen iſt keine Regierung möglich, 
regiere wer will, ich nicht!“ Daraufhin entſchloß ſich die Kammer, 
das Miniſterinm zu ſtürzen. Sie lehnte mit 304 gegen 209 Stimmen 
die von ihm verlangte einfache Tagesordnung ab, und das Miniſterium 
1692. 19 
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Loubet bat nach gerade neunmonatlicher Dauer um Entlaſſung. 
Briſſon erhielt den Auftrag, ein neues Miniſterium zu bilden, 
ſcheiterte jedoch damit am 2. Dezember, weil Perier und Bourgeois, 
die hauptſächlich zur Mitwirkung berufen erſchienen, auf dem Boden 
der Geſetzlichkeit bleiben, zur Verwirrung der Gewalten, zu einer Zurück⸗ 
ſetzung der Juſtiz gegen die parlamentarische Kommiſſion nicht bei⸗ 
tragen wollten. Die Juſtiz ſelbſt ſträubte ſich gegen ihre Verdrängung. 
Der Präſident des Appellhofes ſowie der Generalprokurator ſtellten 
ihre Entlaſſung in Ausſicht, falls der Juſtizminiſter ihnen die Aus- 
lieferung der Panama-Akten an jene Kommiſſion zumuten ſollte. 
Juzwiſchen war dieſe bereits thätig geweſen. Sie hatte heraus— 
gebracht, daß die Preſſe allein 20 Millionen der Panamagelder ver 
ſchlungen, daß Reinach neun Millionen erhalten und vier Millionen 
bei der Bank von Frankreich zu gunſten des Spekulationshanſes 
Thierrée eingezahlt ſeien, das dafür 27 Checks Reinachs honoriert 
hatte. Nun fühlte ſich die Kommiſſion wieder geniert, da ihr keine 
Macht zuſtand, die Namen dieſer Empfänger zu ermitteln. Jufolge— 
deſſen wurde die ganze Lage durch einen gewiſſen Streit zwiſchen 
Juſtiz und Parlamentskommiſſion beherrſcht. Nachdem die Kammer 
in ihrer Erregung unterlaſſen hatte, dieſe nur auf die das Parlament 
angehenden Thatſachen zu beſchränken, war es indes immer noch Zeit, 
der Juſtiz die eigentliche Aufgabe zuzuwenden. Dies wurde denn 
auch durch das neue Minijterimm unternommen, das ſich am 
8. Dezember der Kammer vorſtellte. 

Das Miniſterium Ribot beſtand faſt aus denſelben Mitgliedern 
wie das zurückgetretene Miniſterium Loubet. Die Anderung beſtand 
nur darin, daß an die Stelle des Handelsminiſters Roche der 
Elſäſſer Siegfried trat und daß Bourgeois an Stelle Ricards 
die Juſtiz übernahm, indem er das Unterrichtsreſſort an den Univer 
ſitätsprofeſſor Dupuy abgab. In der Erklärung Ribots vor den 
Kammern war verſichert, die Regierung wünſche das Parlament und 
die Gerichte zu unterſtützen, um Licht in die Pauamaſache zu bringen, 
und ſie werde den Grundſätzen der Trennung der öffentlichen Gewalten 
treu bleiben; die Fehler einzelner dürften nicht das öffentliche Leben 
zum Stillſtand bringen; gefährlich ſei es, das Ohr allzu leicht An— 
gebereien zu leihen, die bezweckten, der öffentlichen Meinung Schlingen 
zu legen. Aber nur wenige Tage vergingen, und die ſtolze Erklärung 
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ſank in ſich zuſammen. Der Juſtizminiſter Bourgeois gab am 
12. Dezember in der Kammer auf Lacombes Anfrage das Geſtändnis 
ab, daß er der Parlamentskommiſſion die Panama⸗Akten nun doch 
habe ausliefern laſſen, ein Vorgang, durch welchen der auf den 
10. Januar angeſetzte Prozeß erſchwert ward. Noch Schwereres aber 
war dem Miniſterium Ribot vorbehalten: ein Vorgehen gegen feine 
eigenen Mitglieder. Der Finanzminiſter Rouvier kam dem zuvor 
indem er am 13. Dezember zurücktrat. In der Kammer erläuterte er 
dies mit der Erklärung, er könne ſich nun freier wider die Angriffe 
der Preſſe verteidigen. Zugleich teilte er mit, daß er, wie jeder Finanz 
miniſter, mit Finanzmännern, insbeſondere mit Reinach Beziehungen 
unterhalten habe; feinen Deputiertenplatz nehme er jedoch „mit erhobe⸗ 
nem Haupt und ruhigem Gewiſſen“ wieder ein. An ſeine Stelle als 
Finanzminiſter trat der Senator Tirard, der ſchon zehnmal Miniſter 
geweſen war. 

Dieſen Zeitpunkt hielten die konventsluſtigen Elemente geeignet 
zu einem neuen Verſuche, der Parlamentskommiſſion weitere Befugniſſe 
zu verſchaffen. Ein hierauf gehender Antrag Pourquérys in der 
Kammer veranlaßte jedoch am 15. Dezember den Juſtizminiſter 
Bourgeois, ſich dem mit aller Kraft zu widerſetzen. Er mahnte 
die republikauiſche Partei, zu bedenken, daß fie in dieſer Frage ihre 
Stimme über die Zukunft der Republik abgebe, denn gegen 
dieſe richte ſich der Kampf, nicht gegen einzelne. Die Pflichten der 
Anhänger der Republik ließen ſich in die Worte zuſammenfaſſen: 
kaltes Blut und feſtes Zuſammenhalten. Ribot fügte hinzu, er 
werde nicht zulaſſen, daß das Anſehen der Republik geſchwächt werde; 
hinter der zur Schau getragenen tugendhaften Entrüſtung verberge 
ſich ein ganzer Aktionsplan, das Ziel der Angriffe ſei im Grunde die 
Republik ſelbſt. Unter großer Erregung wurde daun der Antrag mit 
271 gegen 265, alſo mit bloß 6 Stimmen Mehrheit, abgelehnt. 
Der Befehl vom 16. Dezember, die gerichtliche Unterſuchung gegen 
die Beamten der Panamageſellſchaft wegen Beſtechung öffentlicher 
Beamten einzuleiten, ſowie die Verhaftung von Ch. Leſſeps, Fontane 
und Sansleroy machten guten Eindruck, die kaum begonnene Energie 
der Regierung wurde aber am 20. Dezember bereits wieder gelähmt 
durch die Kammerverhandlungen über das Erſuchen des General— 
prokurators um Aufhebung der Unverfolgbarkeit von fünf Senatoren 
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und fünf Abgeordneten, die früher Miniſter waren. Als der Antrag, 
dies zu genehmigen, geſtellt war, erklärte Rouvier, ein Geſtändnis 
preisgeben zu müſſen, das unter gewöhnlichen Umſtänden wohl jeder 
Miniſter bewahren werde: zwecks Füllung der Geheimfondskaſſe habe er 
als Miniſter zur Verteidigung der Republik Gelder von der Panama⸗ 
geſellſchaft angenommen; und als einige Abgeordnete ſich dagegen erhoben, 
fügte er hinzu: „Hätte ich das Geld nicht genommen, ſo wären Sie 
nicht gewählt.“ Dieſe Geſtändniſſe machten in und außer der Kammer 
niederſchmetternden Eindruck und ſchädigten offenbar die Republik. 
Angriffe Deroulédes, die ſich daran ſchloſſen, ſchienen auch den 
Kammerpräſidenten Floquet ſowie Clemenceau bloßzuſtellen. Der 
Senat überlieferte darauf dem Richter die Senatoren Boral, Deves, 
Greévy, Thevenet und Renault, die Kammer überlieferte Rouvier, 
Arene, Prouſt, Roche und Dugus de la Fauconnerie. Im Augen 
blick nach der Abſtimmung ließ eine Stimme den au die Zeit des 
Konvents erinnernden Ruf ertönen: „Der erſte Karren!“ Darau 
ſchloß ſich würdig am 23. Dezember eine gewiſſe Selbſtanklage des 
Kammerpräſidenten Floquet, der auf Angriffe Millevoyes erklärte, 
er habe es als Miniſterpräſident für ſeine Pflicht gehalten, die von 
der Panamageſellſchaft beſchloſſene „Verteilung“ eines beſtimmten 
Betrags an die Preſſe zu „beaufſichtigen“. Darüber fällte der Abg. 
Debernis das Urteil mit den Worten: „Wenn eine ungeheure 
Gaunerei begangen wird, iſt es Aufgabe der Regierung, nicht an 
dem Raube teilzunehmen, ſondern ihn zu verhindern, Sie aber haben 
geſtanden, daß das Geld der Panammopfer dazu gedient hat, die 
Regierungspolitik zu unterſtützen.“ Die Kammer ſprach der Regierung 
wieder ihr Vertrauen aus, zeigte dann aber keine Luſt mehr zu 
weiteren Beratungen vor dem Weihnachtsfeſt und ging, nachdem ſie 
den Handelsvertrag mit der Schweiz raſch abgelehnt und ſo 
einen Zollkrieg heraufbeſchworen hatte, am 24. Dezember in die 
Ferien. In der parlamentariſchen Kommiſſion hatte am 19. De⸗ 
zember eine Ausſage des früheren Polizeipräfekten von Paris, Andrieux, 
Aufſehen erregt, wonach eine ſehr einflußreiche Perſönlichkeit eine 
bedeutende Summe erhalten habe. Es wurde dann beſchloſſen, 
den Abg. Guyot darüber zu vernehmen, ob der Präſident der 
Republik die Liſte der in die Panamaſache verwickelten Perſonen 
gekannt habe, bevor er deren einige zu Miniſtern ernannte. 
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Das im Oktober vorgelegte Budget für 1893 wies 3348 158 622 
Fr. Ausgaben und 467 134 Fr. überſchuß auf. Die Ausgaben für das 
Kriegsbudget betrugen nach den Abſtrichen des Ausſchuſſes noch 
634 610 131 Fr. Zu gleichem Zweck find von 1871 —93 ausgegeben 
15368 Millionen Fr. Ein Geſetzentwurf wegen Unterſtellung des 
Kolonialheeres unter das Kriegsminiſterium wurde am 16. No- 
vember vom Senat abgelehnt. Ein am 24. November vorgelegter 
Geſetzentwurf wegen Feſtſtellung der Kadres und der Effektiv— 
beſtände des Heeres kam nicht mehr zur Beratung. 

Bezüglich der militäriſchen Verhältniſſe überhaupt war das 
fortſchreitende Minderergebnis der Rekrutierung bemerkenswert. 
Schon 1891 lieferte ſie 6581 Mann weniger; für 1892 fehlten 
12483 Mann. Die Ergebniſſe der großen Manöver des 9. und 
12. Armeekorps wurden zwar in Freyeinets Rede zu Montmorillon 
am 15. September als ſehr bedeutend geſchildert, danach aber brachten 
franzöſiſche Stimmen zur Sprache, daß hier die „régiments mixtes“ 
in keiner Weiſe den nötigen feſten Zuſammenhalt und Grad militäriſcher 
Ausbildung gezeigt hatten. Der dreitägige Marſch bis in das 
Manövergebiet hätte fie fo ſehr ermüdet, daß es nicht geraten ſchien, 
ihnen eine aktive Rolle anzuweiſen; ſie dienten nur als Staffage. 
Im Auguſt fanden großartige Flottenmanöver ſtatt, um feſtzu— 
ſtellen, ob die Küſtenſtädte gegen Beſchießung genügend geſichert ſeien. 
Die Manöver fielen zwar zur hohen Befriedigung der Preſſe aus, 
aber der frühere Minifter Lockroy wies darauf hin, daß die Manöver 
keineswegs die Unmöglichkeit einer Einäſcherung der offenen Städte, 
wie Havre, Marſeille, Nizza bewieſen hätten. Vom Plan eines 
Ausbaues des Hafens von Biferta in Tuneſien kam man ab, nachdem 
die italieniſche Preſſe erklärt hatte, daß dies gegen die völkerrechtlichen 
Pflichten verſtoße. 

An den Kolonien hatte Frankreich in dieſem Jahre nicht viel 
Freude. Im Gebiete von Tunis zeigte ſich der Beginn einer 
Oppoſition der arabiſchen Bevölkerung gegen die franzöſiſche Herrſchaft. 
Das Blatt „Meſſager arabe“ wurde unterdrückt und erſchien dann 
unter anderem Titel mit einem Aufruf an die Araber zum Erwachen. 
Auf Madagaskar blieben die Beziehungen des franzöſiſchen Miniſter⸗ 
reſidenten zur Howas⸗Regierung abgebrochen; fein amtlicher Empfang 
wurde verweigert. Dagegen ließ die franzöſiſche Regierung im Auguſt die 
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Isles glorieuses im Kanal von Mozambique beſetzen. Das Schutz⸗ 
gebiet Tongkin litt ſehr unter dem Räuberweſen. Der Überfall eines 
Militärtransports im Juni ließ die franzöſiſche Herrſchaft als nicht 
feſt begründet erſcheinen. 

Aus der franzöſiſchen Totenliſte erwähnen wir folgende Perſonen: 
Erzbiſchof Thibaudier von Cambrai ſtarb am 10. Januar an der 
Influenza. Am 5. März erlag der 80 jährige Vizeadmiral Jurien 
de la Graviere einer langen Krankheit. Er befehligte 1862 das 
Expeditionskorps nach Mexiko. Am 6. März ſtarb der 79jährige 
Senator Martel, der 1877 Juſtizminiſter im Miniſterium J. Simous 
war. An demſelben Tage ſtarb in Paris der 80jährige Chemiker Etienne 
Arago, der 1870 einige Monate das Bürgermeiſteramt von Paris 
bekleidete. In Nimes ſtarb am 19. Mai der 58jährige Senator Numa 
Baragnon, bekannt als eifriger Anhänger des Grafen Chambord 
und Unterſtaatsſekretär unter Mac Mahon. Am 20. Mai ſtarb 
General Laveaucoupet, der 1870 bei Spichern dem General 
Steinmetz heftigen Widerſtand leiſtete. Am 26. Mai ſtarb in Chaton 
Madier de Montjau, Abgeordneter für Drome, der ſich 1851 
dem Staatsſtreiche widerſetzt und 1889 die ſchärfſten Mittel gegen 
den Boulangismus verlangt hatte. Der ehemalige Vizepräſident der 
Kammer, Anatole de la Forge, nach Grévys Sturz Kandidat für 
die Präſidentſchaft der Republik, endete am 17. Juni durch Selbſt⸗ 
mord. Der Senator Teiſſerene de Bort ſtarb am 29. Juli in 
Paris; er war 1872 Thiers' Miniſter für Ackerbau, 1876 Handels⸗ 
miniſter, 1879—80 Grévys Botſchafter in Wien. Baron de Cour⸗ 
celles, 1873 76 Botſchafter beim Vatikan, ſtarb am 5. September. 
Das Leben Ernſt de Renans endete am 2. Oktober. Früher 
Prieſter, ward er 1860 Profeſſor der orientaliſchen Sprachen am 
College de France. Durch ſein Buch „Das Leben Jeſus“ rief er 
1863 eine heftige Bewegung hervor, wurde infolgedeſſen des Amtes 
entſetzt und ſchrieb dann zahlreiche geſchichtliche, politiſche und philo⸗ 
ſophiſche Schriften. 1878 wurde er zum Mitglied der Akademie ge⸗ 
wählt. An der Begräbnisfeier nahm das ganze offizielle Frankreich 
teil, der Unterrichtsminiſter hielt die Gedächtnisrede. Der Geſchicht⸗ 
ſchreiber Camille Rouſſet, lange Zeit Leiter des Archivs der Kriegs- 
verwaltung, verſchied am 19. Oktober. General de Failly, der 
1867 bei Mentana die vielberufenen „Wunder“ mit dem Chuſſepot⸗ 
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gewehre verrichtete und 1870 den Marſchall Mac Mahon ohne Hilfe 
ließ, auch bei Beaumont unglücklich focht, ſtarb am 15. November 
in St. Cloud. Der in den Panama⸗Aktien⸗Handel verwickelte Baron 
v. Reinach in Paris endete am 20. November durch Selbſtmord. 
Mit dem Kardinal Charles Martial Allemand Lavigerie ſchied am 
26. November eine der hervorragendſten Perſönlichkeiten der römiſchen 
Kirche aus dem Leben. 1825 in Bayonne geboren, wirkte er in 
verſchiedenen Gegenden des Orients für die Kirche und zugleich für 
Frankreich. Er war eine Zeitlang Auditeur der Rota romana; 1873 
ſuchte er im Auftrage des Papſtes Pius den Grafen von Chambord 
in Marienbad zu beſtimmen, den Thron Frankreichs zu beſteigen; 
dieſer meinte aber, Frankreich ſei für dieſe Wohlthat noch nicht reif 
genug. Im Sommer 1890 leitete er im Auftrage des Papſtes Leo 
die Schwenkung der Kirche zu Gunſten der Republik ein durch einen 
Toaſt, den er in Algier als Erzbiſchof bei einem Feſte zu Ehren der Flotte 
auf die Republik ausbrachte. Am 3. Dezember verſchied in Paris 
General Dumont, Befehlshaber des 18. Armeekorps im Jahre 1870. 
Au 14. Dezember ſtarb der Journaliſt John Lemoine, Senator 
und Mitglied der Akademie. 


Großbritannien und Irland. 

Das Jahr begann mit einem für die königliche Familie ſehr 
traurigen Ereignis, an dem das ganze Reich herzlichen Anteil nahm. 
Der zweite Sohn des Thronfolgers Prinzen von Wales, Herzog 
Albert Viktor von Clarence und Avondale erkrankte ſchwer an 
der Influenza. Er hatte ſich am 4. Januar durch die Teilnahme 
an der Beerdigung des mit der königlichen Regierung verwandten 
Prinzen Viktor von Hohenlohe, Grafen von Gleichen, in Sunningdale 
bei Windſor eine Erkältung zugezogen. Die Krankheit nahm einen 
raſchen Verlauf. Schon am 14. Januar ſtarb der Prinz, der einſt 
die Krone des Reichs tragen ſollte, kurz nach Vollendung ſeines 
28. Lebeusjahres und wenige Wochen nach ſeiner Verlobung mit der 
Prinzeſſin Mary von Teck, in Sandringham, dem in Norfolk liegenden 
Schloſſe des Prinzen von Wales. Die 72jährige Königin Viktoria 
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war tief erſchüttert, und von allen Seiten ertönten Worte inniger Teil⸗ 
nahme an dem tragiſchen Geſchick der Braut. Das Begräbnis fand 
am 20. Januar in der St. Georgskapelle zu Windſor ſtatt, wo der 
Prinz am 27. Februar mit ſeiner Braut vor den Altar hatte treten 
wollen. Auf ärztlichen Rat wohnten die meiſten Mitglieder der könig⸗ 
lichen Familie dieſer Feier nicht bei; vom Feſtland aber erſchienen 
Prinz Friedrich Leopold von Preußen, Herzog Albrecht von Württem— 
berg und Prinz Philipp von Sachſen-Koburg⸗Gotha. Im weiten 
britiſchen Reiche wurde an dieſem Tage der Trauer öffentlich Ausdruck 
gegeben; ſelbſt der Sultan von Johore auf Malacca ließ alle Flaggen 
in ſeinem Reiche auf Halbmaſt nehmen, und in Natal begann eine 
Landestrauer von vier Wochen. Die greiſe Königin fühlte ſich ge— 
drungen, am 28. Januar durch ein Schreiben an den Miniſter des 
Innern ihre Dankbarkeit für die Beweiſe treuer Anhänglichkeit und 
herzlicher Teilnahme auszudrücken, die ihr von den Unterthanen aus 
allen Teilen des Reichs geworden waren. Ein ſo erſchütternder Fall 
habe ſie, die Ihrigen und die Nation nicht betroffen ſeit dem Ableben 
ihres Gemahls. Die Königin ſchloß mit den Worten: „Ich bin 
wahrlich recht hart in den letzten 30 Jahren meiner Regierung vom 
Schickſal getroffen; indes waren auch die von meiner Stellung un⸗ 
zertrennlichen Arbeiten, Sorgen und Verautwortlichkeiten ſehr groß. 
Doch ich bitte Gott, daß er fortfahren möge, mir Geſundheit und 
Kraft zu verleihen, daß ich für das Wohl und Glück meines teuren 
Vaterlandes wirken kann, ſo lange mein Leben währen wird.“ Mit 
Heraunahen des Frühlings begab ſich dann die Königin in Be— 
gleitung ihrer jüngſten Tochter Beatrice, vermählten Prinzeſſin Hein⸗ 
rich von Battenberg, über Cherbourg und Paris zu fünfwöchigem 
Aufeuthalte nach dem Hotel Coſtebelle bei Hyeres an der Küſte des 
Mittelmeeres. Auch ihr Sohn, der Herzog von Connaught, nebſt 
Gemahlin nahmen hier Aufenthalt. Am 25. April brach die Königin 
wieder auf, beſuchte in Darmſtadt den inzwiſchen zur Regierung 
berufenen Sohn ihrer verſtorbenen Tochter Alice, den jungen Groß⸗ 
herzog Ernſt Ludwig, und traf am 3. Mai in Windſor wieder ein. 
An ihrem 73. Geburtstage, den 25. Mai, verlieh die Königin dem 
27jährigen Prinzen Georg, zweitem Sohne des Prinzen von Wales, 
auf den nunmehr die Anwartſchaft auf die Thronfolge übergegangen 
war, die Titel eines Herzogs von York, Grafen von Inverneß und 
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Barons von Killarney. Dieſe Vereinigung der drei Titel ſtellt, da 
jene Orte in den drei Teilen des vereinigten Königreichs liegen, ſym⸗ 
boliſch deſſen Einheit dar. Der neue Herzog nahm als ſolcher am 
17. Juni ſeinen Platz im Oberhauſe ein. Dieſe feierliche Einführung 
wurde mit altherkömmlichem Pomp vollzogen. Prinz Georg und die 
ihn einführenden zwei Peers hatten das Prunkornat, ein goldgeſticktes, 
mit Hermelin verbrämtes, ſcharlachrotes Gewand mit langer Schleppe 
angelegt. Das auf einer Pergamentrolle ausgefertigte Patent wurde 
verleſen, der Prinz vereidigt und dann rechtskräftig als Herzog von 
York anerkannt. Dreimal begrüßte er ſich dann durch Lüftung des 
Dreimaſters und Verbeugung mit dem auf dem großen Wollſack 
ſitzenden Lordkanzler. 

Das Parlament begann am 9. Februar ſeine 7. Seſſion. 
Die Thronrede zur Eröffnung war ohne politiſche Bedeutung. Neu 
war darin nur die Mitteilung vom Abſchluß eines Vertrags mit Nord- 
amerika, wonach der mehrjährige Streit über das Recht des Robben— 
fangs im Behringsnieer durch ein Schiedsgericht geſchlichtet werden 
ſolle. Bei der Beratung des Unterhauſes über die zur Beantwortung 
der Thronrede zu erlaſſende Adreſſe wurde regierungsſeitig weiterhin 
mitgeteilt, daß dieſes Schiedsgericht in Paris eingeſetzt werden und 
beſtehen ſolle aus je zwei von jedem Streitteile und je einem vom 
Präſidenten der franzöſiſchen Republik, dem Könige von Italien und 
dem Könige von Schweden zu ernennenden Mitgliedern. Im übrigen 
zeichnete ſich die Adreßdebatte nur durch die Erörterung der Frage 
über die vor kurzem von Gladſtone in einer Rede in Ausſicht ge— 
nommene Räumung Agyptens von ſeiten Englands aus. Eine ſolche 
Politik, meinte Chamberlain, ſei eines großen Landes wie England 
unwürdig und würde Agypten in den Zuſtand der Barbarei zurück— 
führen. Morley beſchwichtigte mit dem Bemerken, Gladſtone wüͤnſche 
die Räumung nicht ſofort, ſondern in einer beſtimmt ausgeſprochenen 
Zeit. Was die Geſetzvorlagen betrifft, ſo wurde eine Bill zur Neu⸗ 
ordnung der Lokalverwaltung in Irland genehmigt; es ſollen 
nämlich die Grafſchaftsämter nach dem Vorbilde Englands Ver⸗ 
waltungsfunktionen erhalten. Sodann wurde eine Bill angenommen, 
wonach die Grafſchaftsräte zum Ankauf von Grund und Boden er— 
mächtigt werden, den ſie dann in Stücken zu 50 Acres verkaufen und 
in Stücken zu 10 Acres verpachten können. Die Käufer müſſen das 
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Gut ſelbſt bebauen und dürfen es nicht verpachten. Die Grafſchafts⸗ 
rate dürfen drei Viertel der Kaufſumme vorſchießen. Der Käufer 
muß ein Viertel anzahlen, ein Viertel kann als ſtändiger Pachtzins 
verbleiben, und der Reſt iſt binnen 50 Jahren in Raten zurückzu⸗ 
zahlen. Dieſe Erleichterung des Erwerbs kleiner Bauernſtellen fand 
auf allen Seiten wohlwollende Aufnahme. Keinen Anklang dagegen 
fand eine Bill, durch die den unverehelichten weiblichen Perſonen das 
legislative Wahlrecht verliehen werden ſollte. Ebenſowenig Anträge 
auf Einſetzung beſonderer Parlamente für die einzelnen Teile des 
Reichs, auf Entſtaatlichung der Kirche in Schottland und auf Zahlung 
von Tagegeldern an die Abgeordneten. Bezüglich des vielſeitig im 
Lande kundgegebenen Wunſches nach einem Geſetze über die Frage der 
Einwanderung ſolcher Fremden, die vorausſichtlich dem Lande zur 
Laſt fallen werden, verhielt ſich die Regierung nicht ablehnend, fie 
wies aber auf die vielen entgegenſtehenden Schwierigkeiten hin. Recht 
lebhaft beſchäftigte ſich das Unterhaus am 17. Mai mit der Frage, 
ob das Recht mehrfacher Stimmenabgabe bei den Parlaments— 
wahlen aufgehoben werden ſolle. Der Antragſteller Shaw-Lefépre 
erklärte, er ſelbſt beſitze 5 Stimmen, zwei wegen ſeines Berufs, zwei 
wegen Grundbeſitzes und eine für eine Univerſität. Bei den letzten 
Wahlen hat ein Geiſtlicher 40 Stimmen abgegeben, die er ſich in 
verſchiedenen Wahlkreiſen verſchafft hatte. Beſchloſſen wurde, die 
Frage aufzuſchieben, bis die Zahl der Abgeordneten der verſchiedenen 
Teile des Reichs nach der Zahl der Einwohner werde bemeſſen ſein. 
Am 29. Juni wurde das Parlament, das zwölfte unter der Regierung 
Viktorias, nach 6jähriger Dauer geſchloſſen. 

Die Bewegung für die gleichzeitig ausgeſchriebenen Neuwahlen 
zum Unterhauſe hatte ſchon im Mai begonnen, und zwar war der 
Premierminiſter Lord Salisbury einer der erſten, die in der Wahl— 
bewegung auftraten. In der Jahresverſammlung der „Primroſe-Liga“, 
die ſich vor einigen Jahren zum Kampfe gegen die iriſche Homerule⸗ 
Partei und die ihr zuneigenden Teile der großen liberalen Föderation 
gebildet hatte, hielt Salisbury am 5. Mai in dem gewaltigen, mit 
Schlüſſelblumen und Theeroſen geſchmückten Raum des königlichen 
Opernhauſes in London eine große Rede. Es ſtehe, ſagte er, ein 
Kampf bevor, der eine Eutſcheidung von höchſter Wichtigkeit herbei⸗ 
führen werde. Home-Rule werde nicht den Frieden, ſondern eine 
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Zeit bürgerlicher und veligiöfer Kämpfe bringen, würde Englands 
Anſehen vernichten und ſeine Macht in allen Weltteilen ſchwächen. 
Schon am 18. Mai trat der Premier in Haſtings wieder mit einer 
Rede auf, in der er ſich in ſchutzzöllneriſchem Sinne ausſprach. 
Hiergegen erhob ſich am 21. Mai der liberale Abgeordnete Morley 
in einer Rede zu Huddersfield, und der liberale Sir W. Harcourt 
führte, in direkteſtem Gegenſatze zu Salisbury, in einer Rede zu 
Braintree in Oſteſſex aus, die Löſung der iriſchen Frage ſei die 
Grundlage der liberalen Politik. Irland ſolle die Verwaltung ſeiner 
Angelegenheiten unter Bedingungen erlangen, welche die Unteilbarkeit 
des Reichs und die allgemeinen Rechtsintereſſen ſicherſtellen. Mit 
Heftigkeit ließ ſich gegen ſolche Pläne der erſte Lord des Schatzes, 
Balfour, am 15. Juni in einer Rede zu London aus. Das Home— 
Rule-Bündnis der Anhänger Gladftones ſei eine beiſpielloſe Ent⸗ 
würdigung, weil es ein Bund mit Verfechtern von Verbrechen ſei. 
Gladſtone ließ ſich am 18. Juni in einer Rede zu Clapham hören. 
Er beſtritt namentlich, daß ſich die Proteftanten im iriſchen Bezirke 
Ulſter dem Home-Rule widerſetzten, und warf den Konſervativen vor, 
die Politik auf das Gebiet religiöſer Leidenſchaften hinübergeſpielt zu 
haben. Lord Roſeberry beſtritt am 23. Juni in einer Rede zu 
Whitechapel, daß Gladſtone, wenn er wieder zur Regierung gelangen 
ſollte, die auswärtige Politik der letzten ſechs Jahre umſtoßen werde. 
Noch einmal kurz vor den Wahlen erhob ſich der Premier Lord 
Salisbury: in einem Wahlaufrufe vom 27. Juni ſtellte er in 
Ausſicht, daß die Minorität in Irland im Fall der Einführung von 
Home⸗Rule leicht zum Bürgerkrieg getrieben werden könne. Für 
und wider dieſes Hauptthema traten endlich Gladſtone am 1. und 
Goſchen, der Lord des Schatzes, am 2. Juli zu Edinburgh in 
längeren Reden auf. 

Die Neuwahlen der 670 Mitglieder des Unterhauſes fanden 
vom 4. bis 18. Juli ſtatt. Es gingen aus ihnen, abgeſehen von 
Stichwahlen, hervor: 261 Konſervative, 50 Unioniſten, 272 Glad⸗ 
ftoneaner, 9 Parnelliten und 68 Antiparnelliten. Sonach gewannen 
die Konſervativen 17, die Unioniſten 8, die Gladſtoneaner 76 Sitze. 
Die Zahl der Wähler betrug diesmal 6173 668 Perſonen. 

Durch dieſen Ausfall der Wahlen war der Rücktritt des 
Miniſteriums Salisbury entſchieden, auf Wunſch der Königin 
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wartete es jedoch mit dem Entlaſſungsgeſuche bis nach Eröffnung des 
neuen Parlaments. Dieſe erfolgte am 8. Auguft mit einer 
Thronrede, in der nur darauf hingewieſen war, daß die Eröffnung 
diesmal nur ein formeller Akt ſei. Unmittelbar daran ſchloſſen ſich 
in beiden Häuſern die Verhandlungen über eine Adreſſe an die 
Königin. Das Oberhaus nahm alsbald eine Adreſſe an, worauf 
der Premier Lord Salisbury in einer Anſprache die Hoffnung aus- 
drückte, daß das Oberhaus bei der großen Rolle, die ſich ihm im 
nächſten Jahre eröffne, den großen Grundſätzen treu bleiben werde, 
auf denen das Reich begründet ſei. Im Unterhauſe drehte ſich 
die Verhandlung um die politiſche Lage des Augenblicks. Als der 
Liberale Asquith den Antrag geſtellt hatte, die Regierung beſitze nicht 
das Vertrauen des Hauſes und des Landes, wies der Schatzkanzler 
Goſchen darauf hin, daß die Oppoſition gar kein einiges Ganze jet. 
Gladſtone ſprach dagegen fein Befremden aus, daß das Miniſterium 
noch nicht zurückgetreten ſei und führte aus, das Urteil über dasſelbe ſei 
vom Lande gefällt, weil es den Erfolg in Irland nicht gehabt habe. 
Allerdings habe die Landakte von 1887 zur Abſtellung der dortigen 
Not beigetragen, ſie ſei nur zu ſpät gekommen, Irland aber mit 
einem dauernden Zwangsgeſetz zu ketten, verletze die Gleichheit der 
bürgerlichen Rechte. Zur Erwiderung erhob ſich Balfour mit der 
Erklärung, die Regierung habe ein Recht, ehe ſie abdanke, zu fragen, 
unter welchen Bedingungen das Bündnis beſtehe, auf Grund deſſen 
ſie zurücktreten ſolle; die Nicht-Unioniſten ſeien in drei Teile ge⸗ 
ſpalten und ohne Kenntnis des Näheren über die Ausführung von 
Home⸗Rule. Nachdem das Mißtrauensvotum mit 350 gegen 310 
Stimmen angenommen war, reichte das Min iſterium Salisbury 
am 12. Auguſt feine Entlaffung ein, die alsbald angenommen 
wurde. Die Königin berief den 82jährigen Gladſtone zur Bildung 
eines Miniſteriums. Dieſes kam am 17. Auguſt zu ſtande: Gladſtone 
wurde erſter Lord des Schatzamts und Großſiegelbewahrer, Lord 
Herſchell Lordkanzler, Lord Kimberley Staatsſekretär für Indien 
und Lord⸗Vorſitzender des Geheimen Rats, Earl of Roſeberry 
Staatsſekretär des Auswärtigen, Marquis of Ripon Staatsſekretär 
für die Kolonien, As quith Staatsſekretär des Innern, Campbell 
Bannermann Staatsſekretär des Kriegs, Earl Spencer erſter Lord 
der Admiralität, Sir W. Harcourt Schatzkanzler, Morley Haupt⸗ 
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ſekretär des Lord⸗Leutnants von Irland, Trevelyan Sekretär für 
Schottland, Mundella Vorſitzender des Handelsamts, Bryce 
Kanzler des Herzogtums Lancaſter, Fowler Vorſitzender des Ants 
für innere Verwaltung, Shaw-Lefevre Bautenminiſter. Zehn dieſer 
Miniſter waren bereits Mitglieder von Gladſtones vorigen Mini⸗ 
ſterium, das 1886 zurücktrat. Staatsſekretär des Außern wurde 
Sir Edward Grey, ein junger Mann von bedeutendem Rednertalent. 
Den Poſten eines Vizekönigs von Irland erhielt der 34 jährige Lord 
Houghton, ein früherer Kammerherr der Königin. Für das Ausland 
ſchien dieſes vierte Gladſtoneſche Miniſterium nichts Beſorgniserregendes 
zu haben. Freilich neigt Gladſtone zu Frankreich, aber Roſeberry hatte 
ja ſchon in der Wahlbewegung die Fortſetzung der bisherigen äußern 
Politik verheißen. Dazu dürfte das Kabinett allen Anlaß haben, ſeine 
volle Aufmerkſamkeit den innern Verhältniſſen zuzu benden. Die Zur 
geſtändniſſe für die Unterſtützung, die ihm verſchiedenartige Parteien 
leiſten, dürften ihm ebeufalls zu ſchaffen machen. 

Der Herbſt brachte einige kleine Vorſpiele der zu erwartenden 
Parteikämpfe. Der alte Premier Gladſtone, kaum hergeſtellt von 
den Folgen eines Kampfes, den er im Park ſeines Schloſſes Hawarden 
mit einer Kuh zu beſtehen hatte, hielt am 13. September ſogar bei 
der feierlichen Eröffnung einer neuen Fahrſtraße in Wallis eine Rede 
über die iriſche Frage, deren Löſung allen andern vorangehen müſſe. 
Gladſtones Kollegen, dem neuen Miniſter des Außern, Lord Roſeberry, 
wurde mehrfach Gelegenheit gegeben, ſich zu äußern über die Haltung 
der Regierung zum Entſchluß der britiſch⸗oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, 
zum 1. Januar das oſtafrikaniſche Reich Uganda wieder zu räumen. 
Einer Abordnung der Kirchen-Miſſionsgeſellſchaft, die ihn bat, dieſes 
Land für England zu halten, verſicherte er, die Regierung kenne zwar 
ihre Pflichten bezüglich der Ausdehnung der britiſchen Einflußſphäre, 
ſie müſſe ſich aber, wenn ſie nicht ein zweites Sudan vor ſich haben 
wolle, vor zu ſtarker Spannung dieſes ſehr dehnbaren Begriffs hüten. 
Dann verſuchte er, die Entſcheidung noch hinauszuſchieben. Er ſchrieb 
am 1. Oktober der britiſch⸗oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, da deren Mittel 
für die weitere Beſetzung Ugandas nicht ausreichten, jo verharre die 
Regierung beim Grundſatze der Räumung, ſei aber geneigt, der Ge⸗ 
ſellſchaft mit einem Geldbeitrage beizuſtehen zur Koſtendeckung behufs 
Verlängerung der Näumungefriſt bis zum 31. März. Daß weitere 
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Abſichten der Regierung dahinterſtehen, mußte man annehmen, weil 
Roſeberry am 20. Oktober beim Empfang einer Abordnung der 
britiſchen Antiſklavereigeſellſchaft äußerte, die Regierung betrachte 
Uganda als das Land großer Möglichkeiten, als Schlüſſel Mittel⸗ 
afrikas und die Nilquellen beherrſchend. Wie ſehr freilich Vorſicht 
geboten war, ging aus einem im November veröffentlichten Schreiben 
Sir Randolph Churchills hervor, der nach einer Reiſe in Oſtafrika 
ſich für Räumung jenes Landes ausſprach, das vom kaufmänniſchen 
Geſichtspunkte nicht viel wert ſei. Bei der feierlichen Einführung des 
neuen Lordmayors von London, Kuill, nahmen, gegen den Ge— 
brauch, nur wenige Miniſter, namentlich nicht Gladſtone, teil, und 
der Staatsſekretär für Indien, Lord Kimberley, bezeichnete es in 
ſeiner Rede beim Bankett für unmöglich, ſchon jetzt Aufſchluß über 
die dem Parlamente zu unterbreitenden Vorlagen zu geben. Anderer— 
ſeits hielt Balfour im November in Schottland Reden, aus denen 
die Ungeduld über die Verzögerung eines Bekanntwerdens der Re⸗ 
gierungspläue hervorging, auf deren Angriff die Liberalen brannten. 
Die „Verſchwörung des Schweigens“ ſei unbegreiflich. Eins aber 
erfuhr man doch bereits: Zur Vorbereitung der Regierungsaktion 
bezüglich Irlands teilte John Morley, der Miniſter für Irland, 
dem Abgeordneten Carthy mit, es werde eine Kommiſſion eingeſetzt 
werden, um die Frage der in Irland vertriebenen Pächter zu ſtudieren 
und über die Mittel zu berichten, durch die ihnen am beſten wieder 
zu ihrem Pachtgute verholfen werden könne. Dies hatte alsbald ent⸗ 
gegenkommende Außerungen der Parnelliten und der Antiparnelliten 
zur Folge, die noch am 3. Auguſt in Dublin ernſtlich zuſammen⸗ 
geſtoßen waren. Um aber von vornherein der neuen Regierung 
keinen Zweifel zu laſſen, erklärte au 10. Oktober eine große Ver⸗ 
ſammlung der angeſehenſten Parnelliten, daß keine Beilegung der 
nationalen Frage als befriedigend anzuſehen ſei, die nicht die Er⸗ 
richtung eines vom iriſchen Volke gewählten Parlaments enthalte, 
dem die Gewalt über alle iriſchen Angelegenheiten einſchließlich der 
Geſetze über Grundeigentum gegeben werden müſſe. Auch werde 
keine Verſöhnungspolitik Irland zufriedenſtellen ohne Amneſtierung 
derjenigen, die wegen der ihrem Vaterlande geleiſteten Dienſte ge⸗ 
fangen geſetzt ſeien. Der neue Vizekönig von Irland, Lord Houghton, 
hielt am 3. Oktober ſeinen feierlichen Einzug in Dublin. Dabei verhielt 
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ſich das Volk nicht feindlich, aber Begeiſterung vermochte auch die 
ihm ſehr zuſagende Perſönlichkeit nicht zu erwecken, und am 26. De- 
zember fand ein ſchreckenerregender Verſuch ſtatt, die Wohnung des 
in Dublin weilenden Miniſters Morley durch Dynamit in die Luft 
zu ſprengen. 

Auf einem anderen Gebiete griff die neue Regierung in wohlthätiger 
Weiſe friſch ein. Die öffentlichen Kundgebungen großer Maſſen beſchäfti⸗ 
gungsloſer Arbeiter hatten ſich im Oktober und anfangs November 
an mehreren Orten, namentlich in London, fortgeſetzt. Hervorragend 
war am 5. November eine Verſammlung auf dem Trafalgarſquare, 
wo 600 Arbeiter mit Muſik an der Spitze des Zuges, mit roten 
Fahnen und die Marſeillaiſe ſingend eintrafen und von der Regierung 
Arbeit verlangten. Ein ähnlicher Zug fand am 8. November in 
London ſtatt. Am 13. November folgte an derſelben Stelle und 
mit denſelben Außerlichkeiten wie am 5., eine ſozialiſtiſche Kundgebung 
von 50000 Arbeitern. Sie legten Einſprache ein gegen jede Ein— 
ſchränkung des öffentlichen Verſammlungsrechts, verlangten Stellung 
der Polizei unter Aufſicht des Grafſchaftsrats von London und 
forderten die Regierung auf, öffentliche Arbeiten in Angriff nehmen 
zu laſſen. Außerdem beglückwünſchte man ſich, von der neuen Re— 
gierung die Erlaubnis zur Abhaltung von Maſſenverſammlungen auf 
öffentlichen Plätzen wieder erlangt zu haben. Alles verlief in der 
größten Ordnung. Zahlreiche Banner verkündeten die Sinnesweiſe 
der Erſchienenen: „Arbeit für alle, Ausbeutung für keinen!“ „Die 
Arbeit iſt die alleinige Quelle des Reichtums“ und dergl. Der 
Zug entfernte ſich, wie er gekommen war: voran ein Reiter in roter 
Bluſe, dann 500 Jungens mit wildem Hurra, eine Kolonne 
Poliziſten, dann verſchiedenartige Vereine und Klubs mit Blech⸗ 
trommeln, Pfeifen, Dudelſäcken, roten Fahnen. Dieſen Kundgebungen 
zur Seite ſtand ſeit dem 5. November der Ausſtand von 75000, 
d. h. der Hälfte aller Arbeiter der Baumwollſpinnereien in Lancaſhire, 
womit das in einer der vlühendften Induſtrien verkörperte Kapital 
zur Hälfte brachgelegt wurde. Das Mittel, mit dem Miniſter Fowler 
wohlthätig vorging, beſtand in einer Aufforderung an ſtädtiſche und 
ſonſtige Behörden, nützliche Bauten zu unternehmen, und als ſolche 
wurden die Anlegung neuer Straßen und Plätze, das Reinigen von 
Wegen, Anlegung und Vergrößerung von Waſſerleitungen empfohlen. 
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Ein bemerkenswerter Vorgang war die am 16. Auguſt unter 
Entfaltung großen Prunkes zu Brompton erfolgte feierliche Einſetzung 
des neuen katholiſchen Erzbiſchofs Vaughan von Weſtminſter. 
Sie wurde, zum erſten Male wieder ſeit dem Jahre 1556, durch 
einen päpſtlichen Legaten vollzogen. In der langen Zwiſchenzeit würde 
dies Unruhe hervorgerufen haben; daß es jetzt ohne Anſtand und in 
Gegenwart von 30 engliſchen, ſchottiſchen und iriſchen Biſchöfen im 
Ornat ſowie zahlreicher Weltgeiſtlichen und Ordensmänner geſchah, 
war ein Zeichen der ungemeinen äußerlichen Fortſchritte des Katholi⸗ 
zismus in Großbritannien. Bemerkenswert war dabei ferner, daß die 
römiſche Kurie aus dem vom Erzbiſchof abzulegenden Eide die Stelle 
ausgelaſſen hatte, wonach er zum Kampfe gegen Häretiker und 
Schismatiker nach beſten Kräften ſich verpflichte. 

Der Herzog von York bezog im September die Univerſität 
Heidelberg, um mit Rücksicht auf feinen künftigen Herrſcherberuf 
ſtaatsrechtlichen Studien obzuliegen. Der Marquis von Lorne, 
Schwiegerſohn der Königin, wurde im September zum Gouverneur 
des Schloſſes Windſor ernannt. 

Was die britiſchen Kolonien betrifft, ſo machte in Südafrika 
der von Cecil Rhodes im März 1891 aufgeſtellte Plan einer handels⸗ 
politiſchen Union der Kolonien mit dem Mutterlande noch keine 
Fortſchritte, und aus einer von Rhodes im Juli zu Kapetown gehal⸗ 
tenen Rede ging hervor, daß die Kolonien von dem Plane eine Beein⸗ 
trächtigung ihrer politiſchen Selbſtändigkeit fürchteten. Dem trat der 
Premierminiſter des Kaplandes mit der Darlegung entgegen, daß es 
ſich um eine Union des Handels- und des Eiſenbahnweſens handele. 
Die geſetzgebende Verſammlung des Kaplands hatte empfohlen, die 
Kronkolonie Natal ſelbſtändig zu machen; der von ihr entworfene 
Plan wurde im Auguſt in London genehmigt, der geſetzgebende Rat 
von Natal erklärte jedoch am 7. Oktober, angeſichts des Ausfalls der 
Wahlen ſei zu wünſchen, daß das Land einſtweilen noch Kronkolonie 
bleibe. Die Beſiedelung des Maſchonalandes machte raſche Fort— 
ſchritte; Hunderte von Farmern aus allen Teilen Südafrikas ließen 
ſich auf den Ländereien der britiſch⸗füdafrikaniſchen Geſellſchaft nieder. 
In den Kolonien an der Weſtküſte Afrikas gab es Kämpfe mit den 
Eingeborenen: Der Häuptling Carimoo brandſchatzte das britiſche Ge⸗ 
biet am Scarciefluſſe in der Kolonie Sierra Leone, die engliſchen 
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Streitkräfte griffen darauf im März ſeinen Hauptort Timbo an, 
wurden aber geſchlagen; nachdem ſie verſtärkt worden, nahmen ſie 
am 7. April den Ort mit Sturm und zerſtörten ihn. Die Kolonie 
Lagos an der Sklavenküſte Guineas wurde im März durch den 
Negerſtamm der Jebu beunruhigt, der unter Bruch eines Vertrags 
die Beraubung der Karawanen wieder aufnahm. Der hieraus ent⸗ 
ſtehende Kampf endete am 20. Mai mit der völligen Niederlage der 
Neger. Ihr König ergab ſich, und ihr ganzes Land ſtand den Briten 
zur Verfügung. Trotzdem ſetzte der mit den Jebu verbündet ge⸗ 
weſene kriegeriſche Volksſtamm der Egba den Widerſtand fort und 
lehnte das Verlangen nach Freigebung der Handelsſtraßen nach dem 
Innern wiederholt ab. An der Oſtküſte Afrikas wurden Aufſtände 
der Stadt Witu im März und der Stadt Lamu im Mai unter 
drückt. Die Inſel Mauritius oder Isle de France, die bedeutendſte 
der Mascarenen, beſonders bekannt durch Bernardin de St. Pierres 
„Paul und Virginie“, wurde am 29. April durch einen Wirbelſturm 
grauſam verwüſtet. In wenigen Stunden war einer der geſegnetſten 
Flecke der Erde, die „Perle des indiſchen Oceans“, gänzlich verwüſtet. Ju 
Hauptorte Port Louis wurden 600 Perſonen getötet, 1000 verwundet, 
ganze Häuſerreihen wie Karten umgeweht. Die in der Nähe liegenden 
Aldabra-Inſeln wurden im Juli in britiſchen Beſitz genommen. 
Was Oſtindien betrifft, ſo ſtellte der Nationalkongreß der Hindu 
in Nagpur im Januar das Verlangen nach Einführung einer 
Provinzialvertretung für die verſchiedenen Landſchaften des Kaiſer⸗ 
reichs. In deſſen nördlichen Gebieten traten im Mai große Maſſen 
von Eingeborenen zum Chriſtentum über. Ein Kriegszug gegen die 
unverbeſſerlichſten Nachbarn Indiens, den die Grenzgebiete durch 
räuberiſche Einfälle beunruhigenden Volksſtamm der „ſchwarzen Berge", 
endete im September mit dem zweifelhaften Erfolg, daß deſſen Land⸗ 
ſtriche verlaſſen gefunden wurden. Die Bevölkerung im oberen Teile 
des 1887 einverleibten Reiches Birma konnte ſich noch immer nicht 
in die neue Ordnung finden. Die Kämpfe mit ihr ſetzten ſich vom 
Februar bis Oktober fort. Um der durch die ruſſiſche Beſetzung des 
mittelaſiatiſchen Pamir⸗Plateaus dem indiſchen Reiche drohenden Ge⸗ 
fahr zu begegnen, wurde von hier aus im September das ſüdlich 
vom Hindukuſch liegende Chanat Tſchitral militäriſch in Beſitz ge⸗ 
nommen. Es blieb eben keine andere Wahl, nachdem der Herrſcher des 
1892. 20 
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mit dieſem Lande in Verbindung ſtehenden Chanats Kandſchut 
(zwiſchen Klein⸗Pamir und Himalaya) durch Geſandtſchaften an den 
Gouverneur von Turkeſtan wiederholt um ruſſiſchen Schutz gebeten 
hatte. Durch dieſe Abſchließung aller von Turkeſtan und Afghaniſtan 
herüberführenden Gebirgspäſſe hat England vor den Thoren Indiens 
eine Verteidigungsſtellung von hohem politiſchen und ſtrategiſchen Wert 
geſchaffen. Indes ſetzte ſich im November ein ruſſenfreundlicher 
Prätendent in den Beſitz des nunmehrigen Vaſallen-Thrones von 
Tſchitral. 

Die Kolonien von Auſtralien begannen im Auguſt mit einem 
Verſuche, in Bezug auf die Handelspolitik ſich unabhängig vom 
Mutterlande zu machen, jedoch ohne Erfolg. Als ferner die Franzoſen 
im Auguſt die etwa in der Mitte des Wegs zwiſchen Kapſtadt und der 
Nordweſtſpitze Neuhollands liegenden Juſeln Amſterdam und St. Paul in 
Beſitz nahmen, wurde vom Premierminiſter der Kolonie Viktoria ent⸗ 
ſchiedene Einſprache dagegen erhoben, weil dieſe Inſeln vermöge ihrer 
geographiſchen Lage zu Auſtralien gehörten. Ein großer Arbeiterausſtand 
im weſtlichen Neuſüdwales zeigte, wohin es führen würde, wenn man die 
Arbeiter zur Verwirklichung ihrer Ideale ſchreiten ließe. Die 1883 vom 
deutſchen Goldſucher Raspe entdeckten Lager von Silbererz hatten unge- 
mein reiche Ausbeute geliefert. Nachdem dann die Minen-Geſellſchaft 
ihren Arbeitern vertragsmäßig freie Hand gelaſſen hatte, die Bedin— 
gungen ihrer Arbeit ſelbſt zu regeln, ſank die Ausbeute auf ein Ge⸗ 
ringes, da kaum die 3 ¼ Stunden Arbeitszeit eingehalten wurden. 
Die Geſellſchaft hob nun im Sommer dieſen Zuſtand auf und holte 
fleißigere Arbeiter aus Neuſeeland. Dieſe wurden von den alten 
Arbeitern genötigt, mit ihnen zu ſtreiken, worauf die Geſellſchaft die 
Staatsgewalt anrief. Leider erwies ſich dieſe als zu ſchwach. In 
eigentümlicher Weiſe bemächtigte ſich England am 12. Juni der im 
ſtillen Ozean zwiſchen Hawai und den Salomonsinſeln liegenden 
Gilbert-Inſeln. Der Schraubendampfer „Royaliſt“ dampfte in 
den Hafen von Butaritari, und ſofort begab ſich der Kapitän in Be⸗ 
gleitung ſeiner Offiziere in den Palaſt des Königs Tabareimog, wo 
er dieſem und den Großen des Landes ein Schriftſtück vorlas, dem⸗ 
zufolge von dieſem Augenblicke au die Gilbert⸗Inſeln der Königin von 
Großbritannien unterthan ſeien. In einer dann folgenden Volks⸗ 
verſammlung machte der Kapitän dem Könige weiterhin den Stand⸗ 
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punkt klar. Er habe ſofort ſeine Schulden von 40000 Doll. an die 
weißen Händler zu zahlen oder ſchleunigſt abzureiſen. Die Rede 
ſchloß: „Wenn Du jetzt Deine Flagge herunterziehen willſt, will ich 
Dir eine recht ſchoͤne zum Aufziehen geben.“ Hierauf wurde die 
britiſche Flagge unter dem Donner der Geſchütze des „Royaliſt“ 
gehißt. Als Grund der plötzlichen Beſitznahme wird angenommen, 
daß man den Nordamerikanern habe zuvorkommen wollen, die der 
König vorher um Übernahme des Schutzes gebeten haben ſoll. Was 
Kanada angeht, jo fielen am 8. März die Wahlen zur Volksvertre⸗ 
tung der Provinz Quebeck zu Gunſten des konſervativen Miniſteriums 
aus, und dieſes Ergebnis bildete zugleich ein Volksgericht über den 
bisherigen Miniſter Mercier, das Haupt der nationaliſtiſchen oder 
franzöſiſchen Partei, der von der öffentlichen Meinung als der Haupt⸗ 
ſchuldige an der Veruntreuung öffentlicher Gelder angeſehen wurde. 
Im September wandte ſich die kanadiſche Regierung nach London, 
weil ein ruſſiſches Kanonenboot drei kanadiſche Schiffe 50 Seemeilen 
von der ruſſiſchen Küſte im Beringsmeer mit Beſchlag belegt hatte. 
Die ruſſiſche Regierung geſtand alsbald die Widerrechtlichkeit mit dem 
Bemerken ein, der betreffende Kapitän ſei ins Irrenhaus gebracht. Zur 
Beilegung des Streits mit Nordamerika über das Fiſchereirecht im 
Beringsmeer wurde am 27. März ein Vertrag geſchloſſen, wonach 
ein Schiedsgericht eingeſetzt werden ſolle. Eine von 5000 Perſonen 
beſuchte Verſammlung in Montreal ſprach ſich mit Mehrheit für 
Trennung von Englaud aus und die Anhänger Merciers, des früheren 
Premiers von Quebeck, kündigten die baldige Eröffnung einer Be- 
wegung für Unabhäugigkeitserklärung an. Verhandlungen Englands 
mit Spanien wegen Abtretung von Lanzarote, der öſtlichſten der 
kanariſchen Inſeln, führten zu keinem Ergebnis, weil die Regierung 
in Madrid eine heftige Erregung des ſpaniſchen Nationalgefühls wie 
in früheren ähnlichen Fällen befürchtete. 

Die Totenliſte Großbritanniens enthält folgende hervorragende 
Perſonen: Am 8. Januar ſtarb in London die 64jährige Lady Mar⸗ 
garet Sandhurſt, eine der eifrigſten Streiterinnen im Kampfe um 
die Emanzipation der Frauen. Zu faſt derſelben Stunde wie der Herzog 
von Clarence (S. 295), ſtarb am 14. Januar der 83jährige Kardinal 
Manning, ſeit 1865 Erzbiſchof von Weſtminſter und Primas der 
katholiſchen Kirche in England, nachdem er noch telegraphiſch den 
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Segen des Papſtes erhalten hatte. Sein Nachfolger wurde der 60⸗ 
jährige Dr. Vanghan, Biſchof von Salford. In Cambridge ſtarb 
am 21. Januar Profeſſor Adams, Direktor der Sternwarte, 73 Jahre 
alt, bekannt durch ſeinen Anteil an der Entdeckung des Planeten 
Neptun im Jahre 1845. Am 3. Februar ſtarb der als Arzt des 
deutſchen Kaiſers Friedrich bekannte Sir Morell Mackenzie. Am 
19. Februar ſtarb in Kairo Sir Georg Campbell, ſeit 1875 Ber: 
treter des ſchottiſchen Bezirks Kirkcaldy im Unterhauſe, und früherer 
Gouverneur von Bengalen. Der ehemalige Sprecher des Unterhauſes, 
Lord Hampden, bekannter unter ſeinem früheren Namen Brand, 
erlag, 78 Jahre alt, am 18. März zu Pau in Südfrankreich einem 
Lungenleiden. Am 16. September ſtarb in Brighton der 63jährige 
Kardinal Howard aus dem Geſchlechte der Herzoge von Norfolk, 
früher Offizier, 1852 Vertrauter des Papſtes Pius, dann Erzprieſter 
an der Petersbaſilika in Rom und 1872 Erzbiſchof von Neu-Cäſarea. 
Einer der reichſten Männer Englands, der Herzog von Sutherland, 
ſtarb am 24. September. Er hatte zahlreiche Beſitztümer, darunter 
faſt die ganze ſchottiſche Grafſchaft Sutherland. Als Marquis von 
Stafford hatte er 1856 England bei der Krönungsfeier in Moskau 
vertreten und ſpäter ſich durch ſeine Feſte zu Ehren des Khedive Ismail, 
des Schahs und Garibaldis bekannt gemacht. Englands beliebter Dichter 
Lord Alfred Tennyſon ſtarb, 83 Jahre alt, am 6. Oktober auf 
ſeinem Landſitz Aldworth in Surreyſhire und wurde am 12. im Poeten⸗ 
winkel der Weſtminſter⸗Abtei zu London in Gegenwart einer Menge 
hoher Adligen und Notabilitäten des Volks beigeſetzt. Am 9. No⸗ 
vember wurde Georg Charles Spencer-Churchill, achter Herzog von 
Marlborough, in ſeinem Palaſte Blenheim bei Woodſtock tot im 
Bette gefunden. Er hatte früher den Radikalen geſpielt, ein aben⸗ 
teuerliches Leben geführt und erreichte nur 49 Jahre. Erbe ſeines 
Titels wurde ſein 21jähriger Sohn, der bisherige Marquis von Blan⸗ 
ford. Am 15. Dezember ſtarb in London Admiral Smith, der 
Napoleon nach Helena begleitet hatte. 
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Italien. 


Der erſte politiſche Vorgang des Jahres beſtand in einer Anderung 
im Miniſterium di Rudini. Es dankte nämlich am 4. Januar der 
Juſtizminiſter Graf Ferraris ab, nachdem ſich in einigen Fällen 
gezeigt hatte, daß er bei ſeinem hohen Alter dem anſtrengenden Amte 
nicht recht gewachſen war und daß er auch als Mitglied des Senats 
keine Anhänger in der zweiten Kammer beſaß. Namentlich hatte ſein 
ſchwächliches Verhalten bezüglich des Anarchiſtenprozeſſes in Rom und 
bei der Durchführung des Geſetzes wegen Verminderung der Amts⸗ 
gerichte ſeinem Anſehen einen Stoß verſetzt. An ſeine Stelle trat der 
bisherige Ackerbau-, Handels- und Gewerbeminiſter Chimirri, ein 
begabter Mann von kaum 40 Jahren. 

Den erſten Beratungsgegenſtand von Bedeutung im Parla— 
mente bildeten die Handelsverträge mit dem Deutſchen Reiche 
und mit Sſterreich-Ungarn. Von einem erheblichen Widerſtande 
konnte von vornherein nicht die Rede ſein. Ein Radikaler war es 
ſogar, der in der Deputiertenkammer namens der Kommiſſion die 
Annahme warm empfahl, der Abg. Ellena. Er gab zu, daß Italien 
große Opfer an Deutſchland gebracht habe, wies aber auch darauf 
hin, daß die Ausfuhr nach Deutſchland eine bedeutende ſei. Die bei 
der Verhandlung vorgebrachten Einwürfe bezogen ſich auf die Gefahr, 
die Ungarn den italieniſchen Bodenerzeugniſſen zu machen drohe, und 
auf die etwas unſichere Beſtimmung in betreff der Unterſcheidung 
zwiſchen Tiſchwein und Verſchnittwein. In dieſer Beziehung wurde 
der Wunſch vorgebracht, daß von den deutſchen Zollverbänden die 
Eigenſchaft der Weine nicht mittels chemiſcher Analyſe, ſondern durch 
Weinbarometer feſtgeſtellt werde, weil ſonſt viele italieniſche Weine 
als Tiſchweine verzollt werden müßten, die nachher doch nur zum 
Verſchneiden dienten. Auch wurde gewünſcht, die Regierung möge 
erklären, daß ſie, wenn die in Frankreich den Seidenraupenzüchtern 
gewährten Prämien die italieniſche Produktion bedrohen ſollten, italie⸗ 
niſche Prämien entgegenſtellen werde. Begreiflich ging es bei dieſen 
Verträgen auch nicht ohne politiſche Erörterungen ab. Der Abgeordnete 
Colaianni meinte, dieſe Verträge hätten nur durch die Idee der 
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Befeſtigung des Dreibundes eine Berechtigung, während die wahren wirt⸗ 
ſchaftlichen und nationalen Intereſſen Italiens die Herſtellung der Han⸗ 
delsbeziehungen mit Frankreich verlangten. Und Crispi tadelte, daß 
die Erneuerung des Dreibundes vor dieſen Verträgen abgeſchloſſen 
und fo das Mittel, bei dieſen mehr zu erlangen, aus der Hand ge⸗ 
geben ſei; er verlangte, daß die Verträge nur auf ſechs ſtatt auf zwölf 
Jahre abgeſchloſſen und eine Klauſel wegen Vereinbarung eines 
Schiedsgerichts zur Löſung der bei Durchführung der Verträge auf⸗ 
tauchenden Fragen angenommen werde. Dies alles ward aber von 
Rudini entſchieden zurückgewieſen und von der Kammer mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Die Kammer ſprach am 19. Januar ihre Billi⸗ 
gung der in den Verträgen vorherrſchenden Gedanken aus und ge— 
nehmigte ſie am 20. mit 177 gegen 66 Stimmen. Bei der Beratung 
im Senate wurde ebenfalls die Frage wegen eines Schiedsgerichts 
angeregt, aber von Rudini mit dem Bemerken beſeitigt, daß man 
volles Vertrauen in die Loyalität der verbündeten Regierungen ſetzen 
könne. Der Finanzminiſter bezeichnete es als wünſchenswert, daß 
auch andere Nationen den Grundſätzen Deutſchlands folgten, das ſeine 
wirtſchaftliche Politik ſo gemäßigt habe; die Entwickelung der durch 
die Handelsverträge geſchaffenen Verhältniſſe werde den herzlichen 
Beziehungen Italiens zu den Centralmächten das Siegel aufdrücken. 
Der Senat begleitete dieſe Worte mit Nußerungen des Beifalls und 
genehmigte gleichfalls die Verträge. 

Der nächſte Beratungsgegenſtand von allgemeinerem Intereſſe 
war die Frage wegen Verhinderung des Verkaufs italieniſcher Kunſt⸗ 
ſammlungen an das Ausland. Mehrere römiſche Adelsfamilien 
hatten nämlich ungeachtet der Stiftungsbriefe, durch welche die von 
ihren Vorfahren errichteten Kunſtſammlungen auf ewige Zeiten zur 
größeren Ehre der Stadt Rom geſtiftet waren, begonnen, die Samm⸗ 
lungen unter der Hand zu verkaufen. Fürſt Borgheſe hatte in 
letzter Zeit zwei alte berühmte Statuen der Familiengalerie nach 
Kopenhagen verkauft, und als auch über die Kunſtgalerie Sciarra 
ungünſtige Nachrichten umliefen, ließ der Unterrichtsminiſter ſie mit 
Beſchlag belegen. Da zeigte ſich, daß von 200 Kunſtwerken 30 
fehlten. Am 28. Jannar brachte nun der Abgeordnete Martini 
alles Nähere, was er über dieſe Fälle erfahren hatte, in der De- 
putiertenkammer vor und verſicherte, jährlich gingen etwa 80 Kiſten 
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mit Kunſtgegenſtänden aus Nont fort, teils unter dem Siegel des 
Vatikans, der für Italien fremdes Land ſei, teils unter dem der 
fremden Botſchaften. Es ſei ein entſchiedenes Einſchreiten gegen dieſe 
Mißbräuche nötig. Der Unterrichtsminiſter ſprach ſich hierauf eben⸗ 
falls für ein Geſetz zum Schutze der Kunſtſchätze aus. Und da auch 
der König ſich wegen deren fortgeſetzter heimlicher Ausführung ſehr 
beſorgt zeigte, ſo kam es ſchon am 30. Januar zur Vorlegung eines 
Geſetzentwurfs, wonach jährlich 500 000 Lire zur Anſchaffung von 
Kunſtwerken ausgeworfen, für den heimlichen Verkauf fideikommiſſariſcher 
Kunſtwerke, Urkunden und Literaturdenkmäler aber Haft⸗Strafen von 
3 - 30 Monaten und von 30010000 Lire feſtgeſetzt werden. Die 
Denkmäler ſollen katalogiſiert und dürfen ohne Erlaubnis des Miniſters 
nicht außer Landes gebracht werden. Der Staat ſoll das Vorkaufs⸗ 
recht haben. Das Geſetz wurde von beiden Kammern genehmigt 
nachdem nur die Beſtimmung über die Haftſtrafe im Senate vor⸗ 
übergehend beanjtandet war. 

Das miniſterielle Verbot einer großen Verſammlung beſchäftigungs⸗ 
loſer Arbeiter in Rom erregte bei den radikalen Abgeordneten Be⸗ 
ſorgniſſe wegen der verfaſſungsmäßigen Freiheit. Sie beantragten daher 
am 19. Februar in der zweiten Kammer eine Aufforderung an die 
Regierung „angeſichts der abnormen Lage der Hauptſtadt“, die 
Ordnung ohne Verletzung der konſtitutionellen Freiheit und der per- 
ſönlichen Rechte zu wahren. Der Miniſter des Innern wies aber 
ſo überzeugend nach, daß von Unruhen und inneren Gefahren keine 
Rede ſei, daß der Antrag zurückgezogen wurde. Die Regierung hatte 
vielen Beſchäftigungsloſen Arbeit verſchafft, und als ſolche ſich dann 
mal wieder verſammeln wollten, war in einigen Stadtteilen eine uns 
begründete Angſt von Ladenbeſitzern entſtanden, von der ſich jene Ab⸗ 
geordneten hatten anſtecken laſſen. Ein Arbeiterumzug am 26. Februar 
mit dem Verlangen nach Brot und Arbeit auf den Fahnen erwies ſich 
ebenfalls als ganz ungefährlich. Auch Stud enten-Unruhen wurden in 
der Kammer zur Sprache gebracht. In Neapel hatten nämlich Studenten 
den Univerſitätsprofeſſor Scaduto geprügelt, Thüren und Fenſter 
zerſtört, worauf die Univerſität geſchloſſen wurde. Miniſter Villaris 
erklärte nun in der Kammer, dieſe jährlich wiederkehrenden Tumulte 
ſeien eine Schande für das Land; die akademiſchen Senate müßten 
die beſtehenden Vorſchriften nachdrücklicher auwenden; er ſelbſt habe 
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erſt ſpät den Weg der Strenge eingeſchlagen, ſei aber entſchloſſen, 
bis ans Ende zu gehen. Einige Tage hiernach beſchloß die Mehrheit 
der Studierenden an der Univerſität Turin, die Vorleſungen nicht 
mehr zu beſuchen. Die Hörer an den Univerſitäten zu Palermo, 
Catania und Neapel ahmten dies ſofort nach. Sie wollten damit 
die Profeſſoren ſtrafen. Die berühmteſten derſelben leſen nämlich 
faſt nie, weil fie Abgeordnete oder Mitglieder der zahlloſen Re— 
gierungskommiſſionen ſind oder den Beruf als Arzt, Advokat, Ingenieur 
vorziehen. Die, welche leſen, laſſen ſich möglichſt viele Lehrfächer 
übertragen, vervielfältigen damit den Gehalt, halten aber wenige 
Vorträge. Dazu iſt an den 29 Hochſchulen des Landes der Unfug 
des Aufſchiebens der Prüfungen eingeriſſen, und auch das Nichtbeſtehen 
der Prüfungen hindert das Aufrücken in den folgenden Kurſus nicht. 
Das hat dann Nachprüfungen zur Folge. Da nun, wo dieſe nicht 
ſtatrfanden, ſtreikten die Studenten zu gunſten der hierdurch betroffenen 
Genoſſen. Man wird nun ſehen, ob der Miniſter ſeine Zuſage 
hält und mit den Unſitten gründlich aufräumt. 

Es vergeht keine Seſſion, ohne daß in der Deputiertenkammer 
Erörterungen über das teure Sorgenkind, die erythräiſche Kolonie 
am roten Meere ſtattfinden. So wurde am 18. Februar das 
Bedenken eines nahen Krieges zwiſchen dem König Menelik von 
Athiopien und dem Nas Mangaſcha von Tigre ausgeſprochen, denn 
dieſem müßte dann Italien, zufolge kürzlich abgeſchloſſenen Vertrags, 
beiſtehen. Rudini ſtellte in Abrede, daß dieſer Fall bald eintreten 
werde, und gab dann am 1. April, auf neue Anfragen, die be— 
merkenswerte Erklärung ab, es ſei überhaupt nicht gut geweſen, in 
der Kolonie am roten Meere weiter vorzudringen, wo für Italien 
keine Zukunft zu ſuchen ſei; den weiter ausgedehnten Protektoraten, 
beſonders über die Somaliküſte, lege er gar keine Bedeutung bei; 
freilich, zurückzuweichen aus Afrika, würde falſch ſein, und man könne 
ſich damit begnügen, daß Italiens Einfluß von der Juba⸗Mündung 
bis zum Kap Guardafui herrſche. 

Mehrfach wurde das Parlament mit militäriſchen Fragen 
befaßt. Im Februar wurde ein Geſetz genehmigt, wodurch das 
dienſttaugliche Alter für die höheren Offiziere im aktiven Dienſt auf 
65 Jahre beſchränkt wird. Infolgedeſſen haben in den nächſten zwei 
Jahren 916 Offiziere mit Penſionsberechtigung auszuſcheiden. Bald 
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darauf ſtellte in der Deputiertenkammer der Abgeordnete Perrone den 
Antrag, eine Kommiſſion mit Prüfung der Frage zu beauftragen, ob 
es möglich ſei, zur Erzielung von Erſparniſſen am Militäretat die 
Organiſation des Heeres zu ändern, ohne ſie zu ſchwächen. Perrone 
glaubte, die Zahl der Armeekorps könne ganz gut von zwölf auf zehn 
vermindert werden, da Italien im Verhältnis zu ſeiner Bevölkerungs⸗ 
zahl zahlreichere taktiſche Einheiten habe als Deutſchland. Der 
Kriegsminiſter Pelloux ſtellte letzteres in Abrede und ſprach ſich 
entſchieden gegen Verringerung des Heeres aus. Ihn unterſtützte 
lebhaft Menotti Garibaldi mit dem Hinweiſe, welches Unglück für 
Italien der Verluſt der erſten Schlacht in einem Kriege ſein würde. 
Der Antrag wurde hierauf zurückgezogen. Am 8. März brachte der 
Kriegsminiſter eine Vorlage ein, wonach fortan die Offiziere, vom 
Hauptmann an, nach dem Dienſtalter befördert werden ſollen. 
Hierdurch ſoll bewirkt werden, daß keiner mehr ohne ſeine Schuld 
dem hintangeſtellt werde, der früher unter ihm ſtand. Dies pflegte 
ſich nämlich, zum großen Mißvergnügen im Heere, öfters zu ereignen 
infolge der Vorteile, welche die Kriegsſchule den ſie beſuchenden 
Offizieren in den erſten Jahren bot. Die hohe Politik wurde in 
der Deputiertenkammer am 14. März geſtreift durch die Frage nach 
der Wiederbeſetzung des durch den Tod des Grafen de Launay er: 
ledigten Botſchafterpoſtens in Berlin. Hierzu war der Senator 
Graf Taverna, Oberſt der Reſerve, beſtimmt, der aus einer der 
älteſten und reichſten Patrizierfamilien Mailands ſtammt. Dieſer 
ſollte, nach Angabe deutſcher Blätter, dem deutſchen Abgeordneten 
Barth geſagt haben, er glaube, daß Deutſchland im nächſten Kriege 
ſowohl über Frankreich als über Rußland obſiegen werde und daß 
Italiens Rüſtungen durchaus keine Verzögerung erleiden dürften. Die 
Radikalen fragten nun an, ob dies wahr ſei, und Imbriani begann 
mit dem Ausruf: „Taverna hat es alſo bekannt, daß wir zur Fort⸗ 
ſetzung der Rüſtungen verpflichtet ſind.“ Da fiel ihm aber Rudini 
ins Wort und rief, mit der Fauſt auf den Tiſch ſchlagend: „Es iſt 
nicht wahr, er hat es nicht geſagt, und es iſt überhaupt nicht wahr!“ 
Es thue ihm leid, daß einige Redner den Verdacht ausgeſprochen 
hätten, es ſei der Regierung mit ihren freundſchaftlichen Beziehungen 
zu Frankreich nicht ernſt. „Ich erkläre aufs bündigſte, daß wir 
gegenüber Frankreich vom aufrichtigſten Wohlwollen erfüllt ſind. 
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Europa weiß, daß ich die Wahrheit ſpreche.“ Taverna wurde am 
7. April zum Botſchafter ernannt, die Sache wurde aber rückgängig, 
und an ſeiner Stelle traf am 30. September der Generalleutnant 
Graf Carlo Lanza, Marcheſe di Busca, in Berlin ein. 

Nach einer ſtattlichen Reihe raſch aufeinander gefolgter Ver⸗ 
trauensvoten brach Anfang März für das Miniſterium Rudini eine 
parlamentariſche Hauptſchlacht an. Es legte drei Geſetzentwürfe vor 
behufs Beſeitigung des Defizits im Staatshaushalt, das im vor— 
hergehenden Finanzjahr 75 Millionen Lire betrug und im neuen 
Voranſchlag mit faſt 20 Millionen Lire beziffert war. Die Vorlagen 
betrafen das berichtigte Budget für 1891/92, die Ausgabe von Schatz⸗ 
ſcheinen auf lange Sicht und die Beſchränkung des Budgets für Eiſenbahu⸗ 
bauten. Zur erſteren Vorlage führten Rudini und der Schatzminiſter 
Luzatti aus, daß die Erſparniſſe für die Budgetjahre 1891— 93 ſich 
auf 178 ¼ Millionen beliefen. Dies ſei den verminderte Ausgaben, der 
guten Getreideernte, der größeren Entwicklung der nationalen Induſtrie 
und dem geringeren Verbrauche von Baumaterial zuzuſchreiben. 
Wenn gleichwohl das Defizit groß bleibe, ſo liege das nicht am 
Miniſterium, ſondern an den Verhältniſſen, denn die Einnahmen aus 
den Zöllen hätten den Erwartungen nicht entſprochen. Dies alles 
leuchtete zwar ein, vermißt wurden aber Andeutungen, wie das 
vorausſichtlich noch ſteigende Defizit des laufenden Jahres gedeckt 
werden ſollte. Einige Abgeordnete ſchlugen Erſparungen auf uilitäri⸗ 
ſchem Gebiete vor, der Kriegsminiſter Pelloux hielt dies jedoch nach— 
teilig für die Verteidigung des Landes; jeden Gedanken hieran weiſe 
er mit aller Kraft zurück. Rudini ſchloß ſich dem an; die äußere 
Politik ſei eine weſentlich friedliche, aber niemand könne auf Jahres⸗ 
friſt die Zukunft vorausſehen; die Regierung werde den Kampf gegen 
das Defizit entſchieden weiterführeu und zu dem Zweck Reformen in 
der inneren Verwaltung vorſchlagen. Wirklich gelang es am 18. März, 
die beiden erſten Vorlagen durchzuſetzen. Größerer Widerſtand wurde 
gegen die Eiſenbahnvorlage erwartet, weil ſo viele lokale Sonder⸗ 
intereſſen dabei beteiligt waren. Hiernach ſollten von 1893—97 
mit den bereits für Eiſenbahnbauten beſtimmten 180 Millionen nicht 
neue Bahnen gebaut, ſondern nur die ſchon in Akkord gegebenen oder 
begonnenen Arbeiten vollendet, außerdem ſolche gebaut werden, die, 
wenn auch noch nicht begonnen, doch eine notwendige Vollendung der im 
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Bau begriffenen Linien darſtellten. Dadurch ſollte das Budget um 
52 Millionen entlaſtet werden. Gegen alle Erwartung wurde dieſe 
Vorlage am 26. März ohne große Umſtände genehmigt. Im Senat 
fanden die drei Vorlagen ebenfalls Zuſtimmung, jedoch nicht ohne 
daß Rudini darauf hingewieſen hatte, es ſei unmöglich, das Heer auf 
eine andere Grundlage zu ſtellen; große Armeen ſeien noch immer 
die beſte Friedensbürgſchaft, wenn ſie auch Laſten auferlegten. 

Während der Oſterferien des Parlaments verſuchte Rudini, ſein 
Finanzprogramm in der Regierung zur Entſcheidung zu bringen. Es 
handelte ſich um die Frage, wie der Ausfall des Budgets zu decken 
ſei, der ſich, mit Einrechnung der Summe für die teilweiſe Herſtellung 
des kleinkalibrigen Gewehrs, auf 40 Millionen belief. Der Kriegs⸗ 
miniſter weigerte ſich, die außerordentlichen Ausgaben ſeiner Ver⸗ 
waltung durch weitere Erſparungen im Ordinarium auszugleichen; der 
Finanzminiſter Colombo hingegen beſtand auf der Notwendigkeit, 
daß ſich die Heeresverwaltung zu einem Opfer von 30 Millionen 
verſtehen müſſe. Im Miniſterrate während der Nacht zum 14. April 
wurde Colombo überſtimmt. Infolgedeſſen bat das ganze Miniſterium 
Rudini um Entlaſſung. Der König nahm ſie an, betraute aber 
wiederum Rudini mit der Neubildung des Kabinetts. Dieſer ver⸗ 
ſuchte, den früheren Schatzminiſter Giolitti zum Eintritt zu bewegen, 
aber deſſen Verlangen, daß Nicotera als Miniſter fallen gelaſſen 
werde, konnte nicht erfüllt werden, weil das Miniſterium Rudini den 
Ausdruck der parlamentariſchen Koalitionsmehrheit gegen Crispi dar⸗ 
ſtellte. Es wurde auch verſucht, ſtatt Pelloux den General Ricotti 
zum Kriegsminiſter zu machen, da er ſich zutraute, große Erſparniſſe 
zu machen, ohne die Wehrfähigkeit zu mindern, aber bei näherer 
Prüfung ſtellte ſich heraus, daß eine weſentliche Herabſetzung der 
Streitkräfte die Folge hätte ſein müſſen. So trat denn am 21. April 
das bisherige Miniſterium mit Ausnahme Colombos wieder ins Amt. 
Deſſen Poſten wurde dem Schatzminiſter Luzatti übertragen. 

Das ſo geänderte Miniſterium Rudini trat am 4. Mai vor 
die Deputiertenkammer und entwickelte fein neues Finanzprogramm. 
Hiernach ſolle die Mehrforderung für die Militärausgaben auf neun 
Millionen beſchränkt, das Militärbudget daher auf 246 Millionen 
feſtgeſetzt werden. Der Geſamtausfall von 33 Millionen ſolle gedeckt 
werden durch Erſparungen und durch Erhöhung der Einnahmen 
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mittels einer Erbſchaftsſteuer, eines Hypothekengeſetzes und anderer Maß⸗ 
nahmen. Zu dieſen gehörte in erſter Reihe ein Geſetzentwurf, wonach 
die Regierung zur Verminderung des Beamtenſtandes auch da er⸗ 
mächtigt werden ſolle, wo es ſonſt eines beſonderen Geſetzes bedurft 
hätte. Gegen dieſes Programm erhob ſich eine lebhafte Oppoſition. 
Marinuzzi ſchilderte es als Nebel und Dunſt, Imbriani tadelte 
einen ungebührlichen Einfluß des Miniſters des königlichen Hauſes 
und des Generalſtabschefs auf die Kriſis. Nudini verteidigte ſich 
genügend und ſchloß mit den Worten: die Oppoſition ſage ſtets 
nein; warum enthülle ſie nicht ihren Rettungsplan? Phraſen ſeien 
keine Thaten. Am 5. Mai trat auch Giolitti gegen das Mini⸗ 
ſterium auf. Die Regierung, ſagte er, wolle zuviel auf einmal, 
nachdem ſie unthätig ſo lange Zeit habe verſtreichen laſſen; dem 
Lande dürften nicht neue Opfer zugemutet werden. Darauf wurde 
das Vertrauensvotum mit 193 gegen 185 Stimmen abgelehnt. 
Infolgedeſſen trat das ſeit dem 9. Februar 1891 im Amt geweſene 
Miniſterium Rudini zurück, und am 15. Mai wurde ein neues 
gebildet vom Abgeordneten Giovanni Giolitti, geboren am 27. Ok⸗ 
tober 1842 zu Mondovi in Piemont. Er übernahm den Vorſitz, 
das Innere und vorläufig das Schatzminiſterium. Die Finanzen 
übernahm der Piemonteſe Ellena; Juſtiz und Kultus Bonacci, 
ein feſter Charakter und tüchtiger Fachmann; den Unterricht Martini, 
ein Lehrer und Schriftſteller aus Toscana; die öffentlichen Arbeiten 
Genala aus Cremona, der ſich unter Garibaldi ausgezeichnet hatte; den 
Handel Lavaca aus der Baſilicata, der ebenfalls für die italieniſche 
Einheit gekämpft hatte; die Poſten übernahm Finocchiaro-Aprile 
aus Palermo; der bedeutendſte war aber der neue Miniſter des 
Außern, der Vizeadmiral Benedetto Brin aus Turin, Schöpfer der 
jetzigen Schiffskoloſſe Italiens und früherer Marineminiſter unter Cairoli 
und Crispi. Der Vizeadmiral Pacoret di Saint Bon und General 
Pelloux behielten ihre bisherigen Amter. Es waren dies lauter 
Männer des linken Zentrums und der Linken. Durch Brin hoffte 
man der Gruppi Crispis ſicher zu ſein. Mißfällig wurde es aber 
von vornherein angeſehen, daß die Hälfte der Miniſter aus Piemouteſen 
beſtand. Am 25. Mai legte Giolitti in beiden Kammern fein 
Programm vor. Hiernach ſollte die Abhilfe der ſchweren finanziellen 
Kriſis hauptſächlich durch Verwaltungsreformen bewirkt werden. Die 
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Militärausgaben ſollten ſich auf das zur Landesverteidigung durchaus 
notwendige Maß beſchränken, der ordentliche Militäretat 230, der 
außerordentliche 16 Millionen nicht überſchreiten. Die Bündniſſe 
ſollten beweiſen, daß Italien „für Europa eine zuverläſſige Gewähr 
der Erhaltung des Zuſtands der Ruhe“ biete. Die Rede wurde im 
Senat mit einigen höhniſchen Bemerkungen erwidert, in der Depu⸗ 
tiertenkammer blieb ſie ohne jeden Beifall. Einige Radikale fielen 
ſofort mit Vorwürfen über Giolitti her. Dieſer verteidigte ſich am 
26. Mai, erlangte aber bei der Abſtimmung über ein Vertrauens 
vorum nur 169 Stimmen gegen 160 bei 38 Stimmen Enthaltung. 
Das Miniſterium bat daher um Entlaſſung, der König lehnte dieſe 
jedoch ab, und Giolitti fügte am 27. Mai dieſer Mitteilung in der 
Kammer das Erſuchen hinzu, die dringendſten Vorlagen zu erledigen 
und das Budget proviſoriſch auf ſechs Monate zu bewilligen. Darin 
lag die Andeutung der bevorſtehenden Auflöſung des Parlaments, und 
dies traf die Oppoſition wie ein Blitzſtrahl aus heiterem Himmel. 
Am 9. Juni wurde von der Kammer über die Frage eines provi— 
ſoriſchen Budgets beraten. Die Kommiffion ſchlug vor, es nur 
für Juli zu bewilligen. Dann ergriff Imbriani das Wort, der 
wildeſte der Opponenten, die durch Maßloſigkeiten Lärm zu erregen 
pflegten. Zuſtimmung, ſchrie er, wäre Selbſtmord. „Sogar die 
Tiere fühlen Selbſterhaltungsbetrieb, ſollen wir uns nicht wehren? 
Man könnte glauben, daß in unſere verfaſſungsmaͤßigen Gewalten ein 
rauher nordiſcher Geiſt gefahren ſei. Ah, Viktor Emanuel, das war 
ein tüchtiger, braver, ehrlicher Mann, eine wahrhaft lateiniſche Seele.“ 
Auf die Unterbrechung ſeitens des Vorſitzenden, rief der Redner, die 
Hände in die Hüften geſtemmt, zornig: „Laſſen Sie mich reden! 
Die Männer, die jetzt am Ruder ſtehen, vertreten hier nichts als eine 
geheime unfaßbare Macht, die das Land umſtrickt, erdroſſelt, zu 
Grunde richtet. Wir werden ſie abſchütteln!“ Der um ſein Mandat 
ſo beſorgte Redner wurde zur Ordnung gerufen, während die Gegner 
jener nordiſchen Macht ihm Beifall zuriefen. Unter allgemeiner 
Spannung ergriff ſodann der Miniſterpräſident Giolitti das Wort. 
Er ſagte: „Nach den Vorgängen vom 26. Mai können die Kammer⸗ 
debatten keinen politiſchen Charakter mehr haben, kann die Regierung 
keinem Votum der Kammer mehr den Charakter eines Vertrauens⸗ 
oder Mißtrauensvotums beimeſſen. Wir ſtehen vor der viel ein⸗ 
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facheren Frage, wie für die Bedürfniſſe der Staatsverwaltung in der 
nächſten Zeit zu forgen iſt. It es beſſer, die Etats adminiſtrativ 
für das ganze Jahr oder ein Proviſorium von ſechs Monaten zu 
bewilligen? Im erſteren Falle würde in einem Monate, ohne Er⸗ 
örterung des Regierungsprogramms, ohne politiſche Abſtimmung das 
Budget bewilligt werden, welches das jetzige Miniſterium nicht auf⸗ 
geſtellt hat und für das es nicht verantwortlich iſt. Es beſteht das 
Dilemma, entweder die Budgets anzunehmen wie ſie ſind oder die 
Beratung der wichtigſten Fragen auf November zu verſchieben.“ Dieſe 
Darlegung erſchien allſeitig ſo einleuchtend, daß die Oppoſition nichts 
zu erwidern wußte. Nur Bonghi warf die Frage auf, was Neu⸗ 
wahlen ſollten, bevor man wiſſe, um was es ſich handele; „wozu 
dieſes Blindekuhſpiel?“ Dieſer Einwurf war ja in gewiſſer Weiſe 
richtig, verſchwand aber vor der Thatſache, daß die Kaunner ſelbſt 
die politiſche Frage abgeſchnitten hatte. Das entſcheidende Wort 
aber ſprach Fortis: „Es kann nicht davon die Rede fein, daß das 
Miniſterium nicht das Vertrauen der Kammer beſitze; ganz andere 
Fragen drängen ſich dem öffentlichen Gewiſſen auf. Ein geordnetes 
Budget ift eine ſchöne Sache; es kann aber auch das tiefſte Volks⸗ 
elend grauſam verhüllen, und damit muß es ein Ende haben. Man 
muß der Kammer und dem Volke die Wahrheit ſagen. Man ſagt, 
die Kriegsrüſtungen Italiens ſtänden außer allem Verhältniſſe zur 
Nationalwirtſchaft. Ich glaube nicht an dieſes italieniſche Elend. 
Sagen Sie den Wählern, daß man mit überflüſſigen Präfekturen, 
Gymmaſien, Univerſitäten, Landgerichten, Kaſſationshöfen aufräumen 
muß zum Wohle des Ganzen. Sagen Sie es, ſonſt werden Sie als 
dieſelben Sklaven Ihrer Wahlbezirke zurückkehren, welche Sie jetzt 
ſind. Die Koalitionen ſind die ſchwärende Wunde, die Verneinung 
unſeres parlamentariſchen Lebens; mögen die Wahlen ihnen ein 
wohlverdientes Ende bereiten!“ Das war ein Wort von ſolcher 
Klarheit, Wahrheit und Schärfe, daß es die Kammer, obwohl ſie ſich 
in ihrem Gewiſſen getroffen fühlte, zu ſtürmiſchem Beifall hinriß, ein 
Zeichen, daß ſie ſich ſelbſt nach Erlöſung von jenem Joche ſehnte 
und den geſchilderten Sitz der Krankheit des Staates anerkannte. 
Unter dieſem Eindruck und weil die Mehrheit es nicht verantworten 
zu können glaubte, ihre Nachfolgerin um eine Budgetberatung zu 
bringen, wurde das proviſoriſche Budget bis zum Jahresſchluß mit 
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201 gegen 189, und dann die Budgetvorlage im ganzen mit 
256 gegen 72 Stimmen genehmigt. Die Kammer erteilte dann noch 
am 13. Juni der Regierung die Ermächtigung, einen Handelsvertrag 
mit Spanien bis zum 31. Dezember in Kraft treten zu laſſen, und 
genehmigte einen Geſetzwurf über Reform der Wahlordnung. 
Am 15. Juni ermächtigte die Kammer ihren Präſidenten, dem 
Könige und der Königin einen Gruß zu ihrer Reiſe nach Potsdam 
zu entbieten. Den Schluß machte Imbriani, indem er unter 
vielem Lärm die Kammer eine ungetreue Verwahrerin der Volksrechte 
nanute. So ſchloß die Seſſion. 

Die Reiſe des Königspaars an den preußiſchen Hof (S. 115) 
erfolgte zur Erwiderung des letzten Beſuchs des deutſchen Kaiſers in 
Monza (Nov. 1889) und erſchien als neuer Beweis der Feſtigkeit 
des Dreibundes. Der Gemeinderat von Rom ſandte am 24. Juni 
einen warmen Dank an den Oberbürgermeiſter von Berlin für den 
dem Königspaare hier bereiteten Empfang. Dieſes beſuchte auf der 
Heimreiſe den königlich ſächſiſchen Hof zu Strehlen bei Dresden, 
wo Königin Margarete ihre Kindheit zugebracht hatte, ſtattete am 
25. Juni der Kaiſerin Friedrich einen Beſuch in Hom burg ab und 
beſichtigte das zwiſchen Frankfurt und Bockenheim aufgeſtellte 
erſte heſſiſche Huſarenregiment, deſſen Chef König Humbert iſt. 
Dieſer ſetzte ſich nach der Parade an die Spitze des Regiments und 
führte es unter dem Jubel der Zuſchauer in die Kaſerne. 

Neben und nach den parlamentariſchen Kämpfen nahmen 
patriotiſche Feſtlichkeiten die öffentliche Aufmerksamkeit in Anſpruch. 
Es nahte die Zeit, an der vor 10 Jahren der Nationalheld Garibaldi 
aus dem Leben geſchieden war. Am 27. Mai wurde ihm in 
Palermo ein Denkmal geweiht. Crispi hielt die Feſtrede, die 
mit der Verſicherung ſchloß, nie würde Italien die Demütigung er 
tragen, als eine Nation von 31 Millionen für nichts zu zählen. 
Die Haupt⸗Erinnerungsfeier fand am 2. Juni auf der Inſel Caprera 
ſtatt. Von allen Städten an der italieniſchen Küſte des Mittelmeers 
brachten Dampfer eine große Menge nach dem Eiland. Auf der 
mit dieſem durch einen Damm verbundenen Inſel Maddalena 
bildete ſich ein großartiger Zug, in dem die roten Hemden der 
Garibaldiner leuchteten. Er bewegte ſich mit ſeinen zahlreichen Fahnen 
langſam auf dem felſigen Terrain aufwärts zum Hauſe Garibaldis, 


320 Nationale Feſte in Italien. 


von deſſen Familie hier erwartet. Man beſuchte andächtig alle 
Zimmer des Hauſes und kam um Mittag am Grabe an. Hier 
ſprach der Abgeordnete Pais eindringliche Worte zum Feſthalten an 
der Einheit, und der Radikale Cavalotti konnte es ſich nicht ver⸗ 
ſagen, ſeine ſchwungvolle Rede mit einem Ausfalle gegen den Drei⸗ 
bund zu ſchließen. Auch Irredentiſten trieben hier Politik: Der 
Abgeordnete Barzilai überreichte dem Sohne Garibaldis einen Ehren⸗ 
ſäbel ohne Scheide als Geſchenk eines Komitees in Trieſt mit dem 
Wunſche, daß dieſe Waffe bald „in der Sonne der juliſchen Alpen 
blitzen möge“. Menotti nahm dieſe Kundgebung ebenſo an wie ein 
Telegramm des Königs, in dem es hieß: „Das Andenken an den 
großen Geiſt Garibaldis, der jeden kleinlichen Parteikampf verachtete,“ 
werde ſtets die lebhafteſte Flamme der Vaterlandsliebe beim italieniſchen 
Volke unterhalten. Übrigens wurde der Zudrang im Hauſe des 
Helden fo ſtark, daß der Fußboden des Vorraums von deſſen Sterbe⸗ 
zimmer eiuſtürzte, wodurch mehrere Perſonen verletzt wurden. In 
einem gewiſſen Gegenſatz zu dieſen Feſtreden radikaler Färbung bes 
nutzte die monarchiſche Bevölkerung Roms die Feier des Verfaſſungs⸗ 
feſtes am 5. Juni zu großen Huldigungen für den von der 
Parade zurückkehrenden König. Vom Duivinalplag zogen die Ver⸗ 
eine, die abwechſelnd den Königsmarſch und die Garibaldihymne 
ſpielten, nach dem Platze, wo vor Garibaldis Büſte deſſen Todes⸗ 
tag durch eine Rede des Profeſſors Gallo gefeiert wurde. Daran 
ſchloß ſich eine Feier auf dem Kapitolsplatz und abends ein Feuer⸗ 
werk auf dem Pinciohügel. Zur Erinnerung an Italiens Teilnahme 
am Krimfeldzug im Jahre 1854 ward am 2. Juni in Turin in 
Gegenwart des Königs ein Denkmal enthüllt; Gedenkfeiern an 
die Schlachten bei Solferino, San Martino und Cuſtozza im Jahre 
1859 fanden am 24. Juni in Verona und Valeggio ſtatt. Die 
Reihe der Feſtlichkeiten wurde durch einen heftigen Ausbruch des 
Atna unterbrochen. Am 9. Juli begann er nach ſtarken Erdſtößen 
mit dem Auswurf von Aſche, deren Maſſe ſich in Form eines großen 
Kegels erhob. Unter Unterbrechungen wurde bis zum 18. Auguſt 
eine Menge Steine bis zur Höhe von 160 Metern aus dem Krater 
geſchleudert, während die Lava aus fünf Offnungen ſtrömte, jedoch 
nur Weinberge, nicht Ortſchaften zerſtörte. 

Am 28. Auguſt fand in Livorno die feierliche Enthüllung eines 
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bronzenen Reiterſtandbilds des Königs Viktor Emanuel ſtatt. 
Dieſer iſt in der großen Uniform mit dem langen Waffenrocke und 
dem Schiffhute dargeſtellt, wie er damals üblich war. Zwei Reliefs 
zeigen die Abdankung Karl Alberts auf dem Schlachtfelde von Novara 
und Victor Emanuels Einzug in Rom 1870. König Humbert war 
anweſend und wurde in der Feſtrede des Bürgermeiſters mit den 
Worten angeredet: „Sire, Italien iſt frei und einig; es bleibt 
Ihnen vorbehalten, es groß und glücklich zu machen!“ Hieran ſchloß 
ſich auf dem Stadthauſe die Enthüllung einer Büſte des 1890 ver⸗ 
ſtorbenen Bruders des Königs, des Prinzen Amadeus. 

Große Vorbereitungen wurden ſeit Juli getroffen, um am 
Nationalfeſttage des 4. September das weltgeſchichtliche Ereignis zu 
feiern, daß im Auguſt vor 400 Jahren der Genueſe Chriſtoph Co- 
lum bus feine Entdeckungsfahrt nach Amerika antrat. Zuerſt erſchien 
der Papſt auf dem Plane, indem er am 19. Juli ein Rund⸗ 
ſchreiben an die Biſchöfe von Spanien, Italien und Amerika erließ. 
Selten fände man, ſagte er darin, in der Geſchichte eine Sache, die 
ſo wie dieſe Feier geeignet ſei, die Herzen zu entflammen und die 
Gnade Gottes zu erkennen. Wenige Männer ſeien dem Columbus 
vergleichbar, der Hunderttauſende der Geſittung und dem Chriſten⸗ 
tume zugeführt habe, ja einer ſeiner Hauptgründe zu der gefahrvollen 
Fahrt ſei der katholiſche Glaube geweſen. Daß er dieſer Kirche an— 
gehört habe, ſei ein beſonderer Grund, ihn zu verehren. Ange— 
regt durch dieſe Kundgebung, veranſtalteten am 7. Auguſt drei 
klerikale Wahlvereine in Rom einen feierlichen Aufzug nach dem 
Monte Pincio, um hier eine in dunkeln Lorbeerbüſchen verborgene 
und halbvergeſſene Büſte des Columbus mit Eichen- und Palmkränzen 
zu ſchmücken. Als nun bekannt wurde, daß die Päpſtlichen zum 
erſten Male ſeit elf Jahren wieder jmit Fahnen und klingendem 
Spiele aufziehen wollten, fühlten ſich die Radikalen zu einer 
Gegenkundgebung angeregt. Aufgebracht über die im Zuge ge= 
führten Fahnen mit den päpſtlichen Farben und durch einen mit ent- 
ſprechenden Inſchriften verſehenen mächtigen Lorbeerkranz, den ein 
gelb und weiß gekleidetes Mädchen trug, verſuchten ſie durch Pfeifen, 
durch Hochrufe auf Giordano Bruno und durch Anſtimmen der 
Garibaldihymne den Zug zu ſtören. Plötzlich flogen aus einem 
Hauſe grün⸗weiß⸗rote Fahnentücher heraus. Die Menge hißte ſie 
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an Stöcke und zwang, unter ſtürmiſchem Jubel der Anwohner, die 
Päpſtlichen, hinter dem italieniſchen Banner zu marſchieren. Dann 
liefen die Radikalen dem Zuge voran den Berg hinauf und bedeckten 
die Büſte mit nationalen Fahnen. Die Polizei ſchritt ein, die Büſte 
mußte freigegeben werden und erſchien nun ohne Kopf. Dann zer⸗ 
riſſen die Radikalen den Kranz und ſchrieen: „Weg mit den Landes- 
verrätern, den Glaubensſpekulanten!“ Nun wurden Truppen geholt, 
die den Park ſäuberten; päpſtlicherſeits wurde aber infolge dieſer Vor⸗ 
gänge behauptet, ſie bildeten einen neuen Beweis, daß die Regierung 
nicht im ſtande ſei, dem Papſte eine ſichere und ehrenvolle Reſidenz 
in Rom zu gewährleiſten. 

Erfreulicheren Verlauf nahmen die Hauptfeſtlichkeiten in Genua, 
die durch die Anweſenheit von 25 Schlachtſchiffen fremder Nationen 
einen großartigen Anſtrich erhielten. Oſterreich ſandte drei Schiffe, 
Deutſchland eins, den Kreuzer „Prinzeſſin Wilhelm“, Großbritannien 
drei, Fraukreich vier, Spanien fünf, Portugal eine Korvette, Rumänien 
zwei Kreuzer, Holland einen Kreuzer, Griechenland ein Panzerſchiff, 
Nordamerika einen Kreuzer, Argentinien ein Panzerſchiff und einen 
Kreuzer, Mexiko ein Schulſchiff. Mit beſonderem Jubel wurden die 
franzöſiſchen Schiffe begrüßt, wie wenn die natürliche Hinneigung zu 
der verwandten Nation, von lange getragenem Verſtandesdrucke be 
freit, einen Ausdruck hätte finden wollen. Selbſt Blätter wie die 
„Tribuna“ ſchwärmten plötzlich für Beſeitigung des Dreibunds, von dem 
ſie früher begeiſtert waren. Die Schiffe waren ſchon ſeit Ende Auguſt 
im Vorhafen Genuas verſammelt und gewährten in Verbindung mit 
den italieniſchen einen großartigen Anblick. Die Feſtlichkeiten be⸗ 
gaunen am 4. September mit der Eröffnung einer Ausſtellung aller 
Erzeugniſſe, die im Warenaustauſch zwiſchen Italien und Amerika 
den erſten Platz einnehmen. Sie fand in der Ebene am Biſagno 
fluſſe ſtatt, wo auch „das Ei des Columbus“ aufgeſtellt war, ein 
Holzgebäude in Form eines 25 Meter hohen Eies, in dem ein drei⸗ 
ſtöckiges Reſtaurant eingerichtet war. Am 7. September wurde auch 
eine geographiſche Austellung eröffnet. Die Ankunft des Königs⸗ 
paars mit dem Prinzen von Neapel, dem Grafen von Turin und 
dem Herzoge von Genua bildete den Glanz- und Höhepunkt. Sie 
tamen von La Spezia auf dem Panzer „Savoia“, begleitet von 4 Tor⸗ 
pedoboten ſowie den Rieſenpanzern „Lepanto“, „Andrea Doria“ und 
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„Duilio“. Auf das Zeichen der Ankunft ſandten zunächſt die beiden 
im Hafen liegenden Diviſionen der Kriegsſchiffe ihren Gruß dem 
Kriegsherrn zu, und gleichzeitig fuhren Hunderte von Barken und 
Dampfern dem Könige entgegen. Dann machten alle Fahrzeuge auf 
der Rhede Halt, und die „Savoia“ mit dem dunkelblauen Königs⸗ 
wimpel dampfte allein langſam in die breite von den Kriegsſchiffen 
der 13 Nationen gebildete Triumphſtraße. Die Salutſchüſſe er⸗ 
dröhnten, und die Bemannungen der Schiffe in ihren bunten feſtlichen 
Anzügen ſalutierten in Ragen und Wanten. Dazu das „Evviva!“ der 
zahlreichen aus ganz Italien herbeigeſtrömten Menge am Ufer, das 
Ganze ein prächtiges Bild, ein überwältigender Vorgang. Unter dem 
Geläute der Glocken hielt ſodann die königliche Familie ihren Einzug in 
Genua. Am 9. September empfing der König die Admirale der 
fremden Kriegsſchiffe. Admiral Rieunier überreichte ein Schreiben 
des Präsidenten Carnot, worauf der König erwiderte, die franzöſiſche 
Regierung habe durch Sendung der Schiffe „den Beweis einer 
Freundſchaft gegeben, die uns teuer iſt und die unſeren Gefühlen 
lebhafter Sympathie für Frankreich entſpricht.“ Der rumäniſche Ad⸗ 
miral übergab ebenfalls ein Schreiben ſeines Königs. In ſeiner 
Antwort deutete König Humbert an, daß Rumänien denſelben Ur⸗ 
ſprung wie Italien habe. Abends gab die Stadt eine große Soiree. 
Am 10. September fand ein Feſtzug ſtatt, der die Rückkehr des 
Columbus nach der Entdeckung Amerikas darſtellte. Folgenden Tags 
nahm die königliche Familie an einer Soiree teil, die der Abg. Raggio 
in feinem mittelalterlichen Schloſſe zu Cornigliano bei Genua gab, 
und am 12. September erſchien der König an Bord jedes der fremden 
Admiralſchiffe, zuerſt auf dem franzöſiſchen, weil Rieunier der rang⸗ 
höchſte der fremden Marine-Offiziere und zugleich außerordentlicher 
Botſchafter war. Aus dieſem Grunde erhielt er auch das Großkreuz 
des Mauritius und Lazarus⸗Ordens. Dieſe ſcheinbaren Bevorzugungen 
erweckten in der Menge, ſowohl in Italien als in Frankreich, den Ge⸗ 
danken, daß eine politiſche Annäherung im Anzuge ſei, und die lärmhafte 
Preſſe beider Teile war befliſſen, dieſe Vorſtellung zu nähren. Das Mai⸗ 
länder radikale „Secolo“ behauptete ſogar, die Hurrarufe, mit denen die 
franzöſiſchen Mannſchaften die „Savoia“ begrüßten, ſeien fo laut ge- 
wefen, daß man ſie durch den Kanonendonner habe vernehmen können, 
und es meinte, von nun an herrſche in Italien Reue über den An⸗ 
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ſchluß an den Dreibund. Und der Pariſer „Matin“ lieferte eine 
Schilderung, wie das franzöſiſche Geſchwader den eigentlichen Air 
ziehungspunkt bilde; die Franzoſen ſeien in Genua die Löwen des. 
Tages, um die anderen kümmere man ſich gar nicht. Eine Reihe 
anderer franzöſiſcher Blätter ſuchte die Feſtlichkeit überhaupt ganz für 
Frankreich in Beſchlag zu nehmen, ſodaß von Columbus keine Rede 
mehr war. Gemüßigte italieniſche Blätter wieſen demgegenüber 
darauf hin, daß es eine grauſame Täuſchung ſei, in den der franzöſiſchen 
Flotte zu teil gewordenen Ehren mehr als die Erwiderung einer Höflich⸗ 
keit zu erblicken. „Popolo romano“ wies insbeſondere darauf hin, daß 
die Bündniſſe keinen nachteiligen Einfluß auf die Sonderbeziehungen 
der einzelnen Staaten übten, und die „Tribuna“ ſagte ſtolz, die 
Fremden hätten in Genua geſehen, daß Italien noch nicht ganz der 
Bettelarmut verfallen fer trotz des handelspolitiſchen Kampfs, den., 
Frankreich ſeit einem halben Jahrzehnt gegen Italien führe, um es. 
wegen des Dreibunds zu ſtrafen. Allerdings bildeten die Nachteile 
dieſes Kampfs den tiefſten Grund der Unzufriedenheit in Italien, und 
manche erhofften von den Tagen von Genua eine Milderung dieſes 
Gegenſatzes. Während man in Frankreich über das eine deutſche— 
Schiff ſpottete, das kaum beachtet werde, fehlte es andererſeits nicht 
an dem Hinweis, daß gerade Deutſchland der italieniſchen Freundes⸗ 
verſicherungen nicht bedürfe, daß vielmehr die demonſtrative Höflichkeit. 
gegen die Franzoſen den hierdurch nicht zu beſeitigenden Intereſſen⸗ 
Gegenſatz verhülle. Endlich bezeichnete das Organ Giolittis, die 
„Gazetta piemonteſe“, den Gedanken an eine Anderung der auswär— 
tigen Politik als abgeſchmackt; grade der jetzige Miniſter des Außern, 
Brin, habe 1891 die Genehmigung der Erneuerung des Dreibunds 
beantragt. Admiral Rieunier empfing eine Adreſſe von 300 Arbeiter- 
vereinen, in welcher die Verbrüderung der beiden Nationen hervor 
gehoben war, und veranftaltete am 13. September auf dem „Formi⸗ 
dable“ einen Ball zu Ehren des Königspaars. Dieſes reiſte am 
15. nach Monza, die franzöſiſche Flotte ſegelte am 17. ab. Der 
Jahrestag des Einzugs der italieniſchen Truppen in Rom wurde am 
4. September hier und in den Provinzen feſtlich begangen, in Piſa 
durch Enthüllung eines Reiterſtandbildes Viktor Emanuels in Gegen 
wart des Prinzen von Neapel. Auf ein Huldigungstelegramm des 
Bürgermeiſters von Nom antwortete der König: in den Feſten von 
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Genua habe die Nation, wie er, nicht nur eine Huldigung vor dem 
italieniſchen Genius erblickt, ſondern auch die Weihe der unlöslichen 
Einheit Italiens und die Bürgſchaft eines Friedens, der ſich in dem 
Austauſch loyaler Geſinnungen kräftige. 

Vor der friedlichen Ankunft der amerikaniſchen Schiffe in Genua 
waren die Mißhelligkeiten beigelegt, in die Italien mit der nord⸗ 
amerikaniſchen Union und mit Braſilien geraten war. Wegen 
der Vorfälle in New⸗Orleans am 14. März 1891 waren im April 
wieder Noten ausgetauſcht und dann ſeitens der Regierung in Waſhington 
125 000 Fres. zur Verteilung an die Familien der damals umge⸗ 
kommenen Italiener ausbezahlt. Für eine ſchwere Beſchimpfung der 
Mannſchaft des italieniſchen Handelsſchiffs „Mentana“ durch die Po⸗ 
lizei zu Santos, der Haupthandelsſtadt der Provinz Sao Püolo, er⸗ 
klärte fi die braſilianiſche Regierung im Juni zu jeder Genugthuung 
bereit, nicht ohne Rückſicht auf die große Bedeutung der zahlreichen 
Italiener in jener Provinz und ihres blühenden Handels. 

Am 7. Juli wurde Bernardino Grimaldi, ein Freund Rudinis, 
zum Schatzminiſter und an Stelle des krankheitshalber ausſcheidenden 
Ellena vorläufig auch zum Finanzminiſter ernannt. Die Wahl fiel 
auf dieſen Südländer, um ein Gegengewicht gegen die Behauptung 
von der Regierung der fünf Piemonteſen zu haben. Der Unterrichts⸗ 
miniſter Martini ſprach ſich im Juli in einem Erlaß an die Leiter 
aller höheren Schulen gegen die Pedanterie, die geiſtige und mora⸗ 
liſche Tortur aus, wie ſie ſeither noch allzuſehr beim klaſſiſchen Unter⸗ 
richt in den italieniſchen Schulen gang und gäbe war. Die Miniſter 
Giolitti und Genala wohnten am 18. Juli in Turin einer Feſt⸗ 
ſitzung des allgemeinen Arbeitervereins bei. Erſterer hob hier in einer 
Anſprache hervor, die Politik der Regierung beruhe auf Grundſätzen, 
welche dazu beitragen würden, die Lage der Arbeiter zu heben, und 
in der auswärtigen Politik verfolge die Regierung nur das einzige 
Ziel, die Erhaltung des Friedens und die Herſtellung herzlicher Be⸗ 
ziehungen zu allen benachbarten Völkern. Miniſter Genala ſagte 
am 23. September in einer Rede zu Cremona, die Italien heim⸗ 
ſuchende Kriſis ſei eine Wirkung der allgemeinen Kriſis, welche in 
Italien noch durch die Baukriſis, das Finanzelend Südamerikas und 
durch Ausgaben verſchärft ſei, die als Folge früherer Geſetze das 
Budget belaſteten. Gewiß ſei es eine ſchmerzliche Notwendigkeit ge⸗ 
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weſen, zu derſelben Zeit, wo Italien ein 4 Milliarden betragendes 
Bautenprogramm aufgeſtellt habe, die Militärausgaben zu erhöhen; 
aber ein Fehler wäre es, zu glauben, dies ſei eine Folge des Drei⸗ 
bunds; die allgemeinen Verhältniſſe in Europa drängten alle Staaten 
zu Rüſtungen, ſogar die Schweiz, die niemand bedrohe, rüſte in 
größerem Maßſtabe als Italien. Zur völligen Regelung der Finanz⸗ 
lage ſei die Durchführung organiſcher Reformen und eine Dezentrali 
ſation erforderlich. 

Der Miniſterrat beſchloß am 8. Oktober, dem Könige die Auf 
löſung der im November 1890 gewählten Abgeordnetenkammer vor⸗ 
zuſchlagen. Giolitti begab ſich darauf zum Könige nach Monza und 
legte ihm einen das neue geſetzgeberiſche Programm enthaltenden 
Bericht vor, welcher dem Erlaſſe wegen der Auflöſung voranging. 
Dieſes Programm war ausſchließlich finanziellen Inhalts. Die wich⸗ 
tigſten Maßregeln, durch die das Gleichgewicht erzielt werden ſollte, 
beſtanden in einer Erleichterung der Penſionslaſt und in der Einführung 
des Petroleummonopols. Eine Steuerreform und Reformen ver- 
ſchiedenartiger Verwaltungszweige, un fie billiger zu geſtalten, wurden 
in Ausſicht geſtellt. Was die beabſichtigte Umgeſtaltung des Penſions⸗ 
weſens betrifft, fo ſollte mit der 72 782000 Lire betragenden Schuld 
des Staats an Ruhegehalten durch Verteilung der Ausgabe auf eine 
längere Reihe von Jahren aufgeräumt werden. Infolge dieſer Maß⸗ 
nahmen werde das Budget für 1892/93 mit einem Überſchuß von 
6 Millionen, das für 1893/94 im Gleichgewicht abſchließen. Die 
Wahlbewegung war recht lebhaft, in Süd⸗Italien mehrfach ſtürmiſch. 
Von ſachlicher Bedeutung war dabei das Hervortreten zahlreicher gegen 
wärtiger und früherer Miniſter. Der frühere Finanzminiſter Colom bo 
ſagte in ſeiner Wahlrede zu Mailand am 7. Oktober, binnen drei 
Jahren könnten Erſparniſſe bis zu 30 Millionen im Kriegsbudget 
und bis zu 40 Millionen in den andern Budgets vorbereitet werden. 
Erſtere gedachte er durch eine organiſche Reform des Heeres herbei- 
geführt zu ſehen und verſtand darunter eine Heeresverminderung um 
zwei Armeekorps. Dies ſei möglich, wenn die Großmachtspolitik auf- 
gegeben würde. Der Zufall wollte aber, daß an demſelben Tage, 
an dem dieſe Forderung aufgeſtellt wurde, der franzöſiſche Staats⸗ 
mann Ferry in einer Rede über Frankreichs Kolonialpolitik feſtſtellte, 
daß Frankreichs Feſtſetzung in Tunis, die in Italien ſo böſes Blut 
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gemacht, nur möglich geweſen war, weil Italien damals vereinzelt daſtand. 
Ausdrückliche Widerlegung fand Colombos Vorſchlag in einer vom 
Kriegsminiſter Pelloux am 20. Oktober in Livorno gehaltenen Rede. 
Er wies eindringlich darauf hin, daß die Grundlage der militäriſchen 
Organiſation unverändert bleiben müſſe. Die Erſparungen im Kriegs⸗ 
budget hätten in den letzten Jahren 19 Millionen betragen; noch 
mehr zu erſparen, ſei ſchwierig, eine Politik der Iſolierung Italiens 
würde nur größere Ausgaben verurſachen, während der Dreibund 
ohne Einfluß auf dieſe Ausgaben ſei. Nicht minder kräftig wurde 
Colombo vom früheren Miniſter Zanardelli, einem Führer der 
Linken, in einer Wahlrede zu Iſeo bei Brescia zurückgewieſen. Eine 
Thorheit nannte er es, und ein Verbrechen, angeſichts der Rieſenheere 
der fremden Staaten die Verteidigungskraft des Landes zu ſchwächen. 
Daß neben den Bündniſſen auch die Freundſchaft für die anderen 
Staaten in Italien lebendig ſei, zeige die Flottenrevue von Genug. 
Ju gleichen Sinne ſprach ſich der vorige Miniſterpräſident di Rudini 
in einem Schreiben an ſeine Wähler zu Cascamo aus. Beſchwichti⸗ 
gend ſuchte er auch nachzuweiſen, daß er die Beziehungen zu Rußland 
freundlicher geſtaltet und in Frankreich das Mißtrauen gegen Italien 
zerſtreut habe. Weſentlich vervollſtändigt wurden dieſe Darlegungen 
der äußeren Politik im Hinblick auf die Leiſtungsfähigkeit des Landes 
durch eine Rede des Miniſters des Außern, Brin, am 27. Oktober 
vor ſeinen Wählern zu Turin. Er führte Cavours Ausſpruch an: 
„Die ſicherſte Stütze der Volksrechte ſind ſtarke Bataillone und gute 
Verbündete.“ Es gebe, meinte er ferner, kein friedlicheres Land und keins, 
das mehr zur Erhaltung des Friedens beigetragen habe, als Italien. 
Seine klare und kräftig durchgeführte Friedenspolitik habe ihm überall 
Vertrauen erworben und erhalte ihm namentlich die Freundſchaft mit 
England, auf die Italien zu rechnen pflege. Nun kam auch der Juſtiz⸗ 
miniſter Bonacci an die Reihe, der am 29. Oktober in einer Rede 
zu Rom entwickelte, daß das Land durch ſeine Geſetze genügend in 
den Stand geſetzt ſei, Übergriffe der Geiſtlichkeit zu unterdrücken. 
Der frühere Miniſter Miceli wandte ſich am 30. Oktober in einer 
Rede zu Coſenza beſonders gegen diejenigen, die das Defizit dem 
Dreibund zuſchreiben. Gleichzeitig ſuchte der frühere Miniſter Villa 
in einer Rede zu Villanova d'Aſti auszuführen, daß grade Italiens 
Beitritt zum Bunde mit Oſterreich und Dentſchland viel zur Erhaltung 
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des Friedens beigetragen habe. Endlich ließ ſich der Miniſterpräſident 
Giolitti vernehmen. Bei einem ihm im Palaſt der ſchönen Künſte zu 
Rom gegebenen Feſtmahl führte er vor einer von 70 Senatoren und 
100 Abgeordneten beſuchten zahlreichen Verſammlung den ganzen Finanz⸗ 
plan näher aus und rief dann unter allgemeinem Beifall: „Wir haben 
nicht an der Zukunft verzweifelt, als wir eine Unterbilanz von 500 Mil⸗ 
lionen und den Zwangskurs hatten, das Goldagio auf 20 % ge— 
jtiegen war, Oſterreich als unſer Feind in Venetien ſtand, Rom von 
feindlichen Truppen beſetzt war, und wir ſollten jetzt auf unſern Platz 
in der Welt verzichten, weil wir einen Fehlbetrag von 20 bis 
30 Millionen haben und das Agio 4% beträgt?“ 

Nicht vergebens hatten die Staatsmänner das Volk über die 
innere und äußere Lage ausführlich unterrichtet und beruhigt. Freilich 
beteiligte ſich an den Wahlen vom 6. und 12. November nur der 
vierte Teil der Wähler, das Ergebnis bedeutete aber einen glänzenden 
Sieg des Miniſteriums Giolitti. Die miniſteriellen Blätter be 
rechneten dieſe Mehrheit auf 370 gegenüber einer Oppoſition von 122 
und 11 unſicheren Stimmen. Das Ergebnis enthielt zudem eine voll⸗ 
ſtändige Niederlage der unverſöhnlichen Radikalen. Cavalotti, Canzio, 
Ferraro unterlagen, alſo gerade diejenigen Mitglieder der äußerſten 
Linken, die mit beſonderer Überhebung und Hartnäckigkeit ſich zu 
lärmenden Wortführern aufgeworfen hatten; ihr Genoſſe Imbriani 
kam nur mit vier Stimmen Mehrheit durch. Die Ausmerzung dieſer 
Franzoſenfreunde in Verbindung mit der Niederlage, die der durch 
ſeine Angriffe gegen den Dreibund bekannte Bonghi von der Rechten 
bei den Haupt- und den Stichwahlen erlitt, bedeuteten ohne Zweifel 
eine Gutheißung der Dreibundspolitik. Zu einem Drittel wurde die 
Kammer völlig erneuert, ein Fall, wie er ſeit 1876 nicht vor⸗ 
gekommen war. 

Das neue Parlament trat am 23. November zuſammen. 
Bei der Fahrt zum Parlamentsgebäude wurden der König, die 
Königin und die Prinzen von der Volksmenge aufs lebhafteſte be⸗ 
grüßt und beim Eintritt in den Sitzungsſaal mit Zurufen empfangen. 
In der Thronrede ſprach der König zunächſt von der auswärtigen 
Politik. „Das feinen Ablauf entgegengehende Jahr wird auf lange 
Zeit in unſerer Geſchichte ein denkwürdiges bleiben. Mein Herz iſt 
noch erfüllt von unvergeßlicher Bewegung über die Huldigungen, 
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welche die Vertreter der meiſten Nationen der ziviliſierten Welt mir 
kürzlich in Genua dargebracht haben. Ich erblicke darin ein Zeugnis 
dafür, daß Italien ſich ſo behauptet wie ſeit ſeiner Wiederherſtellung 
als Nation, als eine nie ermüdende Stütze der Eintracht und des 
Friedens. Meine Regierung iſt mit den verbündeten Regierungen 
in wachſamer Sorgfalt bemüht, Europa vor jeder Gelegenheit einer 
Zwietracht zu bewahren.“ Weiterhin hieß es in der Thronrede, das 
Gleichgewicht im Budget werde ohne Erſchwerung für die Steuer⸗ 
träger hergeſtellt werden, und nach Ankündigung verſchiedener Re⸗ 
formen ſchloß die Rede mit den Worten: „König Viktor Emanuel 
konnte mit Vorliebe den Ehrgeiz hegen, den Italienern ein Vaterland 
zu geben und ſeine Wünſche in unſerm Rom zu verwirklichen. Ich 
hege den Ehrgeiz, meinen Namen an die wirtſchaftliche und intellektuelle 
Wiedergeburt des Landes zu knüpfen, mein teures Italien ſtark, 
blühend und groß zu ſehen, wie es jenen vorſchwebte, die dafür 
litten und ſtarben.“ Die Rede machte den befriedigendſten Eindruck; 
faſt jeder ihrer Abſätze wurde mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen 
und ein Jubel, der nicht ſchien enden zu wollen, folgte ihr nach. 
Der König war durch die erhebende Huldigung wahrhaft erſchüttert. 
Nachdem er ſich entfernt hatte, erhielten die Miniſter perſönlich er⸗ 
hebende Beweiſe des Vertrauens. Die Deputiertenkammer wählte den 
früheren Miniſter Zanardelli zum Präſidenten. Die Beratung 
der Adreſſe auf die Thronrede war ohne Bedeutung, jedoch kam 
es bei Beratung des Etats des Auswärtigen zu Erörterungen über 
den Dreibund. Lucifero erwähnte, ſeit einiger Zeit ſpreche man 
von einer Verringerung des guten Einvernehmens unter den Ver⸗ 
bündeten, er glaube jedoch nicht daran und meine, jeder Grund zur 
Unbeliebtheit des Dreibunds ſei geſchwunden, denn es ſei erwieſen, 
daß er die wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht erſchwert habe. Der 
Miniſter des Außern, Brin, wies jenes Gerücht zurück und be⸗ 
merkte, die Verbündeten hätten den feſten gemeinſamen Vorſatz, alles 
aufzubieten, um Zwiſtigkeiten auszugleichen oder zu vermeiden. Der 
Umſtand, daß Deutſchland nur ein Kriegsſchiff zur Columbusfeier 
nach Genua geſandt, habe keine politiſche Bedeutung; die bedeutend 
größere Vertretung Frankreichs dort erkläre ſich daraus, daß dieſes 
den Anlaß habe benutzen wollen, in Erwiderung der ſeitens der 
italieniſchen Marine dem Präſidenten Carnot in Toulon dargebrachten 
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Huldigung den König zu begrüßen. Die Entſendung der Kriegs⸗ 
ſchiffe ſei vorher unter den Mächten ohne alle Rivalität geregelt 
worden. Jedes Zeichen von Beſſerung der Beziehungen Italiens zu 
anderen Mächten werde von deſſen Verbündeten als ein Erfolg ihrer 
gemeinſamen Politik günſtig aufgenommen. Das große Vertrauen 
der Kammer zum geſamten Miniſterium überhaupt fand am 19. und 
20. Dezember entſchiedenen Ausdruck durch raſche Annahme von 
Geſetzentwürfen über Verlängerung des proviſoriſchen Budgets und 
über Verlängerung des Bankprivilegs, vor allem aber durch die 
große Mehrheit von 299 gegen 86 Stimmen für eine durch Angriffe 
Nicoteras hervorgerufene Vertrauenserklärung. Eigentümlich war ein 
gewiſſer Gegensatz, in den der Senat zur Regierung geriet. Mit 
69 gegen 52 Stimmen lehnte er am 30. November einen der neu- 
ernannten Senatoren, den Sizilianer Zuccaro-Floreſta ab, der früher 
eins der treuſten Werkzeuge der Bourbonen geweſen war. Dem 
Senat ſteht allerdings das Recht zu, die Beſtätigung zu verſagen, 
wenn die Titel für die Wählbarkeit nicht klar genug ſind; dagegen 
iſt es doch ſehr fraglich, ob der Senat in anderen Fällen, alſo auch in 
dieſem Falle, das königliche Ernennungsrecht illuſoriſch machen darf. 
Der Miniſterpräſident gab daher am 1. Dezember die Erklärung ab, 
jener Beſchluß lege der Regierung die ernſte Pflicht auf, die Frage 
umſichtig zu prüfen. 

Seit geraumer Zeit rüſtete man ſich in allen Landesteilen zu 
einer würdigen Feier der ſilbernen Hochzeit des Königs paars 
am 22. April 1893. Da ſprach nun der König im Oktober durch einen 
Erlaß an den Miniſter Giolitti den Wunſch aus, daß jedes derartige 
Geſchenk unterlaſſen und der Tag nur Anlaß zu Werken der Wohl— 
thätigkeit bieten möge. In den erſten Oktobertagen fand in Turin 
eine Hochzeit im Hauſe Savoyen ſtatt: es war die älteſte Tochter des 
Prinzen Engen aus der Seitenlinie Carignan, die ſich mit dem 
Artilleriehauptmann Naſi vermählte, vom Könige mit einer reichen 
Mitgift bedacht. Das Königspaar begrüßte am 15. Oktober in 
Mailand die Kaiſerin Friedrich auf ihrer Reiſe nach Venedig. 
Im November erließ es in ſeinem weitgehenden gemeinnützigen Sinn 
ein Preisausſchreiben für einen Wettbewerb bezüglich der Herſtellung 
von vervollkommneten Einrichtungen auf dem Gebiete der Ver⸗ 
wundeten⸗ und Krankenpflege. In Padua fand am 7. Dezember 
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eine Gedenkfeier der Univerſität für Galilei ſtatt, der vor 300 Jahren 
ſeine Inauguralrede hier gehalten hat. 

Papſt Leo XIII. empfing am Neujahrstage Vertreter der 
katholiſchen Arbeitervereine Deutſchlands, die eine Adreſſe 
überreichteu. Wie ſehr dieſe ihn erfreute, drückte er am 26. Januar 
in einem Schreiben an den Kardinal Melchers aus. Die Ge- 
ſinnungen dieſer Vereine entſprächen wunderbar der Hoffnung, von 
der er bei Abfaſſung der Enkyklica vom 17. Mai 1891 über die 
Lage der Arbeiter geleitet geweſen ſei, zumal „das Sinnen und Trachten 
des erhabenen Fürſten, der das Dentſche Reich regiert, ſtändig auf Her⸗ 
ſtellung des ſozialen Friedens gerichtet iſt und die vor kurzem ge— 
gebenen Geſetze darauf abzielen, das Heil und Wohlergehen der 
Arbeiter zu fördern.“ Einen für den Papſt recht peinlichen Verlauf 
nahm die Frage wegen der Verwaltung des ſog. Peterspfennigs. 
Deſſen Verwalter, Monſ. Folchi, wurde von einem päpſtlichen Rate 
großer Veruntreuungen ſchuldig befunden, trat dann aber zu ſeiner 
Verteidigung vor den Papſt mit einer Denkſchrift, in der er die im 
Kaſſenweſen des Vatikans herrſchende Unordnung ſchilderte und 
nachwies, daß dieſe Gelder vorzugsweiſe in den römiſchen Bauſpeku⸗ 
lationen angelegt, ſowie vielen römiſchen Adeligen und Geſchäftsleuten, 
die vom Gründungsfieber erfaßt waren, geliehen worden ſeien. Durch 
Entwertung der angekauften Papiere ſeien etwa 15 Millionen Lire 
verloren. Nachdem dieſe Denkſchrift an die Offentlichkeit gelangt 
war, wieſen italieniſche Blätter darauf hin, daß der Papſt hierdurch 
gewiſſermaßen ſeinem Vertrauen in die Unveränderlichkeit der jetzigen 
Lage Italiens Ausdruck verliehen habe, warfen aber auch die Frage 
auf, welchen Eindruck dieſe Enthüllungen auf die frommen Spender 
machen müßten, die immer von der großen Bedürftigkeit des Papſtes 
gehört hätten. Einige Überrafchung rief es hervor, daß an Stelle 
des verſtorbenen Kardinals Simeoni der Kardinal Ledochowski 
zum Präfekten der „Kongregation für Ausbreitung des Glaubens“ 
ernannt wurde, denn man glaubte darin einen Sieg der unverſöhnlichen 
Partei und der Gegner des Dreibunds erblicken zu müſſen. Die 
vom Papſte am 20. Februar an die Biſchöfe und alle Katho— 
liten Frankreichs gerichtete Aufforderung, ſich aufrichtig der Republik 
anzuſchließen, iſt unter „Frankreich“ näher (S. 269) berührt. Am 
1. März brachte das Kardinalskolleg dem Papſte ſeine Glückwünſche zum 
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82. Geburtstage dar. Er antwortete, er habe, gleichwie Innocenz III., 
alle Bemühungen auf die Unabhängigkeit der Kirche gerichtet und 
werde den Reſt ſeines Lebens dieſer ſchwierigen Aufgabe widmen. 
Am 13. Mai wurde im Vatikan der 100. Geburtstag Papſt Pius' IX. 
gefeiert, und am Pfingſtfeſte vollzog Papſt Leo die Weihe der 
goldenen Roſe als Geſchenk für die Königin Amalie von Portugal, 
Tochter des königlichen Prätendenten von Frankreich. Die Ver⸗ 
ſöhnungspartei im Vatikan erlitt im Juli durch das Ableben des von 
ihr zum zukünftigen Papſt auserſehenen Kardinals Battaglini zu 
Bologna einen ſchweren Stoß. Am 8. September erließ der Papſt 
eine Enkyklica über „den heiligen Roſenkranz“. Die Wahl eines 
neuen Generals des Jeſuitenordens an Stelle des verſtorbenen 
Anderledy wurde am 2. Oktober im Hauſe des Ordensſtifters Loyola 
zu Azpeytia in Biscaya von den Vertretern der fünf Ordensprovinzen 
vollzogen. Sie fiel auf den Spanier Pater Luis Martin, früheren 
Leiter der klerikalen Zeitung „das heilige Herz“ in Bilbao, der 1877 
Rektor der Univerſität Salamanca geweſen war. Er wird ſeinen 
Sitz in Fieſole bei Florenz nehmen und wurde vom Papſt aut 
12. Oktober mittels beſonderen Breves begrüßt. Zwei Tage ſpäter 
empfing der Papſt die Vorſteher aller Trappiſtenklöſter, die ſich in 
Rom verſammelt hatten, um die Vereinigung ihrer Kongregationen zu 
einem einzigen Orden vorzunehmen. Die von ihm hierbei gehaltene 
Rede enthielt eine ſcharfe Verurteilung der franzöſiſchen Revolution. 
Das befremdete inſofern, als der Papſt erſt kürzlich mit Entſchiedenheit 
den franzöſiſchen Katholiken das Gebot auferlegt hatte, ſich der 
Republik anzuſchließen, die ſich die Durchführung der Grundſätze dieſer 
Revolution zur Aufgabe macht. Wie wenig er übrigens hiermit in 
Frankreich ausgerichtet hat, ging aus einem Breve hervor, das er im 
November an den Biſchof von Orleans richtete. Er klagte darin, 
daß alle ſeine Bemühungen für den inneren Frieden dieſes Landes 
eine Steigerung der Wut bei der die Kirche verfolgenden Partei 
hervorgerufen zu haben ſchienen. Dem ihm am 6. November be⸗ 
ſuchenden Großfürſten Sergius ſprach der Papſt wiederholt die 
Hoffnung auf noch beſſere Geſtaltung ſeiner Beziehungen zu Rußland 
aus, während der Großfürſt ſich ſehr zurückhielt. Unterm 8. De⸗ 
zember erließ der Papſt ein Schreiben an die italieniſchen Biſchöfe 
und eins an das italieniſche Volk. In beiden erhob er lebhaft Klage 
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über den Einfluß der Freimaurerei auf das geiſtige und religiös⸗ 
ſittliche Leben. Indem er überall das aufrühreriſche und gottleugnende 
Wirken dieſer Sekte vermutete, ſah er ringsum nur Zeichen des 
traurigſten Zerfalls. Als Antwort hierauf fand am 18. Dezember 
in Neapel ein großes freimaureriſches Feſtmahl ſtatt, bei dem der 
Großmeiſter die befreiende ſittliche Arbeit der Freimaurerei dem 
rückſchrittlichen Streben des Klerikalismus und des Vatikans ent— 
gegenſtellte. „In der alten Papſtburg,“ ſagte er, „lebt und dräut 
noch, bewahrt mit Syllabus, das barbariſche Mittelalter, in den 
Logen lebt die Jugendkraft der Neuzeit.“ 

Aus der Totenliſte Italiens führen wir folgende Perjonen 
an: Am 14. Januar ſtarb in Rom der 75jährige Kardinal Johannes 
Simeoni, früher Hausprälat, dann Kammerherr des vorigen Papſtes, 
1875 Nachfolger Antonellis als päpſtlicher Staatsſekretär, ſeit 1878 
Generalpräfekt der Propaganda. Ihm folgte am 19. Januar 
Antonius Anderledy, ſeit 1884 als Nachfolger Beckx's General der 
Geſellſchaft Jeſu. Er ſtammte aus Brieg in der Schweiz, gehörte 
ſeit 1838 dem Orden an und wirkte früher in Piemont, Amerika, 
Baiern, Ermland, Köln, Paderborn und Maria-Laach; er wurde 
73 Jahre alt und ſtarb zu Fieſole bei Florenz infolge von Influenza. 
In Berlin ſtarb am 7. Februar der Graf de Laun ay, ſeit 1855 
Geſchäftsträger Sardiniens, dann Geſandter Italiens am preußiſchen 
Hofe, der ſtets beſtrebt war, das gute Verhältnis zwiſchen beiden 
Staaten zu erhalten. Emilio Broglio, Verſchwörungsgenoſſe 
Manins, Sekretär der proviſoriſchen Regierung von 1848, Freund 
und Mitkämpfer Cavours, ſtarb am 19. Februar und wurde in 
würdiger Weiſe auf Staatskoſten beerdigt. Am 23. Februar ſtarb 
in Rom Gaspar Mermillod, ſeit 1890 Kardinal, 1872 viel ge 
nannt im Streite der Schweiz mit dem Papſte über die Errichtung 
eines von Lauſanne getrennten Bistums Genf. Am 6. April ſtarb 
in Rom der Senator Iſacco Peſaro-Maurogônato, der 1849 mit 
Manin den Aufſtand Venedigs gegen die öſterreichiſche Herrſchaft ins 
Werk ſetzte und Leiter der Kämpfe um die Lagunenforts war. Um die⸗ 
ſelbe Zeit verlor Italien einen der vorzüglichſten Generale, den Grafen 
Giuſeppe Pianell, der in Verona ſtarb. In den Wirren von 1860 
hatte er das ihm vom König von Neapel angebotene Kriegsminiſterium 
abgelehnt, war von Cavour in das piemonteſiſche Heer aufgenommen 
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und bewahrte in der Schlacht bei Cuſtozza die Italiener vor völliger 
Vernichtung, indem er den Oſterreichern in die Flanke fiel. Das 
Andenken an den am 2. März geftorbenen ſardiniſchen Abgeordneten 
Ferracciu wurde von der Deputiertenkammer ſehr geehrt; er war 
1849 als junger Profeſſor an der Univerſität Saſſari in der Kammer 
des Königreichs Sardinien für die Unabhängigkeit Italiens eingetreten 
und war ſpäter Marines, ein anderes Mal Juſtizminiſter. Am 8. Juli 
ſtarb Kardinal Battaglini in Bologna. Nach langer Krankheit 
ſtarb am 8. September in Livorno der Senator General Enrico 
Cialdini, 81 Jahre alt, der 1860 die Päpſtlichen unter Lamoriciere 
bei Caſtelfidardo ſchlug, Gaeta eroberte und 1862 gegen den aufſtän⸗ 
diſchen Garibaldi nach Sicilien geſchickt wurde. Er ward 1866 Chef 
des Generalſtabs, begleitete 1870 den Herzog Amadeus nach Madrid, 
wurde bei dieſem Könige Geſandter Italiens, erhielt 1873 den Titel 
eines Herzogs von Gaeta und vertrat 1876—81 Italien in Paris. 1870 
war er der einzige Abgeordnete, der den Franzoſen Hilfe geleiſtet 
haben wollte. In einer ſehr ſchlechten Mietwohnung im vierten Stock 
eines Hauſes der Rue Montaigne zu Paris ſtarb am 24. September 
65jährig Franz de Paula von Bourbon, Graf v. Trapani, Halb⸗ 
Bruder Ferdinands II. beider Sicilien. Mehrere entthronte Familien 
wurden hierdurch betroffen, denn der Graf war Oheim des Ex⸗ 
königs Franz II., des Grafen Chambord, der Exkönigin Iſabella von 
Spanien, des früheren Großherzogs von Toscana und der aus 
Braſilien verbannten Gräfin v. Eu, Tochter Dom Pedros II. Er 
lebte ſeit 1871 zu Paris in der Hoffnung einer Zurückführung ſeiner 
Familie auf den Thron von Neapel. Durch den Tod des Kardinals 
D' Annibale ſtieg die Zahl der unter dem jetzigen Papſt verſtorbenen 
Purpurträger auf 83. Der am 13. November in Turin verſchiedene 
General Bertolo Viale war 1866 und 1887 Kriegsminiſter ſowie 
eng befreundet mit dem vorigen Könige. Die Beſtattung erfolgte auf 
Koſten des Staats und des königlichen Hauſes. Am 26. November 
verſchied der Marineminiſter Pacoret di Saint Bon, dadurch ver⸗ 
dient, daß er den Gedanken der Schöpfung einer großen modernen 
Flotte populär gemacht hatte. Zum Nachfolger erhielt er den Vize⸗ 
admiral Racchia. 
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Am 1. Januar wurde in Madrid der neue Zolltarif verkündigt, 
wonach der Minimaltarif auf alle Länder Anwendung finden ſoll, 
welche Spanien die günſtigſten Bedingungen ihres Tarifs zugeſtehen. 
Die neuen Tarife ſollen für diejenigen Länder geändert werden 
können, welche außerordentliche Zugeſtändniſſe machen, nur ein Nach 
laß des Zolles für Alkohol und andere Spirituoſen ſoll nicht ftatt- 
finden. Bald darauf erteilten die Cortes der Regierung die Ermäch⸗ 
tigung, die am 1. Februar erlöſchenden Handelsverträge bis zum 
30. Juni zu verlängern und während dieſer Zeit proviſoriſch handels⸗ 
politiſche Vereinbarungen zu treffen. Zur Vorbereitung der neuen 
Handelsverträge und zur Beratung von deren Grundlagen mit den 
Vertretern der fremden Mächte wurde im Februar eine Kommiſſion 
eingeſetzt. 

In: Vordergrund der Dinge ſtanden Bewegungen in der Ar- 
beiter bevölkerung. Wie ſehr in dieſer die ſozialdemokratiſchen Lehren 
an Umfang zugenommen hatten, ging aus einem Berichte hervor, den 
das Haupt der ſpaniſchen Sozialiſten, der Schriftſetzer Igleſias, ſeinen 
Freunden in Deutſchland über das Jahr 1891 erſtattete. Wie in 
Deutſchland, hatten die Sozialiſten in Spanien ſich geſchieden in 
Anarchiſten und ſolche, welche die Petardenpolitik verabſcheuten und 
den „geſetzlichen“ Weg nicht verlaſſen wollten. Der letzteren Richtung 
war die Mehrzahl zugethan. Sie verdrängte die Anarchiſten aus den 
größeren Städten, namentlich hatten dieſe in Barcelona und Valencia 
im Kampfe mit den Sozialiſten unter Igleſias den Kürzeren gezogen. 
Hierüber erboſt, drohten die Anarchiſten, zu beweiſen, daß ſie mehr 
zu leiſten vermöchten als die Zahmen. Zu dieſer Probeleiſtung 
war Andaluſien auserſehen, wo ſchon ſeit Jahren unter der Land—⸗ 
bevölkerung ſtark gewühlt war. Zwar war hier ſchon vor längerer 
Zeit durch die Deportation der Mitglieder des revolutionären Ge— 
heimbunds der „ſchwarzen Hand“ ziemlich aufgeräumt worden, in dieſem 
Jahre aber gelang es den anarchiſtiſchen Agitatoren, die Stimmung 
unter den Landarbeitern wieder wachzurufen. Sie hielten im Anfang 
Januar in der Gegend von Xeres Verſammlungen und Brandreden, 
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verſetzten die Bevölkerung in die größte Aufregung und verhöhnten 
die Warnungen der Behörden. Am Abend des 8. Januar drangen 
Haufen anarchiſtiſch geſinnter Landleute mit Flinten, Knütteln, Heu⸗ 
gabeln unter dem Rufe: „Es lebe die Anarchie!“ in die Stadt 
Xeres und fielen ohne weiteres über die Bürger her, von denen zwei ge⸗ 
tötet wurden. Dem einen ward mit der Senſe der Kopf abgehauen. 
Zu den beabſichtigten Plünderungen kam es jedoch nicht, da die Be⸗ 
hörden nicht ganz unvorbereitet waren. Es kam zum Gefecht mit 
Gendarmen; das Feuern dauerte bis zum Morgen und Kavallerie 
verfolgte die fliehenden Landleute, deren Mehrzahl hinter Schloß und 
Riegel geſetzt wurde. Vier Anführer wurden ſpäter zum Tode ver⸗ 
urteilt und hingerichtet. In gewiſſer Verbindung mit dem Vorgang 
in keres ſtand eine Kundgebung, die am 10. Januar in Madrid für 
die ſoziale Revolution ſtattfand und wo die Ruheſtörer mit den Waffen 
auseinandergetrieben wurden. Unter dem Eindruck dieſer Nachrichten 
kam es am 13. Januar in der Deputiertenkammer zu einem ſtürmiſchen 
Auftritt. Der republikaniſche Abgeordnete Valles brachte eine Anz 
frage über den Putſch von eres ein, wobei er die Einrichtungen der 
Monarchie angriff. Er wurde vom Präſidenten zur Ordnung ver⸗ 
wieſen, aber alle republikaniſchen Abgeordneten legten hiergegen. 
Verwahrung ein. Anläßlich des Anarchiſtenprozeſſes in eres kam, 
es Anfang Februar in Barcelona zu anarchiſtiſchen Kundgebungen 
ernſten Charakters. Eine große, auf den Königsplatz geworfene 
Bombe richtete erhebliche Verwüſtungen au und verſetzte die Bewohner 
in paniſchen Schrecken. Es kam zu blutigen Kämpfen, zur Ver⸗ 
haftung vieler Ruheſtörer, aber zu neuen ſchrecklichen Drohungen. 
Als die Vorgänge auch im Senat zur Sprache kamen, verſicherte der 
Bautenminiſter Iſaſa, die Regierung nehme die Herausforderung der 
Feinde der fozialen Ordnung an und werde den Kampf gegen fie 
rückſichtslos weiterführen. Nachdem am 22. Februar wieder Maſſen⸗ 
verhaftungen von Anarchiſten in eres, San Fernando und Cadix 
ſtattgefunden hatten, brachten die Biſchöfe von Salamanca und Cadix 
im Senate wiederum die Rede auf dieſe Fragen. Sie meinten, der 
Anarchisnus ſei nur die logiſche Folge des Rationalismus; von den 
Höhen der Gedankenfreiheit gelange man von ſelbſt zu den dunkeln 
Thälern des Anarchismus. Da müſſe der Katechismus als Helfer 
eingreifen. Der Miniſterpräſident Canovas del Caſtillo erwiderte, 
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Staat und Kirche müßten allerdings zur Verbeſſerung der Lage der 
Arbeiter beitragen; wenn indeß dieſe unmögliche Forderungen ſtellten, 
ſo wäre das einzige Heilmittel dagegen der Gebrauch der Waffen. 
Dieſe mußten dann auch ferner gebraucht werden bei Ruheſtörungen 
zu Ronta bei Malaga und im Bergarbeiterbezirke von Bilbao. 
Hier richteten die Streikenden allerlei Verwüſtungen an, und es 
mußten drei Bataillone unter General Loma dorthin geſchickt werden. 
Es kam zu blutigen Zuſammenſtößen und vielen Verhaftungen. Am 
27. März fand wieder in Barcelona ein Dynamitanſchlag gegen das 
neue Gefängnis ſtatt. Ein ſolcher war auch in Madrid geplant, 
wurde aber noch glücklich vereitelt. Anarchiſten hatten nämlich Ex⸗ 
ploſioſtoff unter die Treppe gelegt, die von der Privatwohnung des 
Kammerpräſidenten zur Deputiertenkammer führt. Aus vorgefundenen 
Papieren der Thäter ging hervor, daß ſie auch den Plan hatten, die 
Kammer, den Senat, das königliche Palais, den Juſtizpalaſt, die Paläſte 
des Staatsrats, des Kriegsminiſteriums und die Bank in die Luft zu 
ſprengen. Es ſollte dies am Palmſonntag während der Meſſe ge⸗ 
ſchehen. Am 30. April verfügte die Regierung die Auflöſung der 
anarchiſtiſchen Vereine in Barcelona, worauf es hier wieder zu 
blutigem Handgemenge kam. Im Juni verbreitete ſich aber die 
anarchiſtiſche Bewegung über ganz Catalonien. Die ſtreikenden 
Arbeiter plünderten mehrere Fabriken, ſteckten eine in Brand und miß⸗ 
handelten Beamte. Infolge der Haltung von 87000 Ausſtändiſchen 
wurde an 9. Juni der Belagerungszuſtand über Barcelona verhängt, und 
nachdem die Gendarmerie von den Meuterern zurückgeworfen war, 
beſetzte das Militär alle Plätze, den Hafen und das Regierungs- 
gebäude. Am 13. Juni trafen in Barcelona die Vertreter der 
Arbeiter der ganzen Provinz ein, um einen allgemeinen Ausſtand 
zu beſchließen, und ſetzten ſeltſamerweiſe trotz des Belagerungszuſtands 
ihr Verlangen, einen großen Umzug in Zahl von 40 000 Mann durch 
die Stadt halten zu dürfen, durch. Ein großer Ausſtand brach im Juni 
auch in der durch ihre Konſervenfabriken bekannten Stadt Calahorra 
im altkaſtiliſchen Bezirke Logrono aus. Man verjagte die Domherren, 
griff die Bahnzüge an und ſchritt zum Kampfe mit dem Militär. 
Gegen Ende Juni trat gar ein Ausſtand der 3000 Telegraphiſten 
des Landes ein, infolgedeſſen alle größeren Städte ſich plötzlich in 
eine lange nicht mehr gekannte Iſolierung verſetzt ſahen. Bedenkliche 
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Unruhen brachen am 3. Juli in Madrid aus, wo es auf der Plaza 
mayor zu einem regelrechten Feuergefecht kam. In den Städten 
an der Grenze gegen Portugal kam es zu Steuerkrawallen mit 
Plünderungen und militäriſchem Einſchreiten. In Santander ward 
um 27. Juli der Belagerungszuſtand verkündigt, und Anfang Auguſt 
mußte viel Militär gegen aufſtändiſche Bauern in den Provinzen 
Alicante und Murcia geſchickt werden. 

Die oftmaligen Unruhen der Anarchiſten waren Waſſer auf die 
Mühle der übrigen Gegner der Regierung. Nicht bloß die republi— 
kaniſche, ſondern auch die karliſtiſche Partei, von der man lange nichts 
vernommen, ließen ſich wieder hören. Die Republikaner ſuchten die 
Mahnungen des Papſtes an die franzöſiſchen Katholiken, ſich die Re⸗ 
publik als Stantsform gefallen zu laſſen, für ſich auszubeuten. In 
einem Aufrufe „an alle Spanier“ entwickelte Anfang Juni der Partei⸗ 
führer Zorilla die Notwendigkeit der Wiederherſtellung der Republik 
als des einzigen Heilmittels für alle politiſchen und wirtſchaftlichen 
Schäden, von denen Spanien heimgeſucht werde. Aus Rom vernahm 
man, Zorilla habe eine Abſchrift ſeines Aufrufs dem Papſte zugeſandt. 
Ju einer großen Verſammlung von Republikanern in San Sebaſtian 
am 4. September wurde von den Rednern ausgeführt, dem Unab— 
hängigkeitsſinne der Basken eutſpreche allein die republikaniſche Staats⸗ 
form, und dieſe ſei, nach den neuſten Zeugniſſen des Papſtes, mit der 
katholiſchen Strenggläubigkeit völlig vereinbar. Die Anhänger 
des Don Carlos vollendeten eine über das ganze Land aus⸗ 
gedehnte ſtraffe Organiſation der Partei. Sie teilte ſich in eine 
Civil⸗ und eine Militärpartei, die beide viel verzweigt und ge— 
gliedert ſind. 

Die Cortes genehmigten im Februar einen Geſetzentwurf über 
die Sonntagsruhe und im Juni das Budget, in dem die Einnahmen 
mit 748 750 070, die Ausgaben mit 750 263 077 Peſetas feſtgeſtellt 
ſind. Der Kriegsminiſter legte einen Geſetzentwurf vor, durch den 
die allgemeine Wehrpflicht eingeführt werden ſoll. Ein gleicher Ent⸗ 
wurf war 1888 im Senate durchgefallen. Nun alſo ſoll ein neuer 
Verſuch angeſtellt werden. Die Deputiertenkammer ſprach am 18. Juli 
ihre Zuſtimmung zur Zollpolitik der Regierung aus und wurde dann 
vertagt. 

Im Miniſterium Canovas trat inſofern eine Anderung ein, als 
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im März der Marineminiſter Admiral Montojo ausſchied und durch 
ſeinen Vorgänger im Amte, Be ranger, erſetzt wurde. Die Königin⸗ 
Regentin Chriſtine begab ſich im Beginn des Frühjahrs mit ihren 
Kindern nach Aranjuez, wo am 17. Mai der ſechſte Geburtstag 
des Königs Alfons gefeiert wurde. Hierbei kam die große Beliebt⸗ 
heit, deren die Königin ſich erfreut, wieder zu vielfachem Ausdrucke. 
Nicht nur die Cortes und die höheren Kreiſe der Geſellſchaft, ſondern 
die ganze Bevölkerung nahm an dem Feſte teil. An dem Tage wurde 
der dringende Wunſch des jungen Königs, der Beſitz eines Ponies, 
erfüllt, auf dem der Monarch ſeine erſten Reitſtudien machte. Im 
Juli hielt er mit ſeiner Mutter feierlichen Einzug in San Sebaſtian, 
wo die Seebäder benutzt wurden. Des Königs Großmutter, die nun 
61jährige frühere Königin Iſabella, machte mal wieder von ſich reden, 
diesmal durch die hervortretende Unzulänglichkeit ihrer 600 000 % 
betragenden Staatspenſion. 

Wie in Italien, ſo wurde auch in Spanien das Columbus 
Feſt gefeiert. Kurz vor demſelben erſchien in Madrid ein ſehr 
intereſſantes Buch. Die Herzogin von Berwick und Alba veröffent⸗ 
lichte unter dem Titel „Eigenhändige Briefe des Chriſtobal Colon“ 
46 Schriftſtücke, die ſich auf die erſten Jahre nach der Entdeckung 
Amerikas beziehen. Sie hatten, zu Bündeln zuſammengerollt, im 
Archive des Hauſes Alba gelegen und auf den einzelnen Convoluten 
war vermerkt, daß ſie „unwichtig“ oder „als Wurſtpapier zu ge⸗ 
brauchen“ ſeien. Der größte Teil dieſer Urkunden ſtammt aus dem 
16. Jahrhundert, nur einige reichen bis zum Ende des 15. zurück. 
Die Feſtlichkeiten zu Ehren des Columbus fanden ſtatt in Madrid, 
Sevilla, Granada, Cadix, am großartigſten aber in Huelva an der 
Südküſte Andaluſiens, öſtlich von der Mündung des Guadiana. Ein 
Schiff mit Namen „Santa Maria“, genau nachgebildet demjenigen, 
auf welchem Columbus zur Entdeckung auszog, ward am 31. Juli 
in Carraca bei Cadix von Stapel gelaſſen und in Begleitung von 
Kriegsſchiffen europäiſcher Staaten ſowie eines mexikaniſchen Kriegs⸗ 
ſchiffs nach Huelva gebracht, wo in feierlicher Meſſe die für den 
Hauptmaſt beſtimmte ſeidene Standarte geweiht wurde. Am 2. Auguſt 
Nachmittags wurde in Huelva der Anfang der Feier durch Herolde 
in der Tracht des 15. Jahrhunderts öffentlich verkündigt. Es fand 
dann ein Konzert und eine literariſche Feier ſtatt. In der Frühe des 
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3. Auguſt, zu derſelben Stunde, wo vor 400 Jahren Colon vom 
nahen Palos aus in See ſtach, wurden von allen in dieſer Bai ver⸗ 
ſammelten Rieſenſchiffen der ſpaniſchen, italieniſchen, franzöſiſchen und 
engliſchen Marine ſowie von leichteren Korvetten Portugals, Hollands, 
Oſterreichs, Rußlands und amerikaniſcher Staaten mit Kanonendonner 
die gehißten amerikaniſchen Flaggen begrüßt. Die Flagge Deutſch⸗ 
lands war nicht vorhanden. Dann erſchienen zahlreiche Abordnungen, 
worunter die des Heeres und der Marine, auch die meiſten fremden 
Geſandten aus Madrid und wohnten in Moguer bei Palos dem Aus- 
laufen der „Santa Maria“, einer Wiederholung des weltgeſchichtlichen 
Vorgangs, bei. Im nahen Kloſter La Rabida fand feierliches Hochamt 
ſtatt. Es folgten noch Regatten, ein Stiergefecht, eine Prozeſſion, 
Bälle und eine prachtvolle Beleuchtung der Bai von Huelva. Eine 
Fortſetzung nahmen dieſe Feſtlichkeiten am 12. Oktober, dem Tage 
von Columbus' Ankunft auf Guanahani. Zum Schauplatz war wie- 
derum die durch Erinnerungen an Columbus reiche Gegend gewählt. 
Es iſt die des Hafens von Palos und des Kloſters Santa Maria 
de la Rabida, in dem ſich das Schickſal des Genueſen gewandt 
hatte. An feinen Hoffnungen auf Spanien verzweifelnd und im 
Begriff, nach Frankreich auszuwandern, ſuchte er mit ſeinem Knaben 
Herberge in dieſem Kloſter und fand hier in dem Prior einen ver- 
ſtändnisvollen Bewunderer ſeiner Ideen, der es dann durchſetzte, daß 
Columbus ſeine Gedanken den Majeſtäten entwickeln durfte. Der 
heruntergekommene Ort Palos erwies ſich ungeeignet für die Feſtlich⸗ 
keiten, man wählte daher wiederum Huelva in landſchaftlich ſchöner 
Gegend am Mündungstrichter des Rio Tinto und des Rio Odiel. Die 
Vor⸗Feſtlichkeiten hatten ſchon am 5. Oktober mit den Zuſammenkünften 
des Amerikaniſten⸗Kongreſſes begonnen, zu denen der Miniſterpräſi⸗ 
dent Canovas eintraf. Auf der Durchreiſe in Sevilla war er dem 
Mordanfalle eines verrückten Apothekers entgangen und wurde in 
Huelva mit großen Ehren empfangen. Er nahm an den Sitzungen 
teil und beſuchte mit den Kongreßmitgliedern die berühmten Rio Tinto⸗ 
Minen zur Gewinnung kupferhaltiger Schwefelkieſe. Am 7. Oktober 
fand eine Sitzung des Kongreſſes im Kloſter de la Rabida ſtatt, wo 
Canovas in einer Anſprache an die den Columbus ſchützenden Mönche 
erinnerte. Am 18. Oktober langte auf dem „Conde de Venadito“ 
die königliche Familie an. Ihr folgten 25 prächtig geſchmückte Kriegs⸗ 
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ſchiffe, viele Dampfer und Segelbote. Die Königin Chriſtine landete 
um 1 Uhr. Nach einem Tedeum im Kloſter erfolgte die Einweihung 
des Columbus⸗Denkmals. Das Standbild iſt faſt 65 Meter hoch 
und wird künftig den Schiffern die berühmte Stelle ſchon von weit 
her andeuten. Nachdem die Regentin den jungen König Alfons wieder 
an Bord gebracht hatte, wohnte ſie mit den Infantinnen einer Theater⸗ 
vorſtellung und einem Feſtmahle, folgenden Tags auch einem hiſto— 
riſchen Feſtzuge in Huelva bei. Aus Anlaß der Feier begnadigte ſie 
fünf zum Tode verurteilte Verbrecher, ordnete die Rückgabe dieſes Kloſters 
an die Franziskaner zur Gründung einer Miſſionsſchule an und unter⸗ 
zeichnete ein Geſetz, durch welches der 12. Oktober zum National⸗ 
feſttage erhoben wird. Das übrige Land hatte ebenfalls ſeine Co⸗ 
lumbusfeſte, manche derſelben hatten aber eigentümliche Zwiſchenfälle. 
In Madrid kam es am 21. Oktober zu einem argen Skandal, zu 
lebhaften Proteſten von Malern und Bildhauern wegen der unge- 
nügenden Räume für ihre Feſt-Ausſtellung; in Sevilla wurde während 
des Fackelzuges ein Schauwagen böswillig angezündet, auf dem an⸗ 
gebunden als Indianer verkleidete Leute ſich befanden; in Barcelona 
kam es beim Feſt⸗Feuerwerke zu Zuſammenſtößen zwiſchen der Be⸗ 
völkerung und der Gendarmerie; es wurde ſchließlich ein Karren an⸗ 
geſteckt, in dem ſich die Feuerwerkskörper befanden; ferner erkrankte 
der junge König Alfons nicht unbedeutend, anſcheinend unter dem 
Einfluß der Feſtſtrapazen, und als man ſchließlich nach dem von 
Columbus ſtammenden Don Chriſtobal Colon y de la Cerda, Herzoge 
von Veragua fragte, der ſich nirgends bei den Feſten hatte ſehen 
laſſen, ſtellte ſich heraus, daß er grade in dieſem Monate bankerott 
geworden war. Zur Zeit des Feſtes wurden ſeine Möbel gepfändet. 
Auch hiermit waren die Eigentümlichkeiten der Columbusfeſte noch 
nicht zu Ende. In Madrid erwartete man Großartiges, indem man 
nach den von der Stadt ausgeſetzten Koſten urteilte. Aber von der 
Verwendung der Summe war lange nichts zu ſehen, vielmehr ſah ſich 
der Miniſter des Innern veranlaßt, eine Unterſuchung über die 
ſtädtiſche Verwaltung einzuleiten, obwohl der Bürgermeiſter bis dahin 
ſein beſonderer Schützling geweſen war. Dadurch ſtieg der Unwille 
der Bürgerſchaft in hohem Grade. Als ſich nun am 1. November 
Tauſende auf der Plaza de Madrid verſammelt hatten, um den 
Muſikvorträgen beizuwohnen, kam die Nachricht, die Muſiker würden 
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nicht erſcheinen. Darüber geriet die Menge in Wut, zerſtörte die Mufik⸗ 
bühne, zog durch die Hauptſtraßen und zertrümmerte alle Laternen. 
unter Verwünſchungen gegen den Miniſterpräſidenten und die Konſer⸗ 
vativen. Ahnlich ging es am 2. November in Granada her. Grade 
hier, bei der Alhambra, ſollten die Feſte ihren Höhepunkt erreichen; 
es ſollte hier durch Enthüllung eines Denkmals für Columbus der 
Tag gefeiert werden, an dem vor 400 Jahren Ferdinand von Ara⸗ 
gonien und Iſabella von Caſtilien die Maurenherrſchaft brachen. Nach⸗ 
dem hier wochenlang große Feſtvorbereitungen getroffen waren, kam 
die Nachricht an, daß die Regentin wegen Erkrankung des jungen 
Königs nicht eintreffen werde. Nun zerſtörte das Volk den für ſie 
errichteten Triumphbogen, verbrannte die Dekorations-Einrichtungen 
und entfernte die Bekleidung des Denkmals. Der in Andaluſien 
verbreitete republikaniſche Geiſt kam zum Durchbruch. Die Menge 
ſtürmte und verbrannte einige Zollhäuſer, warf die Poliziſten zurück 
und forderte vor dem Regierungspalaſt Herabſetzung des Brotpreiſes. 
Es wurde Militär aus der Provinz geholt, mit dem es blutige Zu— 
ſammenſtöße gab. Sobald der Zuſtand des Königs es erlaubte, 
begab ſich die Regentin wenigſtens noch nach Sevilla, wo ſie denn auch 
mit begeiſterten Zurufen empfangen wurde und im Alkazar den Mit 
gliedern des katholiſchen Kongreſſes ein Bankett gab. Bei ihrer Rück⸗ 
kehr wurden die Königin und ihre Kinder von der Bevölkerung 
Madrids mit großer Herzlichkeit begrüßt. Während ihrer Fahrt zum 
Schloß wurden ſo viele Blumenſpenden dargebracht, daß der Wagen 
völlig davon bedeckt erſchien. Den Schluß aller Columbusfeſte bildete 
die feierliche Einweihung der Columbus⸗Ausſtellung in der Hauptſtadt 
am 11. November in Gegenwart des Hofes und des zu dieſem Zweck 
erſchienenen portugieſiſchen Königspaars. Der Eintritt der Herr- 
ſchaften erfolgte unter den Klängen der von fünf Muſikkorps vorge⸗ 
tragenen Hymnen beider Nationen. Auf amerikaniſcher Erde war 
der Thron errichtet, vor dem die Reden gehalten wurden. Die 
Majeſtäten machten einen Rundgang und wohnten dann einem Stier= 
gefechte bei. 

Die Wahlen zu den Provinzialräten gingen am 11. September 
im ganzen Lande in größter Ruhe und mit auffallender Gleichgültig⸗ 
keit vor ſich. Sie fielen völlig zu Gunſten der Regierung aus, die 
Beteiligung war aber ebenfo wie 1890, wo das allgemeine Stimm⸗ 
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recht zum erſten male in Anwendung kam, eine ſehr geringe. Nur 
der vierte Teil der Berechtigten nahm daran teil. Im November 
machte ſich ein ſteigendes Unbehagen der Bevölkerung über die innere 
Lage geltend, was ſich beſonders bei mehreren gegen den Miniſterpräſi⸗ 
denten Canovas gerichteten Kundgebungen zeigte. Der Grund lag in 
deſſen hochſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen, dem Sinken der Ein⸗ 
nahmen, der Abnahme von Ein⸗ und Ausfuhr. Dazu kam, daß ſich 
Canovas gegenüber den bloßgelegten Unregelmäßigkeiten in der Ver⸗ 
waltung Madrids nicht auf den ſtrengen Standpunkt ſtellte. Dieſe 
Frage führte am 30. November zum Rücktritt des Miniſters des 
Innern, Villaverde, der durch Danvilla erſetzt wurde, und am 
2. Dezember zu Unruhen in der Hauptſtadt. Als nun Canovas be⸗ 
züglich dieſer Sache in der 2. Kammer am 7. Dezember die Ver⸗ 
trauensfrage ſtellte und nicht die Stimmen aller Konſervativen erhielt, 
bat er um Entlaſſung. Nachdem es 2 ⅛ Jahr im Amt geweſen, 
trat das Miniſterium Canovas zurück und wurde erſetzt durch ein 
Miniſterium Sagaſta, welches ſein Vorgänger 5 Jahre lang ge— 
weſen war. Deſſen erſte Maßregel beſtand in der Geſtattung, die 
neue proteſtantiſche Kirche in Madrid zu eröffnen, wozu ſich Canovas 
nicht hatte entſchließen können. Sagaſta erblickt ſeine Hauptaufgabe 
in einem Handelsvertrag mit Frankreich und in Maßregeln zur Ver⸗ 
hütung einer bedenklichen Geſtaltung der Staatsfinanzen. 

Spaniens Totenliſte weiſt zunächſt auf den Infanten Pedro, 
Herzog von Durcal, der am 5. Januar ſtarb, ſodann den General 
J. Jovellar y Soler, einen der 5 Generalkapitäne. Er war früher 
Kriegsminiſter, Miniſterpräſident, Generalkapitän von Cuba und 
Gouverneur der Philippinen. Nicht wenig hatte er dazu beigetragen, 
daß der zweite Bürgerkrieg einen für die liberale Sache gunſtigen 
Ausgang nahm. Er ſtarb am 16. April in Madrid. Am 25. Mai 
ſtarb ebenda der Herzog Fernan-⸗Nun ez und am 2. Juni der 
Senator Carlos Marfori, der eine weſentliche Rolle in der neuſten 
Geſchichte Spaniens geſpielt hatte. Sohn eines italieniſchen Kochs, 
wurde er vom General Narvaez an den Hof der Königin Iſabella 
gebracht, deren Liebling er wurde. Sie machte ihn zum Palaſt⸗ 
intendanten, dann zum Statthalter von Madrid. Gegen ihn richtete 
ſich 1866 die Stimmung des Volks, und dieſes wandte ſich der Dynaſtie 
erſt ab, als Iſabella ſich nicht entſchließen konnte, den unbeliebten 
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Günſtling fallen zu laſſen. Er folgte ihr in die Verbannung, riet 
ihr aber zur Abdankung. 

Die öffentlichen Angelegenheiten des Königreichs Portugal 
gingen faſt ganz in der Sorge um die traurige Lage der Staats- 
finanzen auf. Gleich am 3. Januar, in der Thronrede zur Er- 
öffnung der Cortes, wurden Maßnahmen zur Ordnung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe angekündigt. Zunächſt wurde der Staat durch die mißliche 
Lage der portugieſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft betroffen. Sie 
konnte die Zinſen ihrer 4½ / Anleihe von 1886 am 1. Januar 
nicht bezahlen, und der Staat fand ſich nicht in der Lage, ſeine wenn 
auch in beſchränkter Weiſe erteilte Garantie eintreten zu laſſen. Als 
nun die Aktionäre dieſer Bahn eine Unterſuchung über die Geſchäfts⸗ 
führung der Geſellſchaft verlangten, nahm der Finanzminiſter Mariano 
de Carvalho am 12. Januar feine Entlaſſung, weil er vor feinem 
Eintritt in dieſes Amt Verwaltungsrat dieſer Geſellſchaft geweſen 
war. Er rechtfertigte ſodann in der Deputiertenkammer ſeine Ver⸗ 
waltung und die von ihm der Eiſenbahngeſellſchaft geleiſteten Vor⸗ 
ſchüſſe. Auf einen Antrag, ihn wegen der letzteren in Anklagezuſtand 
zu verſetzen, kam die Kommiſſion der Kammer zu dem Schluß, daß 
eine ſtrafrechtliche Verfolgung nicht ſtattfinden könne. Schlimmer 
erging es Herrn Carvalho inſofern, als ein Unbekannter ihm abends 
in ſeiner Wohnung durch Bedrohung mit einem Revolver mehrere 
Hundert Milreis abnahm. Die Verſuche, einen neuen Finanzuiniſter 
zu finden, erwieſen ſich als ſo ſchwierig, daß infolgedeſſen das ganze 
Miniſterium d' Abreu de Souſa zurücktrat. Es war am 13. Oktober 
1890 ins Amt getreten und erſt am 22. Mai 1891 neu konſtruiert 
worden. An ſeine Stelle trat am 18. Januar ein Miniſterium, zu⸗ 
ſammengeſetzt aus Perſönlichkeiten, die keiner der beiden großen 
Parteien des Landes, weder den Progreſſiſten noch den Regenerados 
angehörten. Es wurde alſo zuſammengeſetzt: Der Advokat Joſe 
Dias Fereira in Liſſabon, ein energiſcher Mann, der vor 20 Jahren 
einmal im Miniſterium, dann Profeſſor an der Univerſität zu 
Coimbra geweſen war, übernahm das Präſidium und das Innere; 
Oliveira Martins wurde Finanzminiſter. Er war bisher wenig 
hervorgetreten, hatte jedoch geſchichtliche Bücher geſchrieben und galt 
als ſehr befähigt für den ſchwierigen Poſten. Der Senator Coſta 
Loba: Auswärtiges; der Biſchof von Bethſaida, Ayres de Gouvea: 
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Juſtiz; Vicomte Chancelleiros: öffentliche Arbeiten; Furtado 
Coelho: Krieg; Admiral Ferreira de Amaval: Marine. Bei Dar- 
legung des Programms in der Deputiertenkammer führte Fereira aus, 
zur Herbeiführung der Reorganifation der Finanzen müßten alle ſich Opfer 
auferlegen; die Regierung werde genötigt ſein, an die Gläubiger des 
Staats zu appellieren. 

Am 30. März legte die Regierung den Cortes einen Geſetz⸗ 
entwurf vor, wonach auf die Beamtengehalte eine Steuer von 
5—20 Prozent gelegt, und die direkten Steuern derart erhöht 
werden ſollten, daß fie 10 —20 Prozent des zu beſteuernden Betrags 
ausmachten. Titres, einſchließlich die der öffentlichen Schuld, ſollten 
einer Steuer von 30 Prozent unterliegen. Ferner ſollte die Re⸗ 
gierung ermüchtigt werden, mit den Inhabern der äußern Schuld 
über die Konvertierung eines Teils des Kapitals und der Koupons 
in Bons, die unter beſtimmten Bedingungen zu tilgen ſeien, zu vers 
handeln; auch ſollte die Regierung gewiſſe Einnahmen zu gunſten der 
Schuld verwenden und alle Verwaltungsausgaben herabſetzen. Die 
Vorlage war von einem Bericht über die Finanzlage begleitet. Darin 
waren das Budgetdefizit auf 10, die ſchwebende Schuld auf 23, die 
Bankvorſchüſſe auf 13 Millionen Milreis beziffert. Dieſer Geſetz⸗ 
entwurf wurde noch im Februar von beiden Kammern, unter Be⸗ 
ſeitigung einiger allzugroßen Härten, mit ſeltener Einſtimmigkeit ge- 
nehmigt. König Karl erklärte im Februar in einem Schreiben an 
den Miniſterpräſidenten, er und ſeine Familie wollten „die erſten 
ſein, welche zu den außerordentlichen Opfern, die die Lage des 
Staatsſchatzes der Nation auferlegt, das ihrige beitragen“; er ver⸗ 
zichte daher für die Dauer der „entſetzlichen Kriſis“ auf 20 Prozent 
der Zivilliſte. Das war ein bedeutendes Opfer, denn die Zivilliſte 
beträgt 520 Contos de Reis & 4500 Mark, die 20 Prozent be⸗ 
tragen alſo ſo viel als 117000 Mark. Die löbliche Abſicht des 
Miniſteriums, fortan gegen Veruntreuungen zeitig einzuſchreiten, führte 
zur Verhaftung des früheren Miniſters Mendoza Cortez. Die bis 
dahin einig geweſenen Miniſter gerieten Anfang Mai in großen 
Zwieſpalt über die Frage, ob es nicht an der Zeit ſei, ſich einen 
Anhang in der Deputiertenkammer zu verſchaffen. Infolgedeſſen bat 
das ganze Kabinett unt Entlaſſung, und bei der Neubildung des 
Miniſteriums durch Dias Fereira ſchieden die Miniſter der Finanzen, 
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der Arbeiten und des Außern aus. Au ihrer Stelle übernahm der 
Präſident der Pairskammer, Telles Pereira de Vasconcellas Pi- 
mentel, die Juſtiz, da Coſta Sequeira die öffentlichen Arbeiten und 
der bisherige Juſtizminiſter de Gouvea das Außere, während Dias 
Fereira die Finanzen übernahm. 

Zur weiteren Regelung der Finanzen hatte der frühere Miniſter 
Serpa Pimentel mit Wiſſen der Regierung verſucht, ein Über⸗ 
einkommen mit den Vertretern der ausländiſchen Inhaber 
portugieſiſcher Schuldtitres zu treffen. Nachdem ihm dies aber unter: 
großen Mühen am 24. Mai gelungen war, verwarf die Regierung 
den Entwurf und beſchloß am 13. Juni, den April- und den Juli⸗ 
Koupon der Staatsſchulden vorläufig nur zu einem Drittel bezahlen 
zu laſſen. Dieſe gewaltſame Verkürzung der Rechte der Staats⸗ 
gläubiger war um ſo auffälliger, als ſie erfolgte, während noch Ver⸗ 
handlungen mit den Vertretern der auswärtigen Mächte ſchwebten, 
und ſie rief alsbald einen Proteſt der deutſchen Regierung 
ſowie der Vertreter der deutſchen, engliſchen, franzöſiſchen, belgiſchen 
und holländiſchen Inhaber portugieſiſcher Staatsrenten hervor. Au 
12. Juli übergab der deutſche Geſandte Graf Bray in Liſſabon eine 
zweite Note, in der beſonders noch dagegen Einſpruch erhoben wurde, 
daß die deutſchen Gläubiger erheblich ungünſtiger behandelt würden 
als die portugieſiſchen Inhaber der inneren Schuld. Darauf fand 
ſich in den Blättern die halbamtliche Mitteilung, daß alle Proteſte 
einfach zu den Akten gelegt würden. Dann gab der Miniſter⸗ 
präſident am 22. Juli in einer Verſammlung von Abgeordneten und 
Finanzmännern die Erklärung ab, er beabſichtige einen Plan vor— 
zulegen, wonach die ſchwebende Schuld bezahlt und das Defizit ohne 
Anleihe oder Vermehrung der Steuern gedeckt werden ſolle. Mit 
Frieden, öffentlicher Ruhe und Sparſamkeit müſſe dies gelingen; aber 
eine auswärtige Kontrolle werde er nicht dulden, denn in ähnlicher 
Lage ſeien früher Oſterreich und Spanien nicht beläſtigt worden. 
Im September wurden die Kammern aufgelöſt und durch könig⸗ 
liches Dekret die auf Verfaſſung und Geſetz beruhenden Tagegelder⸗ 
der Abgeordneten abgeſchafft, mit Ausnahme jedoch derer für die 
Vertreter der Kolonien. Gegen den unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden nahe liegenden Verkauf von Kolonien ſträubte ſich das. 
Nationalgefühl. Ein Vorſchlag, alle Verwaltungskörper des Reichs 
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ſollten abſtimmen über den Verkauf der Kolonien Guinea, Waidah, 
Kabenda, Mozambique, Macao und Timor, war ſchon im Februar 
von der Deputiertenkammer abgelehnt. Als die deutſche Regierung 
nochmals für die deutſchen Gläubiger Portugals eintrat, erwiderte die 
portugieſiſche Regierung, ſie habe die Anſprüche ihrer Gläubiger 
„ſolange als die Verhältniſſe des Staatsſchatzes es erlaubten“, be- 
rückſichtigt und ſei nicht berechtigt, „durch irgend welches Verfahren 
jetzt den Gläubigern die volle Zahlung zu verbürgen, wodurch ſich 
in kurzer Zeit die gänzliche Unmöglichkeit, irgend etwas zu zahlen, 
entwickeln müßte.“ 

Unter ſolchen Umſtänden rückte die Zeit der verfaſſungsmäßigen 
Erneuerung der Cortes heran, bei der es ſich darum handelte, ob 
die ſehr bequeme, aber nichts weniger als anſtändige und gewiſſen⸗ 
hafte Finanzpolitik der Regierung die Billigung des Landes finde. 
Die Wahlen gingen am 22. und 29. Oktober unter auffallend ge- 
ringer Beteiligung vor ſich, obwohl die Verfaſſung von 1884 nur 
den Intelligenteren das Wahlrecht einräumt, und obwohl es ſich um 
nichts Geringeres als den Nationalkredit handelte. Das Ergebnis 
fiel ſehr ungünſtig für die Negierung aus. Ihre Anhänger, die 
Liberal⸗Konſervativen, erlangten nur 27 Mandate, von ihren Gegnern 
aber die Konſervativen oder Regenerados 50, die Progreſſiſten 40, 
die Independentes oder Legitimiſtas, d. h. die katholiſche Partei, 10, 
die Republikaner 4. Der Miniſterpräſident unterlag in dem von 
ihm ſeit 20 Jahren vertretenen Bezirke Aveiro. Das Miniſterium 
ſah ſich alſo einer recht buntſcheckigen Mehrheit gegenüber, und ſeine 
Lage würde ſehr übel ſein, wenn nicht der Miniſterpräſident ſo ſchlau 
geweſen wäre, vor den Wahlen mit vielen Kandidaten der Regenerados. 
und der Progreſſiſten Verträge abzuſchließen, in denen fie ſich ver⸗ 
pflichteten, ihn zu unterſtützen, wenn er ihnen keine allzu gefährlichen 
Gegner gegenüberſtelle. 

Das Königspaar ſtattete vom 9.—18. November dem 
ſpaniſchen Hofe einen Beſuch ab. Bei der Abreiſe dahin kam es zu 
republikaniſchen, bei der Rückkehr zu patriotiſchen Kundgebungen in 
Liſſabon. 

Auch an den Kolonien hatte Portugal in dieſem Jahre keine 
Freude. Der 1878 mit England geſchloſſene Vertrag, wonach die 
Kolonie Goa an der Küſte der oſtindiſchen Präſidentſchaft Bombay 
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mit dieſer ein Handelsgebiet bildete, lief bald ab, und England ſuchte 
bei den Verhandlungen wegen Erneuerung den Zollanteil Portugals 
erheblich herabzumindern. In der oſtafrikaniſchen Kolonie Mozam⸗ 
bique empörten ſich im März die 300 eingeborenen Soldaten der 
Expedition nach dem Nyaſſaſee, verjagten die Offiziere und plünderten 
das Land am unteren Zambeſe. Im Mai geriet gar das ganze 
Quilimanegebiet in Aufruhr, ſodaß der Belagerungszuſtand ver⸗ 
kündet wurde. 


Belgien, Holland, Luremburg. 


Im belgiſchen auswärtigen Arte zu Brüſſel traten am 2. Jauuar 
die Vertreter der Mächte zuſammen, die hier 1889 — 90 die gegen 
die Sklaverei in Afrika gerichtete Konferenz hatten abhalten laſſen. 
Deren Werk, die Generalakte, war anfangs nicht von allen 
Mächten unterzeichnet. Unter den Rückſtändigen befanden ſich 
Oſterreich⸗Ungarn, Rußland und die Türkei. Sie waren nur durch 
untergeordnete Gründe verhindert geweſen und jetzt ließen ſie unter⸗ 
zeichnen. Frankreich war durch Abneigung der Landesvertretung 
anfangs verhindert, befand ſich nun aber ebenfalls in der Lage, zu 
unterzeichnen. Auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika traten 
jetzt bei und ließen im Protokolle ausdrücklich vermerken, daß ſie den 
Gebietsfragen in Afrika ganz fern bleiben wollten. Immer fehlten 
noch Holland und Portugal. Sie erhielten eine neue kurze Friſt. 
Nach deren Ablauf unterzeichneten ſie im Anfang Februar. Von da 
an erlangte alſo dieſes Band gemeinſamer Verpflichtung internationale 
Geltung; alle europäiſchen Kulturſtaaten ſowie Nordamerika waren 
zu einem Bunde gegen die afrikaniſchen Menſchenjagden geeinigt. 

Die Beratungen der Kammern betrafen zunächſt die Handels- 
verträge mit Deutſchland und mit Oſterreich⸗-Ungarn. Zu ihrer 
Empfehlung hielt der Miniſterpräſident Beernaert am 26. Januar 
in der Deputiertenkammer eine große Rede. In ſehr geſchickter 
Weiſe verſtand er die Vorteile hervorzukehren, die der Vertrag mit 
Deutſchland für Belgien habe. Die Ziffer der belgiſchen Ausfuhr 
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nach Deutſchland mache etwa ein Viertel des ganzen belgiſchen 
Handelsverkehrs aus und ſei noch in weiterer Steigung begriffen. 
Er verwies auf die zuvorkommende Nachgiebigkeit Deutſchlands. 
gegenüber der ſtarren Schutzzollpolitik Frankreichs, die Belgien ge⸗ 
nötigt habe, ſich anderen Ländern zuzuwenden. Die Rede machte 
großen Eindruck auch auf die Gegner der Verträge, die dann auch 
mit überwiegender Mehrheit von beiden Kammern genehmigt wurden. 

Hiernach kam die für das Land wichtigſte Frage an die Reihe, 
die ſchon längere Zeit alle Schichten der Bevölkerung aufs lebhafteſte 
bewegt hatte, die Frage einer Anderung der Landesverfaſſung. 
Die bisherige Behandlung dieſer Frage hatte ſich nur auf die drei 
Artikel über das Stimmrecht für die Wahlen zu beiden Kammern und über 
die Wählbarkeit zum Senat erſtreckt. Vor 15 Monaten hatte der 
Abgeordnete Janſon in der Kammer beantragt, ſie möge ſich für 
Anderung dieſer Artikel ausſprechen. Der Hauptausſchuß der Kammer 
hatte ſich am 20. Mai 1891 unter großem Jubel der Menge 
endlich dafür ausgeſprochen, denn die Unhaltbarkeit des bisherigen 
Zuſtands, wonach nur derjenige Wähler iſt, der 42 Francs 32 Cents 
direkte Staatsſteuern zahlt, und alſo zwölf Dreizehntel aller voll⸗ 
jährigen Bürger ausgeſchloſſen ſind, war allſeitig anerkannt, und die 
Zögerung der Zuſtimmung hatte nur in der Ungewißheit und den 
Bedenken bezüglich deſſen, was an die Stelle zu ſetzen wäre, ſeinen 
Grund gehabt. Die Bedenken richteten ſich beſonders gegen die 
Einführung des von den breiten Maſſen fortwährend ſo ſtürmiſch 
verlangten allgemeinen Stimmrechts. Bevor nun die Kammern ſelbſt 
zu dieſer Frage der Verfaſſungsänderung ſich ausgeſprochen hatten, 
gab plötzlich die Regierung ihre bisherige Haltung des Zögerns, ja 
des Widerſtandes auf und regte ſelbſt die Verfaſſungsänderung, jedoch 
in einem weit umfaſſenderen Maße an. Sie hatte eingeſehen, 
daß das einmal in Schwung geſetzte Rad nicht mehr aufzuhalten ſei, 
und da gedachte ſie es lieber ſelbſt zu lenken, als etwa radikalen 
Zielen zueilen zu laſſen. Der Minifterpräfident Beernaert er⸗ 
klärte am 2. Februar in der Deputiertenkammer, eine Anderung der 
Verfaſſung könne nur dann ſtattfinden, wenn in den Kammern eine 
beſtimmte Richtung deutlich zum Ausdruck komme und eine zuverläſſige 
Mehrheit für eine beſtimmte Reform vorhanden ſei. Alsbald er— 
klärten ſich die Wortführer der Hauptparteien, Frère-Orban, 


350 Verfaſſungsfrage in Belgien. 


Woeſte und Janſon hiermit einverſtanden. Darauf rückte der 
Miniſter mit dem Reviſionsvorſchlage heraus. Hiernach ſollen 
zehn Artikel geändert werden. Einige derſelben bezogen ſich auf die 
Bildung der Wählerſchaft, die verhältnismäßige Vertretung der Minder⸗ 
heiten, die Tagegelder der Abgeordneten, die Prüfung der Wahlen 
und auf das zum Eintritt in den Senat nötige Vermögen. Die 
übrigen Vorſchläge hatten aber einen ganz anderen Charakter: Es 
ſollen nicht bloß der Thronfolger, ſondern alle königlichen Prinzen in 
den Senat eintreten; es ſoll die Einverleibung des unabhängigen 
Kongoſtaats ermöglicht; es ſoll dem Könige die Wahl ſeines Nach⸗ 
folgers für den Fall, daß er kinderlos ſtirbt oder keine regierungs⸗ 
fähigen Nachkommen beſitzt, eingeräumt und es ſoll dem Könige 
das mit dem Namen des Referendums belegte Recht gegeben 
werden, gegen einen Parlamentsbeſchluß, ohne Auflöſung und Neu⸗ 
wahl der Kammer, an die Wählerſchaft Berufung einzulegen, derart, 
daß der König die Vollziehung eines von den Kammern beſchloſſenen 
Geſetzes abweiſen könne, wenn die Mehrheit der Wähler ſich gegen 
dieſes ausſpricht. Einige Abgeordnete ſprachen ſich alsbald gegen 
ſolche Erweiterungen der königlichen Macht aus, König Leopold 
aber lud auf den folgenden Tag füntliche Abgeordnete zum Diner 
im Schloſſe ein und unterhielt ſich mit vielen derſelben eingehend 
über jene Vorſchläge. Das Königsreferendum bezeichnete er als eine 
echt demokratiſche Einrichtung, da es nichts weniger als cäſariſch ſei, 
das Volk über hochwichtige Fragen zu Rate zu ziehen. Dem Prä⸗ 
ſidenten de Lantſheere empfahl der König, ſein Möglichſtes zu thun, 
damit die Vorſchläge ohne Zeitverluſt geprüft würden. Die Re⸗ 
gierung war gegen Verzögerungen, weil ſie dem Lande einen zwei⸗ 
maligen Wahlkampf in kurzer Zeit erſparen wollte. Denn im Juni 
mußte die Hälfte der Kammer neu gewählt werden; ſobald ſich aber 
die Kammern über eine Verfaſſungsänderung geeinigt haben, müſſen 
fie verfaſſungsgemäß aufgelöſt und Neuwahlen angeordnet werden. 
Die Parteien gebrauchten jedoch lange Zeit, um über dieſe wichtigen 
Fragen mit ſich einig zu werden. Vor allem galt dies von der 
klerikalen Partei, die anfangs auch int Verfaſſungsausſchuſſe der 
Kammer eine der Regierung ungünſtige Entſcheidung herbeizuführen 
drohte. Aber ein Teil dieſer Partei emanzipierte ſich Anfang März 
von der Leitung. Hierzu gab der alte Diplomat Baron Nothomb 
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den Ausſchlag, der in einer Flugſchrift den Zwiſt im klerikalen Lager 
und die Tyrannei der Parteileitung enthüllte. Die Stimmung ſchlug 
ſo weit um, daß die Rechte im Verfaſſungsausſchuß auch in der 
Referendumsfrage am 16. März nachgab. Nun handelte es ſich 
noch darum, die Oppoſition der Rechten auch im Plenum der Kammer 
zu brechen. Die im Ausſchuß beſiegten klerikalen Parteiführer hetzten 
die katholiſch⸗politiſchen Vereine auf, fo daß dieſe beſchloſſen, von den 
Kandidaten, die ſich um ein Mandat für die Konſtituante bewerben, 
das Verſprechen abzufordern, gegen das Referendum zu ſtimmen. 
Damit würde die ganze Reviſion geſcheitert fein, denn dieſe Vereine 
find ausſchlaggebend bei den Wahlen. Beerngert berief daher am 
24. März eine Verſammlung der Rechten und verlangte das 
Verſprechen, ſich in jener Frage von den Wählern nichts vorſchreiben 
zu laſſen. Das Verlangen wurde durchgeſetzt durch die Drohung 
mit dem Rücktritt des Miniſteriums, den die Partei vor allen 
Dingen vermeiden wollte. Endlich am 26. April kam die Re viſions⸗ 
frage vor die Deputiertenkammer. Der Miniſterpräſident 
ſprach ſich ausführlich darüber aus und erklärte ſich für ein Kammer— 
wahlſyſtem, wonach das Wahlrecht von der Innehabung eines Wohn- 
gebäudes oder eines Teils desſelben abhängig ſein ſollte. Der Ab⸗ 
geordnete Woeſte, Führer der oppoſitionellen Klerikalen, bekämpfte 
dieſe Theorien heftig und verſicherte, die katholiſche Partei werde 
niemals ihre Hand zur Verminderung des parlamentariſchen Ein— 
fluſſes bieten. Die Abſtimmung vom 10. Mai führte zur Annahme 
aller Vorſchläge der Regierung, ausgenommen des Vorſchlags bezüglich 
der Minoritäten⸗Vertretung; am 20. Mai wurde jedoch auch dieſer Punkt 
mittels nochmaliger Androhung einer Mirniſterkriſis durchgeſetzt und 
nach Zuſtimmung des Senats die Kammern vertagt. 

In übrigen iſt aus dieſer Seſſion noch hervorzuheben, daß bei 
Beratung der Gelder für die Forts an der Maas am 12. April 
der Abgeordnete Frere-Orban Enthüllungen machte, wonach 
Belgiens Unabhängigkeit ſowohl 1852 und 1854, als auch vor 1870 
von Frankreich ſtark bedroht geweſen ſei. Daran ſchloß ſich am 
19. April die verblüffende Enthüllung des Abgeordneten Scoumanne, 
daß die 100 Millionen, welche dieſe Forts gekoſtet, vom General 
Brialmont ſchon 1888 als hierfür nötig bezeichnet ſeien, während 
der Kriegsminiſter Pontus aus Beſorgnis der Ablehnung einer fo 
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hohen Summe, das Erfordernis auf bloß 40 Millionen angegeben 
habe. Pontus läugnete, wurde aber überführt. Im Senate er: 
klärten ſich am 6. April zwei Klerikale, unter heftigen Ausfällen gegen 
das Königreich Italien, fruchtlos gegen Bewilligung der Gelder für 
die Geſandtſchaft beim römiſchen Hofe, und am 14. April brachte 
de Coninck die traurigen Zuſtände zur Sprache, die durch die Spiel- 
höllen des Landes, namentlich in Oſtende hervorgebracht ſeien. 
Endlich kamen auch die Verhältniſſe des Kongoſtaats zur Sprache. 
Der Abgeordnete Roſſeuw verlangte am 13. Mai von der Regierung 
beſtimmte Erklärungen über die laut gewordenen Beſchuldigungen, 
daß der Kongoſtaat, den Beſchlüſſen der Brüſſeler Konferenz zuwider, 
für eigene Rechnung Handel treibe und Gewehre eingeführt habe. 
Wenn dieſe Behauptungen wahr wären, müßten die Bedingungen der 
Anleihe des Kongoſtaats geändert werden, zu der Belgien 1890 ſeine 
Zuſtimmung erteilt habe. Darauf antwortete der Miniſterpräſident 
Beerngert, zwiſchen Belgien und dem Kongoſtaate beſtehe be⸗ 
kanntlich nur eine Perſonalunion; die Fortſchritte dieſes Staats ſeien 
bedeutend; es ſei nötig, ſeine Grenzen zu beſetzen und längs der⸗ 
ſelben Stellung zu nehmen. Nachdem Verträge mit den ein⸗ 
geborenen Häuptlingen abgeſchloſſen worden, die den Schutz des 
Staats angenommen und einen in Elfenbein zahlbaren Tribut ver⸗ 
ſprochen hätten, gebe es in den Gegenden, in denen unlängſt Feuer 
und Krieg gewütet, keinen Araber mehr. Der Miniſter wies ferner 
auf die vom Könige für den Kongoſtaat gebrachten Opfer hin und 
auf die Verringerung der Koſten dieſes Staats durch den Verkauf 
von Elfenbein. Keine Handelsgeſellſchaft könne deswegen eiferſüchtig 
werden, weil dieſes Elfenbein aus Gegenden komme, die bisher nicht 
verſchloſſen waren; der Kongoſtaat habe nie darauf verzichtet, gewiſſe 
Erzeugniſſe unter der Form eines Tributs für ſich einzuziehen; ein 
Verkauf von Gewehren an die Neger habe nicht ſtattgefunden. 

Den Beſtimmungen der Berfaffung gemäß wurden am 23. Mai 
beide Kammern aufgelöſt und Neuwahlen angeordnet, damit die 
neuen Kammern an Stelle der von den bisherigen Kammern be— 
zeichneten Verfaſſungsartikel neue ſetzen ſollten. Die Wahlbewegung 
war recht lebhaft. Eine große Verſammlung in Theelt ſprach ſich 
gegen das Königsreferendum aus; die Arbeiterpartei verpflichtete die 
ihrigen, für alle Gegner des Wohnungsſtimmrechts zu ſtimmeun. 
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Am 12. Juni kam es in Wahlverſammlungen zu Brüſſel zu Aus⸗ 
ſchreitungen; hervorragende Katholiken wie Graf Merode wurden 
überfallen und mißhandelt; ein Stadtviertel wurde militäriſch beſetzt. 
Auch in Gent führte der Wahlkampf zu Krawallen. Der Ausfall 
der Wahlen zu den Provinzialräten am 22. Mai hatte bereits 
angedeutet, daß ſich die Klerikalen nicht allzuviel Hoffnung machen 
durften. Die Kammerwahlen fanden am 14. Juni ſtatt. Es mußten 
76 Mitglieder für den Senat, und 152 für die Deputiertenkammer 
gewählt werden. Das Ergebnis war nach den Stichwahlen vom 
22. Juni: die Wahl von 92 Klerikalen und 60 Liberalen für die 
Kammer, von 46 Klerikalen und 30 Liberalen für den Senat. 
Mithin behielten die Klerikalen zwar die Mehrheit, aber nicht mehr 
die für die Verfaſſungsänderungen nötige Zweidrittelmehrheit. Dieſe 
hatten ſie bisher in Zahl von 94 in der Kammer gehabt, die 
nur aus 138 Mitgliedern, und in Zahl von 50 im Senat, der 
bisher nur aus 69 Mitgliedern beſtand. Zum Teil war alſo die 
infolge der Vermehrung der Bevölkerungszahl eingetretene Vermehrung 
der Mandate um 14 den Liberalen zu gute gekommen, hiermit 
war jedoch noch nichts über die Frage des allgemeinen Stimmrechts 
entſchieden. 

Während der erſten Monate des Jahres hatte ſich die An ar 
chiſtenpartei ſo ungebärdig wie in Frankreich benommen. Vielen 
wilden Kundgebungen auf den Straßen von Brüſſel mit den Rufen 
nach „Revolution!“ waren im März Dynamitanſchläge in Lüttich ge⸗ 
folgt, die dem Präſidenten des Schwurgerichts in einem Prozeſſe 
gegen Anarchiſten und dem dortigen Polizeipräſidenten galten, aber 
die Bewohner aller größeren Städte in Schrecken verſetzten. In einem 
Miniſterrate vom 8. April betonte daher der König die Notwendigkeit 
ſchärfſter Maßregeln gegen dieſe Feinde aller ſtaatlichen Ordnung. 
Infolgedeſſen entſchied ſich der Miniſterrat auch für eine ſtrengere 
Überwachung der Fremdenpolizei, während bis dahin Belgien zu den 
gaſtfreundlichſten Ländern gehörte, in dem politiſche Flüchtlinge Schutz 
und Unterkunft zu finden pflegten. Der König forderte ferner ſeine 
Miniſter auf, ſich mit den europäiſchen und den überſeeiſchen Staaten 
wegen Einberufung einer Konferenz zur Beratung gemeinſamer 
Maßregeln gegen die Anarchiſten in Einvernehmen zu ſetzen. Die 
erſten Beſprechungen hierüber fanden noch im April unter Vertretern 
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der vom Anarchismus in letzter Zeit beſonders heimgeſuchten Länder, 
Frankreichs, Spaniens und Belgiens ſtatt. Am 1. Mai kamen 
wiederum in Lüttich drei furchtbare Dynamit-Exploſionen vor, 
die eine in der Sakriſtei der Martinskirche, wodurch deren wertvolle, 
eben erſt hergeſtellte gemalte Fenſter völlig zerſtört und die vornehmen 
Nachbarhäuſer ſtark beſchädigt wurden. Auf die Nachricht von dieſen 
Auſchlägen rief die im ſozialiſtiſchen Klubhauſe grade tagende Ver⸗ 
ſammlung begeiſtert aus: „Es lebe Ravachol!“ Bald hiernach 
kamen ſolche Dynamitanſchläge auch in mehreren kleinen Flecken und 
Dörfern der Provinzen vor. Am 10. Mai fand wieder in Lüttich 
ein Anſchlag ſtatt, und wurde in Chatelet ein Verſuch gemacht, 
zwei Häuſer in die Luft zu ſprengen. Endlich wurde begonnen, 
unter den Ruheſtörern etwas aufzuräumen; viele Anarchiſten flüchteten 
aus dem Lande; bei den Nachforſchungen ſtellte ſich übrigens die 
überraſchende Erſcheinung heraus, daß zu den Führern der Anarchiſten 
ein wohlhabender Färbereibeſitzer und ein Großinduſtrieller in Lüttich 
gehörten. Erſterer hatte ſogar einen Plan zur Zerſtörung der 
Wohnungen aller den Anarchiſten verhaßten Perſonen der Stadt an⸗ 
gegeben. Man hatte anfangs den Anzeichen nicht Glauben ſchenken 
wollen, aber nach ihrer Verhaftung legten jene beiden ein volles Ge⸗ 
ſtändnis ab. In einem großen Prozeſſe gegen Anarchiſten in 
Lüttich kamen allerhand intereſſante Dinge über deren Treiben zum 
Vorſchein; eigentümlich war aber die Wahrnehmung, daß die Anarchiſten 
ausſchließlich in den walloniſchen Landesteilen ihr Unweſen trieben, 
während die vlämiſchen Städte Gent und Antwerpen, dieſe gewaltigen 
Mittelpunkte der Arbeiterbevölkerung, von der Anarchie verſchont 
blieben. Darin ſchien ſich der ordnungsliebende germaniſche Sinn 
im Gegenſatz zur revolutionären Natur des lateiniſchen Stammes zu 
offenbaren. Am 27. Juni kam es in Brüſſel zu einem Kampfe 
zwiſchen Sozialdemokraten und Poliziſten, und der Bergarbeiter— 
kongreß zu Frameries beſchloß am 15. Auguſt, wieder eine allge— 
meine Arbeitseinſtellung eintreten zu laſſen, ſobald die Konſtituante 
ſich gegen das allgemeine Stimmrecht eutſcheiden würde. Übrigens 
entſtand in den Frankreich benachbarten Provinzen eine hochgradige 
Feindſchaft der belgiſchen gegen franzöſiſche Arbeiter. Es hing 
dies wohl damit zuſammen, daß ſich überhaupt allmählich eine ſtarke 
Erregung gegen Frankreich entwickelte. Den erſten Anlaß ſcheint 


Verſtimmung in Belgien gegen Frankreich. 355 


der Streit Frankreichs mit dem Kongoſtaate geboten zu haben. Dazu 
kam eine lebhafte Thätigkeit franzöſiſcher Agitatoren, um im Anſchluß 
an die belgiſche Bewegung für das allgemeine Stimmrecht die republi⸗ 
kaniſche Tendenz in Belgien auszudehnen. Als nun der belgiſche 
Turnerbund im Mai die unter ausdrücklichem Ausſchluß ſeiner 
deutſchen Mitglieder ergangene Einladung zu den Feſten in Nancy 
angenommen hatte, legte der König das Protektorat über den Turner⸗ 
bund nieder und im Auguſt erging ein Miniſterialerlaß, in dem allen 
Behörden unterſagt wurde, fernerhin franzöſiſche Militärmuſiken zu 
belgiſchen Feſten einzuladen. Als ſodann am 20. Auguſt wegen Un⸗ 
ruhen in Louvaines viele belgiſche Arbeiter aus Frankreich ausgewieſen 
waren, entſtand in der Gegend von Mons eine Art von rachſüchtiger 
Verfolgung franzöſiſcher Grubenarbeiter und Pächter, wogegen Ver⸗ 
ſöhnungsverſuche beiderſeitiger Arbeiterführer und diplomatiſche Ein- 
miſchung wenig auszurichten vermochten. Um ſo kräftiger waren die 
vom Bunde der vlämiſchen Geſellſchaften hiergegen erlaſſenen 
Verwahrungen. Unter der Überſchrift „Die Jagd auf die Belgier in 
Frankreich“ wurde in einem Anſchlag an den Mauern von Brüſſel 
zu einer großen Verſammlung eingeladen, die am 23. Oktober in 
einem der größten Lokale ſtattfand. Der Vorſitzende, Rechtsanwalt 
Prayon van Zuylen, einer der entſchiedenſten Vorkämpfer des Vlamen⸗ 
tums, erläuterte in packenden Worten, wie die belgiſchen Arbeiter, 
bloß weil ſie nicht dem Befehl der franzöſiſchen Sozialiſtenführer ge⸗ 
horchen wollten, von den franzöſiſchen Arbeitern verfolgt, mißhandelt 
und aus Stelle und Brot gejagt ſeien, ohne daß die franzöſiſchen 
Behörden eine Hand zum Schutze gereicht hätten. Ein anderer Redner 
rief den Franzoſen die Wohlthaten ins Gedächtnis, die Belgien ihnen 
1871 erwieſen habe. Wieder ein anderer verglich den Übermut 
Frankreichs gegen Belgien überhaupt mit feiner kriechenden Unter⸗ 
thänigkeit gegenüber Rußland und forderte die Regierung zu ent⸗ 
ſchiedenem Auftreten gegen Frankreich auf. Dieſes ſei Belgiens Erb⸗ 
feind und betrachte es als Annexionsland. Einſtimmig wurde ein 
Tadel der franzöſiſchen Regierung und eine Aufforderung an die 
belgiſche Regierung beſchloſſen, in Paris Schutz und Entſchädigung 
der belgiſchen Arbeiter zu verlangen. Die Verſammlung ſchloß mit 
dem begeiſterten Geſange: »Zij zullen hem niet temmen, den fieren 
Vlaam’schen Leeuw.“ Die vlämiſche Bewegung hatte überhaupt in 
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dieſem Jahre die Aufmerkſamkeit wieder auf ſich gezogen. Der ſchon 
im April in Brüſſle abgehaltene fog. vlämiſche Landtag war von 
5000 Vertretern vlämiſcher Vereine aus allen vlämiſchen Landesteilen 
beſucht und nahm ſich der zahlreichen vlämiſchen Gemeinden an, 
die, in walloniſche Provinzen eingekeilt, unter völlig franzöſiſcher 
Verwaltung ſtehen. Man errichtete ferner einen Volksrat, der die 
Forderungen der Vlamländer zuſammenſtellen und vertreten ſoll. Von 
der Stärke der auch in andern Kreiſen herrſchenden, gegen Frankreich 
gereizten Stimmung legte die „Reform“ Zeugnis ab. Dieſes ſonſt 
ganz franzoſenfreundliche Blatt ſagte nämlich, Frankreich habe zwar in 
Belgien viele Freunde, würde aber ſehr unrecht thun mit dem Ver— 
langen, daß Belgien ſich vor ihm auf die Kniee lege. 

Mit großer Spannung wurde der Konſtituante entgegengeſehen. 
Die Anhäuger des allgemeinen Wahlrechts zeigten ſich um das Schickſal 
dieſer Forderung ſehr beſorgt und ſehr erregt. Nach einer Rede des 
Miniſters des Innern de Burlet in Charleroi am 1. November 
ſchien dieſe Anderung ausſichtslos zu ſein, zumal die Kommiſſion der 
bisherigen Deputiertenkammer ſich dagegen ausgeſprochen hatte. Die 
Radikalen und die Sozialiſten gedachten nun durch ſtarke Kundgebungen 
einen Druck auszuüben. Sie hielten am 6. November eine große 
Volksverſammlung in Brüffel ab, in der die revolutionärſten Reden 
gehalten und die Perſon des Königs in den Kot gezogen wurde. Ein 
Redner forderte ſogar die Soldaten auf, den Offizieren den Gehorſam zu 
verweigern und im Bunde mit dem „Volke“ die Regierung gewaltſam 
zu ſtürzen. Dieſe ſah ſich daher veranlaßt, am 8. November zunt 
Schutze des Königs auf ſeinem Wege zur Eröffnung der Konſti— 
tuante ſtarke Vorkehrungen zu treffen. Noch niemals vorher war 
dieſe Feierlichkeit unter Entfaltung ſolcher Maſſen von Militär und 
Poliziſten vor ſich gegangen. Trotzdem lief die Sache nicht ganz glatt 
ab. Beim Herausfahren der königlichen Wagen aus dem Schloß, 
erſcholl ein jo gewaltiger Ruf der hinter dem Militär ſtehenden Volks⸗ 
maſſen für das allgemeine Stimmrecht, daß die Pferde des erſten 
Wagens ſcheu wurden und über die Stränge ſchlugen und eine Stockung 
von mehreren Minuten eintrat. Als dann der König zu Pferde ankam, 
ſcheute auch dieſes und die Pferde ſeines Gefolges. Ein ganzer Haufen 
kleiner farbiger Blättchen mit der Aufſchrift „Allgemeines Wahlrecht“ 
fiel auf des Königs Rappen. In jenen ſich wiederholenden Ruf 


Die belgiſchen Kammern. 357 


ſtimmte ſogar eine ganze Kompanie Bürgerwehr mit dem Hauptmann 
ein. Die Thronrede war ziemlich lang, betraf aber lauter laufende 
Angelegenheiten, deren Stand man ohnehin ſchon kannte. Die Stelle 
über die Verfaſſungsänderung war ſehr allgemein gehalten. Es hieß 
bloß, das Wahlrecht müſſe erweitert werden, wozu eine Verſtändigung 
der Parteien nötig ſei. Das allgemeine Wahlrecht wurde gar nicht 
beſonders erwähnt. Die Maſſen, die Entſcheidendes hierüber erwartet 
hatten, ſahen ſich enttäuſcht und etwa 5000 Arbeiter durchzogen noch 
am Abend desſelben Tages unter dem Geſange der Marſeillaiſe und 
Hochrufen auf das allgemeine Wahlrecht und auf die Armee die 
Straßen von Brüſſel und Gent. Eine anſtändigere Verſammlung 
gleicher Tendenz fand am 9. November in Brüſſel ſtatt, wo radikale 
Deputierte verſicherten, alles zu thun, um das Verlangen durch⸗ 
zuſetzen. Darauf ſetzte ſich ein gewaltiger Zug mit roten Fahnen 
voran nach dem königlichen Schloß in Bewegung, wurde aber von 
Gendarmerie geſprengt. Ahnliche Verſannnlungen fanden während der 
nächſten Tage in der Hauptſtadt und in Lande ſtatt, wodurch Un⸗ 
ordnungen jedoch nur in Löwen entſtanden. Auch während eines 
Feſtes der Univerſität zu Brüſſel am 22. November veranſtalteten die 
Studenten in Gegenwart der Profeſſoren eine Kundgebung für das 
allgemeine Stimmrecht. 

In der Deputiertenkammer wurde an die Regierung zunächſt 
die Frage gerichtet, ob ſie der franzöſiſchen Regierung ernſte Vorſtellungen 
gemacht habe wegen der gegen belgiſche Arbeiter in Nordfrank— 
reich begangenen Gewaltthätigkeiten, worauf der Miniſterpräſident 
Beernaert nur erwiderte, die Betreffenden müßten ſich mit der Klage 
auf Schadenerſatz an die franzöſiſchen Gerichte wenden. In der 
Adreßberatung forderte General Brial mont die Regierung zu der 
beſtimmten Erklärung auf, ob ſie bald einen Geſetzentwurf über die 
perſönliche Wehrpflicht einzubringen gedenke; die Antwort fiel ver⸗ 
neinend aus. Was nun die Hauptangelegenheit, die Verfaſſungsfrage, 
aubetrifft, ſo zog die Regierung zu allgemeiner Überraſchung am 
26. November den Geſetzvorſchlag bezüglich des königlichen Referen— 
dums wegen inzwiſchen hervorgetretener allzugroßer Oppoſition wieder 
zurück, und Ende Dezember trat ſie mit den Einzelnheiten ihres Vor⸗ 
ſchlags bezüglich des Wahlſyſtems hervor. Dieſes ſoll auf dem 
Hausſtande und auf der Befähigung beruhen, unter gänzlicher Be⸗ 
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ſeitigung des Cenſus. Wer ein Haus oder einen Hausteil bewohnt, 
das einen Kataſterertrag von 10 bis 15 Fr. ergiebt, hat das Stimm⸗ 
recht; jeder andere Bürger ſoll durch das Beſtehen einer vereinfachten 
Wahlprüfung das Stimmrecht erwerben können; es ſoll ferner die 
verhältnismäßige Vertretung der Minderheiten eingeführt werden; der 
Wähler ſoll die Stimme nicht mehr in der Hauptſtadt des Wahl⸗ 
bezirks, ſondern in ſeiner Gemeinde abgeben; Wahlenthaltung ſoll mit 
Geldſtrafe belegt werden. Das ſind zun Teil Beſtimmungen, die 
noch in keinem Staate beſtehen. Gleichzeitig kündigte die Regierung 
an, daß fie unter den gegenwärtigen Verhältniſſen die Einführung des 
allgemeinen Stimmrechts für unftatthaft halte, weil das Land 
für einen derartigen Sprung noch nicht reif ſei. Alsbald nach dem Be— 
kanntwerden dieſer Regierungspläne ſprachen ſich die demokratiſchen 
Katholiken in Verbindung mit Sozialiſten in Brüſſel aufs neue für 
Einführung des allgemeinen Wahlrechts aus, und von feiten der 
Brüſſeler Liberalen, der Arbeiterpartei in Gent ſowie des Arbeiter- 
kongreſſes in Brüſſel wurden neue große Kundgebungen für dasſelbe 
Ziel vorbereitet. Selbſtändig von dieſer Bewegung war ein im Anfang 
Dezembers im Lütticher Bezirke ausgebrochener Ausſtand der Berg— 
arbeiter, der zu blutigen Ereigniſſen führte, und ein militäriſch ge— 
ordnetes Auftreten der ſog. Arbeitsloſen in Gent unter einer 
ſchwarzen Fahne mit der weißen Inſchrift: »Broock of dood!« 

In Brüſſel wurde am 22. November eine von der Regierung 
Nordamerikas angeregte internationale Münzkonferenz eröffnet. 
Sie nahm von den ihr vorgelegten Berichten Notiz und vertagte ſich 
am 17. Dezember bis zum 30. Mai 1893, damit in der Zwiſchen⸗ 
zeit die betreffenden Fragen gründlich ſtudiert würden. 

Belgiens Totenliſte weiſt auf: zunächſt den früheren Kriegs⸗ 
miniſter de Chazal, der am 25. Januar im 84. Lebensjahre zu 
Pau in Südfrankreich ſtarb. Er war einer der einflußreichſten Nat⸗ 
geber des Königs Leopold I. Seine Geiſtesgegenwart verhinderte 
1848 den Sturz des belgiſchen Königtums, indem er dieſem Könige 
riet, den vor dem Palaſt in Brüſſel angeſammelten aufgeregten Volks⸗ 
maſſen die Rückgabe der Königskrone anzubieten. Das Volk erwiderte 
mit dem Rufe: „Es lebe der König!“ und fo ging der Sturm vor⸗ 
über. Belgien verdankt dieſem General auch die Befeſtigung Ant 
werpens im Jahre 1859. Am 29. Januar ſtarb der 56 jährige 
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Miniſter des Außern Joſeph Marie de Riquet, Prinz von Chimay 
und Caraman. In Gent ſtarb am 28. März Francois d'Elhoungne, 
einer der hervorragendſten Parlamentarier, der in den 50er Jahren 
eine bedeutende Rolle im Kampfe gegen die klerikale Partei geſpielt 
hatte. Der vorige König hatte ihn öfters erſucht, in das Miniſterium 
einzutreten, er hatte aber ſtets abgelehnt, wurde jedoch ſchließlich 1879 
zum Staatsminiſter ernannt. Auf dem Schloſſe Villers⸗Perwin im 
Hennegau verſchied am 21. November der durch ſeinen Streit mit 
dem Papſte bekannte frühere Biſchof Dumont von Tournai; als 
der Papſt 1879 erklärt hatte, er mißbillige das Anſtürmen des Klerus 
gegen das neue Schulgeſetz, verriet Dumont, daß der Papſt im ges 
heimen zu dieſem Kampfe anfenere; es kam infolge deſſen zum Ab⸗ 
bruch der Beziehungen Belgiens zum Papſt; der abgeſetzte Dumont 
iſt jedoch mit dem Segen des Papſtes geſtorben. 

Die Generalftanten des Königreichs der Niederlande nahmen 
am 1. März ihre Thätigkeit wieder auf. Ihr erſter Beratungsgegen⸗ 
ſtand war der „Borneo-Vertrag“ mit Großbritannien. Dieſes 
hatte den die beiderſeitigen Intereſſeuſphären auf Borneo feſtſetzenden 
Vertrag von 1824 anders ausgelegt als Holland und endlich 1889 
in Amſterdam erklären laſſen, daß es die nördlichen und nordöſtlichen 
Teile der Inſel als britiſches Schutzgebiet betrachte. Darauf hatte 
Holland eine beſtimmte Grenzregulierung vorgeſchlagen, aber erſt jetzt 
kam es dazu. Mit ſchwerem Herzen mußten Regierung und Kammern 
in dieſem Vertrage weite Gebietsteile, die ſie bisher beanſprucht hatten, 
in engliſchen Beſitz übergehen laſſen; ungeachtet elegiſcher Reden be⸗ 
hielt die Überzeugung die Oberhand, daß man im Grunde nur auf 
etwas verzichte, was man längſt nicht mehr beſeſſen hatte, und man 
ſah ein, daß auf einer Inſel, die fünfmal ſo groß als Frankreich iſt, 
für zwei Kolonialmächte recht gut Platz zur Entwicklung ſein werde. 
Am 8. März wurde der Vertrag genehmigt. Weiterhin kam am 
17. März mit den Kammern ein einſtweiliges Milizgeſetz zuſtande, 
durch welches die Streitkräfte etwas vermehrt wurden, die militäriſche 
Dienſtzeit für die bevorſtehenden Aushebungen aber auf ſieben Jahre 
beſchränkt blieb, während die Regierung acht Jahre gewünſcht hatte. 
Der Antiſtlaverei⸗Akte ſtinnnten die Kammern am 25. März bei, 
nachdem die Regierung wegen der Beitrittsverzögerung Frankreichs 
getröſtet hatte. Lange Verhandlungen über Anderung des Jagd- 
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geſetzes blieben fruchtlos, ſo daß die Klagen der Bauern über den 
vom Wild angerichteten Schaden noch mehr ſteigen werden. Das 
Wegſchießen wäre ihnen wohl eingeräumt worden, die Sache ſcheiterte 
aber an der Frage der Entſchädigung für Wildſchaden. Am 20. Mai 
wurde ein Vertrag mit der Geſellſchaft genehmigt, die ſich mit der 
Ausbeutung der reichen Zinnlager auf der an der Oſtſeite Sumatras 
liegenden Inſel Billiton befaßt. Hiernach ſoll der Staat 62¼ % 
des Reingewinns und die bisher von der Geſellſchaft ausgeübte 
Souveränetät über die Inſel erhalten. 

Im Parteileben traten einige bemerkenswerte Vorgänge ein. 
Im März gelang, nach vielen vergeblichen Verſuchen, die Bildung 
eines ſozialdemokratiſchen Studentenvereins, deſſen Mitglieder 
aus Beſuchern der Univerſität zu Amſterdam und der polytechniſchen 
Schule in Delft beſtanden, während die Studierenden an den drei 
anderen Univerſitäten ſich zurückhielten. In einer Verſammlung dieſes 
Vereins wurde Fürſt Bismarck beſchuldigt, den Ausbruch des Krieges 
von 1870 herbeigeführt und beide Mordanfälle auf den alten Kaiſer 
beſtellt zu haben. Feindſeligkeiten gegen Deutſchland traten übrigens 
unter den Studierenden nicht hervor, vielmehr lehnten fie an allen 
Hochſchulen die Beteiligung an der Feier in Nancy ab. Ein neuer 
Verſuch zur Bildung einer konſervativen Partei mißlang wie die 
früheren, und ein klerikaler Verſuch zur Einbürgerung der auti— 
ſemitiſchen Bewegung ſcheiterte an der kräftigen Abſage des 
Führers der proteſtantiſchen Orthodoxen, die ſich von je her als ſehr 
duldſam erwieſen hatten. 

Der Arbeiterfeiertag des 1. Mai verlief wohl in keinem 
Lande ſo ruhig wie in Holland. Die Verſammlungen trugen den 
Charakter eines friedlichen Feſtes; nur in einem Orte Frieslands roch 
es etwas nach Blut und Schwefel; ein Doktor der Rechte war es, 
der hier Dynamit als das letzte Hilfsmittel empfahl, das dem Arbeiter 
zu ſeinem Rechte verhelfen könne. Die Wahlen für die Provinzial⸗ 
ftaaten fielen am 10. und 24. Mai zu gunſten der Liberalen, ins⸗ 
beſondere wider die Koalition aus, die ſich aus Katholiken und kon⸗ 
ſervativen Proteſtanten gebildet hatte. Dieſe Wahlen ſind maßgebend 
für die Wahlen zur erſten Kammer. 

Die beiden Königinnen ſtatteten nach ihrer Rückkehr aus dem 
Schwarzwalde und aus Berlin der Stadt Utrecht einen Beſuch ab. 
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Der Empfang war herzlich und glänzend; allgemeine Bewunderung 
erregte ein hiſtoriſcher Feſtzug, die Schickſale der Stadt von ihrer 
Gründung bis auf die Gegenwart darſtellend. Die junge Königin 
Wilhelmine legte den erſten Stein zu dem neuen Univerſitätsgebäude, 
das die Stadt 1886 bei der 250jährigen Jubiläumsfeier geſtiftet 
hatte. Von Utrecht ging die Reiſe nach Friesland, wo der 
Empfang ebenfalls ungemein herzlich war. Der Jubel des Volks ſteigerte 
ſich noch, als die junge Königin bei dem großen Provinzial⸗Wettrennen 
in der frieſiſchen Volkstracht erſchien. In Leeuwarden, der Haupt⸗ 
ſtadt der Provinz, erteilte die Königin⸗Regentin Emma die hergebrachten 
Audienzen, und zwar in dem altertümlichen Palaſte, in dem von 
1545— 1775 die oraniſchen Statthalter reſidiert hatten. Unter den 
Abordnungen befand ſich eine aus Beets, einem Orte, in dem während 
des vorigen Winters die Not ſehr hoch geſtiegen war. Man hatte 
ſie arglos zugelaſſen im Glauben, daß ſie Dank für die erhaltenen 
Spenden ſagen wollte. Statt deſſen ſagte der Führer: „Madame! 
ich als Arbeiter proteſtiere gegen alle die Pracht und den Prunk, 
womit Sie empfangen worden, deun die Maſſe des Volkes leidet 
Hunger.“ Ein anderer ſagte: „Sie haben 1500 Gulden gegeben, 
aber mit geben iſt hier nicht zu helfen, denn wir leiden noch ſtets 
Hunger.“ Und um der Regentin einen Begriff zu geben, wie ſich 
ihre Unterthanen nähren, hatten dieſe Leute einen Topf mit Reismehl 
und ein halbes Roggenbrod mitgebracht. Am 4. Auguſt wohnten 
veide Königinnen der feſtlichen Eröffnung des von Amſterdam bis 
Vreeswyk reichenden erſten Teils des Merwede-Kanals bei, durch 
den die kürzeſte Verbindung zwiſchen Amſterdam und dem Rhein er⸗ 
reicht werden ſoll. Der zweite Teil von Vreeswyk über Goriechen 
in den Merwedefluß und von hier in den Rhein wird erſt ſpäter 
fertig werden. Das )) hatte ſich in Feſtſchmuck gehüllt, alle Schiffe 
prangten in reichem Flaggen- und Wimpelſchmuck. Maſſenhaft um⸗ 
ſäumte die Menſchenmenge die beiden langen Ufer und ihre hervor⸗ 
ſpringenden Hafendämme. Um 11 Uhr kündigten Kanonenſchüſſe die 
Ankunft der Königinnen an. Deren Boot, die „Ceres“, ſteuerte im 
Feſtzuge voran. An ihrem Bord befanden ſich auch die oberſten 
Behörden. Dann folgten 15 Dampfer. Auf der Fahrt wurden die 
großartigen Kunſtbauten bewundert. Nach der Ankunft in der rieſigen 
Schleuſenkammer von Vreeswyk nahmen die Königinnen unter einem 
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Baldachin Platz, und nach den Anſprachen trat Königin Wilhelmine 
an einen neben ihrem Seſſel aufgeſtellten Tiſch und drückte auf 
einen elektriſchen Knopf, worauf der Vorhang von der an der gegen- 
überliegenden Schleuſenſeite in Stein angebrachten Inſchrift 
„Koninginneſluis“ fiel. Der Geburtstag der Königin Wilhelmine 
wurde am 31. Auguſt unter großer Teilnahme der Bevölkerung im 
ganzen Lande gefeiert. Nach ihrer Rückkehr vom Beſuche beim Fürſten 
von Bentheim zu Burgſteinfurt in Weſtfalen wohnten die Königinnen 
am 22. Oktober in Amſterdam dem Stapellaufe des größten nieder⸗ 
ländiſchen Panzerſchiffs „Königin Wilhelmina“ bei. Die junge 
Königin trug eine Art von Marine-Uniform und durchhieb ſelbſt das 
Tau, worauf das Schiff ſich in Bewegung ſetzte. Auf die Freude 
über dieſes Schiff folgte bald eine den gemächlichen Holländern recht 
unliebſame Entdeckung. Die Regierung erkannte die Reformbedürftigkeit 
der Kriegsmarine an und ließ zu dieſem Zweck im November den 
Generalſtaaten eine Kreditvorlage von 36 Millionen Gulden machen. 
Daran reihte ſich ein längerer Bericht des Kriegsminiſters Seyffardt 
über die Frage der Heeresorganiſation. Darin war, wie um 
den ungünſtigen Eindruck obiger Forderung wieder auszugleichen, ges 
ſagt, das niederländiſche Volk ſei zwar in hohem Grade friedliebend, 
wolle aber die Opfer für die Erhaltung des Friedens auf das durchaus 
Nötige beſchränkt wiſſen; die Verteidigung der Unabhängigkeit verlange 
allerdings gebieteriſch die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, 
aber die Auferlegung derſelben Dienſtzeit auf alle Dienſtpflichtigen 
könne, wenn ſie auch vielleicht ein Ideal der Zukunft bilde, augen⸗ 
blicklich nicht ausgeführt werden; daher empfehle ſich eine Teilung in 
das Heer mit kürzerer Dienſtzeit und in die durch das Los zu längerer 
Dienſtzeit Berufenen; es genüge für jetzt die Erhöhung der Heeres⸗ 
ſtärke von 10000 auf 68 115 Mann; die Dienſtzeit in Heer und 
Reſerve ſolle neun Jahre betragen. Mit Rückſicht auf das den 
Kammern vorliegende Wahlgeſetz begann im Dezember aufs neue 
eine Bewegung zu gunſten des allgemeinen Stimmrechts. Von 
beſonderer Bedeutung war es, daß in der aus 92 liberalen Wahl⸗ 
vereinen beſtehenden „Liberalen Union“ 87 ſich hierfür entſchieden. Die 
Progreſſiſten veranſtalteten in Antwerpen am 5. Dezember einen Umzug. 
Ihre Schilder führten Aufſchriften wie dieſe: Kriegen wij t allgemeen 
stemrecht niet, dan gebruiken wij Dynamiet.« 
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Wichtige geſetzgeberiſche Aufgaben wurden den am 20. Sep⸗ 
tember durch die Thronrede der Regentin eröffneten General- 
ſtaaten geſtellt. Dahin gehörte vor allen eine Reform für die 
General- und die Provinzialſtaaten. Jeder großjährige Niederländer, 
der leſen und ſchreiben ſowie den Unterhalt ſeiner Familie ſelbſt be⸗ 
ſtreiten kann, ſoll das aktive Wahlrecht erhalten. Hierdurch würde 
ſich die Zahl der Wähler auf 800000, alſo auf 74% der männlichen 
Bevölkerung erhöhen. Die übrigen Reformentwürfe betrafen die 
Gewerbeſteuer, die Umbildung des Heeres, Verſtärkung der Marine 
und ſoziale Maßregeln. Im vorgelegten Budget waren die Aus⸗ 
gaben auf 131 ⅜0 Millionen Gulden veranſchlagt, wodurch ein Defizit 
von drei Millionen entſtehen würde. Die Beſchlüſſe fallen in das 
folgende Jahr. 

In den holländiſchen Kolonien ging es in dieſem Jahre ruhig 
her, mit Ausnahme freilich eines ſchrecklichen, verheerenden Ausbruchs 
des Vulkans Gunong Aroo auf einer der Inſeln, welche den Nordarm 
von Celebes mit der Philippinen⸗Inſel Mindanao verbinden. 

Was die niederländiſche Totenliſte betrifft, ſo ſtarb am 
11. Auguſt der frühere Profeſſor de Vries, der ſich um die nieder— 
ländiſche Sprachwiſſenſchaft die größten Verdienſte erworben hat, am 
23. Auguſt der frühere Profeſſor Opzoomer, einer der bedeutendſten 
Gelehrten, und Anfang September ſtarb in New-VPork der 8 jährige 
Profeſſor der franzöſiſchen Sprache, Jean Römer, ein illegitimer 
Sohn König Wilhelms J. von Holland, der in den vierziger Jahren 
ausgewandert war, weil die beiden letzten Könige ihm trotz vieler 
Bemühungen hochgeſtellter Perſonen die Legitimierung verſagt hatten. 

Im Großherzogtum Luxemburg ſprach ſich die Landesvertretung 
am 1. Juni für Herabſetzung des Wahlzenſus für die Wähler zur 
Deputiertenkammer von 30 auf 15 Francs und für eine Beſtimmung 
aus, wonach dem Kandidaten verboten wird, den Wählern Getränke 
und Eſſen zu geben und in der Wahlperiode den Wählern Beſuche 
zu machen. Die Sache war vor einiger Zeit vom früheren Miniſter 
v. Blochhauſen angeregt, der eine Herabſetzung des Zenſus auf 10 Fres. 
vorgeſchlagen hatte. Hiergegen hatte ſich der Staatsrat ausgeſprochen. 
Er ſah zwar ein, daß man hinter der Wahlreform der Nachbarländer 
nicht zu weit zurückbleiben dürfe, wollte aber eine Herabſetzung nur 
auf 20 Francs. Durch den von der Kammer gewählten Mittelweg 
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wird die Zahl der Wähler von 6600 auf 14000 erhöht. Faſt 
noch wichtiger iſt das Verbot des Speiſenſpendens, denn es war bei 
den Wahlen zur Unſitte geworden, daß die Bewerber weniger in der 
Entwicklung politiſcher Grundſätze, als in der Zuſammenſtellung eines 
reichhaltigen Speiſezettels wetteiferten. In der Hauptſtadt trat 
bei einigen Gelegenheiten die Neigung gewiſſer Kreiſe zu Frank⸗ 
reich wieder hervor. Die Turnvereine glaubten bei den Feſten 
in Nancy nicht fehlen zu dürfen und beanſpruchten hierzu Fahrgeld⸗ 
ermäßigung und Geldunterſtützung. Die Regierung lehnte es ab, die 
Gemeinde bewilligte aber im Auguſt dem die franzöſiſche Pro— 
paganda betreibenden Vereine eine Geldunterſtützung für Teilnahme 
an einem Muſikwettſtreite in Nancy. Andererſeits erſchienen von 
hier und von Courbevoi Vereine, die mit großem Gepränge feierlich 
eingeholt, mit Reden voll unwandelbarer Sympathie für Frankreich 
begrüßt und dann zur Wohnung des franzöſiſchen Reſidenten ge⸗ 
leitet wurden, deren Umgebung von den Klängen der Marſeillaiſe 
wiederhallte. Daran ſchloß ſich an den Gräbern von zehn franzöſiſchen 
Soldaten aus dem Kriege von 1870 eine Art von Verbrüderung 
zwiſchen Luxemburg und Frankreich. Sogar der Polizeikommiſſar der 
Hauptſtadt gab ſeiner franzoſenfreundlichen Richtung dadurch Aus⸗ 
druck, daß er im September die Vorſichtsmaßregeln gegen die Cholera 
nur in franzöſiſcher Sprache bekannt machte, die von neun Zehuteln 
der Einwohner nicht verftanden wird. Jun Theater kam am 6. Oktober 
anläßlich einer Gaſtrolle der Sarah Bernhardt eine Kundgebung für 
das franzöſiſch-ruſſiſche Bündnis vor. Am 10. September wurde 
der 50. Jahrestag der Gründung der luxemburgiſchen Wehrmacht 
als deutſchen Bundeskontingents gefeiert, wobei der Miniſterpräſident 
Eyſchen die Feſtrede hielt. Der bekannten Springprozeſſion in 
Echternach ward für dieſes Jahr die Auszeichnung zu teil, daß der 
Papſt den Teilnehmern einen Ablaß von ſechs Jahren verhief. 
Großherzog Adolf, deſſen Schloß Walferdingen noch nicht recht ber 
wohnbar iſt, hielt ſich meiſt auf ſeiner Beſitzung Hohenburg in Ober⸗ 
baiern auf. Er erhob den zweiten Sohn ſeiner Schweſter, der 
Königin Sophie von Schweden, den Prinzen Oskar Karl Auguſt Berna⸗ 
dotte und deſſen Gemahlin Ebba, geb. Munck, in den Adelsſtand unter 
dem Titel Graf und Gräfin v. Wisborg. Die Deputiertenkammer 
wurde am 8. November wieder eröffnet. Das Budget für 1893 
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ſah die Einnahmen mit 9547000 Franes vor und ſchloß mit. 
2152000 Francs Überſchuß. Es wurde einſtimmig genehmigt. Die 
übrigen Vorlagen hatten für das Ausland kein Intereſſe. 


Dänemark, Schweden, Norwegen. 


Im Königreich Dänemark zogen ſich auch in dieſem Jahre die 
Verhandlungen des ſeit dem 6. Oktober verſammelten Reichstags 
ganz außerordentlich in die Länge. Die auf vereinzelte Vorlagen ver⸗ 
wendete Zeit war unglaublich lang. Der im November niedergeſetzte 
Eiſenbahnausſchuß des Follethings hielt z. B. erſt im Anfang März ſeine 
erſte Sitzung. Bis zum geſetzlichen Endpunkte der Seffion, den 1. April, 
wurden von 125 Geſetzvorlagen nur 43 erledigt. Die wichtigſten 
Geſetze, die zu ſtande kamen, waren ein Krankenkaſſengeſetz und Ge- 
ſetze betreffend die Alimentationsbeiträge an unehelich geborene Kinder, 
das Regiſtrieren däniſcher Schiffe, die Seegerichte und die Schweine- 
diphtheritis. Das wichtigſte, das Finanzgeſetz für 1892 — 93, kam, 
wie das vorige und viele früheren, nicht zu ſtande, obwohl man 
wegen des inzwiſchen erfolgten Ablebens des Linkenführers Berg und 
wegen einer bei der vorjährigen Nachtragsbewilligung bemerkbar ge⸗ 
wordenen Nachſicht ſchon auf das Ende der ſog. Verwelkungspolitik 
gehofft hatte. Der Grund der Verſchleppung lag wieder in der Ab⸗ 
neigung gegen eine Regierung, die nach Anſicht der Mehrheit durch 
den Erlaß der früheren proviſoriſchen Finanzgeſetze die Verfaſſung 
verletzt hatte. So mußte denn am 1. April abermals ein propi⸗ 
ſoriſches Budget in Kraft geſetzt werden. Die Neuwahlen zum 
Folkething fielen am 20. April auf 30 von der Rechten, 43 der gemäßigten 
und 28 der radikalen Linken, ein für die Regierung nicht ungünſtiges 
Reſultat, denn die Rechte gewann ſechs, die Gemäßigten vier Kreiſe. 
Der neue Reichstag trat am 6. Mai, jedoch lediglich zu formellen 
Zwecken, zuſammen und wurde am 11. Mai wieder geſchloſſen. 

König Chriſtian IX. feierte am 8. April ſeinen 74. Geburts⸗ 
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tag, ein Alter, das bisher noch kein König aus dem oldenburgiſchen 
Hauſe erreicht hatte. Auch war er der erſte däniſche König, der das 
Feſt ſeiner goldenen Hochzeit feierte, wozu man ſchon lange im 
ganzen Lande Vorbereitungen getroffen hatte. Alle Kinder und die 
meiſten Enkel des Königspaars umgaben es an dieſem Tage. Die 
Tochter Marie, Herzogin von Cumberland, wurde vom König ſelbſt 
eingeholt, der ihr bis Büchen im preußiſchen Kreiſe Lauenburg ent 
gegenfuhr. Der Tochter Dagmar, Kaiſerin Maria von Rußland, 
nebſt ihrer Familie fuhr der Bruder Prinz Waldemar entgegen. 
Dann traf die Tochter Alexandra, Prinzeſſin von Wales, mit Gemahl 
und Kindern und der Sohn Wilhelm, der ſchon ſeit Jahren als 
König Georgios den helleniſchen Thron einnimmt, mit Familie ein. 
Außerdem erſchienen der Erzherzog Friedrich, der Großherzog Adolf 
von Luxemburg mit Sohn, die Prinzen Karl von Schweden, Eduard 
von Anhalt, Adolf von Schaumburg-Lippe, Ferdinand und Albert 
von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Glücksburg; dieſer war als Neffe 
des Königs Chriſtian und als preußiſcher Gardes-⸗du⸗Corps⸗Offizier 
als die geeignetſte Perſönlichkeit befunden, die Glückwünſche des 
deutſchen Kaiſerpaars zu überbringen. Am 24. Mai machte die 
75jährige Königin Luiſe mit ihren drei Töchtern eine Rundfahrt 
durch die geſchmückten Straßen Kopenhagens. Am 25. Mai empfing 
der König zahlreiche Abordnungen von Gemeinden und Vereinen aus 
dem ganzen Lande, die ihre Huldigungen und wertvolle Gaben über⸗ 
brachten, darunter Mittel zu einer Stiftung und zu einem National⸗ 
denkmal; Handwerker verehrten einen Galawagen, 80000 Schulkinder 
einen goldenen Kranz. Die Präſidenten beider Thinge des Reichs- 
tags gaben der Überzeugung Ausdruck, der augenſcheinlich auf dem 
Königshauſe ruhende Segen werde die künftige Feſtigung guter 
Beziehungen zwiſchen dieſem und dem Volke fördern. Auf die An⸗ 
ſprache des Oberpräſidenten erwiderte der König, er ſei tiefgerührt 
von der ihm zu teil werdenden überwältigend liebevollen Teilnahme, 
ſei durch und durch Kopenhagener und wiſſe es zu ſchätzen, was 
er gelernt habe in den 61 Jahren, ſeit er als Jüngling hier ein⸗ 
gewandert „aus dem Lande, von dem wir leider getrennt ſind.“ 
Abends bei der Galatafel brachte der Zar das Hoch auf die Jubilare 
aus. Am 26. Mai vormittags begaben ſich alle Fürſtlichkeiten in 
prachtvollen Aufzuge nach der Frauenkirche. Die Straßen waren 
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von einer zahlloſen Menge erfüllt, denn aus den Provinzen war man 
ſcharenweiſe zur Hauptſtadt geſtrömt. Beim Kronprinzen Friedrich 
fand Familientafel ſtatt. Abens im Theater wurden die Majeſtäten 
mit Jubel begrüßt. Die Empfänge ſetzten ſich am 27. Mai fort. 
Die „Waffenbrüder“, d. h. die alten Soldaten aus den Kriegen von 
1848 —50 und 64, veranſtalteten einen feierlichen Aufzug, wobei 
der König auf den Altan des Schloſſes trat und in einer Anſprache 
ſagte: „Keiner weiß beſſer als ich, mit welchem Heldenmute Sie 
für das Vaterland gekämpft haben.“ Die Univerſität veranſtaltete 
am 28. Mai einen Feſtakt, dem das Königspaar beiwohnte. Den 
Schluß der Feſtlichkeiten bildete ein großartiger Volkszug, wohl an 
50000 Köpfe, mit zahlreichen Fahnen und Muſikkorps vor dent 
Könige und den auf dem Balkon des Schloſſes Amalienborg ver— 
ſammelten Gäſten. Die fremden Fürſtlichkeiten, mit hohen Orden 
beſchenkt, reiſten bald wieder ab, der Zar und Familie weilten noch 
längere Zeit am däniſchen Hofe, der in ländlicher Zurückgezogenheit 
auf den Schlöſſern Bernſtorff und Charlottenlund zubrachte. Am 
16. Juni traf König Oskar von Schweden zu kurzem Beſuche ein. 
König Chriſtian war am 5. Juli mit dem Zaren beim Stapellaufe des 
„Geyſer“ zugegen. Nach des Zaren Abreiſe begab ſich die Königin 
nach Gmunden, der König nach Wiesbaden zur Kur. Von hier 
aus beſuchte er am 8. Auguſt das 6. thuͤringenſche Ulanenregiment 
in Kaſtel, deſſen Chef er iſt. Nach einem Manöver ſetzte ſich der 
König an die Spitze des Regiments und führte es nach Mainz, 
worauf ſämtliche Offiziere zu Pferde den Wagen begleiteten, in dem 
der König nach Wiesbaden zurückfuhr. Am 7. Oktober machte das 
Königspaar der Kronprinzeſſin Viktoria von Schweden einen Beſuch 
auf Schloß Sofiero bei Helſingborg. Das durch freiwillige Gaben 
des ganzen däniſchen Volks errichtete Fort auf dem Gardehügel 
(Gardehöifort) bei Kopenhagen, deſſen Bau 1885 begonnen war, 
wurde am 28. Auguſt unter großen Feſtlichkeiten dem Kriegsminiſter 
Bahnſon übergeben. Dieſer hatte einige Tage vorher in einem 
Verein der Hauptſtadt eine Rede über deren Befeſtigungen und die 
ſonſtigen Rüſtungen Dänemarks gehalten und verſichert, die Land— 
und Seebefeſtigungen ſeien jo weit durchgeführt, daß ſie der Heeres: 
ordnung wie den Waffen entſprächen. 

Der neue Reichstag wurde am 3. Oktober eröffnet. Nach der 
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ihm alsbald vorgelegten Staatsrechnung für 1891—92 ſchloß dieſer Etat 
mit einem Defizit von 7700000 Kronen ab und beträgt die Staats⸗ 
ſchuld 185 Millionen. Im Budget für 1893 —94 betragen die 
Einnahmen 55,5, die Ausgaben 54,2 Millionen. Bei der Vorlage 
machte der Finanzminiſter darauf aufmerkſam, daß ſich zum erſten 
Male ſeit ſieben Jahren ein „hübſcher Überſchuß“ herausſtelle. In 
der vom 11. bis 18. Oktober dauernden erſten Beratung dieſes 
Budgets im Folkething handelte es ſich vorwiegend wieder um die ſeit 
einer Reihe von Jahren zwiſchen der Regierung und dem Thing 
ſtreitige konſtitutionelle Frage. Der Redner der gemäßigten 
Linken räumte zwar ein, daß die Vorlage frei von neuen Streit⸗ 
punkten, da aber die alten Streitfragen noch unerledigt ſeien, jo 
empfahl er dem Hauſe, die bisherige Politik fortzuſetzen. Der Wort⸗ 
führer der Rechten betonte deren verſöhnliche Geſinnung und meinte, 
es ſehe danach aus, als wenn jetzt endlich die budgetloſe Zeit zu 
Ende gehe. Sehr eingehend wurde ſodann die Frage einer Beilegung 
des politiſchen Streits von Scavenius behandelt, der früher Kultus⸗ 
miniſter im jetzigen Miniſterium Eſtrup war und Verbindungen auf 
der linken Seite des Hauſes hat, während er ſelbſt zu den Konſer⸗ 
vativen gehört. Im Ergebnis der letzten Wahlen ſah er das Ver⸗ 
langen des Volks nach dem Ausgleich mit der Regierung. Als Be⸗ 
dingungen hierfür bezeichnete er das gänzliche Abſehen von der Ver⸗ 
drängung des dermaligen Miniſterinnis; die Rechte könne ſich der 
Schaffung neuer grundgeſetzlicher Beſtimmungen zur Vermeidung, 
fernerer proviſoriſcher Finanzgeſetze nicht entziehen, dagegen müſſe 
die Rechte auf der Durchführung der Landesverteidigungsſache be⸗ 
ſtehen, endlich könnten einige der proviſoriſchen Geſetze, die ſich zwar 
als gut erwieſen hätten, aber nicht mehr nötig ſeien, namentlich das 
über das Gendarmerieweſen, fallen gelaſſen werden. Die Miniſter 
gingen in ihren Reden auf dieſe Fragen nicht ein. Das Haupt⸗ 
intereſſe knüpfte ſich an Äußerungen des Kriegsminiſters Generals 
Bahnſon. Er verſicherte, die Befeſtigung von Kopenhagen ſei 
jetzt ebenſo vollſtändig wie die der meiſten europäiſchen Feſtungen, 
weun auch von dieſen einige ſtärker ſeien. „Will ein Feind uns an⸗ 
greifen, ſo muß er dieſe Feſtung einer regelrechten Belagerung unter⸗ 
ziehen.“ Dazu komme, daß ſich die däniſche Marine ſtärker als 
die irgend einer anderen europäiſchen Macht, mit Ausnahme Englands, 


Der däniſche Reichstag. 369 


entwickelt habe. Im übrigen waren in dieſer Beratung intereſſant 
die Klagen des Miniſters des Innern über die große Verwirrung, 
welche der frühere Miniſter Scavenius bezüglich der Rechtſchreibung 
im ganzen Lande angerichtet habe, und die Verwahrung des Kriegs⸗ 
miniſters gegen den Vergleich eines von Offizieren auf Fühnen aus⸗ 
geführten Parforcerittes mit dem deutſchen Diſtanzritt. 

Das Budget wurde an die Kommiſſion gewieſen, in der es ſich 
im nächſten Frühjahr herausſtellen wird, ob die Neigung zur Ver⸗ 
ſöhnung mit der Regierung durchſchlägt. Thatſächlich iſt die Politik 
der Radikalen des Folkethings ſchon durch die lange Zeit verurteilt, 
in der ihre Durchführung unmöglich war. Der urſprüngliche Streit⸗ 
punkt iſt inzwiſchen längſt verſchwunden, es ſind ferner Geſetze ins 
Leben getreten, die mit den verſchiedenen vom Thing nicht genehmigten 
Budgets zuſammenhängen, und es wird der Volksvertretung ſchwerlich 
einfallen, die Wiederabtragung der inzwiſchen ausgeführten Be— 
feſtigungen formeller Fragen wegen zu verlangen, für die ſich die 
Menge nicht begeiſtert. Zur Vorlage kam natürlich auch das Budget 
für 1892—93, welches aut I. April als proviſoriſches hatte erlaſſen 
werden müſſen. Von den ſonſtigen Vorlagen iſt bemerkenswert ein 
Nachtrag zur Heeresorgauiſation von 1860. Es ſoll nämlich 
die Fußartillerie und das Geniekorps erheblich vermehrt werden, weil 
die neuen Befeſtigungswerke von Kopenhagen auch die entſprechenden 
Truppen verlangen. Obwohl dies alſo notwendig erſcheint, traut 
man doch nicht, ob die Landesvertretung zuſtimmen wird, denn zu 
Ausgaben, namentlich für das Militär, iſt ſie ſeit Jahren wenig ge— 
neigt, und die Neuerung ſoll 600000 Kronen koſten. Der Kriege- 
miniſter empfahl daher die Vorlage mit den kurzen, aber die Lage 
bezeichnenden Worten: „wenn man wünſche, daß das Land auf die 
Dauer beſtehen ſolle.“ Die Vorlage umfaßte übrigens auch die Ein- 
berufung der Landwehr zu jährlich ſechstägigen Übungen. Der 
militäriſche Geſichtspunkt war ferner maßgebend bei einer Vorlage, in 
der 30 Millionen Kronen zur Aulegung von Eiſenbahnen verlangt 
werden, wovon 16 Millionen für unterirdiſche Bahnen Kopenhagens 
und für den Bau einer dortigen Zentralſtation. Der Entwurf wurde 
am 20. Dezember nach der zweiten Beratung aufs neue an den 
Ausſchuß gewieſen. 

Bisher hatten ſich immer noch, wenn auch in ſinkendem Maße, 
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Anwandlungen für eine Wiedergewinnung Nordſchleswigs gezeigt. 
Sehr bemerkenswert war es daher, daß um Mitte Oktober einer der 
hervorragendſten däniſchen Politiker, Hörup, Führer der Linken, in 
einer Verſammlung zu Kopenhagen, ohne auf Widerſpruch zu ſtoßen, 
ſich dahin ausſprach, die ſchleswigſche Sache ſei weder als Volks-, 
noch als Parteiſache, noch als Politik etwas anderes als eine ver⸗ 
lorene Sache; Blut und Sprache knüpften zwar dieſes Band noch, 
aber dieſes würde völlig zerriſſen werden, wenn die „Abenteurerpolitik“ 
ſiege, „die unſere nationale Selbständigkeit ſelbſt aufs Spiel ſetzen 
würde.“ 

Hervorzuheben iſt noch, daß Dänemark ſeit dem 8. September 
wieder einen katholiſchen Biſchof hat, nachdem es ſeit der Re⸗ 
formation von 1536 keinen mehr gegeben hatte. Es iſt dies auf 
eine mit reichen Mitteln betriebene Propaganda zurückzuführen, der 
die vielen Streitigkeiten innerhalb der lutheriſchen Geiſtlichkeit zu 
ſtatten kamen. Der Biſchof heißt Johaunes von Euch und erhielt 
als ſolcher die Weihe zu Osnabrück. 

Aufang Januar ſtarb General Kauffmann, der 1864 bei 
Düppel befehligt hatte und ſpäter als Kriegsminiſter den Verteidigungs⸗ 
plan aufſtellte, aus dem der neue, bald 7 jährige Verfaſſungsſtreit 
entſtaud. Der frühere Miniſterpräſident, Lehnsgraf Holſtein 
Holſteinborg, unter dem der Kampf mit der Linken begann, ſtarb 
am 28. April, 77 Jahre alt. Im Alter von 71 Jahren ſtarb am 
21. Mai der aktive Miniſter des Nußern, Baron v. Roſenörn— 
Leyn, der 1870 dasſelbe Amt unter dem Vorgenaunten bekleidet 
hatte. Sein Werk war es, daß Dänemark damals nicht für Frank⸗ 
reich Partei ergriff. Zu ſeinem Nachfolger wurde am 3. Juni der 
Kammerherr v. Reedtz-Thott zu Gaunö ernannt, einer der reichſten 
Rittergutsbeſitzer. Der Kontre-Admiral Duntzfelt, früher Komman⸗ 
dant der bekannten Panzerbatterie „Rolf Krake“, ſtarb am 29. Okto⸗ 
ber, 71 Jahre alt. 

In Schweden trat am 16. Januar der Reichstag zuſammen. 
Die Alterspräſidenten beider Kammern hielten längere Anſprachen. 
Der der erſten Kammer vief die Vaterlandsliebe der Abgeordneten 
an, damit ſie zeitig Vorkehrungen treffen möchten, die Verteidigungs⸗ 
kräfte des Landes auf der bisherigen Grundlage zu entwickeln, zu 
ordnen und zu verbeſſern. Mit jedem Tage kämen wir der Stunde 
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näher, wo die Kriegsfackel angezündet werden und ihre Verheerungen 
über den ganzen Erdteil verbreiten dürfte. Der Vorſitzende der 
zweiten Kammer erinnerte daran, daß jetzt gerade 25 Jahre ſeit 
Einführung der neuen Repräſentationsform vergangen ſeien. Die 
feierliche Eröffnung des Reichstages erfolgte am 20. Januar durch 
eine Thronrede, in welcher der König bemerkte, er ſei unabläſſig 
bemüht, das befriedigende Verhältnis zu den auswärtigen Mächten zu 
erhalten, und dieſe Bemühungen würden um ſo mehr erleichtert werden, 
wenn ein gut geordnetes Verteidigungsweſen die friedliche Unabhängig⸗ 
keit des Landes bewahre. Dem Reichstage werde daher eine Vor⸗ 
lage zu einer weſentlichen Verſtändigung über das Verteidigungs⸗ 
weſen gemacht werden. Der ſodann vorgelegte Etat enthielt in 
Einnahme und Ausgabe 19716000 Kronen. Dabei zeigte der 
ordentliche Etat für das Militär eine Erhöhung um 2976400 Kronen. 
Bei der Beratung des Etats wurde in beiden Kammern die in 
Norwegen ſpielende Frage wegen Errichtung eines beſonderen 
Miniſteriums des Nußern und beſonderer Geſandtſchaften berührt. 
Alle Redner ſprachen ſich gegen die Trennung aus. In beiden 
Kammern gelangten zur Annahme Geſetzentwürfe wegen Verlängerung 
des 1881 mit Frankreich geſchloſſenen Handelsvertrags und wegen 
Feſtſetzung des Zollſatzes für gemahlenen Roggen und Weizen auf 
250, für ungemahlenen auf 125 Ore für 100 Kilo bis Ende 1893. 
Abgelehnt wurde dagegen ein Antrag auf Erweiterung des Rechts 
für die Angehörigen der ſchwediſchen Staatskirche zur Eheſchließung 
vor den Civilbehörden. Ein Vorſchlag der Regierung, die Zahl der 
Mitglieder der erſten Kammer auf 150, die der zweiten Kammer 
auf 225, nämlich 75 aus den Städten und 150 aus den Landkreiſen, 
feſtzuſeten, wurde im März von der erſten Kammer genehmigt; 
die zweite Kammer änderte den Vorſchlag dahin, daß ihre Mitglieder⸗ 
zahl 230, und zwar 80 aus den Städten betragen ſollte; dies wurde 
jedoch von der erſten Kammer verworfen. Sodann ſprach ſich die 
zweite Kammer am 27. April für eine Erweiterung des Wahlrechts 
aus, indem jeder, der ein Einkommen von wenigſtens 500 Kronen 
verſteuert, Wähler zur zweiten Kammer ſein ſolle, während jetzt dieſes 
Wahlrecht an die Verſteuerung von wenigſtens 800 Kronen geknüpft 
iſt. Dies wurde jedoch von der erſten Kannner abgelehnt. 

Den wichtigſten Beratungsgegenſtand bildete der Entwurf 
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eines Wehrpflichtgeſetzes. Jeder Schwede ſollte vom 21. bis 
zum 40. Lebensjahre dienſtpflichtig ſein und dieſe Pflicht in der Be⸗ 
wehrung und im Landſturm erfüllen. Erſtere zerfällt in das erſte 
und zweite Aufgebot; im erſten Aufgebot beträgt die Dienſtzeit 8, 
im zweiten 4 Jahre. Der Pflichtige hat zu ſeiner Ausbildung in 
Friedenszeiten 90 Tage zu dienen, die bei der Kavallerie, der Artillerie, 
den Ingenieurtruppen und der Marine im erſten Jahre abzudienen 
ſind, in der Infanterie und im Train aber mit 68 Tagen im erſten 
und mit 22 im folgenden Jahre. Das zweite Aufgebot ſoll außerhalb 
der Grenzen der vereinigten Reiche nicht ohne Zuſtimmung des 
Reichstags verwendet werden. Die zweite Kaumer lehnte jedoch am 
6. April mit 116 gegen 107 Stimmen den Vorſchlag wegen Aus⸗ 
dehnung der Übungszeit von 42 auf 90 Tage ab. Da dies den 
Eckſtein des ganzen Entwurfs bildete, ſo wurden damit die übrigen 
Vorſchläge ziemlich wertlos. Am 9. Mai genehmigte der Reichstag, 
daß für unvorhergeſehene Fälle, insbeſondere für den Fall eines 
Krieges 2½ bezw. 5 Millionen ſtatt der bisher üblichen geringeren 
Beträge ausgeworfen würden. Eine Regierungsvorlage, betreffend 
eine neue Verbindung zwiſchen Stockholm und Berlin über Trelle⸗ 
borg, Malmö und Saßnitz auf Rügen wurde von der erſten Kammer 
genehmigt, von der zweiten abgelehnt, weil erſt zu unterſuchen ſei, 
ob dieſe Verbindung in Bezug auf die Ausfuhr von Vieh und 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen angemeſſen ſei. Der Reichstag 
wurde den 23. Mai geſchloſſen, und am 21. Juni trat der 
Kriegsminiſter Generalmajor Freiherr Palmſtierna wegen der Ab— 
lehnung der Militärvorlage zurück. An ſeine Stelle trat am 
25. Juni der Staatsrat Freiherr Axel Emil Rappe, ein Mann 
von 54 Jahren, der 1870—71 in franzöſiſchen Dienſten gegen 
Deutſchland gefochten, als Gefangener aus Metz entflohen war und 
bei ſeiner Rückkehr zum franzöſiſchen Korps beinahe als Spion er⸗ 
ſchoſſen wäre. 

Kronprinz Guſtav traf am 26. Januar zu 14tägigem Beſuche 
am Hofe zu Petersburg ein. Seine Mutter, Königin Sophie, weilte 
einige Sommermonate zu Honnef bei Bonn, und König Oskar 
trat am 4. Mai eine Neife uach dem Süden an. Er beſuchte den 
badiſchen Hof in Karlsruhe und hielt ſich eine Zeitlang in Biarritz, 
Mentone, Nizza und Cannes auf. Ein eigentümlicher Zufall war 
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es, daß er gerade in dem Augenblick in Mentone eintraf, als das 
Haus, in dem ſein Ahnherr Bernadotte in Pau zur Welt kam, zum 
Verkauf ausgeſchrieben wurde. Bei ſeiner Ankunft in Marſeille am 
18. Mai wurde er auf Weiſung der Regierung, trotz ſeines Inkognitos, 
feſtlich empfangen. Sein Beſuch galt hier hauptſächlich dem Land⸗ 
ſitze „Campagne Clary“, der Heimat ſeiner Großmutter, des ehe— 
maligen Fräuleins Eugenie Bernardine Defirce Clary, die General 
Bernadotte in Paris kennen gelernt und als Gattin heimgeführt 
hatte. Überall im ſüdlichen und ſüdweſtlichen Frankreich wurde der 
König von den Behörden feſtlich empfangen. Auch Präſident Carnot 
nahm ihn am 3. Juni in Paris mit großen Ehren auf. Eine 
Tochter des Prinzen Bernadotte, zweiten Sohnes des Königs, wurde 
am 22. Juni auf die Namen Ebba Sophie getauft. 

Ein Kongreß der ſozialdemokratiſchen Arbeiter ganz 
Skandinaviens fand vom 20. bis 26. Auguſt in Malmö ſtatt. Er 
bezeichnete als Ziel feiner Beſtrebungen die Errichtung eines ſozial— 
demokratiſchen Staats und ſprach ſich für Gründung von Fachver— 
einigungen, Ausdehnung der Bewegung unter die Landarbeiter und 
für große Vorſicht bei Arbeitseinſtellungen aus. Der erſte ſozial— 
demokratiſche Verſuch zur Erlangung eines Sitzes im Reichstag 
mißlang am 9. September bei einer Erſatzwahl in Stockholm. 
Mehr Ausſicht ſchien die von den Sozialdemokraten unterſtützte 
Bewegung für Einführung des allgemeinen Stimmrechts zu 
haben, die ſeit Beginn des Jahres in ganz Schweden ver— 
breitet war. Große Verſammlungen erklärten ſich im April 
für die Berufung eines ſogenannten Volks-Reichstages für März 
1893, falls mindeſtens 200000 Perſonen ſich zur Teilnahme an 
den Wahlen einer ſolchen Verſammlung ausſprechen würden. Dieſe 
auf Grund des allgemeinen Stimmrechts zu wählende Privat— 
verſammlung ſollte ſich dann der Geltendmachung der Forderung 
annehmen. Zur weiteren Förderung dieſer Sache fand am 
26. September eine große Verſammlung in Stockholm jtatt, in der 
die Redner das Mißtrauen gegen das allgemeine Stimmrecht be- 
kämpften. Ein Redner wies darauf hin, daß ſich unter den politiſch 
nicht Stimmberechtigten 200000 Perſonen befanden, die das kommunale 
Wahlrecht befügen. Beſchloſſen wurde eine Erklärung gegen jeden 
Verſuch, den Stimmrechtloſen neue militäriſche Laſten aufzubürden. 
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Die Frage der Verſtärkung der Wehrkraft rückte allerdings 
wieder näher heran. Denn trotz aller ihr bereits bereiteten Schwierig⸗ 
keiten und ungeachtet des Scheiterns der Wehrvorlage im Frühjahr, 
hielten der König und ſeine Regierung nur um ſo mehr daran feſt. 
Lediglich zur Beratung eines neuen Organiſationsplans für das 
Heer wurde der Reichstag auf den 18. Oktober zu einer außer⸗ 
ordentlichen Tagung berufen, ein Fall, der ſeit 1871 nicht vorge- 
kommen war. In der Thronrede ſagte der König nur, der neue 
Vorſchlag ſei auf derſelben Grundlage aufgebaut, wie der frühere, 
und dann forderte er auf, die Parteiſtreitigkeiten ruhen zu laſſen. 
Der Vorſchlag ging dahin, das Heer auf 6 Armeebezirke zu ver⸗ 
teilen, die ſchon auf Friedensfuß vollſtändig und faſt gleichartig 
organiſiert werden. Fünf dieſer Bezirke ſollen ſich wie eine ausge⸗ 
dehnte Bewachungskette über den ganzen lauggeſtreckten Küſtengürtel 
ausdehnen, während die ſechſte etwas größere Abteilung eine 
ſtrategiſche Reſerve im Weſten des mittleren Schwedens bilden ſoll. 
Jede dieſer Abteilungen ſoll, außer Train und Genietruppen, 12 Ba 
taillone Infanterie, 5 Schwadronen Kavallerie und 6 Batterien, der 
dritte Bezirk jedoch 19 Jufanteriebataillone enthalten. Die Zeit der 
Übung, zu der jeder waffenfähige junge Schwede herangezogen 
werden kann, wird auf 90 Tage, die Wehrpflichtzeit auf 20 Jahre 
ausgedehnt. Das erſte Aufgebot ſoll 8, das zweite 4, der Land⸗ 
ſturm 8 Altersklaſſen umfaſſen. Die Koſten der Anderung find auf 
3½ Millionen Kronen veranſchlagt. Die Verhandlungen über die 
Militärvorlage begannen in beiden Kammern an 21. November 
und führten ſchon nach zwei Tagen zur Genehmigung. Dieſer 
Erfolg war zum Teil dem ebenſo entſchiedenen als putriotiſchen Auf⸗ 
treten des neuen Kriegsminiſters zu danken und übertraf weit die 
kühnſten Erwartungen der Regierung. Gehobenen Sinnes ſchloß der 
König, dem endlich ſein langjähriges Anliegen erfüllt war, am 
28. November den Reichstag, der, wie er in der Thronrede ſagte, 
ſich gerechte Anſprüche auf die Dankbarkeit der Zeitgenoſſen wie der 
künftigen Generationen erworben habe. 

Bald nach dem ſchwediſchen Reichstag trat der Reichstag 
Norwegens am 1. Februar zuſammen. Die Präſidentenwahlen 
fielen in beiden Kammern zu gunſten der miniſteriellen Linken aus. 
Vor der feierlichen Eröffnung kam im Storthing die Abneigung der 
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Radikalen gegen die Fortdauer der Union mit Schweden zum Aus⸗ 
druck. Bei Behandlung der Zeremonienfrage verlangte der Abge— 
ordnete Eng, daß aus dem althergebrachten Wunſche: „Gott ſchütze 
den König, das Vaterland und das Bruderreich!“ die Worte „das 
Bruderreich“ ausfallen ſollten, weil der ſchwediſche Reichstag dem 
Wunſche des norwegiſchen Reichstags wegen eines beſonderen Miniſters 
des Außern nicht entgegengekommen ſei. Der Vorſchlag ſtieß jedoch auf 
fo heftigen Widerſtand, daß er zurückgenommen wurde. In der Thron— 
rede, mit der König Oskar am 9. Februar den Reichstag eröffnete, 
wurden die zu machenden Vorlagen aufgeführt. Das zur Vorlage 
gelangende Staatsbudget für 1892—93 lautete in Einnahme und 
Ausgabe auf 51450000 Kronen. Die erſte und zugleich die haupt⸗ 
ſächlichſte Angelegenheit, welche den Reichstag beſchäftigte, war die 
durch das geſteigerte Selbſtbewußtſein des Landes hervorgerufene 
Forderung ſelbſtändiger, anſtatt der bisher mit Schweden gemeinſamen 
Vertretung nach außen. Der Amtsantritt des gegenwärtigen Mini⸗ 
ſteriums Steen war im vorigen Jahre ſchon eine Folge dieſes Be— 
ſtrebens geweſen. Am 13. Januar war ſodann im miniſteriellen 
Staatsrat, des einzigen beiden Reichen gemeinſamen Organs, das 
norwegiſche Miniſterium mit dem ſchwediſchen hart zuſammengeſtoßen. 
Der ſchwediſche Minifter Lewenhaupt hatte ſich hier ganz beſtimmt 
dahin ausgeſprochen, daß eine Aufhebung der gemeinſamen Vertretung 
bei fremden Mächten mit dem Beſtande der Union beider Reiche 
unvereinbar ſei. Die norwegiſchen Miniſter hatten darauf ebenſo 
eutſchieden den entgegengeſetzten Standpunkt geltend gemacht, und in der 
Abſicht, dieſe Frage beim Reichstag in weiteren Fluß zu bringen, 
waren die norwegiſchen Miniſter auch mit dem Könige in Meinungs- 
verſchiedenheit geraten. Er war der Anſicht, daß die regierungsſeitige 
Beratung der Frage, gemäß der Reichsakte, im gemeinſamen Staats- 
rate erfolgen müffe, während das Miniſterium Steen alsbald dem 
Storthing eine Vorlage wegen Errichtung eines beſonderen norwegiſchen 
Konſulatsetats für die Zeit vom 1. Januar 1894 an unterbreitet 
haben wollte. Das Storthing ſuchte in dieſem Streite dem Mini⸗ 
ſterium zu Hilfe zu kommen, indem es am 1. März, nach zweitägigen 
Verhandlungen, mit 64 gegen 48 Stimmen die Erklärung beſchloß, 
daß die Frage der Errichtung eines eigenen norwegiſchen Konſulats— 
weſeus als eine ausſchließlich norwegiſche Angelegenheit nur von 
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den geſetzgebenden Körpern Norwegens zu erörtern und zu erledigen 
ſei, daß aber die Regelung der gegenwärtig beſtehenden Verhältuiſſe 
eventuell dem gemeinſamen Staatsrate obliege. Damit war dem 
Rücktritte des Miniſteriuurs und der Verlegenheit wegen Bildung 
eines neuen vorgebeugt, das doch ebenfalls im Sinne der Storthings— 
mehrheit hätte zuſammengeſetzt werden müſſen. Der König beſchloß 
darauf im norwegiſchen Staatsrate am 14. März, dem Storthing eine 
Auseinanderſetzung der Konſulatsſache vorzulegen, nahm aber in das 
Protokoll dieſer Sitzung einen Vorbehalt betreffend den Inhalt und 
die fernere Verhandlungsweiſe auf. Während nun die Sache vor— 
läufig ruhte, brach bei vielen Radikalen im Storthing die Verſtimmung 
anläßlich der Gtatsberatung durch. Zur Frage der Apanage für 
die Hofhaltung des Königs eröffneten daher die Radikalen, fie hätten den 
Plan gehegt, im Falle des Abgangs des Miniſteriums Steen wegen 
der Konfulatsfache die Apanage erheblich herabzuſetzen. Dieſer von 
der Partei nunmehr aufgegebene Plan wurde aber von einzeluen 
doch ausgeführt. Zwar wurde der Antrag auf Kürzung der Apanage 
um 800000 Kronen abgelehnt, es ſtimmten dafür aber immerhin 
40 Abgeordnete einſchließlich des Präſidenten. Am 10. Juni kau 
die Konſulatsfrage im Storthing wieder zur Beratung. Der 
Miniſterpräſident Steen führte aus, Norwegen könne die Sache allein 
ordnen; die Union mit Schweden wollten zwar alle Norweger erhalten, 
aber da gelte es auch, „die nationalen Verhältniſſe zu ſtärken und 
fie uicht unter den jetzigen unionellen Formen zu ſchwächen;“ man 
dürfe den unionellen Bedenken nicht das große Gewicht beilegen, daß 
ſie zum Schaden der nationalen Selbſtändigkeit Norwegens gereichen. 
„Wir können nicht unſer Erſtgeburtsrecht hingeben.“ Dieſe Aus— 
führungen unterzog Miniſter Steens Anitsvorgänger, Stang, einer 
ſcharfen Kritik; er zeigte, daß eine Lockerung in dieſer Frage zur 
weiteren Auflöſung der Union führen konne; die Mehrheit aber 
billigte einen vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Plau zur Errichtung 
eines eigenen Konſulatsweſens, bewilligte für vorbereitende Maß⸗ 
regeln zu deſſen Durchführung 50000 Kronen und ermächtigte die 
Regierung zu Verhandlungen mit Schweden über die Abwickelung 
der konſularen Gemeinſamkeit. Der Reichstag genehmigte ferner eine 
Staatsanleihe von 20 Millionen Kronen zu 4% und ein neues Bank— 
geſetz, wodurch bezüglich des Rechts der Zettelausgabe das britiſche 
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Differenzſyſtem eingeführt und der Bank geſtattet wird, norwegiſche 
Staats- und Hypothekenbank⸗Obligationen ſowie andere, auf aus⸗ 
ländiſchen Börſen notierte Wertpapiere zu erwerben. Sodann wurde 
die Beſtimmung aufgehoben, daß die Richter ſich zur öffentlichen 
Religion des Staates bekennen müſſen. Auch eine Vorlage wegen 
eines Handelsvertrags mit. Spanien wurde genehmigt. Das Adels 
thing insbeſondere ſprach ſich aus für Einführung der Volks- oder 
Dialektſprache in der Volksſchule derart, daß die Schüler dieſe 
und die allgemeine Buchſprache leſen lernen ſollen. Eine bemertens: 
werte Anfrage wurde am 11. Mai im Storthing geſtellt: der Ab 
geordnete Nielſen fragte, ob die Regierung Maßnahmen beabſichtige, 
um dem Heere die nötige Stärke zu geben. Die Antwort ging 
dahin, die Regierung ſei ſchon im vorigen Jahre der Anficht ge 
weſen, daß man mit dem Heere in ſeiuer jetzigen Verfaſſung keinen 
Feldzug unterhalten könne, es werde aber eine bezügliche Vorlage 
ausgearbeitet. Dieſer Zuſtand ſchien zu dem kräftigen Selbſt— 
bewußtſein des Landes grade nicht zu paſſen. Bezüglich des Heeres— 
budgets wurden übrigens 97500 von den verlangten 3300000 Kronen 
geſtrichen. 

Der Anfang Juni vertagte Streit in der ſog. Konſulatsfrage 
brach am Ende des Monats in helle Flammen aus. Am 29. Juni 
erfuhr der Miniſterpräſident durch eine Unterredung mit dem Könige, 
daß dieſer dem Storthingsbeſchluſſe vom 10. Juni nicht Folge zu 
leiſten gedenke. Das Miniſterium erbat und erhielt infolgedeſſen 
ſeine Eutlaſſung. Nachdem dies am 30. Juni dem Storthing 
mitgeteilt war, ſprach es ſofort in einer Adreſſe dem Könige ſein tiefes 
Bedauern aus und verſuchte es, ihn mit dem Vorhalte umzuſtimmen, 
daß die hierdurch hervorgerufene politiſche Lage weitreichende Folgen 
zum Schaden für das Vaterland, den König und die Union werde 
haben können. In ſeiner Antwort vom 3. Juli ſagte der König, 
die Miniſter hätten nur auf Grund nicht offizieller Unterredungen 
und vor einer grundgeſetzmäßigen Verhandlung der Sache ihren 
Abſchied verlangt, ſich dadurch ihrer Pflicht entzogen und ihn der 
Gelegenheit beraubt, vor dem Volke zu erklären und zu begründen, 
was er beabſichtige. Er bleibe dabei, den Storthingsbeſchluß 
vom 10. Juni nicht gutzuheißen, es liege ihm aber im In⸗— 
tereſſe des dauernden Beſtandes der Union am Herzen, daß das 
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Konſulatsweſen in einer den Rechten und Jutereſſen beider Völker 
entjprechenden Weiſe geordnet werde. Au demſelben Tage ver⸗ 
anſtalteten die Radikalen einen aus faſt 10000 Perſonen beſtehenden 
Volkszug nach dem Hauſe des bisherigen Miniſterpräſidenten, wo 
Björnſtjerne Björnſon die Feſtrede hielt. Alle Patrioten, ſagte er, 
wünſchten ein Verteidigungsbündnis mit Schweden, im übrigen aber 
fordere man für Norwegen volle Freiheit und Gleichſtellung. Weit 
großartiger fiel jedoch eine Gegenkundgebung, der Volkszug vom 
5. Juli zum Könige aus. Von den nächſten Städten waren 
Tauſende nad) Chriſtiania geſtrömt, auf den meiſten Gebäuden wehte 
die Unionsflagge, der Hafen war beflaggt, alle Läden geſchloſſen, und 
ein 20000 Köpfe zählender Volkszug bewegte ſich abends nach dem 
Schloſſe. Die ganze königliche Familie erſchien auf dem Balkon und 
wurde mit ſtürmiſcher Begeiſterung begrüßt. Auf die Anſprache des 
Führers der Abordnung erwiderte der König, daß dieſe große Kund⸗ 
gebung feinem Herzen „in dieſen ſehr ernſten Tagen“ Freude bereite, 
und mit redlichem Willen werde er die Verhältniſſe der Union mit 
Schweden durch Übereinkunft zu ordnen ſuchen. „So werde ich 
Norwegens Selbſtändigkeit und Ehre wahren, wie ich auch zu gleicher 
Zeit meines Großvaters großes Werk zum Segen für kommende Ge— 
ſchlechter erhalten werde.“ Das Storthing wiederholte am 6. Juli 
in einer neuen Adreſſe an den König feine neulichen Vorſtellungen. 
In der Verhandlung darüber hatte der frühere Miniſterpräſident 
Stang nachzuweiſen geſucht, es ſei eine für das Beſtehen der Union 
notwendige Bedingung, daß der König als Obmann in den Zwiſtig⸗ 
keiten zwiſchen beiden Reichen anerkannt werde, und er wies auf die 
dunkeln Ausſichten hin, die ſich eröffnen würden, wenn die Union 
durch eine nicht ſehr wichtige Frage geſprengt würde. Daß dies das 
eigentliche Ziel der Radikalen ſei, ging, abgeſehen von einer Er— 
klärung, welche die Arbeiterpartei am 2. Juli abgab, aus den Kund⸗ 
gebungen einer großen Menſchenmenge hervor, die am 10. Juli in 
Gjörvik einen Vortrag Björnſons, jenes Feſtredners beim zurück⸗ 
getretenen Miniſterium, angehört hatte. Am 22. Juli teilte Steen 
dem Storthing mit, daß er der Aufforderung des Königs, das neue 
Miniſterium zu bilden, nachgekommen ſei. „Unglaublich!“ rief 
Ullmann, der Führer der Radikalen; es ſei dies die größte Schande, 
die dem Lande widerfahren. Nach einigen Tagen aber verhielten ſich 
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die Radikalen mäuschenſtill, das ganze Gepolter hörte auf, das 
Storthing hatte eben fühlen müſſen, daß es doch nicht die allein⸗ 
herrſchende Gewalt im Staate ſei. Während des Waffenſtillſtands, 
der nun in der Unionsfrage eintrat, machten ſich die beiderſeitigen 
Beſtrebungen im Lande noch verſchiedentlich geltend. Es kam im 
September heraus, daß die Männer der Linken eine Zeitlang die 
Anwendung von Machtmitteln außerhalb der Verfaſſung in Erwägung 
gezogen hatten. Gegen Ende September kam zu Tage, daß ſogar in 
Regierungskreiſen Anhänger des Strebens nach einer Trennung beider 
Länder vorhanden waren; führte doch das Regierungsorgan „Dag- 
bladet“ aus, der langjährige Friede, deſſen beide Reiche ſich er⸗ 
freuten, ſei keineswegs der Union zu danken; Spanien und Portugal, 
Holland und Belgien ſeien auch einſt vereinigt geweſen, nachdem ſie 
ſich aber getrennt, ſcheine der Streit zwiſchen ihnen für unberechenbare 
Zeit ausgeglichen zu ſein. Im allgemeinen aber trat allmählich eine 
Stimmung zu Ungunſten des Radikalismus und der Trennung der 
Reiche ein. Es bildete ſich im September eine neue politiſche, die 
ſog. Zwiſchen partei, welche die volle Gleichberechtigung Norwegens 
innerhalb der zu erhaltenden Union verlangte, und der Radikale 
Björnſtjerne Björnſon hatte mit ſeinen Reden in Verſammlungen 
inner weniger Beifall. Er kritiſierte in einer Verſammlung zu 
Gausdal ſein und ſeiner Partei Verhalten in bezeichnender Weiſe mit 
den Worten: „Die Auflöſung der Union iſt nicht mein Ziel, aber 
die Folge meiner Arbeit; die Königsmacht kann uns nur ſchaden, und 
auf die Union bin ich wütend.“ Dieſe unklare Richtung fand im 
ganzen Lande ihre Bezeichnung durch den Refrain eines politiſchen 
poetiſchen Flugblatts: „Den Bund, darinnen wir verpeſten, den 
haſſen und verfluchen wir!“ 

Zur Columbus -Ausſtellung in Madrid ſandte Norwegen ein 
Modell des alten bei Gogſtad gefundenen Vikingſchiffs in Viertel- 
größe. Die Stelle, an welcher König Karl XII. von Schweden im 
Jahre 1718 bei Belagerung des kleinen norwegiſchen Städtchens 
Frederikshall erſchoſſen ward, wurde ſorgfältiger als bisher ermittelt 
und angemeſſen bezeichnet. 

Was die norwegiſche Totenliſte betrifft, ſo ſtarb am 17. Fe⸗ 
bruar Johann Swerdrup, der frühere Präſident der zweiten Kammer, 
der von Juli 1884 bis Juli 1889 Miniſterpräſident war, und am 
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13. September Wolfgang Haffner, bis 1884 Marineminiſter im 
Miniſterium Stang. Er ſtammte aus dem Elſaß und war einſt 
Lehrer der norwegiſchen Sprache für die drei Söhne König Oskars l., 
insbeſondere für den jetzigen König, den er auf den Orlogszügen be⸗ 
gleitete, welche dieſer Prinz als Seekadett unternahm. 


Schweiz. 
Die Bundes verſammlung trat im Januar und im Juni zu 
kurzen Seſſionen zuſammen. In der erſten handelte es ſich zunächſt 
um die Handels verträge mit Deutſchland und Oſterreich⸗ 
Ungarn. Der Bundesrat richtete hierüber an die Bundesverſamm⸗— 
lung eine Botſchaft, in der es hieß, jeder der beiden Verträge ge— 
währe dem Land dasjenige Maß von Befriedigung, das unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Faktoren hätte erwartet werden können; leider ſei es 
nicht gelungen, für ſchwerwiegende Intereſſen eines ziemlich großen 
Teils der Schweizer Ausfuhrinduſtrie größere Erleichterungen zu gunſten 
der Ausfuhr zu erwirken; die Schutzpolitik der großen Nachbarſtaaten 
habe aber Intereſſen geſchaffen, die eine etwas tiefer greifende Be— 
ſchneidung nicht zu ertragen ſchienen. In beiden Räten gingen der 
Genehmigung der Verträge längere und lebhafte Verhandlungen voraus. 
Auch bezüglich der Verhandlungen über einen Haudelsvertrag mit 
Frankreich richtete der Bundesrat an die Bundesverſammlung 
eine Botſchaft, in der er die Meinung ausſprach, daß Frankreich 
einen vollſtändigen Bruch der Handelsbeziehungen mit der Schweiz 
nicht beabſichtige. Das Budget für 1892 ſtellte ſich in Einnahme 
auf 69021225, in Ausgabe auf 81849 225 Fr., ſchloß alſo mit 
einem ähnlichen Defizit wie das Jahr 1891. Ständerat und Na⸗ 
tionalrat genehmigten in dieſer Seſſion einen Geſetzentwurf wegen 
Auslieferung politiſcher Verbrecher und einen Kredit von 7600000 Fr. 
für Zwecke der Kriegsbereitſchaft. Über eine Anderung des Vogel— 
ſchutzgeſetzes konnten beide Räte ſich nicht einigen. 
Der Bundesrat erließ am 8. Jaunar eine Verordnung über die 
Verteidigung und Verwaltung der Befeſtigungen an der Gott— 
hardſtraße. Danach ſoll an der Spitze ein Oberſtdiviſionär ſtehen, 
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die Sicherheitsbeſatzung meiſt den Truppen der Landwehr entnommen 
werden und Fort Airolo eine ſtändige Beſatzung erhalten. Da 
italieniſche Blätter den Vorwurf erhoben, daß die Schweiz nur nach 
Italien hin Verteidigungsmaßregeln treffe, nicht auch gegen Frank⸗ 
reich, ſo erließ der Generalſtab eine Kundgebung, wonach es der 
Schweiz nur auf eine wirkſame Wahrung ihrer Neutralität ankomme; 
deshalb ſollten ähnliche Maßregeln zur Abſperrung der Übergangs⸗ 
ſtraße auch im Walliſer Lande getroffen werden. Der Handels— 
vertrag mit Spanien wurde vorläufig verlängert, und vom Bundes— 
rate wurde wegen eines neuen Vertrags mit Spanien unterhandelt. 
Verhandlungen mit Italien über einen neuen Handelsvertrag 
wurden im Febrnar vom Bundesrate abgebrochen, weil Italien un— 
genügende Zugeſtändniſſe für die aus der Schweiz dorthin ausge— 
führten Baumwollgewebe und Stickereien machte dagegen bedeutendere 
Vorteile als bisher für die Einfuhr von Wein nach der Schweiz ver— 
langte. Im März wurden jedoch die Verhandlungen wieder auf— 
genommen. Nach neuen Zugeſtändniſſen Italiens bezüglich der Baum⸗ 
wolle gegen ſolche auf landwirtſchaftliche Erzeugniſſe kam es am 
19. April zur Unterzeichnung des Vertrags. Mit Rückſicht auf viele 
in letzter Zeit vorgekommene Grenzüberſchreitungen von Militärs an⸗ 
grenzender Staaten machte der Bundesrat im Februar in Paris, 
Rom und Wien auf die Beſtimmungen des Völkerrechts aufmerkſam. 

In der Seſſion der Bundesverſammlung vom 6. bis 25. Juni 
lehnte der Nationalrat einen Antrag ab, wonach der Bundesrat ſich 
äußern ſollte über den Zuſatz zur Verfaſſung, daß der Bund durch 
Geſetze Grundſätze über Verſtaatlichung von Eiſenbahnen ſolle auf⸗ 
ſtellen dürfen. Für die Befeſtigung von St. Moritz im Walliſer 
Rhonethal wurden zwei Millionen bewilligt. Es ſoll hierdurch ver- 
hindert werden, daß in einem Kriege mit Frankreich die deutſchen und 
die italieniſchen Heere ſich über die Schweiz hinweg die Hand reichen. 
Ein Geſetzentwurf über den Landſturm kam in dieſer Seſſion nicht 
mehr zur Erledigung. Mit dem 10. Mai trat ein in der ſchweize⸗ 
riſchen Verfaſſungsgeſchichte bemerkenswerter Abſchnitt ein, indem an 
dieſem Tage die Referendumsfriſt für das vorjährige Bundesgeſetz 
über das Verfahren bei Volksbegehren und Abſtimmungen, 
betreffend die Teilreviſion der Bundesverfaſſung, ablief, ohne daß ein 
Einſpruch dagegen erhoben war. 
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Die Regierung des Kantons Bern entſchied ſich im April im 
Einvernehmen mit dem Großen Rate dahin, daß die Frage der 
Eiſenbahnverſtaatlichung in dem Sinne wieder aufgenommen werden 
ſolle, daß der Staat dieſe Politik hoffentlich mit beſſerem Erfolge als 
früher auf den Bund übertrage. Am 20. November beſchloß das 
Volk, den Großen Rat mit Anderung der Verfaſſung von 1846 zu 
beauftragen. Im Kanton Zürich kam im Februar ein Geſetz zu⸗ 
ſtande, wodurch die Regierung ermächtigt wird, ein Fremdenbureau 
in Zürich zu errichten. Den Anlaß boten viele Mißlichkeiten, die der 
Regierung von zahlreichen ausländiſchen Sozialrevolutionären bereitet 
waren. Ein im Großen Rate von ſozialdemokratiſcher Seite geſtellter 
Antrag, daß allen Beamten verboten werden ſolle, Nachforſchungen 
nach den politiſchen Geſinnungen von Kantonseinwohnern anzuſtellen, 
wurde abgelehnt, nachdem der Polizeidirektor gezeigt hatte, daß die 
hierüber entſtandene Aufregung auf Übertreibung und Mißverſtänd⸗ 
niſſen beruhe. Im Mai erlitten im Kanton Solothurn bei den 
Wahlen zum Großen Rate die Ultramontanen eine Niederlage; ebenſo 
im Kanton Uri bei den Gemeindewahlen. Im Kanton St. Gallen 
kai ein Geſetz, wonach die Beerdigungen auf Koſten der Gemeinden 
ſtattfinden, der Staat für jede Leiche der Gemeinde 15 Fr. vergüten 
und die Feuerbeſtattung zuläffig fein ſollte, infolge der Abneigung der 
katholiſchen Geiſtlichen, mit geringer Mehrheit zu Fall. Großes Auf⸗ 
ſehen erregte in der ganzen Schweiz die Enthüllung des Berner 
„Bund“, daß der frühere Präſident des Nationalrats, Veſſaz, Führer 
der Radikalen im Kanton Waadt, ſich um eine hohe Summe habe 
beſtechen laſſen, um als Mitglied des Eiſenbahn-Verwaltungsrats für 
die Vereinigung der Jura- mit der Simplonbahn einzuſtehen. Da 
die Sache aufs politiſche Gebiet hinüberſpielte, legte Veſſaz alle ſeine 
Amter nieder. Anträge auf Verfaſſungsreviſion wurden im Mai im 
Kanton Genf durch die Radikalen zu Falle gebracht, in Baſel— 
Land angenommen. Im Kanton Baſel-Stadt kam ein Geſetz 
wegen Wahl der Richter durch das Volk zuſtande. Am 8. Juli 
wurde in Baſel die 500 jährige Gedenkfeier der Vereinigung von 
Groß⸗ und Klein⸗Baſel zu einer Stadt begangen. Dieſes unſchein⸗ 
bare Ereignis wurde gefeiert, weil mit der Löſung der öſterreichiſchen 
Pfandſchaft und der Vereinigung beider Städte die Freiheit Baſels 
und ſein Eintritt in den Schweizerbund ermöglicht wurde. Der 
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Zulauf des Volks aus der Schweiz, Baden, Elſaß und Frankreich 
war gewaltig. Der offizielle Akt fand morgens 8 Uhr auf der alten 
Rheinbrücke ſtatt, wo vor verſammelten Räten und Zünften die Ver⸗ 
treter der beiden Stadthälften Gruß und Glückwunſch wechſelten. 
Ein geſchichtliches Feſtſpiel war großartig. Es kam zur Darſtellung 
die Gründung der Stadt durch Kaiſer Valentinian; der Brückenbau; 
Kaiſer Rudolf von Habsburg zu Pferde, der Stadt Freiheiten ver- 
leihend, dann große Spiele zu Ehren des Kaiſers, Tanz der drei 
Wappenthiere Baſels, zum Schluß Herzog Leopold, wie er mit prun 
kender Ritterſchaft zum Kampfe gegen die Bauern aufbricht. An 
8. Auguſt fand eine Erinnerungsfeier ſtatt bei dem in Felſen ge— 
hauenen Löwendenkmale bei Luzern, das zu Ehren der am 8. Auguſt 
1792 in Verteidigung Ludwigs XVI. in Paris gefallenen Schweizer 
errichtet war. Beim ſchweizeriſchen Schützenfeſte in St. Gallen 
am 14. Juli ergriff der Bundespräſident Hauſer die Gelegenheit, ſich 
mit größter Beſtimmtheit wider die ausländiſchen Vorwürfe bezüglich 
der Gotthardbefeſtigungen auszuſprechen. Man habe, fügte er, ver— 
ſucht, die Neutralität der Schweiz als ein fadenſcheiniges Ding hin— 
zuſtellen und Zweifel erhoben, ob ſie im Kriegsfalle vom Auslande 
noch reſpektiert würde; aber „feſt entſchloſſen, mit allen unſern Nach- 
barn in Frieden zu leben und unſere Pflichten als neutraler Staat 
voll und ganz mit Einſetzung unſerer gauzen Wehrkraft zu erfüllen, 
verbitten wir uns alle Ratſchläge und Winke von Büudnisanerbie 
tungen. Wir wollen Herren ſein im eigenen Lande und wiſſen ohne 
Einflüſterungen von außen, was wir zu thun und zu laſſen haben. 
Nicht umſonſt haben wir keine Opfer geſcheut, um unſere Armee aus⸗ 
zubilden, nicht umſonſt Millionen auf die Befeſtigung des Gotthard 
verwendet. Wir haben damit den feſten Willen bekundet, jedem in 
Waffen entgegenzutreten, der die Grenzen unſeres Landes zu über 
ſchreiten verſucht.“ Die Wirren im Kanton Teſſin waren durch die 
vorjährigen Vorgänge noch nicht beendet. Erſt in dieſem Jahre bes 
reitete ſich eine Wendung vor, indem die konſervativ-ultramontane 
Mehrheit ſich in zwei Teile ſpaltete, von denen die gemäßigtere, dem 
Rate des zurücktretenden Staatsratspräſidenten Soldati folgend, ſich 
für den Entwurf einer neuen Verfaſſung erklärte. So kam es, daß 
am 2. Oktober dieſer Entwurf in Volksabſtimmung mit 12 000 gegen 
5000 Stimmen angenommen wurde. Das Ereignis, von dem man 


384 Internationale Kongreſſe in der Schweiz. 


nun den lang erſehuten Frieden erhofft, wurde in der ganzen Cid- 
genoſſenſchaft mit Freude begrüßt. Durch dieſe neue Verfaſſung wird 
für die Wahl des Großen Rats und des Verfaſſungsrats das Pro⸗ 
portionalverfahren, für die Wahl des Staatsrats und der Richter die 
direkte Wahl durchs Volk eingeführt; für Geſetze und Verfaſſungs⸗ 
reviſionen erhält das Volk ein weitgehendes Initiativrecht. Der 
Kanton Freiburg entſchied ſich am 4. Oktober für Verfaſſungs⸗ 
reviſion. 

Namens der ſchweizeriſchen Biſchöfe machte Anfangs Auguſt 
Biſchof Egger von St. Gallen ein vom Papſt an den Biſchof von 
Sitten gerichtetes Schreiben bekannt, in dem der Beſuch der 
katholiſchen Univerſität zu Freiburg ſehr empfohlen wurde. In 
Luzern fand vom 12. bis 15. September der vierte internationale 
Altkatholikenkongreß ſtatt, an dem Vertreter der deutſchen, 
ruſſiſchen, griechiſchen, armeniſchen und ſyriſchen Kirchen teilnahmen. 
Es wurden u. a. Vorträge gehalten von Profeſſor Friedrich über die 
Verſuche, den Kirchenſtaat herzuſtellen, von Profeſſor Beyſchlag aus 
Halle über die allen Kirchen von Rom drohenden Gefahren, von 
Pater Loyſon aus Paris über die Bedeutung des Altkatholizismus als 
eines Proteſtes gegen die römiſchen Mißbräuche. Beſchloſſen wurde die 
Erklärung, „daß dem im vatikaniſchen Konzil zum offiziellen Dogma 
erhobenen und jetzt geltenden ultramontauen Syſtem das altkirchliche 
Ehrenprädikat katholiſch nicht zukommt, welches den Bekennern des 
allgemeinen chriſtlichen Glaubens der alten ungeteilten Kirche ge— 
bührt.“ Am 22. Auguſt tagte in Bern der 4. Weltfriedens- 
fongreß, am 24. Auguſt eine Konferenz zur Beratung der 
Orthographie für die deutſche Schweiz. Sie ſprach ſich für die 
preußiſche Rechtſchreibung aus. In Genf tagte am 9. September 
das „Inſtitut für internationales Recht“. Es beſchloß Er— 
klärungen zur geſetzlichen Regelung der Ausweiſung und Zulaſſung 
von Fremden und überreichte dem ſchweizeriſchen Bundesrate den 
Entwurf zu einer Übereinkunft wegen Gründung einer „internationalen 
Union“ behufs Veröffentlichung des authentiſchen Textes der zwiſchen 
zwei ſich fremden Staaten abgeſchloſſenen Verträge. Damit war die 
Bitte verbunden, den Eutwurf den Regierungen aller ziviliſierten 
Länder zur Begutachtung vorzulegen und ihnen eine diplomatiſche 
Konferenz zur Prüfung der Sache vorzuſchlagen. Dieſem Erſuchen 
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hat der Bundesrat durch Note vom 4. Oktober entſprochen. Ferner 
wurde in Bern am 30. September die Übereinkunft einer Anzahl 
größerer Staaten wegen Errichtung eines Zentralamts für inter⸗ 
nationales Eiſenbahnfrachtrecht unterzeichnet. Das Zentralamt 
ſoll am 1. Januar 1893 zu Bern in Wirkſamkeit treten. 

In der am 5. Dezember begonnenen Winterſeſſion der Bundes⸗ 
verſammlung wurden Geſetze über die Bundesrechtspflege und über 
Einführung des Zündhölzchen⸗Monopols angenommen, das Budget 
für 1893 in Einnahme auf 72730000, die Mehrausgaben auf 
11080 000 Franken feſtgeſtellt, und zum Bundes präſidenten für 
1893 Dr. Schenk aus Bern, zum Stellvertreter Frey aus Baſelland 
gewählt. Der neue Handelsvertrag mit Frankreich kam vor Ablauf 
des Jahres nicht zu ſtande, worauf ein Beſchluß des Bundesrats 
vom 22. Dezember für die Zeit vom 1. Januar 1893 an den ſoge⸗ 
nannten Zollkrieg mit Frankreich eröffnete. 

Aus dem Parteileben ſind einige Vorgänge bemerkenswert. 
Die Vertreter der ſozialdemokratiſchen Partei entſchieden ſich im März 
dahin, das „Recht auf Arbeit“ als Forderung der Partei aufzuſtellen. 
Die Feier des 1. Mai verlief in der ganzen Schweiz ſehr ruhig. 
In allen größeren Städten wurde der Tag mit einem Umzuge und 
vielen Reden gefeiert. Vier gefährliche Anarchiſten in Lauſanne 
wurden des Landes verwieſen, was einen erfolgloſen Racheakt gegen 
die Wohnung des dortigen Präfekten nach ſich zog. Die Polizei in 
Teſſin mußte umfangreiche Maßregeln gegen eingewanderte italieniſche 
Anarchiſten treffen. Die politiſche Sommerſtille ward durch das 
Aufkommen einer Bewegung für die künftige Wahl des Bundes- 
rats durch das Volk unterbrochen. Sie ging zunächſt von 
Demokraten aus, die auf einer zahlreichen Verſammlung zu Baden im 
Aargau das Zeichen dazu gaben, doch trat bald auch die ultramontane 
Partei mit aller Kraft dafür auf. Daneben ging eine Bewegung 
für Neugründung der freiſinnigen Partei. Eine große Ver⸗ 
ſammlung gab die Anregung, worauf die Züricher und die Berner 
Freiſinnigen mit Programmen herausrückten. Mit größerem Nach⸗ 
druck traten dann die Genoſſen in Luzern auf, in deren Programm 
Erweiterung der Volksrechte in dem Sinne verlangt wurde, daß alle 
im Bunde eingeführten Volksrechte eben dadurch auch ſofort in den 


Kantonen Anwendung finden ſollten. 
1892. 25 


386 Aufſtände im türkischen Reiche. 


Die Salkanltanten und Griechenland. 


Die inneren Verhältniſſe des türkiſchen Reiches boten nicht 
viel Bemerkeswertes. Zu erwähnen ſind nur kleinere Aufſtände in 
verſchiedenen Provinzen. Die Auflöſung des aus Eingeborenen be⸗ 
ſtehenden Korps der Caroglia zu Tripolis im Februar erregte dort 
große Unzufriedenheit, weil die allgemeine Aushebung die Folge war. 
Der Beamte, der im Bazar den Arabern dieſe Verordnungen vorlas, 
entging nur mit knapper Not der Mißhandlung und das Volk zerriß 
die Verordnungen. Kaum war aber die Ruhe hergeſtellt, ſo er— 
ſchienen einige tauſend Beduinen aus dem Innern vor der Stadt 
und erhoben beim Gouverneur Einſprache. Mit ſeiner Antwort zu— 
frieden, veranſtalteten ſie einen feierlichen Zug, um ihm zu danken. 
Dabei kant es im Hofe des Palaſtes zum Kampfe mit den Truppen, 
worauf die mißtrauiſch gewordenen Beduinen ſich in der verſtärkten 
Zahl von 20000 vor der Stadt lagerten, entſchloſſen, hier zu bleiben 
bis zum Widerruf der Verordnungen. Ferner kam es in Ober- 
Armenien, im Bezirk Saſſoun, zu einem Aufſtande, veranlaßt durch 
die Auferlegung vieler Lieferungen zu Militärtransporten. Es kam 
zu Kämpfen mit den Truppen, die mehrmals geſchlagen wurden. 
Ein Aufſtand in der arabiſchen Provinz emen endete nach mehreren 
Kämpfen mit der Unterwerfung eines Beduinenſtammes und mit 
einem dreimonatlichen Waffenſtillſtand mit einem anderen. Dabei 
wurde zugeſagt, daß keine Sklaven mehr die Freiheit erhalten ſollten. 
Auf Kreta wurde im Februar das Gerichtsweſen neu geordnet, die 
ganze Lage war aber noch ſo ungeordnet, daß es im Oktober wieder 
zu Kämpfen zwiſchen den türkiſchen Truppen und den angreifenden 
Sphakioten kam. Der Meuterei verdächtig ſchien auch eine größere 
Zahl von Softas in Konſtantinopel zu ſein, die daher im September 
plötzlich zu Schiff nach entlegenen Provinzen gebracht wurden, ans 
geblich damit ſie nicht ferner dem Elend preisgegeben ſeien. Sultan 
Abdul Hamid nahm im Mai den Erbprinzen von Meiningen und 
deſſen Gemahlin niit großen Ehren auf. Als in Verbindung mit 
den Berichten hierüber falſche Nachrichten über den Geſundheitszuſtand 
des Sultans von der „Allg. Reichskorreſpondenz“ in Berlin ver⸗ 
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breitet wurden, wurde deren Herausgeber, ein Ruſſe, von hier aus⸗ 
gewieſen. In der diplomatiſchen Vertretung bei der Pforte traten 
einige Anderungen ein: am 8. März empfing der Sultan den neuen 
engliſchen Botſchafter Sir Ford; der deutſche Botſchafter v. Rado⸗ 
witz wurde im Juli nach Madrid verſetzt. Sein Nachfolger, Fürſt 
Radolin, ward am 12. November, unter Entfaltung großen Pompes, 
vom Sultan empfangen. Der neue italieniſche Botſchafter Graf 
di Collobiano trat die Stelle im Oktober an. Am wichtigſten für das 
türkiſche Reich waren ſeine Beziehungen zu Rußland und Bulgarien. 
Erſtere ſind unter Rußland berührt (S. 265). 

Prinz Ferdinand von Koburg nahm an griechiſchen Neujahrs⸗ 
tage in Sofia die Glückwünſche der Würdenträger Bulgariens ent⸗ 
gegen. Der leitende Miniſter Stambolow drückte dem Fürſten 
das volle Vertrauen und den Dank des Landes aus, das feſter als 
je zu ihm ſtehe; der gegenwärtigen Zeit des Ringens werde die Ge⸗ 
ſchichte den Namen der Zeit der Selbſtverleugnung geben, weil das 
Ziel der nationalen Beſtrebungen ſich nur mit der hohen Entſagung 
erringen laſſe, in welcher der Fürft ein Vorbild gebe. Dieſer 
wohnte am 24. Januar der Eröffnung der Telephonlinie Sofia — 
Philippopel bei und ernannte am 25. Februar den früheren Finanz⸗ 
miniſter Sallabaſchew zum Juſtizminiſter. Folgenden Tags wurde 
des Prinzen Geburtstag in Sofia als Nationalfeſt gefeiert. Er 
wohnte mit ſeiner Mutter Clementine, den Miniſtern, Truppen⸗ 
abteilungen und einer großen Volksmenge einem Tedeum bei und 
beantwortete unter lebhaftem Beifall die Anſprache des Präſidenten 
der Sobranje. Im April trat der Prinz eine längere Reiſe ins 
Ausland an, die ihn nach Mailand, Paris und an den Hof der 
Königin von England in Balmoral führte. Beim Diner, das ihm 
der Lordmayor von London am 10. Juni gab, erwiderte der 
Prinz deſſen Toaſt mit dem Bemerken, ſein Beſuch in England ſei 
von dem Gedanken geleitet, der engliſchen Nation Dankbarkeit zu be⸗ 
weiſen für ihr Intereſſe gegenüber Bulgarien. Daß er nach be 
ſonderen Freunden ſich umſah, war ſehr begreiflich bei dem fort⸗ 
während unheimlichen Zuſtande, wo ruſſiſche Ränkeſpinner die 
bulgariſchen Staatsmänner mit den böſeſten Abſichten heimlich zu 
umſchleichen fortfuhren. Infolge von Mitteilungen der Wiener Re⸗ 
gierung wandte ſich Stambolow im Januar an die ſerbiſche Re— 
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gierung mit der Bitte, auf bulgariſche Flüchtlinge in Belgrad 
zu achten, die mit Mordanſchlägen und Plänen zum Umſturz in Sofia 
umgingen. Eine Verwundung Stambolows durch einen Revolver⸗ 
ſchuß im Januar wurde begreiflich ſofort auf einen Mordanfall 
zurückgeführt, doch ſoll er ſich die Wunde aus Unvorſichtigkeit zuge⸗ 
zogen haben. Aber bald darauf wurde der diplomatiſche Agent 
Bulgariens in Konſtantinopel, Vulkowitſch, hier abends auf der 
Straße durch Unbekannte mittels Meſſerſtichen ermordet. Er war 
einer der tüchtigſten und patriotiſchſten Männer Bulgariens, der ſeit 
langem viele panſlaviſtiſche Verſuche, bei der Pforte Mißtrauen 
gegen den Prinzen Ferdinand und ſeinen erſten Miniſter zu jüen, 
wereitelt hatte. Die Beerdigung erfolgte in Gegenwart des Prinzen 
und der Miniſter in Philippopel. Der Regierung gingen genaue 
Mitteilungen zu über Anzeichen, die auf einen mit der ruſſiſchen 
Geheimpolizei zu Odeſſa in Verbindung ſtehenden flüchtigen Bulgaren 
als Thäter hindeuteten. Dieſer wurde zwar in Konſtantinopel feſt⸗ 
geſetzt, aber auf Wunſch der dortigen ruſſiſchen Botſchaft au dieſe 
ausgeliefert, obwohl er türkiſcher Staatsbürger war. Die Pforte 
ſchwankte eben in dieſer und ähulichen Fragen haltungslos zwiſchen 
den Zumutungen Rußlands und dem gerechten Unmute Bulgariens. 
Dieſem gab Stambolow in einer Note vom 31. März entſchiedenen 
Ausdruck. Er ging von der vorjährigen Ermordung des bulgariſchen 
Miniſters Beltſchew und dem damaligen Verſprechen der Pforte aus, 
bulgariſche Emigranten zu überwachen und ihre verbrecheriſchen Ver⸗ 
ſuche zu verfolgen; er erinnerte ferner daran, daß alle bulgariſchen 
Emigranten mit ruſſiſchen Päſſen verſehen ſeien, und beſchwerte ſich 
über obige Nachgiebigkeit gegen Rußland, ſowie, daß mit Hilfe der 
türkiſchen Polizei die ruſſiſche Botſchaft die Verfolgung des an jener 
Mordthat anſcheinend beteiligten Bulgaren Kufcheleff erſchwert ſei. 
Die Note verlangte Auslieferung der intellektuellen Mörder Vulko⸗ 
witſchs und der gegen ihr Vaterland konſpirierenden bulgariſchen 
Emigranten, endlich Anerkennung der Regierung des Prinzen Ferdinand. 
Im Anſchluß hieran rückte der neue bulgariſche diplomatiſche Agent 
Dimitroff dem ruſſiſchen Botſchafter in Konſtantinopel mit der Frage 
zu Leibe, ob die ruſſiſche Regierung den bulgariſchen Flüchtlingen 
auch nach deren jüngſten Thaten noch Beweiſe des Wohlwollens 
geben werde. Die Antwort ging dahin, Nußland werde ſeine Haltung 
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nicht ändern. Bald darauf wurden in Ruſtſchuk 7 Ruſſen wegen 
Verdachts eines Dynamitanſchlags verhaftet. Wegen der Ermordung 
Vulkowitſchs wurden am 12. Mai zwei Männer in Sofia zum Tode 
verurteilt. Der Prozeß gegen die Mörder des Miniſters Belt⸗ 
ſchew brachte eine Reihe von Urkunden zum Vorſchein, wonach 
verſchiedene Perſonen, von Rußland unterſtützt, im vorigen Jahre die 
Ermordung des Prinzen Ferdinand und ſeiner Miniſter geplant 
hatten. Dieſe Urkunden wurden ruſſiſcherſeits als gefälſcht bezeichnet, 
der Prozeß endete aber mit der Verurteilung von 5 Männern 
zum Tode. Sie wurden am 27. Juli in Sofia gehängt und zugleich 
weitere geheime ruſſiſche Aktenſtücke aus 1889 veröffentlicht zum Be⸗ 
weiſe, daß damals der Flüchtling Zankow von Rußland Geldmittel 
für Perſonen erhalten habe, die ſich bereit erklärten, an einer Um⸗ 
wälzung in Bulgarien thätigen Anteil zu nehmen und „den Prinzen 
Koburg zu ermorden“. 

Noch weit mehr als durch alle dieſe Vorgänge wurde Bulgarien 
in den Vordergrund europäiſchen Intereſſes gerückt durch den Beſuch, 
den der Miniſterpräſident Stambolow am 13. Auguſt dem türkiſchen 
Sultan abſtattete. Dieſer ließ ihn feierlich einholen und hatte eine 
läugere Unterredung mit ihm. Er beglückwünſchte ihn zu der Art, 
wie er die Angelegenheiten Bulgariens leite, und verſprach, im 
günſtigen Augenblick den Prinzen Ferdinand anzuerkennen. Dann 
beſchenkte der Sultan den Miniſter mit einer mit Brillanten ver⸗ 
zierten Tabackdoſe. Unwillig hierüber richtete die ruſſiſche Regierung 
am 18. Auguſt an die Pforte eine Note mit dem Bedauern über 
den Empfang Stambolows. Zwar habe der türkische Botſchafter in 
Petersburg verſichert, deſſen Reiſe ſei eine Überrafehung geweſen und 
vermöge die korrekte Haltung der Türkei gegenüber dem vertrags⸗ 
widrigen Zuſtande in Bulgarien nicht zu ändern, aber die Bezeigung 
von Ehren für den Miniſter gleich nach den Hinrichtungen und der 
Veröffentlichung gefälſchter Urkunden müſſe „berechtigte Empfindlich⸗ 
keiten erregen“. Die Pforte habe dem Regime der Uſurpation eine 
Ermutigung gewährt, die als ſtändige Gefahr für den Frieden Europas 
angeſehen werde. Die Antwort der Pforte ging kurz dahin, ſie achte 
die Verträge und wolle die Freundſchaft mit Rußland aufrecht er⸗ 
halten. 

Prinz Ferdinand hielt am Jahrestage ſeines Regierungsantritts 
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eine Anſprache, in der er ſagte, auf ſeiner Reiſe im Ausland habe 
er gefunden, daß man überall dem Namen Bulgariens mit Achtung 
begegne; ſehr ermutigt fühle er ſich durch den herzlichen Empfang in 
England; nicht minder fühle er ſich glücklich wegen des Wohlwollens, 
das der Hof feines Oberherrn dem bulgariſchen Volke und Stambolow 
erwieſen habe. Auch bei ſeiner Eröffnung der Ausſtellung in Philip⸗ 
popel am 27. Auguſt hielt der Prinz eine Anſprache mit dem Hinweis, 
daß die Feier den Sieg der friedlichen Kulturarbeit des Landes bedeute. 
Beim Feſtmahle brachte er einen Toaſt auf den Sultan aus, dem 
er dankbar für die Sendung beſonderer Vertreter ſei. Befriedigt und 
ermutigt zeigte ſich der Prinz ferner am 27. Oktober in der Thron⸗ 
rede zur Eröffnung der Sobranje. Die aufgeklärten Nationen 
zeigten Zuneigung für das tapfere bulgaͤriſche Volk und den lebhaften 
Wunſch, es ſiegreich zu ſehen im Kampfe zur Verteidigung ſeiner 
Rechte und Selbſtändigkeit; dazu ſeien die Bande zwiſchen dent 
Sultan und ihm, deſſen Vaſallen, noch enger geknüpft worden. Von 
gleichem Sinne erfüllt war eine Anſprache des Prinzen am 13. No- 
vember beim Schluß der Ausſtellung in Philippopel. 

Im Dezember kam es zu eingreifenden Anderungen der Ver⸗ 
faſſung. Ungeachtet der Warnungen vor ausländiſcher Einmiſchung 
genehmigte die Sobranje, auf beſonderes Betreiben Stambolows, 
folgende Vorſchläge der Regierung: Die Nachkommen des gewählten 
Fürſten ſollen nicht mehr gezwungen ſein, dem griechiſchen Glauben 
anzugehören; die Anſprüche an die Bildung der Abgeordneten ſollen 
erhöht, es ſoll fortan ein Abgeordneter auf je 30 000, ſtatt bisher 
auf je 20000 Einwohner gewählt, die Freiheit der Preſſe ſoll ein⸗ 
geſchränkt, die Zahl der Miniſterien ſoll auf 7 erhöht, und es ſoll 
das Tragen ausländiſcher Orden verboten werden. Die erſte Ande⸗ 
rung hing mit dem Wunſche des Prinzen Ferdinand, ſich zu vermählen, 
zuſammen, war aber politiſch die bedenklichſte. 

Im Königreich Rumänien fielen am 1. Februar die Neuwahlen 
zu beiden Kammern überwiegend zu gunſten des konſervativen Mi⸗ 
niſteriums Catargi aus. Die Niederlage der Oppoſition wurde 
noch dadurch verſchärft, daß ſie keine einzige bedeutende Perſönlichkeit 
durchzubringen vermochte, während ſich auf der anderen Seite viele 
einflußreiche Männer, darunter faft alle Miniſter, befanden. Ver⸗ 
geblich hatte in der Wahlbewegung das Schreckgeſpenſt des Eintritts 
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in den Dreibund und der Auslieferung an Deutſchland ſtark herhalten 
müſſen. In der Thronrede zur Eröffnung der neuen Kammern am 
7. März eröffnete König Karl ein großes geſetzgeberiſches Arbeits⸗ 
feld. Das wichtigſte Ergebnis der Seſſion beſtand in der Annahme 
eines Geſetzes, wonach der bäuerlichen Bevölkerung die Entleihung der 
zur rationellen Bewirtſchaftung ihrer Grundſtücke erforderlichen Gelder 
erleichtert werden ſoll. Hervorzuheben iſt ferner ein Geſetz, wonach 
25 Millionen Francs für Militärzwecke, worunter 10 Millionen für 
Kasernen und 15 für Anſchaffung eines kleinkalibrigen Gewehrs ver⸗ 
wendet werden ſollen. Die Verlobung des Thronfolgers, Prinzen 
Ferdinand, mit der 17 jährigen Prinzeſſin Maria von Großbri⸗ 
tannien, Tochter des Herzogs von Edinburg, wurde im Juni vom 
Miniſter des Kußern den Kammern als ein für das Land glückliches 
Ereignis bezeichnet, und der König erwiderte auf die Glückwünſche der 
Kammern, er erblicke in dieſer Verbindung einen wahrhaften Troſt, 
denn er ſehe dadurch das mit der gegenwärtigen Generation be- 
gonnene Werk geſichert. Die Kammern bewilligten im November 
dem Thronfolger eine jährliche Apanage von 300000 Fr., deren 
Hälfte auf die Prinzeſſin Maria ſoll übertragen werden können. Auf⸗ 
ſehen erregte es, daß am 29. Oktober ein ruſſiſcher Dampfer unter 
offener Mißachtung der Quarantänevorſchriften in die Sulinamündung 
der Donau einzudringen verſuchte und gewaltſam zurückgehalten werden 
mußte. Am 21. Juni ſtarb in Bukareſt der frühere Miniſterpräſident 
Bratiano. 

Im Gegenſatz zu Rumänien war die Lage im Königreich Serbien 
infolge widriger Parteiverhältniſſe ſehr verfahren. In der am 
10. Januar eröffneten Skupſchtina unternahm die radikale Oppoſition 
eine Reihe heftiger Angriffe gegen die Regierung. Namentlich wurde 
die Ausweiſung der Königin⸗Mutter Natalie in ſehr erregter Weiſe 
beſprochen und als Verfaſſungsverletzung bezeichnet. Bei der Budget⸗ 
beratung wurde die Regierung vieler Unrichtigkeiten bezichtigt und ihr 
die geſtiegene Unſicherheit im Lande zur Laſt gelegt. Höchſt wider⸗ 
lichen Eindruck machte bei allen Parteien die regierungsſeitig geneh⸗ 
migte Erklärung des früheren Königs Milan, daß er aus dem 
ſerbiſchen Unterthanenverbande ſcheide, und in der Skupſchtina erfuhr 
das Benehmen Milans die ſchärfſte Kritik. Dieſe Verhandlung endete 
mit den Worten des Miniſters Gjajo: „Serbien begräbt heute Milans 
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Regiment; befeſtigen wir den Grabſtein gut und dauerhaft, damit es 
Milan für alle Zeiten unmöglich wird, ſeine politiſche Auferſtehung 
zu feiern.“ Dann wurde ein ſein Ausſcheiden bekräftigendes Geſetz 
mit dem Zuſatze genehmigt, daß er auch ſeine Rechte auf Erziehung 
des jungen Königs verliere. Die beantragten Mittel für außer⸗ 
ordentliche Heeresbedürfniſſe wurde erſt genehmigt, nachdem die Re⸗ 
gierung die Troſtloſigkeit der Heereszuſtände in ihrer ganzen Größe 
dargelegt hatte. Als am 17. Juni Proſitſch, einer der drei Re- 
genten, geſtorben war und das radikale Miniſterium die Wahl eines 
Nachfolgers ſeiner Partei ſichern wollte, kam es am 23. Auguſt zum 
Rücktritt des Miniſteriums Paſitſch und zur Ernennung des liberalen 
Miniſteriums Avakumovitſch, das ſofort alle radikalen Präfekten 
abſetzte. 

Intereſſaut waren die Vorgänge im Königreich Griechenland. 
Die Lage der Finanzen begann ſich der Portugals zu nähern, denn 
ſeit Jahrzehnten waren Schulden auf Schulden gehäuft und wurden 
die Bedürfniſſe zu einem großen Teil durch die Anleihen beſtritten. 
Endlich war aber das Ausland mißtrauiſch geworden, und ſeit 1890 
hatte keine Anleihe mehr aufgenommen werden können. Infolgedeſſen 
traten ernſte Störungen ein, das Gold ſchoß in die Höhe, der Ver— 
kehr mit dem Ausland erlahmte, die Zolleinkünfte nahmen ab. Ein⸗ 
greifende Maßregeln waren längſt nötig, aber vom Miniſterium 
Delyannis aus Scheu, unbeliebt zu werden, verſchoben worden. Als 
ſich fernerer Aufſchub unthunlich erwies, erließ der Miniſterpräſident 
in der am 9. Februar eröffneten Kammer einen hochpatriotiſchen 
Appell an die Opferwilligkeit des Landes, wodurch die Abgeordneten 
ſo ergriffen wurden, daß ſie begeiſterungsvoll Geſetzentwürfen wegen 
Einführung des Tabackmonopols und Erhöhung der Einfuhr— 
zölle auf faſt alle Artikel zuſtimmten. Die Stimmung der Kammer 
reichte dann noch ſo weit, daß ſie am 23. Februar die beantragte 
Anklage gegen das frühere Miniſterium Trikoupis ablehnte. Nun 
begab ſich aber etwas gänzlich Unerwartetes. Am Abend des 
29. Februar erſchien ein Flügeladjutant des Königs bei Delyannis 
mit dem Erſuchen um Rücktritt vom Miniſterium, weil Delyannig 
nicht im ſtande ſei, die unabweisliche Beſſerung der Finanzen durch⸗ 
zuführen. Die Bevölkerung wurde durch die Maßregel ſehr erregt, 
die Kammer ſprach ihr Vertrauen zu Delyannis aus, und eine zahl: 
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loſe Menge rief vor dem Palaſte: „Nieder mit dem König!“ 
worauf dieſer ſelbſt den Oberbefehl über die Garniſon von Athen 
übernahm und kräftig für Herſtellung der Ordnung ſorgte. Dieſe 
Entſchloſſenheit wirkte günſtig im ganzen Lande, und unter dieſem 
Einfluß ſchloß die Kammer am 5. März eine Art von Verſöhnung 
mit dem Könige, worauf der Kammerpräſident Konſtantopulos ein 
neues Miniſterium bildete, welches die Kammer auflöſte und in 
einem am 2. April veröffentlichten Programm eine ehrliche und 
unparteiiſche Regierung, Verminderung der Ausgaben, Beſſerung des 
Unterrichtsweſens ſowie raſcheren Juſtizgang verſprach. Die Neu- 
wahlen fielen am 15. Mai überwiegend für Trikoupis aus, den 
der König am 21. Juni zum Miniſterpräſidenten ernannte. Im 
Budget, das dieſer am 7. Juli der Kammer vorlegte, waren die 
Einnahmen auf 100300000 Drachmen, ſowie ein Überſchuß von 
faſt 2 Millionen berechnet; der Ausfall des alten Budgets ſollte 
durch 7 Millionen Erſparungen und 10 Millionen neue Einnahmen 
gedeckt werden. Die Vorſchläge wurden genehmigt, aber das Ver: 
trauen des Auslands kam ſo raſch nicht wieder, zum Teil weil das 
zu erſchreckender Höhe geſtiegene Räuberweſen die Zuſtände nicht als 
befeſtigt erſchienen ließ. Der König feierte am 27. Oktober in 
Gegenwart ſeines Bruders, des däniſchen Kronprinzen, und ſeines 
Neffen, des Zarewitſch, ſowie unter Begrüßung durch eine engliſche 
und eine franzöſiſche Flotte, feine filberne Hochzeit. Die Kammer 
genehurigte in ihrer am 10. November begonnenen Seſſion das 
Budget für 1893 mit 110 Millionen Einnahme und 6 Millionen 
überſchuß. Am 29. Januar ſtarb in Athen der Dichter Rangabe, der 
1856—59 Miniſter des Außern, 1874 — 86 Geſandter in Berlin war. 

Die Regierung des Fürſtentums Montenegro ſchloß im April 
mit der Pforte einen Vertrag wegen Einſetzung einer ſtändigen 
Kommiſſion zur Schlichtung der öfteren Streitigkeiten zwiſchen den 
beiderſeitigen Grenzbewohnern. Fürſtin Darinka, Witwe Danilos, 
ſtarb in Venedig und wurde in Cettinje beerdigt. Fürſt Nikita, 
den der Zar einſt ſeinen einzigen Freund genannt hatte, fiel bei dieſem 
in Ungnade, weil er eine von ihm 1891 bei der ruſſiſchen Regierung 
aufgenommene größere Anleihe „in ein Geſchenk des Zaren ver- 
wandeln“ wollte; dagegen wurde des Fürſten Ungnade mehreren 
geiſtig hervorragenden Männern zu teil. 
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In Agypten trat am 7. Januar ein Thronwechſel ein. Der 
ſeit 1879 regierende Khedive Tewfik Paſcha erlag im Alter von 
kaum 40 Jahren der Influenza. Er hatte ſich zwar nicht durch be= 
ſondere Herrſchertugenden ausgezeichnet, aber es hatte ihm nicht an 
Charakterzügen gefehlt, die ihn befähigten, mit Geſchick ſeinen Poſten 
auszufüllen. Durch Sparſamkeit und Ordnung hatte er ein gutes 
Beiſpiel gegeben und einige Male hatte er durch maßvolles Ver⸗ 
halten in kritiſcher Lage drohende Gefahren beſchwichtigt. Gemäß 
der Linegrerbfolge, deren Anerkennung Tewfiks Vater, Ismail Paſcha, 
1873 vom Sultan Abdul Aziz erlangt hatte, ging das Thronrecht 
auf Tewfiks älteſten Sohn, den 18jährigen Abbas Hilmi über, der 
ſich mit feinem Bruder zum Beſuche der Thereſianiſchen Lehranſtalt 
in Wien befand. Vom Sultan bereits am 9. Januar als Khedine 
anerkannt, brach er, ähnlich wie 1875 der zum König von Spanien 
ausgerufene Alfons, von der Schulbank zum Throne auf. Mit den 
beſten Schulzeugniſſen verſehen, vom Direktor und dem Lehrkörper 
des Thereſianums nach dem Bahnhof begleitet, reiſte Abbas unter 
dem Schutz öſterreichiſcher Offiziere von Wien ab, beſtieg in Trieſt 
ein ägyptiſches Schiff und traf, in Begleitung von ſechs engliſchen 
Kriegsſchiffen, am 16. Januar in Alexandria ein, wo er von einer 
großen Volksmenge feſtlich empfangen wurde. Nach der Ankunft in 
Kairo hielt er eine Parade über ägyptiſches und britiſches Militär 
ab, dann begab er ſich in den Palaſt, wo ſeine Familie und die 
Räte ihn erwarteten. Hier wurde das Anerkennungsſchreiben des 
Sultans verleſen, worauf die britiſche Militärkapelle die türkiſche 
Nationalhymne ſpielte. So beſtieg Abbas II. als ſechſter Nachfolger 
Mehemed Alis den Thron des Pharaouenlandes. Ob er ſich den 
Beſchlüſſen ſeiner engliſchen Berater ebenſo fügſam erweiſen, überhaupt 
Englands thatſächliche Oberherrſchaft ebenſo ruhig ertragen wird als 
ſein Vater, muß die Zukunft lehren. Am 26. Januar nahm er auf 
dem Platze vor dem Abdinpalaſte zu Kairo den Treueeid der 
Garniſon in Empfang. Das bisherige, von Muſtapha Fehmi Paſcha 
präſidierte Miniſterium behielt er bei, und dem Volke bereitete er 
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große Freude durch Erlaſſe wegen Herabſetzung des Salzpreiſes und 
Abſchaffung der Gewerbeſteuer; der geſetzgebenden Verſammlung ver⸗ 
ſprach er am 30. Januar, die Arbeit ſeines Vaters fortzuſetzen. Die 
feierliche Überreichung des Beſtallungserlaſſes des Sultans verzögerte 
ſich infolge eines plötzlich aufgeworfenen Streits über die Zugehörigkeit 
der Halbinſel Sinai mit Teilen der Landenge von Suez zu Egypten, 
und fand ſodann am 13. April durch einen beſonderen Geſandten 
des Sultans, den Marſchall Achmed Eyub Paſcha ſtatt. Die 
Finanzen des Landes entwickelten ſich in befriedigender Weiſe: das 
Budget für 1892 wies eine Vermehrung der Einnahmen um 10 
Millionen Francs auf, ſodaß ein Überſchuß von 27 ¼ Millionen 
erzielt wurde. Der britiſche Bevollmächtigte Sir Evelyn Baring 
ſprach ſich in ſeinem Jahresberichte dahin aus, daß man vorläufig 
noch nicht an eine Wiederbeſetzung des Sudans denken könne, da 
der Madhi noch über bedeutende Streitkräfte verfüge, zu deren Ver⸗ 
nichtung eine Armee erforderlich ſein würde. Dieſe Anſicht wurde 
dadurch beſtätigt, daß die Truppen Osman Digmas im Oktober 
wieder zu Vorſtößen übergingen und bis in die Nähe des von 
britiſchen Truppen beſetzten Suakin vordrangen, infolgedeſſen es im 
November zu einem blutigen Gefechte bei Tokar kam. 
Angelegenheiten des Kaiſerreichs Marokko erregten mehrmals 
die Aufmerkſamkeit europäiſcher Mächte. Die zahlreichen europäiſchen 
Kaufleute in Tanger fanden Schutz gegen die aufſtändiſchen Kabylen 
nicht beim Kaiſer, ſondern durch Kriegsſchiffe der Weſtmächte. 
Frankreichs Gelüſte nach der Oaſe Tetuan riefen die Eiferſucht 
Englands wach, das durch Entſendung einer beſonderen Geſandtſchaft 
nach Fez ſich faſt vergeblich bemühte, größeren Einfluß im Lande zu 
erlangen. Dagegen gelang es einer beſonderen franzöſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft, im November die Zuſtimmung des Sultans zu einigen Einrich⸗ 
tungen von allgemeinem Nutzen zu erlangen. Die Regierung des Kongo⸗ 
ſtaats geriet mit Frankreich in heftigen Streit wegen eines Gebietes 
zwiſchen dem 17. und 32. Grade n. Breite und wegen der Ermordung 
eines franzöſiſchen Forſchers. Die Regierung wies beide Anſprüche mit 
großer Entſchiedenheit, erſteren unter Berufung auf ein Schiedsgericht 
ab und zog ſich dadurch den Unwillen der Pariſer Preſſe in hohem 
Grade zu. Neues Ol kam dadurch ins Feuer, daß die Kongoregierung 
eine Expedition von 5000 Mann unter Van Kerkhove in das Strom⸗ 
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gebiet des Welle und Mbomn ſandte, um zu verhindern, daß Frank⸗ 
reich das Land weſtlich vom Albert Nyanza und dem oberen Nil be- 
ſetze. Durch eine Expedition unter Stairs ließ die Regierung das 
kupferreiche Katangagebiet in Beſitz nehmen, dagegen wurde eine 
Expedition unter dem belgiſchen Forſcher Hodiſter im April von den 
Arabern weſtlich des Tanganjikaſees vernichtet. Im Sultanat 
Sanſibar zeigte ſich ſteigende Unzufriedenheit der Bevölkerung mit 
dem Sultan und der engliſchen Oberherrſchaft, namentlich wegen der 
Sklavenfrage und des Nelkenzolls. Ein Bürgerkrieg im Königreich 
Uganda nahm durch Einmiſchung europäiſcher Elemente größere 
Ausdehnung. Die Proteſtanten erhoben ſich wegen Ermordung ihres 
Häuptlings gegen die Katholiken, und dieſe wurden durch Eingreifen 
des Kapitäns Lugard, Vertreters der britiſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, 
geſchlagen. Der König, der geflohen war, kehrte zurück und ſtlützte 
ſich fortan auf die Proteſtanten. Die Verhältniſſe der ſüdafrikaniſchen 
Republik nahmen infolge vermehrter Ausbeutung der Goldfelder bei 
Johannisburg und der Entdeckung neuer Goldfelder im Norden 
großen Aufſchwung. Am 20. Juui wurde die erſte Eiſenbahn des 
Landes eröffnet, die ſich an die portugieſiſche Bahn der Delagoabai 
anſchließt. Die Spannung zwiſchen der Regierung von Madagaskar 
und Frankreich wurde immer größer. Die Hovas kümmerten ſich 
wenig um ihren Beſchützer und trafen Maßregeln, bloß um zu zeigen, 
daß die Franzoſen trotz aller Verträge recht wenig auf der Inſel zu 
ſagen hätten. 

In den an verſchiedenen Punkten Mittelaſiens begonnenen neuen 
Abſchnitt der großen ruſſiſch-engliſchen Intereſſenkämpfe wurden 
Perſien und Alfghaniſtan hineingezogen. Volksaufſtände, die in 
Perſien zur Wiederaufhebung des einer engliſchen Geſandtſchaft über⸗ 
laſſenen Tabackmonopols führten, hingen mit ruſſiſchen Einflüſſen zu⸗ 
ſammen. Als es ſich um die halbe Million Pfund Sterling Ent⸗ 
ſchädigung dieſer Geſellſchaft handelte, verſuchte der ruſſiſche Geſandte 
in Teheran, der Regierung des Schah eine Gprozentige Anleihe dieſes 
Betrags aufzudringen, im Mai ſchloß aber Naſſred-din eine ſolche 
Anleihe in London ab. Hiernach ließ es ſich als Vergeltung anſehen, 
daß im Auguſt ruſſiſche Truppen ohne weiteres in Aſterabad am 
kaſpiſchen Meer landeten und ſich hier feſtſetzten. Der Emir von 
Afghauiſtan hatte mit Ruſſen und Briten feine liebe Not. Nach 
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dem Kampfe ſeiner Truppen mit den Ruſſen vom Pamir entwickelte 
er in einer Anſprache ſeinem Volke, es ſei den Afghanen abſolut 
nicht möglich, Freunde der Ruſſen zu ſein, und behufs weiteren 
Schutzes gegen ſie ließ er das feſte Asmar in Kafiriſtan beſetzen. 
Der Kaiſer von China machte durch Erlaß vom 4. Januar bekannt, 
daß der im November 1891 im Norden des Landes ausgebrochene 
große Aufſtand niedergeſchlagen ſei; neue Verfolgungen britiſcher 
Miſſionare im öſtlichen China konnten jedoch nicht verhindert werden. 
Durch die im März in Japan ſtattgehabten Neuwahlen zum Par⸗ 
lament wurde die Lage der Regierung nicht verbeſſert, und das neue 
Parlament wurde am 15. Juni nach einer ziemlich fruchtloſen Seſſion 
wieder geſchloſſen. Der König von Korea verbot, im Widerſpruch 
mit den Verträgen, den Verkauf von Grund und Boden in ſeiner 
Hauptſtadt an Ausländer. Auf den Samoa ⸗Inſeln wurde der Streit 
zwiſchen dem König Malietoa und dem Prätendenten Mataafa endlich 
beigelegt. Steigende finanzielle Verlegenheiten riefen im Königreich 
Hawaii tiefgehende politiſche Bewegungen hervor. Eine Ver⸗ 
ſchwörung zur Herſtellung der Republik wurde am 20. Mai entdeckt, 
deren Haupt mußte jedoch im November an die Spitze eines neuen 
Miniſteriums geſtellt werden. 

Der nordamerikaniſchen Union begann die Einwanderung, 
von der ſie gradezu großgezogen iſt, läſtig zu werden, weil ſeit einigen 
Jahren die Zahl der arbeitsfähigſten und wohlhabendſten Einwanderer 
herabgegangen, dagegen die der ärmeren zugenommen hatte und nicht 
nur ein Strom von Proletariern, ſondern auch fremdartige, wider⸗ 
ſtrebende Elemente ins Land gekommen waren. Infolgedeſſen kam 
es am 5. Mai zu einem die Einwanderung der Chineſen beſchränkenden 
Geſetze und im Dezember im Senate zu einem Verſuche, für ein Jahr 
jede Einwanderung zu verbieten. Der die Welt erfüllende Kampf der 
Arbeiter gegen Ausbeutung durch Kapitalismus nahm in der Union 
große Ausdehnung und einen rückſichtsloſen Charakter an, indem es 
infolge von Lohnſtreitigkeiten der Arbeiter in den Eiſenwerken Penn⸗ 
ſylbaniens, in den Minen Idahos und an zweien der größten Eiſen⸗ 
bahnen zu förmlichen Kriegen kam, in denen die Arbeiter nicht ohne 
Schwierigkeiten vom Militär überwunden wurden. Die Columbusfeſte 
fanden an vielen Orten der Union ſtatt, am großartigſten in New⸗Jork 
am 8., in Chikago am 12. Oktober. Ein heftiger Kampf zwiſchen 
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den zwei Hauptparteien des Landes um die Neuwahl des Präſidenten 
der Republik endete mit einem entſchiedenen Siege der demokratiſchen 
Partei, indem ſich am 8. November 257 der 44 Staaten vertretenden 
419 „Elektoren“ für Grover Cleveland ausſprachen, der am 4. März 
1893 als 24. Präſident die höchſte Stelle antrat, die er ſchon 
1885—89 bekleidete. 

Die vereinigten Staaten von Mexiko, noch vor zwei Jahrzehnten 
der Schauplatz der erbittertſten Parteikämpfe, erfreuten ſich unter der 
umſichtigen Leitung des Präſidenten Diaz ſteigenden Wohlſtands und 
dauernder Ruhe. Der Aufſchwung wurde hauptſächlich durch die 
Ausdehnung der Eiſenbahnen bewirkt, auf denen die reichen Boden⸗ 
erzeugniſſe aus dem Innern abgeführt wurden. Nachdem Diaz am 
12. Juli auf vier Jahre zum Präſidenten wiedergewählt war, ſchilderte 
er am 17. September im Kongreß die außerordentlich günſtige Lage 
des Landes. Faſt ſchien es, als ob der Aufſchwung Mexikos die 
Republiken Mittelamerikas zur Nacheiferung anſpornte, denn in 
ihnen allen traten die noch bis vor kurzem alles beherrſchenden Partei 
kämpfe hinter ein ernſtes Streben nach materieller Hebung des Landes 
zurück. Zu dieſem Zweck ließen ſich namentlich die Regierungen von 
Coſta⸗Rica, Nicaragua und Honduras die Heranziehung europäiſcher 
Einwanderer angelegen fein. Dies in Verbindung mit einer Befiede- 
lung des Landes und der Anlegung von Plantagen wurde in Honduras in 
ganz eigentümlicher Weiſe einer Dampfſchiffgeſellſchaft in Entrepriſe 
gegeben. Die Verhältniſſe in Colombia entwickelten ſich friedlich 
und dem Fortſchritt förderlich. Zur Hebung der Finanzen wurde das 
Tabackmonopol eingeführt. Sehr unruhig ging es vom Februar bis 
zum Oktober in den vereinigten Staaten von Veuezuela her. Ver⸗ 
faſſungsſtreitigkeiten ähnlicher Art wie 1891 in Chile führten zu einem 
ſehr wechſelvollen, blutigen Kriege zwiſchen dem Präſidenten Palacio 
ſowie ſeinen Nachfolgern einer- und dem General Crespo andererſeits, 
in dem dieſer ſchließlich die Oberhand behielt. In Ecuador wurde für 
die Zeit bis 1896 Dr. Cordero zum Präſidenten gewählt, und zwar unter 
Umſtänden, die auf bevorſtehende heftige Kämpfe mit der klerikalen 
Richtung hindeuteten. Der Kongreß von Bolivia genehmigte den 
Friedensſchluß mit Chile, welches hiernach die Gebiete behält, die von 
den dortigen Aufſtändiſchen 1891 beſetzt waren; dagegen übernahm 
Chile die auswärtige Schuld Bolivias. Die Regierung von Pern 
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wandte bedeutende Mittel zur Heranziehung europäiſcher Einwanderer 
an, die im Quellengebiet des Amazonas zu einer Kolonie vereinigt 
werden ſollen. In vielen der einzelnen Staaten von Braſilien 
fanden Unruhen lokalen Charakters ſtatt, hauptſächlich weil fie die 
von Fonſeca eingeſetzten Gouverneure nicht los werden konnten. Der 
frühere Präſident Deodoro Fonſeca ſtarb am 23. Auguſt. 

Nach einer langen politiſchen und wirtſchaftlichen Kriſis ver⸗ 
einigten ſich in Argentinien die Hauptparteien Mitre's und Roca's 
auf den Bundesgerichtspräſidenten Saenz Pena als Kandidaten für 
die Präſidentſchaft. Dieſer ſorgte nach ſeiner Wahl für einen um⸗ 
faſſenden Bericht über die Finanzlage, wonach die Staatsſchuld 
49 Millionen Dollars Papiergeld und 407 Millionen Dollars Gold, 
die jährliche Verzinſung 26°, Millionen Dollars beträgt. Die Republik 
Paraguay hatte fortwährend mit Geldverlegenheiten zu kämpfen und 
ſuchte das Defizit durch Anleihen mit 18 %% zu decken. Der Kongreß 
ſprach ſich gegen Beſetzung der öffentlichen Amter mit Fremden aus. 
Ju Chile hatte der vorjährige Bürgerkrieg keine ſchweren Nachteile 
hinterlaſſen. Ein Verſuch des Präſidenten Montt, mit einem aus 
allen Parteien zuſammengeſetzten Miniſterinm zu regieren, erwies ſich 
als unausführbar, worauf im März ein liberales Miniſterium er 
nannt wurde. 
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Thronrede zur Eröffnung des norwegiſchen Reichstags 

Die Frage eiuer N der Militärprozeßordnung im benkſchen 
Reichstag 

Erklärung der Altezechen 15 Bone des böhmischen Ausgleiche 

Kaiſer Wilhelm bei einem parlamentariſchen Diner . 

Erlaß des baier. Kriegsminiſters gegen Mißhandlung von Soldaten 

Die Arbeiterfrage in der italieniſchen ee 9 2 

Oſterreichiſche Steuerreform⸗ Vorlage 85 

Eröffnung des neugewählten ungariſchen Reichstags. 

Rücktritt des griechiſchen Miniſteriums Delyannis 8 

Rede d. Kaiſers Wilhelm beim Eſſen der brandenb. Sünde 8 

Unruhen beſchäftigungsloſer Arbeiter in Berlin 

Rede v. Caprivis im deutſchen Reichstag über die Marine 

Rücktritt des Miniſteriums Freyeinet 0 

Verhandlung des deutſchen Reichstags über eine Kiek 


März. 
Eröffnung des böhmiſchen Landtags. 
Das preuß. Abgeordnetenhaus genehmigt d. Potigeifoftengefeh . 2 
Rede v. Caprivis im deutſchen Reichstag über Deutſch⸗Oſtafrika. 
Eröffnung der rumäniſchen Kammern 5 
Schreiben des Herzogs v. Cumberland an Kaiser Wilhelm. 
Tod des Großherzogs Ludwig IV. von Heffen 
Der König von Württemberg beſucht den baieriſchen Hof . 
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Tag Seite 
14 Die italieniſche Kammer über den Botſchafterpoſten in Berlin 313 
15 Der König von Württ. lehnt die Zulaſſung der Männer⸗Orden ab 201 
17 Militärgeſetz in den Niederlanden N 359 
18 Rücktritt des preuß. Kultusminiſters Grafen v. . Zelia Aa 5 29 
18 Anſprache des Großherzogs Ernſt Ludwig von ee ü 10 
19 | Kaifer Wilhelm begiebt ſich nach Hubertusfod . . . . 101 


21 Vorlage wegen Aufhebung des Welfenfonds an den preuß. Gantz 47 
23 Graf Eulenburg Minifterpräfident, Dr. Boſſe Kultusminiſter i. Preußen 30 
25 Aufhebung des ruſſiſchen Verbots der Weizenmehlaus fuhrt. 258 
26 Der deutſche Reichstag über die Wendung der Politik in Preußen 32 
26 Die ital. Kammer genehmigt Geſetze zur Beſeitigung des Defizits 314 
27 Eugliſch⸗nordamer. Vertrag zur Beilegung des Streits über das 


Beringsmeer 307 

28 Graf Eulenburg im pr. ana uber zung d. a 
Staatsämter De 33 
28 Erlaß d. heſſiſchen Miniſtertums he 1 alen FE > 190 
28 Regierungsjubiläum des Fürſten v. Reuß ü. L. s 
28 Comeniusfeier in Prag. l 
29 Miquel über die Fortführung der preußischen ee e 46 
30 Schluß der Seſſion des deutſchen Richie 44 
31 Bulgariſche Note an die Pforte wegen der Flüchtlinge. . 388 

April. 

1 Das preuß. Abgeordnetenhaus für Aufhebung des Welfenfonds . . 47 
1 Feier von Fürſt Bismarcks 77. Gebuistg > 2 2 m on 58 
1 | Proviforifches Budget für Dünemat 2 2 om oo on.) 36 
5 Schluß des ſächſiſchen Landtags . . . 3230 f 
8 Anſprache der deutſch⸗böhmiſchen ö 3 225 
8 | Der König der Belgier verlangt Maßregeln gegen die Anarthiſen 358 

17 Auflehnung der Erzbiſchöfe von Aix und Avignon gegen die franz. 
Regierung.. 9 „ „ 
18 D. pr. Abg.⸗haus über d. eng b. besten Slack zanker N 34 
21 Tod der Großherzogin⸗Witwe Alexandrine v. Meckl.⸗ ⸗Schwerin . 102 
21 Neubildung des ital, A DI dn! 
23 Radetzkyfeier in Wien.. 8 5 241 
23 Oſterr. Verord. w. Errichtung eines Gerichts in Weckeleborf. 5 
24 Kaiſer Wilhelm beſucht den Freiherrn v. Stumm 102 
24 Jubiläum d. 40 jährigen Regier. d. Großherzogs v. Baden. . 197 
25 Jubelfeſt der Entſtehung der Marſeillaiſ JJ. 1105 
28 Kaiſer Wilhelm in Oſtfriesland .. G 103 
28 Schluß des Landesausſchuſſes für Elsaß-Lothringen „„ „ 
29 Kaiſer Wilhelm und Prinz Heinrich auf Helgolannzdz 2. 103 


29 Ein Wirbelſturm verwüſtet die Inſel Mauritius 305 
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Mai. 
Beſuch des Königs von Sachſen in Stuttgart 
Feier der goldenen Hochzeit des Herzogs von Koburg⸗ Gotha 
Finanz⸗Programm des umgeſtalteten Miniſteriums di Rudini. 
Hamburg begeht den Gedenktag des Brandes von 1842 
Nordamerik. Geſetz gegen Einwanderung von Chineſen. 
Eintritt des deutſchen Kronprinzen in das Heer 
Dankſchreiben des Großherzogs v. Baden an ſein Volk 
Schreiben des Papſtes an die franzöſ. Kardinal⸗Erzbiſchöfe 
Die Frage des Berliner Schloßbaues im preuß. Abg.⸗hauſe 
Feſtlicher Empfang des deutſchen Kaiſerpaars in Stettin 
Verhandlung d. baier. 2. Kammer über d. preuß. Value 
Rede des Kaiſers Wilhelm in Stettin. 0 
Erklärung des bad. Miniſterpräſ. gegen d. direkte Wahlrecht 8 
Ernennung des italien. Miniſteriums Giolitti u 
Rede des Kaiſers Wilhelm in Danzig 1 
Katholikenverſammlung in Berlin für Zulaſſung der ler 
Die Klapka⸗Feier vor dem ungar. Unterhauſe 
Aufruf des Grafen von Paris an die franzöſ. Royaliften . 0 
Die württemb. 2. Kammer lehnt d. Zulaſſung d. Männer⸗Orden ab 
Zuſtimmung der belg. 2. Kammer zu den Regier.⸗Vorſchlügen betr. 
Verfaſſungs änderung N 
Parteitag der nationalliberalen Partei Deutschlands in Eiben 
Ne ide Stdkeerdn ; 
Auflöſung der belgiſchen Kammern . 
Schluß des ſchwediſchen Reichstags 
Geſetz wegen Neuordnung der franzöſ. Neben ee ee 
Ernennung des Prinzen Georg v. England zum Herzog v. York . 
Finanzielles Programm d. ital. Miniſteriums Giolitti . 
Feier der goldenen Hochzeit des Königs v. Dänemark 
eee it Ill 
Schluß des baieriſchen Landtags. 
Empfang der Königinnen der Niederlande in Potsdam 
Juni. 
Garibaldi⸗Feier auf der Inſel Caprera 
Kaiſer Wilhelm bei der Trauung des Fürſten e 
Deutſchfeindliches Feſt in Nancy . 5 
Huldigungen der Stadt Rom für Konig en f 
Zuſammenkunft des Kaiſers Wilhelm mit dem Zaren in Kiel 
Feier des Kronungsjubiläums in Ungarn 
Erlaß des Reichskanzlers an d. Botſch. in Wien u d. F. Bismard 
Niederlage der deutſchen Schutztruppe unter v. Bülow in Oftafrila . 
Das norwegiſche Storthing verlangt ein eigenes Konſulatweſen 
26* 
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Erlaß bezüglich des preuß. rothen Adlerordens 

Arbeiter⸗Unruhen in Brüſſel eee 
England nimmt die Gilbert⸗Inſeln in Bei . 
Parteitag der Konſervativen in Dresden 

Die badiſche 1. Kammer gegen d. direkte Wahlrecht 

Die Frage d. kön. Theater in d. neuen Provinzen vor d. Abg. re 
Neuwahl der belgiſchen Kammern N 
Ausſpruch des Herzogs v. Meiningen gegen bie Antifemiten 
Empfang des F. Bismarck in Berlin und Dresden. 

Rede Gladſtones für Home-Rule 8 

Empfang des italieniſchen Königspaars in Potsdam. Be) 
Fürſt Bismarck in Wien . % ‚ N Er 
Miniſterium Trikoupis in Griechentund⸗ 

Einzug des ital. Königspaars in Berlin „ 
Schluß des badiſchen Landtangnßgg nn rennen 
Schluß des preußiſchen Landtags. 8 2 
Anſprache des Großherzogs von Baden an d. Ae 8 
Empfang des Fürſten Bismarck in München 

Eutlaſſung des württemb. Pfarrers Schrempf e 
Veröffentlichung politiſcher Geſpräche d. F. Bismarck in Wien 
Gedenkfeier auf dem Schlachtfelde von Solferin s. 
Anſprache des F. Bismarck im Rathaus zu München 
Empfang des F. Bismarck in Augsburg u: 
Arbeiter⸗Unruhen in Brüſſel.. 9 

Kaiſer Wilhelm tritt eine Reiſe an d. rwe Küſten an 
Schluß des britiſchen Parlaments ME; 


Juli. 
König Oskar verſagt dem Beſchluß des norwegiſchen PR vom 
10. Juni die Genehmigung Bas 


Unruhen in Madrid 8 

Die öſterr. Regierung verftändigt ſich en d. 1 0 75 Aiberalen Partei 

Volkskundgebung in Chriſtiania für Erhaltung der Union . 

Veröffentlichung eines Erlaſſes des Reichskanzlers v. 1890, betr. den 
Fürſten Bismard . . - 353533 

F. Bismarck empfängt zahlreiche Württemberger . 

Regierungsjubiläum des Fürſten v. Reuß X 

Hinrichtung des franzöſiſchen Anarchiſten Ravachol 

Feier der Vereinigung Savoyens mit Sp : 

Aufhebung der Robot in Bosnien 

Päpſtlicher Erlaß bezüglich der Sofiimbnefeir . 

Schluß des ungariſchen Reichstags 6 5 

Der deutſche Reichsanzeiger über die polniſche Agitation 

Huldigung von Badenſern, Thüriugern, Heſſen für d. F. Biemarck 
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Abreiſe des Kaiſers und des Prinzen Heinrich nach England 
Rede des F. Bismarck auf dem Marktplatz in Jeua 0 
Rücktritt des böhmiſchen Landsmannſchafts⸗Miniſters Prazack 


Auguſt. 
Columbusfeſt in Rom 8 
Rückkehr des Kaiſers Wilhelm aus 1 5 0 
Eröffnung des britiſchen Parlameuts 
Rücktritt des preuß. Miniſters Herrfurth 
Geſetze über die Währungsreform in Oſterreich 
Das Miniſterium Salisbury bittet um Entlafjung . 
Franzöſiſch⸗ruſſiſches Feſt in Paris 
Stambolow beim türk. Sultan 5 
Ernennung des brit. Miniſteriums Gladſone 2 2 
Trinkſpruch des Kaiſers Wilhelm auf den Kaiſer v. Oſterreich 
Ausweiſung belgiſcher Bergarbeiter aus Frankreich 
Kongreß ſozialdemokratiſcher Arbeiter Skandinaviens . » 
Rede v. Pleners in Eger über die Zuſtände in Sſterreich 
Aufhebung des ruſſiſchen Roggenausfuhr⸗Verbots. 


Miniſterium Avakumowitſch in Serbien 2 
Die Generalverſammlung der e Katholiken teilt in Mainz 
zuſammen 0 5 


Erſter ſloveniſcher Katholttentag in Laibach 


September. 
Der m el Biſchof von Ungarn tritt gegen den kathol. Fürſt⸗ 
biſchof auf eee e e ee ee 
Columbnsfeſt in Genua ee e 
Päpſtliche Eneyklika über den Roſentranz 2 ne 
Enthüllung des Volksdenkmals für Kaiſer Wilhelm 1. in u Met e 


Kongreß der ſozialiſtiſchen Gemeinderäte Frankreichs 8 
Konzeſſion bezüglich des deutſchen Schutzgebiets in emo 
Internationaler Altkatholiken⸗Kongreßß . 1 5 . 


Geburt der preußiſchen Prinzeſſin Viktoria une 5 

Huldigung der Stadt Mainz für den neuen Großherzog 0 

Errichtung einer neuen deutſchen Schutzherrſchaft in Südweſtafrika 

Präſident Carnots Programmrede in Poitiers 

Freyeinets Rede über die franzöſiſchen großen Manöver 

Rücktritt des ruſſiſchen Finanzminiſters Wyſchnegradski. 

Einſetzung einer deutſchen Reichs⸗Cholerakommiſſion 5 

Die evangel.⸗luther. Konferenz über d. Frage d. un e 

Koſſuthfeier in Ungarn . 

Erlaß des Kaiſers Wilhelm A d Unterstützung De in Hans 
von der Cholera Heimgeſuchten. e . 
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Manifeſt des Prinzen Viktor Napoleon 

Pariſer Jahrhundertfeier der Revolution 

Kongreß der franzöſiſchen Sozialrevolutionäre . 5 
Erlaß des evang. Oberkirchenrats bez. d. Reſormationsfeſtes 
Gr. d'Hauſſonvilles Programm für d. franz. Royaliſten 

Der ungariſche Reichstag tritt wieder zufammen . 


Oktober. 


Die Delegationen treten in Peſt zuſammen 8 

Das Volk von Teſſin genehmigt die neue Sara 

Anſprache des Kaiſers Franz Joſeph an die Delegationen 

Eröffnung des neugewählten däniſchen Reichstags. 

Entſcheidender Sieg der Franzoſen über Dahomeh 5 

Erklärung deutſcher Profeſſoren zur Frage des Apoftolitums . 

Schreiben des Kaiſers Wilhelm an den nn Zelle von 
Sn 

Feier der goldenen Hochzeit des Großherzogs von eädfer mar 

Forderung der Parnelliten für Beilegung der iriſchen Frage 

Kaiſer Wilhelm in Wien 1 

Aufruf des Evangel. Bundes gegen d. witamontanismus > 

Geſetz wegen Erhebung dieſes Tags zum Nationalfeſttag Spaniens 

Grundſteinlegung zur Kaiſer eee in Berlin 

Eröffnung der franzöſiſchen Kammern . 

Columbusfeier in Huelng agg 

Eröffnung eines a. o. ſchwediſchen Reichstags. 

Schluß der Delegationen in Peſt 2 

Veröffentlichung der deutſchen Militärvorlagge 

Neuwahl der portugieſiſchen Cortes. S 

Tod der Königin⸗Witwe Olga von Württemberg. 

Reformationsfeſt in Wittenberg 


November. 
Ernennung von Pairs für das öſterr. Herrenhaus 
Eröffnung des öſterreichiſchen Reichsrats 
Erſter elſaß⸗lothringſcher Katholikentag. 
Das deutſche Kaiſerpaar in Stettin . 
Eröffnung der neugewählten belgiſchen Samghertp⸗ 
Wahl Clevelands zum Präſidenten der nordamerikaniſchen Unt 
Eröffnung des preußiſchen Landtags h 
Rücktritt des ungariſchen Minifterpräfidenten Szaborh : 
Das portugieſiſche Königspaar in Madrid 
Erklärung der ſächſiſchen Nationallib. gegen den Niramontaniz ms 
Der ruſſiſche Thronfolger am öſterreichiſchen Hofe N 
Die italien. Kammerwahlen fallen f. d. Miniſterium Giolitti aus. 
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Ernennung des ungariſchen Miniſteriums Wekerle 

Delahayes erſte Enthüllungen über die Panamaſache 

Eröffnung des deutſchen Reichstags. 2 

Rede des deutſchen Reichskanzlers über die Binde 

Eröffnung des italieniſchen Parlaments 

Erlaß des Ev. Oberkirchenrats bez. d . Apoſtolitums 

Im deutſchen Reichstag wird der Antrag auf 5 der Seien 
eingebracht Ar a 5 

Wahlgeſetzvorſchlag der 5 Re 9 5 

Verhandlung der Judenfrage im öſterr. Ahgeorhnetenhanf, : 

Rücktritt des franzöſ. Miniſteriums Loubbet 


Dezember. 
Das öſterr. Abgeordnetenhaus lehnt den Dispoſitionsfonds ab. 
Rücktritt des öſterr. Miniſters Gr. Kuen bug 


Rücktritt des ſpaniſchen Miniſteriums Canovas 

Konſervativer Parteitag in Berlin 

Programm des franzöſ. Miniſteriums Ribot Ber 
Erſte Beratung der Militärvorlage im deutſchen Reichstag. 
Rücktritt des franzöſiſchen Miniſters Rouviee 
Erklärung Rouviers in der Panamaſache 2 

Die franzöſ. Kammer lehnt d. Handelsvertrag m. d. "Sam 165 
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Abbas II., Khedive, beſteigt den Thron 
394. 

Abdul Hamid, türk. Sultan 24, 389, 
394. 

Abreu de Souza, portugieſ. Miniſter⸗ 
präſident; Rücktritt 344. 

Adolf, Großherzog v. Luxemburg 364. 

Ahlwardt, Antiſem.; Prozeß gegen 168. 

Albert Viktor, Herzog von Clarence, 
ſtirbt 295, 304. 

Albrecht, Herz. v. Württ.; verlobt 207. 

Albrecht, Erzherz.; Rede b. d. Radetzky⸗ 
feier 241. 

Alexander III., Zar; beſucht d. Deut⸗ 
ſchen Kaiſer 111. 

Andrieux, früher Polizei-Prüſident von 
Paris 292. 

Bahnſon, dän. Kriegsminiſter, über die 
däniſche Wehrfrage 368. 

Balfour, brit. Miniſter, über Home⸗ 
Rule 302. 

Balleſtrem, Graf, über den Jeſuiten⸗ 
antrag 24, gegen verantwortl. Reichs⸗ 
miniſter 32, in d. Schulfrage 36, üb. 
Soldatenmißhandl. 38, gegen Politik 
des Tauſchverkehrs 41, in Mainzer 
Kathol.⸗Verſ. 123. 

Bamberger über Dampferlinien 10, 
gegen die deutſche Kolonialpolitik 42. 
Bauer v., öſterreich⸗ung. Reichskriegs⸗ 

Min., über d. Heeresdienſtſprache 237. 


Baumbach, R. T.⸗Abg., für Diäten 9, 
über Freiheit des Privateigentums zur 
See im Krieg 42. 

Bebel über Mißhandl. v. Soldaten 39. 

Beernaert, belg. Miniſter⸗Prüſ., über 
Handelsverträge 348; in der belgiſchen 
Verfaſſ.⸗Frage 349, 351; über den 
Kongoſtaat 352; über d. Arbeiterfrage 
357. 

Behanzin, König von Dahomeh, 274, 
286. 

Bennigſen v., für Diäten 9, ruft das 
lib. Bürgertum auf 15, für ein Reichs⸗ 
finanzminiſterium 32, für Unabhängigk. 
d. R. T.⸗Abg. 33, über die Militär⸗ 
vorlage 170. 

Bismarck, Fürſt, in Hamburg 56, 
empfängt Lübecker und Leipziger 57, 
gefeiert v. v. Kardorff 58, Geburtstags⸗ 
feier 58, Rede in Friedrichsruh 61, 
Dankſagung 63, Huldigung in Leipzig 
63, Huldigung in Stuttgart 64, 
empfängt Kriegervereine 65, über 
Sonntagsruhe 65, über Ausſöhnung 
mit dem Kaiſer 66, erhält Grüße des 
Zaren 67, Ankunft in Dresdeu 68, 
in Wien 73, in München 76, in 
Augsburg 82, Dankſagung 83, kriti⸗ 
ſiert d. deutſche auswärtige Politik 85, 
über feine Entlaſſung 86, empfängt 
Württemberger 90, empfängt Badenſer 
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92, in Jena 94, nach Varzin 100, 
über d. Erzbiſchof v. Stablewski 128, 
über die Militärvorlage 143. 

Björnſon, über die ſchwed. Unions⸗ 
frage 378. 

Boetticher v., Staatsſekr., üb. Fabrik⸗ 
inſpektoren 10, üb. Schloßbaupläne 49. 
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Kultus⸗Min. 30, über d. Volksſchul⸗ 
geſetz 35, über bürgerl. Geſetzbuch 36, 
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Bourgeois, franz. Miniſter, über die 
Lage Frankreichs 279, in d. Panama⸗ 
ſache 291. 

Brialmont, belg. Abg. und General, 
über d. Maasforts 351, über d. belg. 
Wehrgeſetzfrage 357. 

Brin, ital. Minifter des Äußern, in 
Berlin 117, Wahlrede 327, über den 
Dreibund 329. 

Briſſon, franzöſ. Abg., Feſtrede zum 
10. Aug. 279, mit Kabinettsbildung 
beauftragt 290. 

Canovas del Caſtillo, ſpan. Min.⸗ 
Präſ., über d. Arbeiterbewegung 336, 
beim Columbusfeſt 340, Rücktritt 343. 

Caprivi, Graf v., Reichskanzler u. pr. 
Miniſt.⸗Präſ., eröffnet d. preuß. Lands 
tag 10, über d. Volksſchulgeſetz 16, 20; 
Rücktritt von d. Miniſterpräſidentſchaft 
32, über Soldatenmißhandl. 38, über 
Deutſch⸗Oſtafrika 43, fl. d. neue Kreuzer⸗ 
korvette 41, über d. Militärvorlage 158, 
169, über d. Reichs⸗Etat 164, über 
Infanterie⸗Gewehre 172. 

Carlos, Don, als ſpan. Prätendent 282. 

Carnot, Prüf. d. franz. Republik, Rede 
zu Neujahr 267, beim Feſt in Nancy 
276, in Chambery 278, Rede in 
Poitiers 280. 

Catargi, rumän. Miniſterpräſ. 390. 

Cavaignaec, franzöſ. Marine⸗Miniſter, 
beim Etat 276, Rücktritt 277. 
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Chamberlain, brit. Abg., über die 
Frage Agyptens 297. 

Chriſtian IX., König von Dänemark, 
feiert d. goldene Hochzeit 365, an der 
Spitze eines deutſchen Regiments 367. 

Clemenceau, franzöſ. Abg., in der 
Panamaſache 292. 

Colombo, ital. Finanzminiſter, Rück⸗ 
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